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Erstes Kapitel. 
Einleitung. 

* 

§■ I. 

Wenn die Zeiten dahin sind, in welchen die Existenz und 
die Integrität der Völker von der glücklichen Intrigue eines 
schlauen Diplomaten abhing, wenn die Schicksale der Nationen 
immer mehr auf der Bethätigung ihrer selbstbewussten Kräfte 
beruhen , so ist in demselben Yerhältniss das Interesse des Han- 
dels und der Industrie gestiegen; — diese Interessen ver- 
wachsen täglich mehr mit dem Volksleben, — und jeder einzelne 
Punkt der industriellen Thätigkeit berührt und bedingt die ganze 
Wohlfahrt und Macht eines Landes. Handel und Fabrikation 
sind die Haupt- Faktoren der inneren und äusseren, der sozialen, 
sowie der Staats- und völker-rechtlichen Entwicke- 
lung der Staaten geworden. Jede Nation wäre dem unfehlbaren 
Ruin preisgegeben, wenn sie mit ihrem Verkehr blos auf das 
Inland beschränkt wäre. Ein Volk, welches keinen Antheil 
nimmt an dem Wechselverkehr der ganzen gebildeten Welt, gibt 
sich selbst auf. Mit jedem abgeschnittenen Absatzwege mindert 
sich der Wohlstand, die Thätigkeit, die Thatkraft und die Ar- 
beitsamkeit, ja sogar die Sittlichkeit der arbeitenden Klassen. 
Darum sind diejenigen Institutionen von der höchsten Bedeutung, 
welche den Weltverkehr befördern, welche den Bürger im Aus- 
lande schützen, und den Frieden der Welt vermitteln helfen. 
Insofern wird die Diplomatie wiederum wichtig für das Volk, 
nehmlich als Handels-Diplomatie. Besonders haben die 

Oppenhelm, ConsuUte. \ 



Digitized by Google 



2 



liberaleren Regierungen, welche die Forderungen der Neuzeit 
begreifen und nicht blos d y na sti s c h e Interessen vertreten, wie 
zum Beispiel die Vereinigten Staaten Nordamerika^, diesem 
Zweig der Diplomatie in der Gesetzgebung sowohl, als auch in 
der Praxig , die verdiente Würdigung angedeihen lassen , und ihn 
auf die gebührende Stellung erhoben, was in anderen Ländern, 
namentlich früher vielfach, vernachlässigt wurde. (Um so selt- 
samer muss es erscheinen , dass Henry Wheaton, ein ame- 
rikanischer Diplomat, in seinem Handbuch des Völkerrechts den 
alten Weg ging, und das Consularwesen fast gar nicht be- 
rührt hat). 

In dem Organismus der handelspolitischen Behörden 
sind natürlich die Consulate das wichtigste Glied. Wenn auch 
die Handels- und Schiffahrts-Verträge von den eigentlichen Di- 
plomaten, den bevollmächtigten Ministern und Geschäftsträgern, 
abgeschlossen werden, so sind es doch immer und überall, wo 
nicht die Volksinteressen den dynastischen geopfert werden, die 
Consule , welche durch ihre , auf lokale Beobachtungen gestütz- 
ten, Berichte diese Handels- und Schiffahrts- Verträge vorberei- 
ten, die dazu nöthigen Materialen liefern und nachderhand die 
strenge Einhaltung derselben zu controliren haben. 

§. 2. 

Zu dieser wichtigen Thätigkeit bedürfen die Consuln: 

1) Streng abgegrenzter Befugnisse. Ihr Gouvernement muss 
im Stande sein, ihnen genau die Grenzen ihrer Rechte und 
Pflichten anzuweisen, und sie auf diesem Gebiete vollständig zu 
schützen. Allgemeine und spezielle Instruktionen , gegründet auf 
feste Verträge und auf anerkannte Grundsätze und Sitten des 
Völkerrechts, müssen die Basis ihrer legitimen Stellung bilden. 
Das ist zu ihrer formellen Berechtigung unentbehrlich, und in 
dieser Beziehung wird es namentlich das Bestreben aller gesetz- 
gebenden, consultativen und verordnenden Behörden sein müssen, 
die darauf bezüglichen Statuten der verschiedenen Länder in 
möglichsten Einklang zu bringen. 

2) Reicht die formelle Sicherung ihrer Stellung noch nicht 
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aus, der Wirksamkeit der Consuln die entsprechenden Erfolge zu 
gewährleisten. Der materielle Inhalt ihrer Aufgabe erheischt 
eine genaue Kenntniss der nationalökonomischen Kräfte und Ten- 
denzen ihres vollmachtgebenden Vaterlandes und der mit demselben 
in unmittelbarem Verkehr stehenden Staaten. Sie müssen nicht blos 
dem Kaufmannsstande und der Handelsmarine ihrer Heimath als 
Rechtsbeistände im Auslande zur Seite stehen, sondern auch die 
Zukunft dieser nutzlichen Klasse im Auge haben. — Darum ist 
eine technische Ausbildung sogenannter Consulats -Eieren, wie 
Frankreich dieselbe eingeführt hat, allen den Ländern nicht ge- 
nug zu empfehlen, welche nicht, wie England, in ihrem Welt- 
handel selbst und der durch allgemeine Oeffentlichkeit und aus- 
nahmsloses Self-Governement gesteigerten, Entwicklung der tech- 
nischen Bildung aller Gewerbsklassen die beste Schule für die 
Vertretung der kommerziellen Interessen besitzen. — 

Gerade die Handels- und Sccstaatcn zweiten Rangs, 
welche bisher das Consulatwescn grösstentheils vernachlässigt 
haben, sollten demselben ihr speziellstes Augenmerk widmen. 
Frankreich, Nordamerika und England haben schon viel dafür 
gethan, und ihre Bürger genicssen noch ausserdem auch den 
Schutz diplomatischer Autoritäten, während der arme Prcussisch- 
Deutsche Zollverein es während der Dauer eines Menschenalters 
noch nicht dazu gebracht hat, dass die Gemeinschaft seiner in- 
neren Angelegenheiten nach Aussen als ein Ganzes vertreten 
und behandelt wurde. Der Deutsche Doctrinair phantasirte Jahre- 
lang von Flotte und Colonien, von organisirlen Auswanderungen 
u. dgl., und hat es in fast 30 Jahren noch nicht zu diesem er- 
sten, und bei allen Aufgaben der Art vorauszusetzenden, 
Schritte bringen können, dem doch augenscheinlich kaum der 
Souverainetäts-Dünkel der Einzelstaaten im Wege steht, wie den 
meisten anderen, einheitlich anzubahnenden Reformen. — 

Woher kommt es, dass auf allen Deutschen Auswanderungs- 
projecten, trotz der anerkannten Tüchtigkeit der Deutschen Co- 
lonisten, der ewige Fluch des Misslingens lastet? Warum? Die 
Antwort ist einfach. — Und erblüht einmal irgendwo eine 

1* 
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Deutsche Kolonie, so ist es gewiss unter fremden Schutz, und 
ihre Kräfte sind dem Mutterlande Terloren. 

§. 3. 

Dem ganzen Plane dieses Buches nach müssen wir die — 
von Alex. v. Miltitz so weitläufig behandelte — Geschichte 
des Consularwesens hier bei Seite lassen. An einer massenhaf- 
ten Quellenkunde zu derselben fehlt es seit Miltitz's ausführ- 
licher Arbeit (Manuel des Consuls, 3 Bände in 6 Theilen, un- 
vollendet) gewiss nicht mehr; die eigentlich dabei zu lösende 
historische Aufgabe bestünde nur noch darin, der Geschichte 
des Consulats in einer umfassenden Ges chi cht e des Handels 
den entsprechenden untergeordneten Platz anzuweisen. Die Ge- 
schichte der Consulate ist der Schattenriss der Geschichte des 
Handels*). So lange der Handel im Wesentlichen Binnen- 
handel war, und die wenigen Faktoreien in fremden Ländern 
auf besonderen Privilegien beruhten, so lange waren die Consuln 
mehr Handelsrichter und vorgesetzte Behörden der handel- 
treibenden und nach ihren heim is che n Rechten lebenden 
Korporationen. Erst seitdem der Handel, gestützt auf die 
erweiterte Seeschifffahrt, die bisherigen Fesseln abwarf, die en- 
gen Schranken der National- Vorurtheile, des bornirten Egois- 
mus durchbrach und zum Welthandel sich erhob, erwarben 
die Consuln ihre heutige Seilung. — Die stehenden Consulate 
sind älter als die „s tc hen den Gesandtschaften;" die Consulate 
bekamen zuerst eine hohe völkerrechtliche Bedeutung im 
Orient, „dans les e'chelles de l'Orient," wo ihnen zugleich die 
Fürsorge für den persönlichen Schutz ihrer christlichen Landa- 
leute übertragen war. Dort konnten sie lange für die Vorpo- 
sten der Europäischen Civilisation gelten. Je mehr aber die hu- 



•) Vergl. Oppenheim's Völkerrecht, 1845, S. 260 u. ff.; 
Steck» Versuch etc. S. 119 u. ff. Ducango, Gloss. me- 
diae et infer. latinitatis. v. conservator., Eberty's Zeischr. f. 
nationale Gesetgebung etc. 1844, Heft X. S. 179 (über die Alt- 
griechisebeu JTpo&voi) u. s. w. — Das moderne Institut der 
Handels-Constiln datirt eigentlich aus den Zeiten der Kreuzzüge. 
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mane Kultur dort fortschreitet, desto mehr werden gewisse Bran- 
chen ihrer politischen Functionen, z. B. die richterlichen, 
als Anomalien, beschränkt werden. Allein die allmälige 
Zurückfuhrung der Cousulate auf ihren eigentlichen handelspoli- 
tischen Zweck kann nur ihre Nützlichkeit und die Anerkennung 
ihrer Autorität erhöhen. 

Wie sich in den beiden verflossenen Jahrhunderten die 
glänzendsten Partien des Völkerrechts (z. B. die Lehre von der 
Neutralität) hauptsächlieh entwickelt hat durch Verbindung 
der Mächte zweiten Ranges gegen gewisse Suprematieen zur See 
und zu Land, so haben heut zu Tage, wo der Handel die Seele 
de» Völkerverkehrs ist, die mit den kommerziellen Interessen be- 
trauten Behörden die besondere Aufgabe, der ererbten Handels- 
suprematie einiger Länder gegenüber das Princip der Gleichbe- 
rechtigung aller Flaggen in allen Häfen durchzukämpfen, um so 
allmälig eine praktische Solidarität sämmtlicher gebilde- 
ter Völker anzubahnen. Dass Grossbrittanien selbst auf 
diesem Wege voranschreitet, beweist zur Genüge, wie es sich 
hier nicht um einen Kampf entgegenstrebender Interes- 
sen, sondern vielmehr um das wohlverstandene Inter- 
esse Aller handelt. 

§. 4. 

Die juristischen Quellen, in denen wir die Gesetzgebung 
der Consulate zu schöpfen haben, sind im Allgemeinen staats- 
rechtlicher oder völkerrechtlicher Natur. Dem Staats- 
recht gehören die Reglements und Instruktionen an, die Bre- 
vets, Lettrcs patentes, Commissions- und Bestallungsbriefe. Doch 
stehen sowohl die Instruktionen und Vollmachten, welche der 
absendende Staat seinen Consuln mitgibt, als auch die Be- 
handlungsweise des empfangenden Staates unter der Kon- 
trole des Völkerrechts. 

Zu den völkerrechtlichen Quellen gehören in erster 
Linie die Handels- und SchÜTfahrts - Vertrage *) , eventuell 

•) Ueber die Theorie der Staatsverträge' vgl. H. B. Oppenheim's 
„System des Völkerrechts, Frankfurt a. M. 1845, 3. Theil, Kap. 
IX. pag. 226 u. folg. 
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und subsidiarisch gelten die allgemeinen Regeln und Sitten 
des internationalen Verkehrs. 

Instruktionen und Reglements sind die allgemeinen Ver- 
ordnungen für alle Consuln eines bestimmten Staates, welche von 
der gesetzgebenden Behörde desselben emaniren, oder, wenn sie 
Ton rein politischen oder Verwaltungsbehörden ausgehen, der 
legislativen Controle unterliegen. — Aus den Instruktionen, 
welche ein Staat seinen Consuln ertheilt, lässt sich in der Regel 
auch entnehmen, welche Rechte er den fremden Consuln auf 
seinem Territorium einzuräumen gedenkt, da das ganze Consu- 
larwescn auf Reziprozität gebaut ist. — 

Die Brevets oder Lettres de patente sind die speziel- 
len Vollmachten, welche den einzelnen Consuln ertheilt werden, 
und enthalten in der Regel auch einige nähere Bestimmungen, 
die hierher gehören. 

Das jus gentium consuetudinarium greift insofern oft 
in die Consular- Verhältnisse ein, als es Collisionen der Inter- 
essen und R e c h t s - Konflikte in Menge gibt, zu deren Ent- 
scheidung der klare Wortlaut der Verträge nicht ausreicht. Im 
ganzen völkerrechtlichen Verkehr, so wie in den Beziehungen 
des internationalen Privatrechts, ist der Usus wichtig, wo- 
bei freilich die Regel ziemlich fest steht, dass in dubio für 
dis un beschränkte Sou ver aine tät s r e cht jedes Staates 
zn präsumiren ist, wogegen aber auch das moderne Völker- 
recht, seinem innersten Wesen und seiner Entwickclung entspre- 
chend, gewisse privntrechtliche Freiheiten für alle Fremden 
in sämmtlichcn civilisirten Ländern durchgesetzt hat. Die nähere 
Anwendung dieser Grundsätze wird noch bei den einzelnen Leh- 
ren vorkommen. Uebcrhaupt ist es aber nicht blos die strikte 
Auslegung des Buchstabens der Gesetze, sondern die Natur der 
Sachverhältnissc, die alte Rechtssitte, und die logische und con- 
sequentc Ausbildung der schon eingeräumten und anerkannten 
Rechte, welche in den meisten Fällen dem Consul zur Seite ste- 
hen muss, der zwischen dem Aufgeben eines haltbaren Rechts- 
titels und dem Anmassen eines unsicheren Anspruchs, als zwei 
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gleich grossen Gefahren mit sicherem Takte die richtige Mitte 
der Mässigung und Kraft zu behaupten hat. 

Zu diesem Behuf bedarf der Consul nicht allein der Kennt- 
nis» der ihn speciell betreffenden Rechtsquellen (Instruktionen, 
etc.), sondern auch einer allgemeinen Einsicht in die Begriffe 
des Völkerrechts und der Handelswissenschaft. — 

Ueber die Literatur dieser Fächer s. z. B. v. Ompetade's Litera- 
tur des gesammten natürlichen u. positiven V. R.s, 1785, 2 Bde.; 
v. Kamptz. Neuere Literatur des Völkerrechts, Barl. 1818 und 
vgl. Oppenheim, S. d. V. B., Kap. V. 

§. 5. 

Die Hauptwerke über Consulate werden bei den einzel- 
nen Lehren angeführt werden. (Doch haben wir es für überflüs- 
sig gehalten, dieselben Belegstellen bei jeder Gelegenheit zu 
wiederholen. Die Citate eines Buches müssen sich gegenseitig 
ergänzen). 

Es ist bis jetzt Nichts Erschöpfendes oder auch nur Aus- 
führliches darüber geschrieben worden. Die meisten Monogra- 
phien sind, trotz der vielversprechenden Titel , von Leuten ver- 
fasst worden, welche nur das Consularwesen eines Landes ge- 
nau kannten, und denen aus anderen Staaten nur gelegenheit- 
liche Vergleichungen zu Gebote standen. In den dogmati- 
schen Schriften wurde grösstentheüs nur Frankreich als 
allgemein maasgebend, zu Grunde gelegt, dessen Consularwesen 
allerdings schon seit dem Ende des 17. Jahrhunderts muster- 
haft geordnet, durch die Ordonnanzen der dreissiger Jahre die- 
ses Jahrhunderts (besonders von 1833*) eine zeitgemässe Aus- 
bildung nach allen Seiten erhielt. Wir haben es auch fast über- 
all voran gestellt. Ausserdem haben wir die mannigfaltigen 
und doch trockenen Gegenstände mehr nach übersichtli- 
chen Gruppen, als nach einem abstracten Schematis- 
mus, mehr für den praktischen Gebrauch, als für die the- 
oretische Kontroverse zu ordnen gesucht, mehr gruppirt 



*) Unter de« Duc de Broglie Verwaltung des Ministeriums der 
auswärtigen Angelegenheiten. 
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als getrennt. Wir wen glucklich genug, auch über viel- 
fache ungedruckte Quellen verfügen zu dürfen. Unfrucht- 
bare Streitfragen und unentschiedene Ansichten haben wir 
meistens mit Stillschweigen übergangen, und uns ebenso sehr 
vor der Uebertreibung der meisten Schriftsteller von Fach zu 
hüten gesucht, welche fast Alle die Wichtigkeit und die Privi- 
legien der Consuln zu weit in die Höhe schrauben, und der Welt 
glauben machen möchten, dass die Geschäfte eines Consuls in 
jedem kleinen Hafen die ganze Thätigkeit eines ausgezeichneten 
Mannes erfordern. Es wäre leicht gewesen, die wenigen Prin- 
zipien, welche unserem Stoife zu Grunde liegen, in eine klare 
und durchsichtige Ordnung zu bringen , aber es war unendlich 
schwer den massenhaften Stoff so zu ordnen, dass nicht Man- 
ches an die unrechte Stelle gekommen wäre, wo es nicht gleich 
gesucht wird. Eine vergleichende Uebersicht der wichtigsten In- 
struktionen und einige Appendices sollen diesem Gebrechen ab- 
helfen. Die Tarife werden so oft verändert, dass hierin Voll- 
ständiges zu leisten schlechterdings nicht erstrebt werden konnte. 
Auch was die Reglements angeht, darf nicht vergessen werden, 
dass viele kleinere Staaten keine eigene Gesetzgebung hierin ha- 
ben, sondern sich mit den allgemeinen Regeln begnügen, welche 
die Sitte eingeführt hat, so dass nicht nur eine Instruktion oft 
die andere erklärt, sondern viele Instruktionen auch in solchen 
Ländern citirt und angewendet werden, für welche sie gar nicht 
gegeben sind. — Ausserdem sind oft die Consular-Instruktionen 
eines kleineren oder minder gebildeten Staates denen eines an- 
deren nachgebildet, z.B. die Hannoverische und andere Norddeut- 
sche der Preussischen , die Griechische der Französischen, die 
Südamerikanischen der Brasilianischen, die Italienischen der Sar- 
dinischen u. s. w.; im Allgemeinen sind die französischen Or- 
donnanzen das Muster der modernen Reglements. — 

Es war unmöglich hier alles aufzutreiben oder auch nur 
alles Aufgetriebene mitzutheilen. Man ersieht meistens aus Dem, 
was ein Staat einer anderen, starken oder befreundeten Macht 
in ihren Handels- und Schifffahrts -Verträgen gewährt, welche 
Consular-Privilegien überhaupt in diesem Lande anerkannt wer- 
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den, zumal die meisten Staaten, und namentlich fast alle Gross- 
mächte sich durch die, nirgends vergessene, Clausel der Gleich- 
stellung mit der meist begünstigten Nation gegen Uebervorthei- 
lung zu wahren suchen. Dies ist besonders seit längerer Zeit im 
Oriente der Fall, dessen Consular- Verhältnisse wir (nebst de- 
nen gewisser überseeischer Länder, z. B. China's) abgeson- 
dert behandelt haben, um nicht der Verwirrung und Verwech- 
selung ausgesetzt zu sein, welcher unsere meisten Vorgänger 
verfallen sind. 

Das vorliegende Buch wurde so einzurichten gesucht, dass 
es auch als eine Ergänzung des bekannten Miltitz' sehen 
Werkes gelten könnte, dessen gelehrter Autor vor der Bearbei- 
beitung des praktischen Theiles durch den Tod weggerafft 
ward. Die Ausführlichkeit, mit welcher Miltitz die Geschichte 
des Consularwesens und selbst des Handelsrechtes behandelt und 
viele ältere Quellen im Auszuge oder in extenso mitgetheUt, ge- 
stattete uns noch kürzer zu sein, als es sonst der Gegenstand 
erlaubt hätte. 



Zweites Kapitel. 

von der Stellung der Consnln im Allgemeinen 
und ihren Geschäften. 

§. i. 

Schon Vattel erklärte die Institution der Consulate für 
eine der wichtigsten unter allen modernen Einrichtungen. Der 
Handelspolitiker versteht unter Consuln: „Personen, welche in 
grossen Handels- oder Hafen-Städten residiren, mit dem Auftrage, 
die Rechte („und Privilegien") des Kaufmannsstandes und der 
Seeleute ihrer Nation zu überwachen, die Streitigkeiten zwischen 
denselben zu entscheiden u. dgl. m." — Der Consul vertritt nicht 
gerade seinen Souverain in dem Glanz äusserer Würde , aber er 
besorgt eine Reihe einflussreicher und wichtiger Staatsgeschäfte, 
weniger als Repräsentant der Krone, denn als Beamter einer eige- 
nen Art. 

(Vcrgl. unten.) 

§. 2. 

Wenn seit der Errichtung permanenter diplomatischer Mis- 
sionen die Funktionen und Befugnisse der Consuln schärfer von 
den Regierungen umgränzt worden sind, so ist gerade durch diese 
striktere Unterscheidung der Objets commerciaux von den rein 
politischen Aufgaben (Objets politiques) ihre eigentliche Thätig- 
keit stärker hervorgetreten. — Sie haben übrigens nicht blos 
die Schiffer und Kaufleutc ihres Lcndes, den Behörden des ihnen 
angewiesenen Wohnortes gegenüber, zu vertreten, sondern diese 
Behörden auch, kraft mehrerer Cousular-Befugnisse (Attributions 
consulaires), in der Einhaltung der eingegangenen Handels- 
und Schifffahrtsverträge zu überwachen, ihren Landsleuten über- 
haupt mit Rath und That beizustehen, jede rechtswidrige Ver- 
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letzung oder Beeinträchtigung derselben durch alle zuständigen 
Instanzen zu Terfolgen, ausserdem den Handelsspekulationen ihrer 
Landaleute die möglichst günstige Richtung zu geben und den 
betreffenden Ministerien ihrer Heimath über die Fortschritte oder 
den Verfall, über die Bedürfnisse und Desiderien der ihrer 
Kenntniss und Einwirkung unterbreiteten Handelszweige getreuen 
Bericht abzustatten. 

(Vergl. dsa Preambule der Ordonnance v. 15. Decbr. 1815 im „Moni- 
tcur universal," Annfie 1816, Nr. 186 p. 756.): 
„Lea consulata sont instituea pour proteger le commerce 
et la navigation des nos sujets aupe'rs des autorite's längeres, 
pour exercer la justice et !a police sur nos sujets et pour four- 
nir au Gouvernement les documents , qui doivent le mcltre a 
m§me, d'assurer la proaperitä du commerce extdrieur. 

(Vgl. auch Miltitz Tom. III. §. 5. Cbp. II. sect 1. A.) 

Aehnlich sprechen sich die meisten „Brevets" oder „lettrea 
de patente aus. (S. unten.) 

Schon bei dieser ersten, definirenden Erörterung des Con- 
aularwesens begegnen sich staatsrechtliche und völker- 
rechtliche Quellen, aber diese schränken jene ein und 
derogiren ihnen — aus allgemeinen, diplomatischen und juri- 
stischen Gründen. 

§. 3. 

In den meisten diplomatischen Akten, welche die (einsei- 
seitige oder wechselseitige) Zulassung von Consuln stipuliren, 
ist der Gegenstand der Consularthätigkeit nicht näher bestimmt, 
ja viele Consularposten sind ohne vorgängige Stipulation 
errichtet worden. 

Im Allgemeinen stimmen die Brevets, durch welche die 
Consuln angestellt werden , in der Bezeichnung ihrer Funktionen 
zo ziemlich überein. 

Vergl. die Stipulationen der Vertrage 
von Frankreich mit Bolivia, 9. Dezfcr. 1834, 
„ „ „ Brasilien, 8. Jan.' 1826. 

„ „ „ Dänemark, Paris 1663 u. 23. Aug. 1742, 

„ „ „ Spanien, 6. Sept. 1659. 
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yon Frankreich mit England zn Utrecht, 11. April 1713 und 

Versailles, 26. Sept. 1786. 
„ „ „ Nordamerika, 30. Sept. 1800, etc. 

(S. Miltitz, Tora. II. P. IL pag. 21. u. folg.) 

Verträge zwischen Neapel und Russland, 17. Jan. 1787. 
„ „ Spanien und Oesterreich, 1. Mai 1725. 

„ „ „ ., England, 17. Dez. 1665. 

„ „ „ „ Niederlande, 26. Juni 1714 

(Utrecht). 

„ „ Portugal u. Grossbritt., 29. Jan. 1642, etc. 

*. 4. 

Die laufenden Geschäfte eines Consuls bestehen, ausser 
der Kanzlei und den Berichten an seine Vorgesetzten, haupt- 
sächlich in der ununterbrochenen Beaufsichtigung der Schifffahrt 
und des Handels seiner Landsleute. Er hat über die Rechte und 
Privilegien derselben zu wachen, dass sie nicht von den lokalen 
Behörden beeinträchtigt werden, hat Dokumente zu legalisiren, 
kraft seiner notariellen Eigenschaft Akte auszustellen, und Ur- 
kunden aufzunehmen, welche man in seiner Kanzlei deponiren 
will; er hat Avarien (s. u. Kap. XVIII.) zu konstatiren und 
die gesetzlichen Eigenthums-Ansprüche dabei festzustellen. Eben- 
so hat er sich unter gewissen Voraussetzungen bei fälligen Erb- 
schaften zu bethätigen. 

§. 5. 

Mr. Tynn definirt die^ Pflichten eines Brittischen 
Consuls folgendermassen : 

„Seine erste Pflicht ist, seine Commission entweder direkt 
oder durch Vermittelung des Brittischen Gesandten, den Behör- 
den des Landes, in welchen er aecreditirt ist, vorzuzeigen, und 
ihre Anerkennung seiner Stellung zu erlangen, nähmlich durch 

das Exequatur. — Dann ist es seine Pflicht , stets auf 

dem Platze zu sein und die Handels-Interessen seiner Landsleute 
zu beobachten, sie bereitwillig in allen zweifelhaften Fällen mit 
Rath zu unterstützen, Acht zu geben, dass die Bestimmungen 
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der Handelsverträge*) genau eingehalten werden, dass die 
seinem Schutze Anempfohlenen keinen unnöthigen oder unge- 
rechtfertigten Forderungen bei der Führung ihrer Geschäfte aus- 
gesetzt seien, ihre Klagen an die Behörden des Orts, oder an 
den brittischen Gesandten bei dem Hofe, dem der betreffende Ort 
zugehört, oder bei seinem (Englischen) Minister des Auswärti- 
gen anzubringen**); in einem Worte: er hat sich zu bemühen, 
die Lage der Brittischen Unterthanen innerhalb seines Consu- 
lats so angenehm, so vortheilhaft und sicher, als möglich zu 
machen. Es ist seine Pflicht, Brittische Unterthanen jeder Art, 
in seinem Bezirke vor Verletzungen oder Betrug zu bewahren. 
Ist ein Britte eines Verbrechens angeklagt, welches angeblich 
zur See begangen ist, innerhalb des Jurisdictions-Gebiets sei- 
nes Monarchen, so hat er alsdann für Diesen die ausschliess- 
liche Kompetenz zu reklamircn, und eventuell die Entlassung der 
Parteien zu verlangen, wenn dieselben in seinem Bezirke ver- 
haftet sind ; dann muss er dafür sorgen , dass alle juridischen 
Proceduren gegen dieselben alsbald eingestellt werden ; ferner 
mag er den Beistand der Civil- und Militair-Behörden des Orts 
reklamiren, um die Angeklagten an Bord eines Brittischen Schif- 
fes zu bringen, damit dieselben vor einen Gerichtshof des Ver- 
einigten Königreichs gestellt werden. — Seine Pflicht ist ferner 
den Englischen Handel und alle Brittischen Interessen über- 
haupt, zu beaufsichtigen, zu befördern, zu beschützen, jede 
Klage zu beachten, möge sie nun aus Misshelligkeiten mit den 
Eingeborenen oder aus anderen Gründen entsprungen sein, be- 
sonders aber diejenigen Verwickelungen zu beachten, in 
welche die Brittischen Seeleute so häufig gcrathen; nöthigen- 

*) Zu diesen müssen heut zu Tage auch die Verträge zum Schutz 
des literarischen und artistischen Eigenthums gegen Nachdruck 
etc. gerechnet werden. Anm. d. Verf. 

**) In der hier angegebenen Reihenfolge sind die Klagen und Be- 
schwerden, wie durch so viele verschiedene Instanzen durchzu- 
führen. Vergl. übrigens §. VIII. u. folg. der General-In- 
struetions for their S'ajty Consuls, issued by the Secretary 
of stato for the foreign Departement, v, 1846. Anm. d. Verf. 
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falls muss der Consul gehörigen Orts auf die Abstellung sol- 
cher Missstände dringen. Er soll sich bekannt machen mit dem 
Völkerrecht und den Verträgen, mit den Steuer-Tarifen und al- 
len Hafen-Gesetzen und Verordnungen seines Bezirks. Nament- 
lich muss er alle Prohibitiv-Zölle , sowohl Englands, als seines 
Residenz-Landes kennen, um unnütze oder verbotene Ein- oder 
Ausfuhren zu verhindern, damit ja der Schmuggelhandel, und 
die damit verbundenen Confiskationcn und Verhaftungen vermie- 
den werden. Er hat die Würde seiner Stellung aufrecht zu 
erhalten. Als eine, mit einem öffentlichen Charakter bekleidete 
Person, hat er das Recht, während der Abwesenheit der Ge- 
sandten oder Geschäftsträger seines Souvcrains von dem Mini- 
sterpräsidenten oder den anderen Ministern seines Residenz- 
Landes Audienzen zu verlangen. Er muss beständig an dem ihm 
angewiesenen Orte wohnen, und kann, selbst für kurze Zeit 
nicht in die Heimath zurückkehren, ohne dass ihm dazu von 
dem Staatssekretär oder von dem in seinem Aufenthaltslandc re- 
sidirenden Gesandten Ihrer Britt. Maj. Urlaub ertheilt wäre. Hat 
er Urlaub erlangt ; so muss er für die Frist seiner Abwesenheit 
einen Stellvertreter ernennen. — In Kriegszeiten ist das Amt 
eines Brittischen Consuls schwieriger, als im Frieden, besonders 
weil er für die Erhallung der Neutralität des Hafens, den 
er bewohnt, Sorge tragen muss, dass dieselbe namentlich nicht 
von Brittischen Schiffskapitaincn verletzt werde; und es ist 
seine Pflicht, die Eigenthümer oder Assckuradeurc , auf Ver- 
langen in Kenntniss zu setzen, wenn der Kapitain durch Ver- 
letzung der freien Schifffahrt oder der Neutralität der Häfen 
die Assekuranz-Police verwirkt hat. — Er muss allen Britti- 
schen Matrosen aus der Noth helfen (bis zu 1% Livr. täglich) 
sie mit dem ersten Englischen Schiff heimsenden und über seine 
Ausgaben ein regelmässiges Buch führen, welches er jährlich 
oder auch, auf Verlangen öfter, dem Marine-Ministerium 
einzusenden hat. Ferner soll er allen, nach der Heimath 
begehrenden, armen Britten Freipässe ausstellen, welche, an 
die Kapitaine der Krigsschiffe oder der königlichen Fracht- 
Schiffe gerichtet, dieselben zu freien Ueberfahrt des Betref- 
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f enden auffordern. Er darf keinem Englischen Handelsschiffe er- 
lauben, den Hafen zu verlassen, ohne dass Kapitain und Mann- 
schaft allen, an sie gestellten, gerechten Forderungen Genüge 
geleistet hätten; und zu diesem Behuf muss er erst den Pass 
der ausstellenden Lokal- Behörden gesehen haben, es sei denn, 
dass die Firma seines Aufenthalts-Ortes, an welche das Schiff 
consignirt war, für dasselbe gutsagt. Er hat auch alle Taue, 
Anker und sonstige Schiffstrümmer Brittischer Schiffe zu rekla- 
miren, vorbehaltlich jedoch, dass er dafür den üblichen Ret- 
tungslohn („Salvagc" = „Bergelohn") auszahle, und dem Ma- 
rine-Ministerium darüber Bericht erstatte. Er hat auch in al- 
len diesen Fällen die Befugniss, Eide abzunehmen, gerade als 
ob er ein Richter des Ortes wäre. So weit der englische 
Autor. Von praktischen Büchern, welche dem Englischen 
Consul besonders nützlich wären, führt er an: 

Hildyard, on the principles of marine Insurance, 1845. 

Abbot, on (ho Law of inerchant Ships and Seamen, bei Sergeant 
Shee, 1S44. 

Watson, on aibilrations and awards, 1846. 

Palmer, on the law of wreeks, 1843 

Steel's Ship Master's Assistant, 1846. 

Smith, on Mercantile Law. 1813. 

(Andere Werke s. bei den einzelnen Lehren.) 

§.6. 

Es versteht sich von selbst, dass sich die Pflichten, die 
Befugnisse und Geschäfte der Consuln, je nach ihren speziellen 
Instruktionen und den, ihnen in Staatsverträgen eingeräumten 
Befugnissen, so wie nach den Verhältnissen ihres Landes und 
ihres Residenzortes (ob derselbe, i. B. ein Seehafen oder 
nicht?) modifiziren. (So ist in neuerer Zeit die Leitung und 
Regelung des Au s wand er un gs- Wesens hinzugekommen. — 
Vgl. z. B. die Preussis che Denkschrift hierüber in Dr. Joch- 
mus Handbuch etc. 1852, S. 152 u. folg.). 

Hier kam es vorläufig nur darauf an , in einem weitenRah- 
men ein allgemeines Bild der laufenden Verwaltungs- Ge- 
schäfte eines Consuls darzustellen. 



Drittes Kapitel. 

Yon der Ernennung der Consuln, Yize-Consnln 

n. s. w. 

§. I- 

Das Recht, Consuln zu ernennen und zu bestellen, wel- 
ches ehedem auch einzelne Gemeinden und Handels-Compagnien, 
ja, in Frankreich die Rheder (armateurs) und dann — bis zu 
Colbert'sZeiten — die Handelskammern »), in England die 



•) Ursprünglich hatten die französischen Armateurs das Recht, die 
Consuln anzustellen und abzusetzen; sie erwählten dieselben 
meistens aus den höheren Offizieren der Handelsschiffe. Als 
dieses Recht späterhin an die Handelskammern überging, 
wurden die Consulate unter Aufsicht und Auftrag (Commission) 
des Marin e -Ministeriums gestellt, und dadurch von grossen 
Missbräuchen, namentlich von Käuflichkeit und Bestechlichkeit 
gereinigt. Vfiron dePorbonnais, „Finances de la France/' 
(1753. Tom. I. pag. 428) sagt darüber: „Les consulats du Le- 
vant, ainsi que les autres, avaient ilfi Sriges eu charges herß- 
ditaires dans un tems, oü Tesprit de finance dominait ä la fa- 
veur des besoins. Les Consulats se vendaient et s'aehetaient 
comme un effet public, on les faisait exercer par dos commis 
ou des fermiers, qui, sans s'intöresser au bien du commerce et 
de la nation, se servaient de leur autorit€ pour exercer des 
monopoles. Leur mauvaise conduite attirait souvent des ava- 
nies ä nos marchands; quelquefois memo ils eurent TindignitS 
de les susciter, afin davoir occasion de lever des Taxes sur 
les Nationaux, ou de leur pretcr ä des usures exorbitantes, de 
facon que depuis une trentaine d'anp€es il se levait, indepen- 
damment des douanes, 4ä5 pour cent sur l'entrße et la sortie 
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Kaufmännischen C orporationen*), mit Voraussez- 
zung königlicher Bestätigung, besessen haben, gehört 
gegenwärtig auschlies slich den Staatsregierungen an- 
Es ist ein Souverainets recht; wenn es auch nicht ge- 
rade immer direkt vom obersten Repräsentanten der Staatsho- 
heit ausgeübt wird, so kann es doch weder von Privatleuten 
geübt werden, noch ist es an Privatleute übertragbar. (Vgl. 
Miltitz, Tom. IL Part. I. Leo II. Chap. I. Sect. III., art. 1. 
und art. 7. über Italien und England; — ferner Steck, Essai 
sur les Consuls, Berlin, 1790. S. 54). 

Das Corps der Consuln steht heut zu Tage in Frank- 
reich unter dem Ministerium des Auswärtigen, (vgl. d. Ordon- 



tles marchaodises et jusqu'ä raille et 1200 piastres par vais- 
seau, sans que des sommes si prodigieuses eussent acquitte* la 
nation. Le roi avait comraence* par ordonner ä tous les pro- 
prio aires de consulat, de reprSsenter leurs iitres, de 
faire residence, avec defense tres eipresse , d'empreinter au 
prfitendu nom de la nation; dfipuis on retira la propri§t6 

de tous ces consulats, . Le plus grand dßsordre cepen- 

dant venait de la part des ambassadeurs, qui au raepris 
de leur dignitl, exerejüent des monopoles pour s'enricbir. — — " 
Ueberau Monopolien! — Unter Louis XIII. (1617) waren die 
Consulate einem Generalpächter übergeben worden, woraus da- 
mals unendlicher Unfug entsprang. Valin, Commentaire sur 
l'ordonnance de la Marine du mois d'Aoüt 1681" klagt darüber 
dass die meisten Consulate mit Fremden besetzt worden wären. 
Erst der grosse Co lbert, der Reformator der französischen Han- 
delsgesetzgebung, verband die Conßulate enger mit dem Gou- 
vernement. Aber seit den stehenden Gesandtschaften „Missions 
diplomatiques ä residence fixe), die im 17. Jahrhundert unter 
Louis XIV. und besonders durch dem Westphäls. Frieden, 
allgemein aufkamen, verloren die Consuln einen grossen Theil 
ihrer völkerrechtlichen Ehren und Privilegien. 
*) Vgl. David Bailie Warden, On the origin, nature, pro- 
gress and influence of consular establissments, Paris 1813, 
pag. 239. — (Warden, traduit par Bernard Barrtre de 
Morlaix, 1815.) 
Oppenheim, Consulate. 2 
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nance vom 20. August 1S33 , Tit. art. 1.) und besteht aus Ge- 
neral-Consuln , Consulu der 1., Consuln der 2. Klasse und Con- 
sular-Eleven. 

Auch in den meisten anderen Ländern (Grossbrittanien *), 
Preussen**), Türkei, Neapel, Sardinien, Spanien, Portugal, 
Russland) präsentirt der Minister des Auswärtigen den 
zu ernennenden Consul dem Souverain. 

In Dänemark und Schweden steht das erste Vor- 
schlagsrecht den höheren Handelskammern (College royal du 
Commerce, etc. etc.) zu. — Vergl. für Dänemark Miltitz 
T. I. luv. I. Cap.V., Sect. 7, und für Schweden***) s. Mil- 
titz T. I. Liv. I. Cp. V. Sect. 8. und Art. I. des „Nouveau 
Reglement, Stockholm v. 9. April 1830). 

Bei unirten Staaten f), Bundesstaaten oder Staatcn- 



*) Ehedem hatten die an dem betreffenden Orte residirenden Brit- 
tischen Kaufleute ein Vorschlagsrecht, das jedoch längst aus- 
ser Gewohnheit gerathen ist. Doch übte bis 1803 noch die 
Ostindische Compagnie ein ähnliches Privilegium aus. 
•*) Nach einer Kabinetsordre vom 19. Dezemb. 1816, (s. Preussi- 
sche Gesetzsammlung 1817 p. 6); hat der Handelsminister da- 
bei eine berathende Stimme. Vgl. auch Kabinetsordre vom 27. 
Okt. 1810 (über die Organisation der höheren Behörden) in der 
„Gesetzsammlung für die Preussische Monarchie 1811, p. 3 
u. folg. 

'•*) Die vakanten Consulate werden ausgesehrieben; von den 
Handelsgesellschaften der einzelnen Städte werden alsdann Be- 
richte eingeholt, wonach die Regierung ihre Ansicht bildet und 
gewöhnlich dem Könige 3 oder mehr Kandidaten zur Auswahl 
vorschlägt. Schwedischen oder Norwegischen Bürgern 
wird dabei der Vorzug vor Fremden gegeben. Ein Amtseid ist 
mit den Consulaten verknüpft. Für die Ernennung Schwedi- 
scher Consuln bei den Barbaresken-Staaten bestehen eigene 
Bestimmungen, wonach dieselben j et zt ausschliesslich dem „Con- 
voy-Commis8ariat" (Commissariat desCouvois) zusteht; s. d. K. 
Schwed. Ordonnanz vom 30. November 1833. 
f) Vergl. Oppenheim's System des V. R. 110 folg., bes. S. 
117—128, der deutsche Zollverein gehört gar nicht zu 
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bündnissen kann die Frage aufgeworfen werden, ob das Staats- 
hoheitsrecht der Bestallung von Consuln der Centrai-Behörde 
oder den einzelnen Gliedern , ausschliesslich oder beiden zugleich, 
zustehe. Gewöhnlich fällt diese Frage mit der Entscheidung zu- 
sammen, welcher Macht das Recht der eigenen Flagge und des 
Abschlusses von Handelsverträgen zustehe. So auch bei halb- 
souverainen Staaten, die nicht Bundesstaaten sind. 

Im deutschen Bund sind es die Einzelstaaten bis jetzt aus- 
schliesslich , welche dieses Recht ausüben und worin sie selbst 
der provisorische Reichs venveser (184$) nicht unterbrach. 

Die Schweizer Consuln ernennt die (gesetzgebende) 
Bundesversammlung, vergl. die Bundesverfassung vom 8. April 
1848, §. C9 und §. 85; vor der neuen Bundesverfassung hat- 
ten auch die einzelnen Kantone dieses, zwar nur selten aus- 
geübte Recht. 

Die Nord amerikanischen Consuln bestellt der Präsi- 
dent der Vereinsstaaten unter C'ontrole des Senats , der die Wahl des 
Präsidenten verwerfen kann. (S. die Verfassungs-Urkundc v. 17. 
Sept. 1787. Art. II. Sect. 2. §. 2). üeber ältere Controversen 
in dieser Beziehung, vergl. in Bust, Staatsrecht von Nordame- 
rika. Dazu s. d. Consular E stablissm ents von War- 
den, 1813, S. 139 Chp. VI. 

§.2. 

Die schriftlichen Vollmachten, womit die Consuln versehen 
werden , heissen : 

Commissions (Französisch und Englisch) 
Dipldmes Consulaires, 
Lettres patentes, Patente, 



den Staatenbündnissen, er ist nur ein engerer Handelsvertrag, 
eine Verbindung, deren einzelne Glieder oft gemeinschaftlich 
kommerzielle Verträge abschliessen. So vergl. z. B. in dem 
Preuss. Griechischen Handels- u. Schifffahrtsvertrag v. 1830 
die Clausel des Art. XXI. für den Zollverein. Vergl. in 
Cotta*« VierteJjahrschrift von 1847. Heft IV. die Abhandlung 
„über die Consulate des Zollvereins. 

2 * 
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Lettres de provision, — 

Consulats-Patente oder Bestallungen; etc. 
Sie Verden fast überall in der Landessprache abgefasst, 
zuweilen in französisch, nur noch sehr selten auf la- 
teinisch *). 

Der Inhalt derselben ist fast überall derselbe. Die aus- 
stellende Regierung ersucht darin die Regierung und Behörden 
des Landes , in welchem der Consul residiren soll , ihm die Aus- 
übung seiner Funktionen zu gestatten, ihm nötigenfalls Schutz 
und Beistand angedeihen zu lassen und die mit seiner Stellung 
verknüpften Privilegien zu gewähren. 

§. 3. 

Zuweilen wird auch der den Consuln oder General-Consuln 
eingeräumten Befugniss, Vize-Consuln zu ernennen, 
ausdrückliche Erwähnung gethan. 

In einigen Ländern bedarf die Ernennung eines Vize-Con- 
suls durch einen Consul höheren Ranges der Bestätigung 
des Souverains, in anderen hat sich die Regierung auch 
die direkte Besetzung der Vize-Consulate vorbehalten. — Diese 
Vize-Consuln oder Consular- Agenten werden für unbedeutendere 
Häfen oder Handelsplätze bestellt und gelten für blosse Delegirte 
der ihnen vorgesetzten Consuln , zumal wenn sie nicht direkt 
von der Regierung ihres Landes ernannt sind, sie entbehren des 
„öffentlichen Charakters" und korrespondiren sogar nur 
selten, d. h. bei besonders dringenden Angelegenheiten , direkt 
mit dem Ministerium ihres Landes. — Daneben besteht noch 
hier und da der Unterschied zwischen Vize-Consuln und einfa- 
chen Consular- Agenten im engeren Sinne, welche blosse Man- 
datare der Consuln sind. 

I 

S. Titre VI. der Ord. sur le personnel des Consulats vom 
20. August 1833 (Paris) und vergl. auch die französ. Ordon- 



*) Ein k. Dänisches Hescript vom 11. April 1829 bestimmt, dass 
man sieb der Dänischen Sprache in den Patenten („Bestal- 
lung") allen denjenigen Mächten gegenüber zu bedienen habe, 
welche selber nicht die lateinische Sprache dazu anwenden- 
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nance vom 9. Decemb. 1776, art. 2. („der König behält sich 
ror, die Anzahl der Vize-Consuln zu bestimmen/') und (die auf 
die Echelles du Levant und de Barbarie bezugliche) Ord. v. 3. 
Mars 1781, Tit. L Art. 1 u. folg.; — art. 2. „Les consuls 
g<n<raux seront choisis parmi les consuls, les Consuls parmi 
les Vice-Consuls , et les vice-Consuls parmi les i 1 e v e s consu- 
laires." — Art. 3. Aucun ne pourra sedire consul ou vice- 
consul dans les Echelles du Levant et de Barbarie, qu'il n'ait 
obtenu des provisions ou un Brevet de Sa Majeste*. — Art. 70. 
0 Sa. Maj. autorise ses Consuls dans les Echelles du Levant et de 
Barberie, a nommer des Agents dans les lieux de leur departe- 
ment , ou Elle n'a pas d'officiers , lorsque son Service et l'inti- 
rdt du Commerce de ses sujets pourront rexiger." — Art. 71. 
„Les Consuls informeront le secrftaire d'e"tat ayant le departe- 
ment de la marine du choix qu'ils auront fait et des motifs qui 
l'auront de*termin< pour obtenir son agrement." 

Vergl. auch ibidem Tit. VI. art. 39, dass eine „Autori- 
sation speciale du Ministre" nöthig sei. — Art. 41. 
„Ces de'legue's porteront le titre d'agents consulaires." — Le 
titre de Vice-Consuls pourra leur Hre confe"re, lorsque l'im- 
portance du Heu, leur position sociale, ou quelque autre motif, 
pris dans l'inte*r«t du Service, parattra Pexiger." 

Vgl. J. Bursotti, Guide des Agents Consulairs, Naples 1838, Tom.I, 

pag. 302 u folg. 

Die französischenVize-Consuln sind ohneKanz- 
lei und ohne Jurisdiktion, in der Regel auch ohne no- 
tarielle Funktionen. Vergl. die Ordonnce vom 26. Oktober 
1833, Art. 2 und 7, und Moreuil, Manuel des Agents con- 
sulaires, 1850, pag. 375. Sie können keine „S ous-Agen ts" 
ernennen. S. art. 46 der Ordonnce vom 20. August 1833. 

Sie stehen ganz unter der Verantwortlichkeit und dem 
„Traitement" der Consuln, dürfen aber keine ähnliche Stellung 
von einer fremden Macht annehmen. — Art. 43—45 der Or- 
donnance vom 20. August 1833. Zur französischen Ciassinkation 
der Consuln gehört auch noch die Eintheilung in Consuln erster 
und zweiter Klasse. Nach neuesten Verordnungen gibt es etwa 
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40 Consuln erster und etwa 20 zweiter Klasse ; dazu noch die 
Eleves-Consuls. Die Generalconsuln stehen in der ersten Klasse. 
Vergl. die Ordonnance vom 21. August 1842 und die vom 4. 
August 1847. Nach letzterer Verordnung hängt die Rang- 
klasse nicht mehr vom Ort, sondern von der Person 
ab . _ (Vgl. unten Kap. XVI.) 

§. 4. 

In Sardinien, Neapel. Portugal u. a. in. werden einige der 
wichtigsten Vize-Consulatc direkt von den Regierungen besetzt. 

In Gros s bri ttanien, wie in Por luga! und Spa- 
nien (s. Circular vom 29. August 1833 und den Spanisch- 
Französ. Vertrag vom 13. März 1769, Art. 3) haben die Con- 
suln für die Besetzung der Vize -Konsulate Vorschläge zu ma- 
chen, aber die Regierung muss bestätigen. S. d. Englischen 
Consular-Instruktionen vom J. 1833. §.27. („General-Instructions 
for Her Majesty's Consuls, issued by the Secrctary of state for 
the foreign Department," (in Robert Pynn's British Con- 
suls abroad, etc. London 1846. pag. 37 u. folg.). Auch die 
Brittis che Praxis unterscheidet zwischen V i z e-C OB s u 1 n und 
Agenten eines Consuls; Letztere nur darf der Consul ohne 
Weiteres ernennen, aber sie gemessen auch keinen Consular- 
(harakter. 

S. David Bailie Warden, Un consular Establissments, 1813, p.176. 
Die Niederländische Regierung verlangt von ihren 
Consuln vor der Ernennung von Vizc-Consuln den Nachweis der 
Notwendigkeit einer solchen Maassrcgel. 
S. art. 22 des Koglement vom 22. Januar 1814. Hursotti , Tom. II. 
pag. 234 sqq. 

Aehnlich Russland, s. Bursotti, Tom. II. pag. 317: 
Reglement vom 22. Oktober 1820, für die Russ. Consuln in 
Europa und Amerika. 

Für Dänemark, vgl. §. 27 der Instruktion vom 9. Ok- 
tober 1824, für Schweden und Norwegen Art. VII. §. 31 
des Reglement vom 9. März 1830. 

In Preus sen emaniren auch die Vize-Consuln direkt von 
der Regierung; s. Art. 16 des Reglements vom 18. September 
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1796 in Mensch (F. A. de): „Manuel pratiqne du Consu- 
lat etc. pour le Zollverein", Leipzig 1846. p. Iii 

In Oesterreich ernennen die Consuln, (sogen. Con- 
sulats-Vorsteher," welche nicht von einem Consul höheren 
Ranges [General-Consul] abhängig sind"), nach Bedürfnis* 
Vixe-Consuln oder setzen solche ab, „mit Wissen Und Ge- 
nehmigung" der lokalen und ihrer eigenen Regierung. S. p. 21 
der Uebersicht der Bestimmungen iu Absicht auf das Oestertei- 
chische Consularwesen etc. vom 10« September 1844 (Nr. 4758 
von 1844, unter dem 23. Oktober an die k. k. Missionen ver- 
sandt). — 

Die „Allgemeinen Instruktionen für die Consuln 
und Handelsagenten der Amerikanischen Union vom 2. März 
1833" besagen in §. 41 und 42 : „Wenn sich in einem Consu- 
lar-Bezirk mehrere Seehäfen befinden, in welchen Amerikani- 
sche Schiffe landen, so hat der Consul die Pflicht, daselbst 
eine Person zu ernennen, welche geeignet ist, die Verrichtun- 
gen eines Consular-Beamten zu vollziehen." Der Consul 

ist verpflichtet, alsbald von dieser Ernennung dem Geschäftträ- 
ger seines Staates bei der Regierung des von ihm gegenwärtig 
bewohnten Landes Kunde zu geben, und ebenfalls die betreffenden 
Lokal-Behörden, und auch das Ministerium der auswär- 
tigen Angelegenheiten zu Washington zu benachrichtigen." 
S. Jonathan Elliot, The american diplomatic Code, Tom. 11 

p. 440; und die betreffende Instruktion des Amerikan. Min. des 

Auswärt, in Bursotti, 1. c. 

§. 5. 

Die Entlassung der Consuln entspricht natürlich der 
Art ihrer Ernennung, so dass, z. B., blosse Agenten von den 
Consuln ohne Weiteres abgesetzt , Vize-Consuln dagegen nur 
bis zur schliesslichen Entscheidung des vorgesetzten Ministeriums 
von den Consuln suspendirt werden können. S. z. B. Art. 47 
der französ. „Ordonnance sur le personel des Consulats" v. 1833. 
Bei den Englischen Gesandtschaften haben die ersten Sekretäre 
in der Regel Consular-Patente , und fällt also die Beendigung 
ihrer beiden Aemter zusammen. 
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Das Exequatur braucht nicht bei dem Per son en- Wechsel 
Atr Souveraine erneuert zu werden, wie die, gesandtschaftlichen 
Missionen*), da ja die Consuln gar nicht direkt ron Souverain 
zu Souverain geschickt werden. Auch bleiben die Consuln mei- 
stens auf ihren Posten, wenn selbst die Gesandten wegen poli- 
tischer Differenzen oder Courtoisie-Streitigkeiten abberufen wer- 
den, ja, sie übernehmen in diesem Falle oft die laufenden Ge- 
schäfte der diplomatischen Missionen ihres Landes. Nur den 
Ausbruch offenen Krieges überdauern sie nicht. (Vergl. auch 
Kap. IV §. 3 in fine und Kap. XII.) Inwieferne der Wechsel 
der Oberhoheit über ein Land auf die Geltung der bisheri- 
gen Consular-Exequatur's einwirken kann, ist in neuerer Zeit 
vielfach controvers geworden. So beliess man nach der Erobe- 
rung Algier's (1830) die Brittischen Consuln daselbst, wiewohl 
England die französische Herrschaft in Algier nicht aner- 
kannte. Dagegen berief die Englische Regierung den Consul 
Pritchard aus Otaheiti ab, als Frankreich sich dieser Insel 
(März 1844) bemächtigte. Und doch hatte der Consul bei dem 
Dey von Algier und der bei der Königin Pomare formell in ganz 
ähnlichen Verhältnissen gestanden. (Vergl. Oppenheim's Völ- 
kerrecht, 1. c. pag. 10S. 



•> S. Pinbeire Ferreira ad Vattel , IV. 76. — Wicquefort, 
l'Ambftssadeur. I. Seck. 30. 



i 



< 



Digitized by Google 



Viertes Kapitel. 

Von der innahme nnd Abweisung der Consnln. 

§• L 

Kein Consul oder Consular-Agent kann seine Funktion an- 
treten, ehe er dazu die Bewilligung des Landes, für welches er 
ernannt ist, erhalten hat. Diese unumgängliche Bedingung, 
welcher in vielen Staatsverträgen Erwähnung geschieht, wird oft 
erfüllt durch ein Exequatur. Das Gesuch um das Exequatur 
pflegt von dem Gesandten des den Consul absendenden Lan- 
des gestellt zu werden, welcher bei dem betreffenden Staate ac- 
creditirt ist, und wird von dem Consular Brevet im Ori- 
ginal begleitet. Das hierauf an den Gesandten eingesandte 
Exequatur muss bei den Lokalbehörden des Consular-Aufenthalts 
präsentirt oder einregistirt werden. Doch können Consuln ange- 
stellt sein, wo sich keine Gesandten derselben Macht befinden, und 
brauchen die Consuln nicht einmal nothwendig beim Minister 
des Auswärtigen accreditirt zu sein. — 

Für das Exequatur (Barat in der Türkei) existiren ver- 
schiedene Formen und Bedingungen, und ist die Einholung des- 
selben in manchen Ländern (in Spanien, Sardinien, Brasilien, 
Türkei) mit mehr oder minder bedeutenden Kosten verbunden, 
während Portugal , in Bezug auf diese Kosten das Prinzip der 
Reziprocität anerkennt (s. Dekret v. 26. April u. 3. Juli 1822) 
und viele andere Länder sich die gegenseitige Unentgeltlichkeit 
des Exequatur ausbedungen haben. 
8. die Convention de Versailles v. 14. Sept. 1788 zwischen Frank- 
reich u. Nordamerika, Art. I. — Vertrag von Amerika und Dä- 
roark, 26. April 1826, Art. 9. — Vertrag von Dänemark u Bra- 
silien, 26. April 1828, Art. VII. — 
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In Sardinien kostet das Exequatur 40 bis 50 Francs, 
in Brasilien steigern sich die Unkosten unter verschiedenen 
Namen bis zu 450 Francs für einen Consul und 100 Francs für 
den Vice-Consul, in Spanien bezahlt der Consul 22, der Vice- 
Consul 16 Piaster, in England kostete das Exequatur noch 
Tor wenig Jahren ungefähr 10 L. (Livres Sterling). 

Vergl. A. DeClerq und C. de Vallat, Guide pratique des Con- 
sulats (Officiells Werk) 1851. S. 100. 

§. 2. 

Die Vice-Consuln erhalten in der Regel nur ein Exe- 
quatur, wenn sie direkt von ihrer Regierung ernannt sind, in 
Frankreich, wenn sie an ihrem Aufenthaltsorte die einzigen 
Consular- Agenten derselben Macht sind, in der Türkei zwar 
kein Barat, aber einen (gleichfalls kostspieligen) Ferman zur 
Anerkennung ihrer respektiven Stellung. — Die von Consuln 
ernannten Vice-Consuln werden entweder durch Vermittelung 
ihrer Gesandten der Regierung angezeigt, oder, wenn kein 
resp. Gesandter im Lande ist, von ihren Vorgesetzten selbst dem 
Minister des Auswärtigen und den betreffenden untergeordneten 
Lokalbehörden gemeldet, von denen Ersterer der Ernennungs-Ur- 
kunde sein Visa beifügt. 

§. 3. 

Wiewohl das Recht Handel zu treiben, gleichsam das Recht 
Handels -Agenten (Consuln) zu bestellen, cinschlicsst, beruhte 
doch seit jeher die Anerkennung der Stellung und Befugnisse 
fremder Consuln auf besonderen Verträgen*). — Kein Staat ist 
ipso jure verpflichtet, Consuln anzunehmen. 

Vergl. Henry Wheatons Elements du droit international, Parin 

und Leipzig. 1848, p. 29G. 



*) Obgleich schon zu Utrecht, 1713 (Art.IX.) zwischen Frank- 
reich und Grossbrittanien die gegenseitige Aufnahme von 
Consuln ausgemacht und seitdem in vielen Handels- u. Schifl- 
fahrta-Verträgen wiederholt oder zu näherer Erörterung vorbe- 
halten wurde, können doch erst seit dem Vertrag v. 1814 die 
französischen Consuln in England ein Exequatur erhalten. — 
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Nichtsdestoweniger beruft man sich für die Nichtzu- 
lassung eines Consuls, d. h. die resp. Verweigerung des Exe- 
quatur an ihn, in der Regel auf besondere Gründe, seien die- 
selben nun allgemeiner politischer oder spezieller persönlicher 
Natur. — 

Beispiele vonVerträgen zur Auaschliessung von Consuln, 8. 
in de Steck, Essais sur divers sujets etc. 1794. p. 52. 

Wo die Verträge bestimmte Orte für die Consulate stipu- 
liren (wie zwischen Frankreich und den Niederlanden 1662 und 
1678), können Streitigkeiten über den Wortlaut dieser Verträge 
(und über die Prärogativen der Consuln) entstehen. 

Ueber derartige Verträgo und Differenzen (1697—1739) zwischen 
Frankreich u. Holland vgl. M ilti tz 1. c,: Tora. II. C. Tl. p. 83. sq. 

Wo solche Verträge nicht bestehen, kann die Zulässigkeit 
des Consulats gerade an diesem oder jenem bestimmten Orte aus 
gewissen politischen Ursachen bestritten werden. 

So hat der deutsche Bund aus strategischen Gründen 
fremde Consuln in den Bundesfestungen für unzuläs- 
sig erklärt. 
S. Bundesbeschluss vom 12. Nov. 1835. 

Aus ähnlichen Ursachen verweigerte vor einigen Jah- 
ren (1846—47) Preusse-n einem Nordamerikanischen 
Agenten in Köln das Exequatur als Consul. 

Die Hohe Pforte weigert sich, fonsulate an solchen 
Orten errichten zu lassen, wo dieselben nicht schon seit den äl- 
testen, darauf bezüglichen Verträgen bestehen. (Sie thut das 
mit um so mehr Grund und Recht, als die fremden Conanln 
dort, kraft alMr Verträge noch wesentliche Hoheitsrechte aus- 
üben (Vergl. unten). Auch lässt die Pforte in Konstantino- 
pcl selbst keine Consuln von solchen Mächten zu, welche dort 



(Vergl. Fl aas san, Histoire de la diplomatie francaise 1811, 
Tora. VII. Liv. V. pag. 38.) — In deni Oesterr.-Nordain e- 
rikanischen Vertrage von Febr. — Mai 1850 (Art. IV.) er- 
lauben die < ontrahenten einander beliebige Ernennung von 
Consuln, Vice-Consuln u. s. w. 
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schon vertreten sind, oder sie erkennt dieselben mindestens nur 
als Mitglieder des Gesandtschafts-Personals an. 

(In diesem Verhältniss stehen dort Englische, Russische 
und Sardinische Consular - Agenten ; Frankreich u. a. m. haben 
die Consular-Funktionen in Konstantinopel mit den Gesandt- 
schafts-Funktionen vereinigt.) 

Momentan politische Ursachen zur Verweigerung 
oder Kündigung des Exequatur sind Krieg oder Repres- 
salien gegen die absendende Macht, oder auch andere Differen- 
zen, die Nichterfüllung gewisser Bedingungen, an welche die 
Aufnahme von Consuln geknüpft ist. 

(Ueber die Entziehung des Exequatur an Frazösiche 
Consuln, ohne vorgängige Anzeige, aus Gründen der Retorsion, 
von Seiten Preussens vgl. eine Preuss. Kabinetsordre v. J. 1838 
und Pütter' s Abhandlung in der Tübinger „Zeischrift für d. 
gesammte Staatswissenschaft," Jahrg. 1847, Heft III. (3.) Als im 
Octbr. 1847 die Türkei mit Griechenland brouillirt war, kündigte 
sie dem Griechischen Consular-Agenten in Konstantinopel das 
Exequatur und bot (aber vergeblich) dem Brittischen General-Con- 
sul das temporäre Patronat über die in Konstantinopel leben- 
denden Griechen an.) — 
Vgl. auch A. W. Heffter's Völkerrecht d. Gegenwar*, Berl. 1844, 

$. 227. not. 3. and 228. 

§. 4. 

Die besonderen Gründe der Nichtannahme können auch 
vielfaltiger Art sein, da das Prinzip im Völkerrechte gilt, dass 
keine Regierung zur Annahme eines Agenten der ihr missfällt, 
gwwungen werden kann. Doch wird im freundschaftlichen 
Staatenverkehr vorausgesetzt, dass die Weigerung loyale Ur- 
sachen habe. — 

Zu diesen gehören : Ein anrüchiger Charakter, Banqueroute, 
Verwickelung in politische Intriguen oder Verschwörungen gegen 
den (verweigernden) Staat , oder überhaupt Theilnahme an den 
inneren politischen Parteiungen desselben, welche den Staat ihm 
gegenüber in eine Doppelstellung bringen würde, welche leicht 
zu internationalen Differenzen führen könnten. 
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(Einen eigenen Grund hatte Sardinien vor etwa 15 Jah- 
ren gefunden, indem es im Novbr. 1838 erklärte, keine Juden 
mehr als Consuln zulassen zu wollen. Jetzt wohl ungültig!) 

Die völkerrechtliche Sitte verlangt, dass die Ursachen der 
Weigerung dem absendenden Staate specificirt und eventuell be- 
wiesen, oder die Weigerung zurückgenommen werde, da die un- 
inotivirte Zurückweisung eines Agenten für einen feindseligen 
Akt gehalten werden muss, andrerseits aber auch jede Macht, 
die sich ehrt , einen wirklich anrüchigen oder dem Misstrauen 
mit Grund unterworfenen Agenten in ihrem eigenen Interesse 
zurückziehen muss. 

Die Vereinsstaaten von Nordamerika haben im 
Sinne dieser Grundsätze mit Grossbrittanien (1794, 1806 
und 1815), mit Schweden (1816 und 1817) u. a. m. Ver- 
• träge abgeschlossen, deren Stipulationen natürlich auch allen 
anderen v Staaten, welche für ihre Agenten die Rechte bfer meist- 
begünstigten Nation" ausbedungen haben, zu Gute kom- 
men. Die Voraussetzungen, welche die Verweigerung des 
Exequatur bedingen, rechtfertigen mit logischer Notwendigkeit 
auch die Entziehung desselben, zumal wenn die dafür angeführ- 
ten Gründe erst seit Bewilligung des Exequatur eingetreten sind. 
Beim Ausbruch eines Krieges bedarf die Entziehung des Exe- 
quatur keiner weitern Motivirung. Der Consul ohne Exe- 
quatur hört auf Consul zu sein, und hat nur noch Zeit seine 
Kanzlei und Archive nebst dem Schutze über seine Landsleute, 
wenn nicht dem designirten Nachfolger, allenfalls einem befreun- 
deten Collegen zu übergeben. 

Vgl. DeClerq et deVallat, Guide pratique, etc. pag. 101. et 102. 
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Fünftes Kapitel. 

Ton den juristischen and diplomatischen Privi- 
legien der Consnln. 

f. l. 

Seitdem die stehenden Gesandtschaften aufkamen, also un- 
gefähr seit der Mitte des 17. Jahrhunderts verloren die Consnln 
allmälig die eminente Stellung, welche sie bis dahin eingenom- 
men hatteji , und die Privilegien und Immunitäten des Völker- 
rechts gingen allmälig an die Gesandten über. Damit hängt zu- 
sammen: 1) dass einige Seiten ihrer bisherigen Wirksamkeit, be- 
sonders die rieht erlichc, in Abgang kamen ; und — 2) dass die 
Consulate zwar vermehrt, aber mit weniger angesehenen Perso- 
nen besetzt wurden, so dass allmälig immer mehr Kauflcutc und 
selbst fremde Untcrthanen zu Consulats-Stcllen berufen wurden. 

§. 2. 

Welche Privilegien den Consuln in neuester Zeit verblie- 
ben sind, ist schwer in eine allgemeine Formel zu bringen. 

Gewöhnlich heisst es in den darauf bezüglichen Staatsver- 
trägen: „Que les Agents consulaires des parties contractantes 
jouiront des privileges , honneurs et exemptions , dont jouissenl 
ceux des nations les plus favoris<?es." Damit wird eine gewisse 
Gleichheit der Berechtigung zwischen den Consuln der 
verschiedenen Länder hergestellt. — 

Selten aber sind die Vorrechte der „b e g ü n s t i g t s t e n S t a a- 
ten" irgendwo deutlich dargelegt, und gewöhnlich reduziren 
sich diese äussersten ausdrücklich gegebenen Begünstigungen 
(im christlichen Europa) auf sehr wenig, auf Lnverletz- 
lichkeit der Archive u. dgl. m. 
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Manche Verträge drücken sich ganz allgemein aus, indem 
sie nur eine gleiche Berechtigung der Consuln der contrahiren- 
den Mächte mit allen übrigen Consuln bedingen, oder blos die 
aus der Natur der Sache und den Vorschriften des Völkerrechts 
sich ergebenden Rechte für ihre respectiven Consuln in Anspruch 
nehmen, — oder auch „Protection et astistance verlangen. — 
Wo gar Nichts stipulirt ist, gilt natürlich als Minimum das 
allgemeine Droit conventionell. 

Zunächst machen alle Staaten einen Unterschied zwischen 
den Consuln, welche Bürger der sie absendenden Staaten sind, und 
denen, welche an dem Orte ihrer Bestimmung, sei es als Bür- 
ger dieses Landes, sei es als etablirte Kaufleute in einem gewis- 
sen Unterthanen-Verhältnisse stehen. Die letzteren können von 
den allgemeinen Landesgesetzen keineswegs dispensirt werden. 
Die Ansicht, dass die Anerkennung der Annahme durch das Ex- 
equatur eine Suspension von Unterthanenpflichten einschliessc, 
kann weder theoretisch, noch praktisch durchgeführt werden. 
(S. unten §. 7 f. Kap. VI. §. 1.) 

Der erste Staats vertrag , welcher mit Genauigkeit die 
Rechtsverhältnisse der Consuln erörtert, ist v. J. 1769: 

„Convention, signö au Prado, le 13. Mars 1769 entre la 
France et l'Espagne, pour mieux rdgler les fonetions des Con- 
suls et Vice-Consuls de ces deux couronnes, dans leurs ports et 
domaines respectifs." 

(S. Wenck, Codex juris gentium, Tom III. pag. 746.) 
Darin wird, im Art. II., den Consuln, welche Unterthanen 
des sie absendenden Fürsten sind, und keinen Handel treiben, 
persönliche Unverletzlichkeit zugesagt, mit Ausnahme schwo- 
rer Verbrechen *). Ferner Freiheit von Einquartierung und persön- 
lichen Leistungen, „le droit de porter l'6p& et la canne," Un- 
verletzlichkeit der Kanzlei (mit einer gewissen Ausnahme 
bei den handeltreibenden Consuln), ein Consularschild über 
der Hausthür, welches aber ausdrücklich kein Asylrecht 



*) Handelsschulden sollen mehr geschützt werden, als persönliche. 
VergL die Argument« in Art. II. L cit. 
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zu bedeuten hat; ausserdem noch gewisse Förmlichkeiten mehr. 
Diese Immunität der Kanzlei und Papiere, die Exemtion von 
persönlichen Dienstleistungen und allen persönlichen Steuern, 
nicht aber von den realen Steuern au/ Mobilien und Immobi- 
lien, — vorbehaltlich überhaupt, dass die Consuln nicht Kauf- 
leute und nicht Bürger des sie aufnehmenden Staates seien, das 
Recht des Wappens (ohne das Asylrecht), dazu das Recht freier 
Religionsübung in Privatkapellen und Aehnliches dergl. m. findet 
sich in fast allen hierher gehörigen Staatsverträgen der neue- 
ren Zeit. Vergl. die Handels- und Schifffahrts - Verträge von 
Frankreich und Nordamerika, abgeschlossen zu Versailles, 14. 
Sept. 1788, von Frankreich und Hamburg, 17. März 1789; — 
den Schifffahrts - und Handels-Vertrag v. Russland und Preussen 
zu St. Petersburg, 19. Dec. 1818. Nordamerika^ Verträge 
mit Columbia zu Bogota, 4. Okt. 1824; mit Central - Amerika 
zu Washington, 4. Dec. 1825; mit Dänemark zu Washington. 
26. AprU 1826; mit Brasilien (Handels- und Schifffahrts-V. v. 
Rio de Janeiro, 2. Dez. 1828) mit Mexiko, v. 5. April 1831 zu 
Mexiko; mit Chili zu Santiago, 16. Mai 1832; mit Peru zu 
Lima, 30. Nov. 1836 etc. etc. — Verträge Frankreichs mit 
Mexiko, 8. Mai 1827 zu Paris; mit Bolivia 9. Dec. 1834; mit 
Texas, 25. Sept. 1839 zu Paris (hierin s. Art. 8—13). 

§. 3. 

Verträge, welche die Gleichstellung mit der meist be- 
günstigten Nation ausmachen, sind: Frankreich und Brasi- 
lien, Rio de Janeiro, 8. Jan. 1826 und Zusatz-Artikel, 7. Juni 
1826, Frankreich und Neapel, 10. Oktbr. 1796 zu Paris; — 
Frankreich und Kirchenstaat, 19. Nov. 1797 zu Tolen- 
tino; Frankreich u. Mexiko, Vera-Cruz, 9. März 1839; Frank- 
reich und Hayti, 12. Nov. 1838 zu Port au Prince; Frank- 
reich und England, Versailles 15. Jan. 1787 (Zusatz- Art. zum 
Handels-V. v, 1785). 

Verträge zwischen Frankreich, England, Spanien und 
Holland zuAmiens, 27. März 1802; Frankreich mit Por- 
tugal, Lissab. 31. März 1667 u. Paris 20.Aug. 1797; Frank- 



» 
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reich mit Russland, 11. Jan. 1787 zu Petersburg ; Neapel mit 
Russland, 17. Jan. 1787 zu Zarskoe-Zelo ; Vereinigte Staaten t. 
Nord-Amerika mit Spanien, 27. Oct. 1795 u. Nord-Ame- 
rika mit Sardinien 26. Nov. 1838 zu Genua. 

Spaniens mit Oesterreich zu Wien 1. Mai 1725; mit 
Grossbrittanien zu Madrid 17. Dec. 1665, mit Holland zu Utrecht 
1714 (26. Juni). 

Portugal mit Nordamerika zu Lissabon 26. Aug. 1840; 
mit Holland, im Haag 6. Aug. 1661. 

Englands mit Mexiko zu London 26. Dec. 1826; Eng- 
lands mit Peru zu Lima, 5. Juni 1837. 

Hollands mit Brasilien, zu Rio de Janeiro 20. Dec. 
1828, mit Mexiko, zu London 15. April 1827. 

Dänemarks mit Brasilien, Rio de Janeiro 26. Apr. 1828; 
mit Nordamerika, Washington 26. April 1826; mit Mexiko, 
19. Juli 1827; mit Venezuela zu Caracas, 26. März 1838; 
mit Neapel, 6. April 1748 (zu Madrid abgeschi.) und mit Sar- 
dinien, Paris 13. März 1756. 

Schwedens mit Neapel, Paris 30. Mai 1742; mit Russ- 
land, 13. März 1801 zu St. Petersburg. 

Russlands mit Nordamerika, St. Petersburg, 18. Decem- 
ber 1832. 

Preussens mit Brasilien, Rio de Janeiro 9. Juli 1847; 
mit Nord- Amerika, 1. Mai 1828 zu Berlin; mit Mexiko, zu Lon- 
don 18. Febr. 1831; mit Griechenland, zu Athen 12. Aug. 1839. 

Oesterreichs mit Brasilien, Wien, 17. Juli 1827; mit 
Nordamerika, zu Washington, 28. Aug. 1827. 

Nordamerikas mit Tahiti zu Papd-iti. Sept. 1828; mit 
Hannover, Berlin 20. Mai 1840. 

8. 4. 

Verträge, welche auf das allgemeine Völkerrecht verweisen, 
wurden abgeschlossen von Frankreich u. England, zu Utrecht 
11. April 1713 und zu Versailles (Art. XLIII.) am 26. Sept. 
1776; Frankreich und Mecklenburg Schwerin, zu Hamburg 18- 
Sept. 1779; Frankreich und Holland, Paris 27. April 1662; 

Oppenheim, Coniulate. 3 
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Spanien und Dänemark, IS. Juli 1742 zu Udefonso; Eng- 
land und Portugal, 19. Februar 1810; England und 
Nordamerika, 19. Novbr. 1794; England und Brasilien, 17. 
August 1827; Holland und Texas 18. Septbr. 1840; Hol- 
land und Schweden, 19. Octbr. 1679; Nordamerika und Hol- 
land 19. Jan. 1839 etc. 

§. 5. 

Verträge, welche die Gleichheit der Privilegien für 
alle Consuln aussprechen, wurden unterzeichnet zwischen Spanien 
und Dänemark, zu Madrid 20. März 1648; Schweden u. Grie- 
chenland, 4. Dec. 1836 zu Athen; Oesterreich und Griechenland, 
4. März 1835 u. a. m. 

§. 6. 

Verträge, welche nur im Allgemeinen Schutz und Beistand 
angeloben, sind: Russland und Portugal, 20. Dec. 1787 zu St. 
Petersburg; Russland und Oesterreich, 1. u. 12. Novbr. 1785. 
(Diese Daten beziehen sich nicht auf einen Russisch -Oesterrei- 
chischen Handels -Vertrag, sondern auf zwei K. K. Edikte der 
beiderseitigen Regierungen , welche auf die bekannte Russische 
Erklärung der Neutralitäts-Prinzipien von 1780 basirt sind.) 
Vgl. Miltitz, Tom. IL Part. II. pag. 1185 u. folg. 

Schweden und Nordamerika, Stockholm 4. Septbr. 1816; 
Nordamerika und Griechenland, London 22. Dec. 1837; Nord- 
amerika u. Sandwich-Inseln, 23. Dec. 1826 zn Honolulia. u. s. w.*) 

7. 

Viele Verträge, staatsrechtliche Verordnungen und der all- 
gemeine Gebrauch setzen die Unterscheidung fest zwischen: 
Consuln, welche Bürger des Landes sind, in welchem sie ihre 
Funktionen ausüben, und Solchen, die das nicht sind 4 *). Das 
Exequatur an eigene Unterthanen wird gewöhnlich mit derClau- 
»el „vorbehaltich seiner bürgerlichen Pflichten" ver- 
sehen." — 

*) Fast alle hier angeführten Verträge sind in A. de Miltitz Ma- 
nuel des Consuls, Tom. II. Part. II. in extenso mitgetheilt. 
**) Der „Consul-envoy<* u und der „Consul-marchand." 
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Die Gesammtheit aller Consular-Privilegien 
kommt nur den ausländischen Consuln zu, wenn dieselben sich 
ausschliesslich den Pflichten ihres Amtes widmen, und kein Ge- 
werbe daneben treiben. — 

(Viele Verträge haben desshalb in älteren Zeiten aus- 
drücklich die Annahme der eigenen Unterthanen als Con- 
suln einer fremden Macht abgelehnt, z. B. zwischen Russ- 
land und Sicilien v. 17. Jan. 1787, Schweden und Hol- 
land 1686 u. a. m. 

S. Jochmus, Handbuch für Consuln, 1852, S. 28. u. Iii. j 
Der Vertrag zwischen der Pforte und Grossbrittanien von 1809 
gehört auch hierher.) 

Diejenigen Consuln, welche sich dem Handel oder sonst 
einer Industrie widmen, oder auch nur Immobilien in dem Lande 
ihrer Wirksamkeit besitzen, sind in Bezug auf diese Verhält- 
nisse dem allgemeinen Landrecht unterworfen, und behalten nur 
noch die Privilegien, welche unzertrennbar mit den Funktionen 
ihres Amtes verbunden sind. Als Gewerbetreibende oder Grundbe- 
sitzer haben sie alle Steuern und Lasten zu tragen, wie andere 
Ausländer in derselben Eigenschaft. — Die Consuln, welche nicht 
einmal Ausländer sind, stehen ganz und gar unter dem gemei- 
nen Recht. 

§. 8. 

Die Vice-Consuln und Consular-Agenten, welche 
ihre Autorität nur von einem Commissorium eines Consuls ab- 
leiten und also nicht die direkten Agenten des committiren- 
den Staates sind (auch kein besonderes Exequatur erhalten), 
gemessen, — sie mögen In- oder Ausländer sein, — von den 
Cousular-Privilegien nur das der Unverletzlichkeit ihrer Akten 
und Archive. 

Vgl. Art III. der „Convention consulaire" von Versailles, 14. Nov. 
1788 zwischen Frankreich und der Nordamerikanischen Union, 
s. in Miltitz, T. ILP. IL, p. 53. u. a. m. 

§. 9. 

Die Kanzler und andere Subaltern-Beamten der 
Consnlate haben — nach allgemeinem Völkerrecht — keine be- 

3* 
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stimmten Privilegien zu beanspruchen, obgleich sie Torkommen- 
den Falls mit besonderer Rücksicht behandelt zu werden pflegen; 
nichtsdestoweniger haben ihnen gewisse Verträge einen Antheil 
an den Privilegien der Consuln zugesagt. — 

Die Verträge Frankreichs mit Bolivia (1834), mit Nord- 
amerika (1778) und die Nordamerikas mitPeru (1836), Chili 
(1832), Brasilien (1838) und einigen Staaten yon Centrai- 
Amerika s. in Miltitz, Tom. II. Part. II. pagg. 21, 52, 
1512 u. fg. 

§. 10. 

Die Consular-Privilegien der begünstigsten Nationen sind yon 
zweierli Art: 1) solche, welche aus dem allgemeinen Völkerrecht 
resultiren und überall gelten, wo sie nicht durch besondere 
Stipulationen oder ungerechte Verordnungen aufgehoben sind, — 
und 2) solche, welche überall nur auf besonderen Stipulationen 
beruhen. 

Zu jenen ersteren gehören: 
a) Die persönliche Freiheit und Sicherheit, ohne welche es 
dem Consul unmöglich sein würde, den eigentlichen Zweck seiner 
Mission zu erfüllen. Allein man muss die persönliche Sicher- 
heit, welche dem Consul eingeräumt ist, wohl unterscheiden von 
der Unverletzlichkeit und Exterritorialität, welche die Gesandten 
geniessen. 

Vergl. Oppenheim's Völkerrecht," pag. 197, 263 ff. 

§. iL 

Die Exterritorialität der rein diplomatischen 
Agenten (Gesandten, Geschäftsträger, etc.), welche th eil weise 
auch den Consuln im Oriente zusteht, beruht auf einer Fiktion, 
wonach der politische Agent einer auswärtigen Macht betrachtet 
wird, als ob er sich in seiner Heimath befände (fingitur, eos 
extra territorium esse), so dass er, mit Ausnahme einiger 
Fälle, wo die Nothwendigkeit das Gegcntheil gebietet, nur bei 
den Gerichten seiner Heimath zu belangen ist. Die persön- 
liche Sicherheit der vollberechtigten Handels-Agenten geht — 
abgesehen von den speciellen, auf die Verrichtungen ihres Am- 
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ies bezüglichen Immunitäten , — nur 00 weit, als sie in einem 
freien Lande für jeden Bürger bestehen muss. Zwar knüpfen sich 
an diesen Punkt bedeutende Kontroyersen der alten Theoretiker 
des Völkerrechts über den öffentlichen Charakter der Con- 
suln und den völkerrechtlichen Schutz, welcher ihnen zu- 
komme, allein mit Recht erklärt G. F. Martens („Prelis du 
droit des gens moderne," Tom. I. liv. IV. chp. III. %. 148.) 
diesen Streit über die „personne publique" des Consuls 
für einen blossen Wortstreit. Die Praxis hat jeden einzel- 
nen Punkt dieser Lehre längst entschieden. Vattel selbst, der 
sich su Gunsten der diplomatischen Privilegien der Consuln er* 
klärt, empfiehlt doch, diesen Punkt in den Handelsverträgen zu 
regeln. (S. Liv. II. Chp. II. §. 34. in V.s Droit des gens.) 
Steck („Essai sur les Consuls") bespricht eigentlich nur die frans. 
Ordonnance v. 1 68 1 j ebenso unvollständig ist Klüber, Martens 
sogar ungenau in seinen Behauptungen, wenn er dazu kommt, 
den Consuln eine gewisse Exterritorialität einzuräumen. 
Dazu vergl. — ausser unserem nächsten Kapitel 

Wicquefort, De l'ambassadeur, liv. I. cbap. 1. n. 5. 

Bynkershoek, De foro competenti legatorum, cap. 10 and 13, 
§. 4—6. 

Pölix, Droit international priv6 §. 191. 

Kent's Commentari es on American law, 5 th. Edition, Vol. I. pag. 
43 u. ff. 

Wheaton, Elements du droit international, 1848, Paris et Leipsic, 
Tora. I. p. 223—224, 3e. Partie chp. I. J. 22. u. §. 6. (p.196.) 

Dr. Jochmus, Handbuch für Consuln und Consularbeamte, mit be- 
sonderer Rücksicht auf Deutschland, Dessau 1852, p. 54 u. fg. 

A. W. Hofft er' s Völkerrecht etc , Berlin 1844, §. 226. nebst dem 
darin citirten Arret de la cour royale v. Aix, d. d. im. J. 1843. 

Cb. de Martens, Guide diplomatique, 4eme Edition. Paris und 
Leipzig 1851, Tom. I. pag. 239—242. 

Ferdinand de Cussy, Reglements Consulaires, Leipz. u. Paris, 
1851, pag. 95 u. fg.'). 



•) Die Schriftsteller, welche Consuln sind, waren stets sehr geneigt, 
die Privilegien der Consuln oder die Notwendigkeit dieser Pri- 
vilegien zu fibertreiben; gerade wie auch diese schrifstellernden 
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§• 12. 

b) Schutz und Beistand der Behörden des Landes zur Aus- 
übung ihrer Befugnisse , soweit sie dieselben nicht übertreten ; 
z. B. als Schiedsrichter zwischen ihren Landsleuten, zur Voll- 
ziehung ihrer richterlichen Urtheile und für Aufrechthaltung der 
gesetzlichen Ordnung auf den Schiffen ihrer Heimath; c) die 
Unantastbarkeit ihrer Consular-Papiere und Kanzlei-Archive, wel- 
che überhaupt mit der, auf ihre Stellung bezuglichen und von 
dieser bedingten Unverantwortlichkeit und Unverletzlichkeit zu- 
sammenhängt. — Diese Papiere müssen auch in Kriegszei- 
ten respectirt werden , wie ein neutrales Gebiet Ihre Un- 
verletzbarkeit ist juris communis und keiner Ausnahme un- 
terworfen. Der Consul ist nicht der Eigenthümer, sondern nur 
der Depositar derselben, und, in was für Rechtsverwickelungen 
er auch persönlich gerathen mag, die Consular-Papiere gelten 
weiter als Eigenthum des ihn comittirenden Sonverains, oder der 
Privatleute, von welchen die bei ihm deponirten Dokumente her- 
rühren. Die Consular-Akten zu verletzen, wäre nicht nur ein 
Bruch des Völkerrechts , sondern auch ein Missbrauch des Ver- 
trauens , und im Prinzip um so gefährlicher , als dieselben auf 
gleicher Linie mit den Gesandtschafts-Papieren stehen. — Nur 
kann in gewiss en Fällen der Consul verpflichtet sein, den Ge- 
richtsbehörden einzelne Aktenstücke aus seinem Archiv vor- 
zulegen. — 

(Dieses allgemeine Prinzip ist zum Ueberfluss noch in vie- 
len Staatsverträgen bestätigt, z. B. zu Utrecht 1713 zwischen 
Frankreich und Grossbrittanien , 1748 zwischen Dänemark und 
Neapel, 1787 zwischen Russland und Neapel, und zwischen 
Russland und Portugal; zwischen Spanien und dem Deutschen 
Reich 1725, 1674 zwischen England und Spanien, 1J34 zwi- 
schen England und Russland, 1 782 zwischen Dänemark und Russ- 
land u. s. w. 



Consularbeamten , welche gewöhnlich dem Stande der Consuls- 
envoyes angehören, oft mit zuviel Bitterkeit gegen die handel- 
treibenden Consuln zu Felde ziehen. 



■ 
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Vgl. Miltitz, Tom. IT, P. II. pag. 66, 214, 226, 241, 249, 267, 
337, 347, 417 , 454, 539, 553 fg. — 616, 673, 823 fg. 

d) Die Befreiung von aller Einquartierung (mit Ausnahme 
von Fällen besonders dringender Notwendigkeit). 

e) Befreiung von persönlichen Leistungen und Ge- 
meinde - Aemtern , u. dgl. m. (z. B. vom Geschwornen- Amt in 
Frankreich.) * 

§. 13. 

Zu den Rechten, welche auf besonderen Verträgen oder 
Bewilligungen beruhen, und daher nicht überall gelten, gehören: 

a) Die Befreiung von der lokalen Gerichtsbarkeit, be- 
ziehungsweise gewissen Förmlichkeiten und Cautelen bei Unter- 
werfung unter dieselbe. (Vgl. das nächste Kapitel.) 

b) Befreiung von gewissen Steuern, unbedingt bewilligt von 
Frankreich, Preussen, Nordamerika, Dänemark und Schweden, — 
bewilligt vorbehaltlich der Reziprozität von Sardinien und Nieder- 
landen, verweigert von England, Oesterreich, Russland, Spanien, 
Portugal, Neapel. 

c) Das Recht das Wappen ihres Landes an den Consular- 
Gebäuden zu befestigen (bewilligt in den meisten Ländern, aber 
nicht in Russland und modifizirt in den Ländern der pyrenäi- 
schen Halbinsel)*). 

d) Das Recht die Nationalflagge am Hause aufzustecken. 
(Verweigert von den drei östlichen Grossmächten und von Däne- 
mark etc.) 

Nur im Orient und in den Barbaresken Staaten bedeutet 
die Flagge auf dem Hause des Consuls die Unverletzlichkeit des- 
selben. 



*) Hiermit hängt das Asylrecht nicht zusammen; gegen eine 
solche Deutung, welche durch Analogie aus dem Gesandtenrecht 
wohl entstehen könnte, verwahren sich ausdrücklich mehrere 
Verträge. Uud daher kommt es auch, dass dieses Recht des 
Wappens so oft verweigert wurde. — Nichtsdestoweniger boten 
die Consulargobäude oft während Belagerungen und Erstürmun- 
gen die Sicherheit des Asyls, z. B. bei der Einnahme Lissa- 
bon^ durch Don Pedro. 
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(Vergl. die französische Instruktion vom 6. Mai 17S1 
zur Ordonnance francaise v. 3. Mars 1781, ad Art. 1. du Tit. IV. : 
„Lc pavillon du roi est arbore" sur la niaison des Consuls et 
des Vice-Consuls dans les e*chelles; ce pavillon est une marque 
de Jurisdiction, que le roi exerce dans une domination Prangere ; 
on ne saurait trop lui imprimer ce caractere ; et la Majeste* a 
pense" qu'il Holt convenable, pour maintenir le respect qui est 
dü & ce pavillon, que les commandants de ses battments le sa- 
luassent: ils ne doivent cependaut le saluer, qu'antant qu'ils 
auront iti dans le cas de rendre le salut aux forteresses afin 
que les princes et les Commandants des Places ne puissent pas 
prendre pour eux un salut qui n'auroit iti fait qu'au pavillon de 
la Majeste".") 

Von weniger Bedeutung und minder bestritten als die 
Flagge, ist das Staatswappen am Consular-Gebäude. — 
Bestimmte Ceremonialrechte gemessen die Consuln im 
Allgemeinen nicht; selbst das Wiener Protokoll vom 19. März 
1815 nebst dem additioneilen Aachner Protokoll v. 21. Nov. 1828 
weisst sie in keine der drei diplomatischen Rangklassen ein. 
Nichtsdestoweniger stehen die General-Consuln, welche diploma- 
tische Funktionen versehen, den Charge^ d'affaires gleich. — 

§. 14. 

Die fremden Consuln in Frankre ich, welche kein Gewerbe 
treiben, kein Grundeigenthum besitzen und nicht französische 
Bürger sind, geniessen fast alle oben aufgezählten Privilegien, müs- 
sen aber vor französischen Gerichten Recht nehmen, stehen wegen 
des Privatgottesdienstes unter dem gemeinen Recht, und haben 
keine Zollfreiheiten mehr. — Eben so in Algier. S. die 
Circulaire du Gouverneur ge'neral des possessions Francss. dans 
le Nord de PAfrique adressl aux Consul Prangers k Alger. v. 27. 
Sept. 1834. — 

Die Jurisdiktion der fremden Consuln in Frankreich 
ist im Allgemeinen mit der Lokal- Justiz coneurrirend; nur 
in Criminal- Sachen auf neutralen Schilfen ist die Consu- 
lar- Jurisdiction exclusiv. — Vergl.: l'Avis du Conseil d'E- 
tat (s<ance du 28. Okt. 1806) „en matiere de de"lits commis ä 
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bord des vaisseaux nentres dans les portg et rades de France" 

in Merlin, v. „compeUence." 

In England haben die fremden Consuln keinerlei Privi- 
legien, ausser dem Pavillon, dem Privatgottesdienst, und in Be- 
zug auf gewisse Steuern, namentlich der Einkommensteuer von 
dem Gehalte der fremden Consular- Beamten. Die Consular- 
Kanzlei gilt nicht für ein Geschäftsbureau (vergl. Bursotti, 
Guide des Agents Consulaires, Naples 1838 Tom. II. pag. 152 
— 154), sie wird wie das Lokal einer öffentlichen Verwaltung 
betrachtet, ist aber desshalb weder steuerfrei, noch unverletzlich. 
So wurden erst vor einigen Jahren die Archive des französischen 
General-Consulats zur Deckung der Lokal-Taxen öffentlich verstei- 
gert, weil — nach Englischer Jurisprudenz — Alles in einem 
Hause Befindliche für die auf dem Hause lastenden Steuern, 
Reallasten, Miethsgelder einstehen muss. Die französische Re- 
gierung hat es dabei bewenden lassen, ohne auch nur laut zu 
protestiren. 

S. DeClerq et de Vallat, loco citato 1851, pag. Ii. u. 12. 

%. 15. 

Russland begünstigt die fremden Consuln nur in Bezug 
auf ihre amtlichen Verrichtungen, und dispensirt durch eine 
kais. Verordnung von 1838 die Russischen Kaufleute, welche 
ein fremdes Consulat bekleiden, für die Dauer desselben von der 
Verpflichtung zu den Gemeinde-Aemtern. — 

Oesterreich (Verordnungen vom 31. August 1762 und 
vom 14. Aug. 1817) ähnlich, wie die oben genannten Länder 
unterscheidet streng zwischen Diplomaten und Consuln. Nur in 
Triest und Mailand (wo keine Gesandten sind) geniessen die 
Consuln von Seiten der Lokalbehörden gewisse Ehren bei öffent- 
lichen Festen und ähnlichen Gelegenheiten. — Vice-Con- 
suln erkennt die Oesterreichische Regierung nur an, wenn die- 
selben direkt von ihrer Regierung ernannt sind*). — Vrgl. die 



•) Dieses ist cooform mit dem von Oesterreich (für seine Vice-C.) 
aufgestellten System. 
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offizielle Erklärung der Triester Regierung v. 12. Dec. 1831 
(Original Italien) in Bursotti, I. c. Tom. I. S. 36 — 39. 

In Preussen geniesst der auswärtige Consul, welcher 
nicht Preusse ist, gewisse persönliche Steuer-Immunitäten, 
z. B. ron Einquartierungslast (logement de guerre) und eine 
sehr bedingte Exterritorialität in K rim in al -Fällen (und 
bei Arrestationen), und auch diese nur vorbehaltlich 
der Reziprozität. Da jedoch Preussen seinen eigenen Con- 
suln weder eine bestimmte Polizeigewalt, noch Jurisdiktion ein- 
räumt, so ist es auch nicht geneigt, dergleichen Befug- 
nisse fremder Consuln anzuerkennen, oder durch seine Exe- 
kutir-Behörden zu unterstützen. — Ein P r e u s s e , welcher noch 
zum aktiven Kriegsdienst verpflichtet ist, wird schwerlieh 
das Exequatur für ein fremdes Consulat erlangen, da diese bei- 
den Pflichten in der That inkompatibel sind. — 

Beim Schuld - Arrest gegen fremde Consuln wird erst das 
Königl. Ministerium des Auswärtigen befragt werden müssen. 
S. de Mousely, 1. c. 8. 147—151. und vgl. die K. Preuss. Ge- 

rerichts-Ordn. 1. Th. Tit. IL §. 65. 

§. 16. 

In Nordamerika geniesst der fremde Consul fast alle 
erwähnten Privilegien, aber weder juridische Exterritorialität, noch 
Zollfreiheit in Bezug auf die Grenzzölle. 

Vgl. Akt. v. 3. März 1817, Chap. 90. in Thomas F. Gor- 
don et Digest., etc. etc. (Philadelphia 1830, pag. 189—190, 
ibid. S. 7 — 9. die Convention mit Frankreich von 1788 (nun 
abrogirt) und die von 1822, Art. 6; und die vom 5. Mai 
1826; die mit Preussen vom 1. Mai 1828, Art. 11., u. a. m. 
(über die Rechte der fremden Consuln, den Schiffern ihrer Nation 
gegenüber.) — In dem letztgenuanten Vertrag zwischen Nord- 
amerika und Preussen v. 1. Mai 1828, ist (Art. 10.) aus- 
drücklich besagt, dass handeltreibende Consuln keinerlei Con- 
sular-Privilegien gemessen. 

Nach der Constitution derVereinigtenStaaten, Art. III. 
§.2. sollte in allen Prozessen, welche Gesandte oder Consuln be- 
träfen, nur der oberste Gerichtshof der Nation kom- 
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petent sein. („In all cases affecting ambassadors , other public 
Ministers and consuls, and those in whih a statc sholl be 
ii party, the supreme conrt shall have original Juris- 
diction.") Allein die Akte vom 24. Sept. 1789 erklärte auch 
die Distriktsgerichte für kompetent. — Es bedarf wohl 
kaum der Erwähnung, dass alle diese Bestimmungen der Exter- 
ritorialität der diplomatischen Agenten keinen Eintrag thun. 

$. 17. 

In Spanien (vgl. oben §. 2. den bekannten Vertrag mit 
Frankreich, und s. das „Reglement sur les conditions requises 
pour Ntablissement et l'administration des consuls et vice -con- 
suls Itrangers en Espagne, avec les excmptions, droits et Privi- 
leges , dont ces fonctionnaires publics devront jouir. Approuvd 
par Sa M. Catholique au Pardo, 1. Fcvr. 1765" — in Ferd. 
de Cassy's Reglements Consulaires, etc. 1851, pag. 98— 100) 
sind die Rechte der fremden Consuln auf die Befreiung von 
persönlichen Lasten und die Ausübung einer schiedsrichterlichen 
Justiz, deren Urtheile übrigens die Spanischen Behörden zu exe- 
cutiren bereit sind, beschränkt. — Das Recht, ihre National- 
flagge aufzuhängen, besitzen sie de jure nicht, und üben es auch 
nur bei gewissen öffentlichen Festen. — Dazu vgl. den Ordre 
royal vom 3. Sept. 1817, eine Wiederholung des Ordre royale 
vom 4. Juni 1790 (gegen die Zollfreiheit der fremden 
Consuln) , die Verordnung vom 8. Juli 1818 und die Ordonn. 
vom 8. Mai 1827 (welche den Consuln die Jurisdiktion versagt, 
aber notarielle Befugnisse über ihre Mitbürger einräumt); und 
die Ordonnance v. 17. Juli 1847; — nach welchen die frem- 
den Consuln als Zeugen vor Gericht nicht zu erscheinen brau- 
chen, sondern in ihrer Wohnung verhört werden müssen. Ein 
Asylrecht besitzen sie aber nicht. — 

Portugal gewährt den fremden Consuln noch ausser den in 
Spanien eingeräumten Privilegien die Befreiung von Mauth 
und Octroi, und hat sogar, während der letzten Bürger- 
kriege, ein gewisses Asylrecht thatsächlich anerkannt. 
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f. 18. 

In Schweden und Norwegen gemessen die auswärti- 
gen Consuln, welche in keinerlei Staatsverband mit dem Schwe- 
dischen Staate stehen, so ziemlich alle Privilegien der Gesandten, 
also auch die Exterritorialität. 

In Dänemark sind die Handels-Agenten auswärtiger 
Mächte, welche zugleich dänische Bürger sind, nur von den 
rein persönlichen Dienstleistungen an den Staat befreit. 
Anderenfalls sind sie nur denjenigen indirekten Lasten 
unterworfen, welche aus dem Besitz von Grund und Boden, aus 
der Fährung eines Geschäftes oder ähnlichem hervorgehen. 

S. die „Circulaire de 1821 ä tous les ministres et chargls 
des Russanies <trangeres d'affaires ä la cour du Roi de Danemark 
portant les dispositions e"mises par sa dite Majeste' pour de'terminer 
les prerogatives des emploies consulaires." Damit vgl. die Circulaire 
ministerielle des Auswärtigen vom 15. Oct. 1834, das Recht 
der Flagge für die Consular-Gebäude; und für die Consuln in 
Helsingör die vollen Consular-Privilegien, auch 
wenn sie Handel treiben. 

§. 19. 

In Holland und Belgien steht es ungefähr wie in 
Dänemark vorbehaltlich der Reziprozität; nur können die 
Eingebornen, welche fremde Consular-Posten angenommen haben, 
sich (wie in Frankreich auch, nach dem Arret des Cassa- 
tions-Hofs vom 26. April 1834) von dem (persönlichen) Bürger- 
wehrdienst einzig durch Stellvertretung (Remplacement) befreien. 
Diese können auch die Flagge ihres Consulats nicht aufpflanzen, 
wie die aus der Fremde hingesandten Consuln. — Vergl. das 
Arrlte* Royal relatif aux Exemptions ä aecorder aux Consuls des 
Puissances e*trangercs," vom 5. Juni 1822 (älaHaye; Hol- 
ländisches Original s. in Bursotti, Tom. II. pag. 255), 
welches auch noch in Belgien gilt. — 

Im Königreich Sachsen haben die fremden Consuln, wel- 
che nicht Sächsische Bürger sind, eine bedingte Exterrito- 
rialität und Befreiung von den Personal -Steuern, das Recht 
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des Pavillons und der Uniform, dagegen keine richterlichen oder 
nationellen Rechte, welche mit den Funktionen der Lo- 
kalbehörden collidiren könnten; z. B. können sie nicht 
die Erbschaften ihrer Landsleute versiegeln , und keinen Fass 
visiren oder ausstellen, der nicht erst von der k. Sachs. Lokal- 
Polizei visirt ist. 

Vgl. die „Zeitschrift für Rechtspflege und Verwaltung, zu- 
nächst für das Königreich Sachsen," von 1839, Th. II. Hft. 3. 
— Grünler' s zum Staatsrecht des K. Sachsen von 1S38 und 
de Meusely, 1. c. S. 175—177. 

Aehnlich im K.Württemberg (aber unbestimmter!), und 
in Baden und Hessen-Darmstadt, aber keine Exterritorialität in 
den beiden letzteren. 

Von den Privilegien der Consuln im Orient vergl. unten 
das Kapitel XIV. und XV. 

§. 20. 

Die Privilegien und Immunitäten, welche den fremden Con- 
suln in der Türkei, an der Nordküste Afrika's, in der Südsee 
und von den minder kultivirten Staaten Central- und Süd-Ame- 
rika's , sowie in neuerer Zeit von China , eingeräumt werden, 
bilden ein besonderes System, das wir besser im Zusammenhange 
als ein Ganzes behandeln (vergl. Kap. XIV. u. XV. dieses Bu- 
ches). — Anderntheils müssen wir die Stellung der Consuln in 
Bezug auf die Lokal-Gerichtsbarkeiten, die b e d i n g t e Exterrito- 
rialität, welche sich aus ihrer Amtsthätigkeit ergibt, einem be- 
sonderen, dem nächsten Kapitel vorbehalten/ 
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Von der Stellung der Consnln zn den Gerichteu 
des Landes, welches sie bewohnen. 

> §. l. 

Ch. de Martens stellt in seinem „Manuel diploma- 
tique" (1822, chap. I. §. 13 not. 2) die sonderbare Behaup- 
tung auf, das s die Consuln, welche nicht Ausländer seien, 
doch zeitweise von ihren Unterthanen-Pflichten cntbnnden seien, 
(„qu'ils cessent temporairement d'ßtre Sujets du Princc, dans 
l'elat duquel ils resident , et sont , ainsi, que les autres Consuls, 
exempta de la Jurisdiction criminelle du Souverain et des magistrats 
du pays.") Dieser Satz, welcher in den späteren Ausgaben des 
bekannten Werkes (und noch mehr in den späteren Schriften 
desselben Verfassers) emendirt wurde, enthält einen doppelten 
Irrthum, der Vordersatz und der Nachsatz sind falsch. — Noch 
ärgere Unwahrheiten über dieselbe Materie verbreitet, z. B. 
Lareynce Labruyere, „Manuel des Commissaires des 
Relations Commerciales*)," (Paris, an IV, §. II. p. 7 
et 8), und Läget de Podio, „Jurisdiction des Consuls de 
France ä l'e*tranger ," Paris, 1826. Tom. I. Chp. II. p. 8, wel- 
che beide ungefähr alle Rechte der Gesandten auf die Consuln 
übertragen , und namentlich die Privilegien der Consuln im Orient 
generalisirend auf alle übrigen Consulate ausdehnen. (Vgl. un- 
ten Kap. XIV. und XV.) 



*) Commissaires des relations comoierc iles biessen die 
französ. Cousuln in der Revolutionszeit. 
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Für die Regel der Exterritorialität (Befreiung von der loka- 
len Gerichtsbarkeit) erklären sich: 

de Vattel (1758), Droit des gens, Liv. II. Chap II. $. 34. (de V. 
spricht nur ausdrücklich von der Krim in al gerichtsbarkeit und 
empfiehlt die Entscheidung der Materie durch Handelsverträge. 

Ebenso Bonnehau d, Theorie des Traites de Commerce, 1777, 

Chap. VI. Sect. L p. 150, 151. 
J. J. Moser, „Versuch des Europäischen Völkerrechts," Liv. XIII. 
Cap. 9. §. 1. (Moser lässt die Frage grösstenteils unentschie- 
den). 

de Steck, Essai sur les Consuls 1790, Sect. VIT. §. 25. pag. 
61, 62. (Steck stimmt mit Vattel aberein, und bezieht sich 
dabei auf einige Vertrage Frankreichs mit der Pforte 1740, 
und mit Spanien 1769. Für Civilsachen erklärt er sich aus- 
drücklich gegen die Exemtion). 

Borel, De l'origine et des fonctions des Consuls, Leipzig 1831. 
(B. gibt zu, dass im Allgemeinen die Consuln keine Exterritoii- 
lität gemessen , empfiehlt aber die Ausdehnung dieses wichtigen 
Privilegs auf die Consulate.) 

Viele andere, mehr oder minder namhafte Schriftsteller 
folgen dem Vattel. — 

Dagegen erklären sich für die Unterordnung der Con- 
suln unter das gemeine Recht: 
Wicquefort, L c. („L'ambastadeur et ses fonctions"), Liv. I. 

Sect. V, p. 62. 
Bynkershoek, „De foro legatorum", Cap. X. §. 6. 
Klüber's Völkerrecht, Tom. I. Theil II. Tit. II. Sect IL Kap. III- 
i 173. 

Kent, Commentarics on American law. Tom. I. Part. I. Sect. II, 
Wheaton, Elements etc. Tom. I. Part. in. Chp. I. §. 22, und 

viele andere SchriAsteller , wie Hotmann, B 6 al, Schmalz 

u. 8. w. 

§• *• 

Ohne Zweifel ist die Vattel'sche Ansicht rationeller und 
mehr dem Zweck der Consular-Einrichtungen entsprechend, nichts- 
destoweniger aber hat die entgegengesetzte Theorie in der Praxis 
den Sieg davon getragen , denn von allen Verträgen unter christ- 
lichen Staaten ist der von Frankreich mit Spanien am 13. März 
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1769 abgeschlossene der einzige, welcher den Consuln „per- 
sönliche Immunität" zusichert. Fast alle anderen Ver- 
träge übergehen diesen Punkt mit Stillschweigen oder stellen aus- 
drücklich die Unterordnung der Consuln unter die lokalen Behör- 
den als Prinzip und Regel auf. So besonders die V. V. 
zwischen Dänemark und Russland vom 19. Oktbr. 1782, 
„ Russland und Oesterreich vom 1. Novembr. 1785, 
„ „ „ Neapel vom 17. Januar 1787, 

„ „ „ Portugal vom 20. Decembr. 1787, 

„ Nordamerika und England vom 19. November 1794, 
„ England und Portugal vom 19. Febuar 1810, 
„ Nordamerika und Schweden vom 4. September und vom 
4. Juli 1827, 

„ Nordamerika und Dänemark vom 20. April 1826. 
„ England und Brasilien vom 17. August 1827, 
„ Nordamerika und Brasilien vom 12. Dezember 1828, 
„ „ „ Mexiko vom 5. April 1831, 

„ „ „ Chili vom 16. Mai 1832," 

„ „ „ Peru vom 30. November 1836, 

„ „ „ Griechenland vom 23. Dezember 1837, 

„ Preussen und Griechenland vom 12. August 1839. 
(Vergl. oben und den Abdruck dieser Verträge in Mil- 
titz, Tom. n. Part. II.) 

§. 3. 

Bemerkenswerth ist überdiess , dass gerade diejenige Na- 
tion, welche den grössten Welthandel betreibt, und deren Han- 
dels-Agenten überall die höchste Autorität geniessen, auf die 
fremden Consuln so gut , wie gar keine Rücksicht nimmt (Vgl. 
d'Hauterive et de Cussy, Recueil des Traite*s de commerce 
et de navigation, 2. Partie, Tom. III. pag. 426). Grossbrit- 
tanien, so eifrig bemüht, seinen Handelsagenten überall die 
grösstmöglichsten Freiheiten zuzusichern, (dass seine Consuln 
in der Südsee meistens sogar das Asyl recht in Anspruch neh- 
men durften), verheisst zwar in den an die fremden Consuln 
ausgestellten Exequatur 's „alle Privilegien, Freiheiten und 
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Vortheile, welche zu ihrer Stellung gehören," — in der That 
aber reduzirt es diese Verheissungen auf Null. 
S. J. Bursott i, Guide des Agents consulaires, Naples 1838. Tom 
IL pag. 152. 

Auch Frankreich hat zu allen Zeiten, vorbehaltlich ent- 
gegenstehender Stipulationen, das Prinzip des gemeinen Rechts 
für die fremden Consuln aufrecht erhalten. (Vgl. oben.) 

S. Valin's „Commentaire sur l'ordonnance de la marine, etc. T. I. 
Liv. I. Tit. IX. Art. XII. p 254: der fremde Consul steht unter 
den französischen Handelsgerichten, wenn er Handel treibt; — 
und ferner: 

Merlin 's Repertoire, T. III. Art. Consuls francais, |. II. Jurisdic- 
tion des Consuls. 
Bursotti, 1. c. T. II. p. 94. 

Borel, 1. c. Appendix Nr. VII. Gazette des Tribunaux. Nr. 3045 
v. 74. Mai 1835 und T. W. Heffter's „Völkerrecht der Ge- 
genwart," 1844, §. 226. 

Ebenso Nordamerika, Holland, Spanien, Portugal, Sardi- 
nien, Neapel, Dänemark, Russland, Oesterreich, u. a. m. — In 
Schweden Und Norwegen stehen diejenigen^ fremden Con- 
suln, welche nicht Bürger de9 Landes sind und weder Immo- 
bilien darin besitzen, noch Handel treiben, den Diplomaten in 
Bezug auf Exterritorialität gleich. — In Preussen geniessen sol- 
che Consuln zwar keine Exterritorialität, können aber doch nur 
mit Bewilligung des Ministeriums der auswärtigen Angelegen- 
heiten, (welches sich darüber mit der Regierung des betreffen- 
den Consuls zu benehmen hat), verhaftet werden, und wer- 
den alsdann in der Regel nach ihrer Heimath ausgeliefert, (vgl. 
Bursotti's Guide etc. 1838, Tom. II. pag. 315); es sei denn, 
dass das Verbrechen, dessen der Consular-Beamte verklagt ist, 
direkt gegen den Preussischen Staat oder die öffentliche Ord- 
nung in Preussen gerichtet wäre. 

Wo es eine privilegirte Gerichtsbarkeit gibt oder 
gab, wie in Spanien und Preussen, hatten die fremden 
Consuln wohl auch Theil an derselben. Die persönliche Immu- 
nität, welche Spanien den französischen Consuln in dem 
Art II. des Vertrags vom 13. März 1769 einräumte, ist nicht 

Opptnbtia, CoMnUtt. 4 
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mit absoluter Exterritorialität zu verw echseln. Die hierher ge- 
hörigen Bestimmungen sind folgende : Sie sollen nur wegen schwerer 
Verbrechen, und wegen Schulden dann verhaftet werden, wenn 
sie dieselben als Kaufleute contrahirt haben. — Diese bedingte 
„persönliche Immunität" sucht Frank reich überall seinen 
Consuln zu wahren ; s. die „Instruction generale du 8. Aout 1814; 
und gestattet auch den fremden Consuln auf französischem Bo- 
den vollständige Immunität für alle Handlungen, welche sie 
in ihrem Charakter als öffentliche Agenten oder im spe- 
ziellen Auftrage ihrer respektiven Regierungen begehen. 
S. die Lettre du uiinistre des affaires gtrangeres, du 19 Floreal 
an VII, — 

Atret de la cour de Cassation du 5 Vendeuiiaire an IX, 
Lettre» du uiinistre des affaires Strangeres ä celui de la justice, des 
18. Aout 1818 et 29. Mai 1819. 

Der Schuldhaft sind sie nur wegen Handelsschul- 
den unterworfen, was schon die Formel des französischen Exe- 
quatur besagt. 

Vergl. ausserdem DeClercq et Vallat, Guide etc. Chap. I. §. 4. 

§. 4. . 

Ausser diesen Privilegien verheisst noch der oft erwähnte 
Vertrag zwischen Frankreich und Spanien (s. den vor §.) ge- 
wisse Höflichkeitsformen für den Fall gerichtlicher Citation frem- 
der Consuln. 

Eine solche Cour toisie hat überhaupt nichts Ungewöhn- 
liches. So wenig auch der Richterstand bei seinen streng vor- 
geschriebenen Prozeduren irgend auf den Unterschied der per- 
sönlichen Stellungen Rücksicht zu nehmen hat, so hat doch die 
ältere Staats-Courtoisie «ft die Form der richterlichen Citation 
bei fremden Consuln in ein höfliches Bittschreiben verwandelt, 
und etwa die Strafandrohung am Schlüsse ausgelassen. Der 
Consul ist es ebensowohl seiner Stellung schuldig, solchen Auf- 
forderungen — sei es nun als Zeuge oder als Beklagter, — 
ungesäumt Folge zu leisten, als es der Staatsbehörden Pflicht 
ist , zu verhüten , dass derselbe in seinen wichtigen Funktionen 
durch chikanöse und unwesentliche Verhandlungen gestört werde. 



Digitized by Google 



51 



Dagegen ist in neueren Verträgen vielfach festgestellt worden, 
dass die fremden Consuln, welche nicht zu den Handeltreiben- 
den gehören, weder als Zeugen, noch als Beklagte yor Gericht 
zu erscheinen brauchen, sondern in ihrer Wohnung yernommen 
werden sollen. 

S. den FraDzös isch-Nordam erikanischen Vertrag vom 23. 
Februar bis 11. März 1853 und vergl. oben Kap. V. §. 17. 

§. 5. 

Anmerkung. Im J. 1839 erhoben die Gesandtschaften 
von Oesterreich, Russland und England ernsthafte Reklamationen 
gegen gewisse Beamte der Griechischen Krone in Patras, 
welche durch eine Reihe ungewöhnlicher Prozeduren die daselbst 
befindlichen Consulate der betreffenden »lachte gestört haben soll- 
ten. Das Englische Kabinet begleitete seine Forderung der Ab- 
seztung jener Beamten mit kriegfrischen Drohungen, indem es 
ein Linienschiff zum Schutz seines Consuls und der übrigen auf 
Patras befindlichen Engländer daselbst einlaufen Hess. Das Oe- 
sterreichische Kabinet beklagte sich speziell darüber, dass eine 
gerichtliche Citation seines Consuls mit Androhung von kör- 
perlichem Zwang versehen worden sei, und verlangte eine 
entschiedene Erklärung, ob das Griechische Kabinet seinen Ge- 
richten das Recht ertheile, fremde Beamte, welche kraft völker- 
rechtlicher Verträge und eines königlichen Exequatur fungiren, 
nach Belieben und ohne vorgängige Verhandlung mit 
der Gesandtschaft des betreffenden Landes, auf längere oder 
kürzere Zeit zu suspendiren? — Das Griechische Kabinet wies 
alle Verantwortlichkeit für die Ueberschreitungen seiner Subal- 
ternbeamten in Patras ab, und bekannte sich zu dem in der 
Oesterreichischen Reklamation implicite liegenden Prinzip. Ferner 
erklärte der Minister Zographos dem Oesterreichischen Gesandten 
(Prokesch v. Osten) unter den 1 , / M Jan. 1S39 und 8 /ao Febr. 
1839, dass nach einer schon seit Jahresfrist bestehenden Ver- 
ordnung — die Griechischen Staatsanwälte keine Präventivhaft 
gegen fremde Consuln anwenden, und versprach überhaupt ein 
Gesetz zur Versöhnung der verschiedenartigen , hier einschlägi- 
gen Interessen. 

4 * 
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Ton dar richterlichen Gewalt der Consuln. 

§. 1. 

Wir haben schon früher gesehen, dass die Consulate ehe- 
dem eine ausgedehntere Wirksamkeit hatten, als jetzt. In der 
Epoche des Mittelalters namentlich , wo sie sich über den Orient 
ausdehnten und dort allmälig consolidirten , waren die Consuln 
zugleich Criminal-, CiYil- und Friedensrichter, Polizei- und Ci- 
yilstands-Beamte , Notare, Erbschafts- und Vormundschafts-Ver- 
walter, politische und Privat-Agenten ihrer Landsleute. Der Um- 
fang dieser Funktionen war durch spezielle Verträge bestimmt, 
▼eiche diesen fremden Beamten mehr oder weniger Gewalt 
einräumten, je nachdem die Nation, welche sie vertraten, 
mehr oder weniger Macht und Einfluss ausübte, oder je nach 
den Garantien, welche der Bildungsgrad der gewährenden Nation 
bot. — Wie sich aber das Consularwesen mehr auf christlichen 
Boden verpflanzte, musste es eine andere Gestalt annehmen. 
Namentlich war hier doch schon die Territorial-Justiz 
zum unverbrüchlichen, und von allen Souverainen eifersüchtig 
aufrecht erhaltenen Prinzip geworden. (Daran hielt Venedig, 
den fremden Consuln gegenüber; schon im 13. Jahrhundert fest.) 
Am längsten liess man ihnen natürlich die freiwillige Gerichts- 
barkeit und das Schiedsrichteramt; dieses üben sie noch heute 
überall. 

Vergl. Miltitz, T. n. Part. I. Liv. IL Chp. II. p. 423—433, und 
ibid. T. IL P. II. p. 4 etc. 



■ 
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§. 2. 

Heut zu Tage aber ist es nicht blos das System der ter- 
ritorialen Justiz -Hoheit, welches den Consuln einen so bedeu- 
tenden und gefährlichen Zweig ihrer Thätigkeit bestreitet, son- 
dern auch noch andere Bedenken interzediren gegen ihre rich- 
terliche Thätigkeit. Zunächst hat man mehr Grund, in allen 
Rechtsfragen, welche die Politik ausschliessen, auf die Unpar- 
teilichkeit und Gerechtigkeit der Ortsbehörden zu zählen. Dann 
wird überhaupt die Justiz in civilisirten Ländern nicht mehr von 
einzelnen, willkührlich ernannten Personen geübt, und würde 
der Missstand, die Gerechtigkeitspflege den einzelnen, theilweise 
untergeordneten Consular-Agenten anzuvertrauen, in noch grel- 
lerem Lichte erscheinen, seitdem die bedenkliche Sitte ein- 
gerissen ist, die Consulate mit Kaufleuten, d. h. mit einseitigen 
Interessenten, zu besetzen. — Hierzu kommt noch, dass man 
nicht wohl die Consuln mit wichtigen Rechten versehen kann, 
welche den Gesandten fehlen. 

§.'3. 

Eine andere Schwierigkeit würde in der Exekution der 
Urtheiie bestehen; sollen sie auf fremdem Boden exequirt wer- 
den, so werden die fremden Behörden auch nach der Legalität 
des zu vollziehenden Urtheils fragen und dasselbe jedenfalls einer 
neuen Prüfung unterziehen, ehe sio es ausführen helfen. — Soli 
die Vollstreckung aber von den heimischen Behörden des 
Consuls geschehen, so kann füglich die Urtheilsfällung bis da- 
hin aufgeschoben bleiben, wo die Vollstreckung Statt finden 
würde. — 

Vergl. Pinheiro-Ferreira, „Observation sur le guido 
diplomatique du Baron de Martens" 1. Ed. p. 178, Chap. X. 
§. 83, et Pinheiro-Ferreira, „Notes au Pre*cis du droit 
des gens moderne de PEurope, de Msr. de Martens," T, I. 
p. 447, Note 68 k la pag. 328; et Charles de Majtens's 
guide diplomatique, Nouv. Edition, Bruxelles, 1838. Tom. I. 
pag. 225. Martens stellte fälschlicherweise als allge- 
meines Rechts-Prinzip auf, dass die Regierungen, welche ih- 
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ren Consuln eine Jurisdiktion beimessen, ihren Unterthanen ver- 
bicten, sich an andere, als diese Consular-Gerichtshöfe zu wen- 
den. Ein solches Verbot besteht iwar in den Königl. Sardi- 
nischen Reglements von 1687, 1689, 1728, 1788, der In- 
struktionen vom 8. August 1814 und vom 26. Dezember 1815. 
Auch die älteren französischen Ordonnanzen (z.B. die von 1728, 
Art. XXXI., von 1778, Art. I. u. folg-.) und die ganze Gesetz- 
gebung Frankreichs bis 1804, enthalten ähnliche Verfügungen. 
Aber den Grundsätzen des modernen Rechtes widerspricht ein 
solcher Zwang. Die civilrechtliche Consular- Justiz ist eine 
Rechtswohlthat, die Niemanden aufgezwungen werden soll, 
und mit Ausnahme der auf das Seerecht bezüglichen Verhält- 
nisse, der schiedsrichterlichen gleichstehend. Ein solches 
Verbot wäre heut zu Tage kaum mehr durchzuführen; th eil- 
weise zwar besteht Aehnliches noch für den Orieut, aber dort 
würden die Sitten und Verhältnisse, auch ohne Gesetze dasselbe 
Resultat herbeiführen. (S. den nächsten §.) 

§. 4. 

Am weitesten ging die ältere französische Gesetzge- 
bung in der Einräumung von richterliehen Funktionen an die 
französischen Consuln. Das System der berühmten Ordonnanz 
vom August 1681 wurde durch mehrere Verordnungen bis Juni 
1778 immer weiter entwickelt. Seitdem sind mehrere dieser 
Dispositionen durch die Gesetzgebung, oder durch entgegenge- 
setzte Gebräuche, abgeschafft worden. — Die Jurisdiktion, 
welche den französischen Consuln jetzt in christlichen 
Ländern zusteht, ist auf neuere Verfügungen basirt, welche, 
ohne eigentliche Gesetzeskraft zu haben, dennoch in praxi un- 
bestritten gelten. Es ist vornehmlich die Instruction speciale 
(vom 29. November 1833) sur „l'exercice de la jurisdiction con- 
sulaire en pays deChraiente'j" (gegeben von Duc de Broglie 
damals Minister des Auswärtigen und vom König bestätigt [ap- 
prouve"e]). 

S. Alexandre J. H. DeClercq, „Forraulaire ft l'usage des Con- 
snlats, suivi d'un Appeodiee," etc. etc. Paris, 1848, pag. 576 
und folgende. 
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Ueber das ältere System vgl. Läget de Podio, Sur la 
Jurisdiction des Consuls de France ä\ l'ltrangcr, 1826; Flas- 
san, Histoirc de la Diplomatie Francaise, 1811, Tom. VII. 
Liv. V. pag. 35 et 36. Ferner gehört die Ordonnance ro- 
yale vom 29. Oktober 1833: „Sur les fonctions des Consuls 
dang leurs rapports avec la marine commercialc" in vielen Punk- 
ten auch hierher. Die ministerielle Verordnung vom 20. Novem- 
ber 1833 kündigt sich selbst nur als eine provisorische an, 
welche den Zweck habe , die alten Ordonnanzen mit der neueren 
Gesetzgebung in möglichstem Einklang zu bringen. Der Orient, 
für welchen die alten Verträge noch unbedingter gelten, ist 
ausdrücklich von dieser Verfügung ausgeschlossen, und in be- 
sonderen Gesetzen behandelt. (Vergl. unten Kap. XV. §. 1.) 
Die legale Basis der r i cht er Ii che n Gewalt der Consuln be- 
ruht allerdings noch allgemein auf den Art. 12, 13 und 18 
des Tit. II. (des Consuls) Liv. I. der Ordonnance von 1681, 
welche ihrer Zeit bei allen Parlamenten des Reiches einregistrirt 
worden war. (Die späteren königlichen Beschlüsse, welche die 
Consuln als Magistratspersonen anerkennen, haben nicht 
dieselbe unbestrittene Geltung gefunden; so sind die Ordonnance 
vom 28. Februar 1687, vom 24. Mai 1728 und vom 3. März 
1781 nirgends einregistrirt worden *). Aber die Ordonnance 
von 1681 verweist selbst auf die speziellen Verträge und Ge- 
wohnheiten („usages et capitulations"). 

Nun behauptet die Instruction vom 29. November 
1833 ausdrücklich, dass für Frankreich weder solche Gebräu- 
che, noch solche Stipulationen mehr existiren. Während noch im 
Edikt von 1778, Art. 2 den Franzosen im Auslande verboten 
wurde, sich einer anderen Gerichtsbarkeit, als der ihrer Con- 
• 



) Nur das Edikt vom I. Juni 1778 wurde zu Aix einregistrirt, 
wo damals, wie heute noch, der ausschliessliche Appellhof 
für die richterlichen Urtheile der Consulate in der Levante und 
den Barbaresken Staaten ist.— Vergl. unten Kap. XV. und Art. 1 
des Edikts, v. 1. Juni 1778. Für die anderen Consulate Frank- 
reichs bildet der nächstliegende Apellhof die zweite Instanz. 
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suln , zu unterwerfen , und eine ganz ähnliche Bestimmung in 
den (später aufgehobenen) Vertrag mit den Etats unis, vom 
14. November 1788 kam, verfiel sehr bald nach der grossen 
Umwälzung selbst die schidsrichterliche Kompetenz der 
Consuln. Ks erschien immer misslicher, Befugnisse in Anspruch 
zu nehmen, deren Gegenseitigkeit dem geordneten Rcchts- 
zustande des Landes in vielen Punkten hätte derogiren müssen. 

Zwar erkennt auch die königliche Ordonnanz vom 29. Ok- 
tober 1833 die Autorität der Consuln, nicht blos für die höhere 
Polizei der Marine, sondern auch für die Beurth eilung der 
Streitigkeiten zwischen den Kapitainen und den Matrosen, und 
selbst zwischen den Passagieren und der Equipage ausdrücklich 
an. Aber darauf muss sich auch wohl jetzt in christlichen Län- 
dern die richterliche Befugniss der Französischen Consuln be- 
schränken. Denn, was die strafrechtliche und die Polizei- 

7 ► 

Justiz betrifft, so ist sie heut zu Tage überall territorial. 
Niemand kann sich dem strafrechtlichen Urtheil der loka- 
len Gerichtsbehörden entziehen; ebenso ist es mit der hohen 
Polizei (gegen Art. 15 der Ordonn. von 1681 und Art. 82 des 
Ediktes von 1778, denen gemäss früher die franz. Consuln be- 
fugt waren, jeden Landsmann, dessen Aufenthalt ihnen gefähr- 
lich erschien, unter gewissen Förmlichkeiten mit dem nächsten 
französischen Schiffe nach Hause zu schicken. Auch die Ci- 
vil- Justiz der französ. Consuln Hesse sich heute zu Tage nicht 
mehr ohne Ungerechtigkeit gegen die Personen, und nicht ohne 
Collisionen mit den anderen Staaten durchführen. In Bezug auf 
Handels Streitigkeiten hat der Code du commerce, Art. 414 und 
416, für (Avaries-) Avarie-Streitigkeiten das alte Recht der Con- 
suln anerkannt, und dieselben den ordentlichen Handelsrichtern 
so ziemlich gleichgestellt, (vergl. auch art. 28. der Ordonnance 
vom 29. Oktober 1833), nur dürfte die Exekution der Urtheile 
in fremden Ländern, mit welchen darüber nicht speziell stipu- 
lirt ist*), auch hierin grosse Schwierigkeiten finden. Vgl. hier- 



•) Im Handelsvertrag zwischen Frankreich und Russland v. 
iL Januar 1787 (Art. 7) wird den Consuln nur die schieds- 
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über die Anmerkuug unten zu Kap. XV. §. 2 und die darin 
citirten Entscheidungen des Cassatio nshofes von Frankreich. 
Somit bleibt die von der Ordonnance von 29. November 1833 
regulirte, schiedsrichterliche Thätigkeit, die Jurisdiktion 
über die Handelsmarine (s. unt. Kap. XL), nebst der Aus- 
übung vieler notarieller*) Funktionen die Hauptsache. 
8. DeClercq et Vallat, Guide pratiqoe etc. Liv. VIII. 

%. 5. 

Dies ist der gegenwärtige Stand der französischen Gesetz- 
gebung über die consulare Gerichtsbarkeit in christlichen 
Lindern. Es versteht sich von selbst, dass Frankreich, des- 
sen Gesetzgebung für alle internationalen Verhältnisse das Prin- 
zip der Reziprozität aufgestellt hat, den fremden Agenten nicht 
mehr Rechte zugesteht, als es seinen eigenen im fremden Lande 
eingeräumt wissen will und wirklich eingeräumt sieht. 

Im Orient haben die französischen Consuln allerdings 
eine ausgedehntere Jurisdiktion. 

Vergl. unten Kap. XV. das Edit. von 1778 und die „Loi 
relative ä la poursuite et au jugement des contraventions, de'lits, 
et crimes commis par des Francis dans les Echelles du Levant 
et deBarbarie, vom 28. Mai 1836. 
S. in DeClercq, Formulaire pag. 585 u. ff. 

Der Titel besagt schon, dass die Instruktion der Rechts- 
sachen sowohl, wie das Urtheil, den Consuln oder ihren Ver- 
tretern zusteht; wenn der verletzte Theil sich als „partie civile" 
aufstellt, so kann der Consul, der hier als Kriminalgericht 
fungirt, auch die civilrechtliche Seite der Rechtsstreitigkeit ent- 
scheiden. Er kann, ganz nach gemeinem Rechte, Verhaftungen 



richterliche Justiz gelassen; doch sollen, wenn beide strei- 
tende Tbeile sich freiwillig derselben unterzogen haben , nach 
der Hand die Exekutiv -Behörden der Lokalitaten zur Exeku- 
tion des Consular-Urtheils aufgefordert werden können. 
*) Protokollarische Konstatirung des Zustandes empfangener und 
abgesendeter Waaren, Ausstellung von Ci vi 1 Stands- Akten, 
etc. etc. (Vergl. Kap. XIII. unten). 
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vornehmen, Cantioncn annehmen, Zeugen und Angeklagt« iiti- 
ren, verhören, mit Beschlag belegen, amtliche Dienstleistungen 
requiriren, u. s. w. — Das oben cit. Gesetz enthält in 6 Ti- 
teln und 82 §§. die analoge Anwendung fast des ganzen „Code 
de procddure criminelle" auf die Consular- Gerichtsbarkeit im 
Orient und in den Barbaresken Staaten. — Auch die Strafen 
entsprechen den französischen Gesetzen. Bei Polizei-Contraven- 
tionen entscheidet der Consul allein , bei Verbrechen und Ver- 
gehungen besteht das Consular-Gericht, ausser dem Consul, noch 
aus 2 von ihm auf Jahresfrist gewählten und vereidigten fran- 
zösischen Notabcln seines Amtsgebietes, die er auch im Noth- 
fall selbst ergänzen kann. Stehen schwere Strafen („peine 
i afflictiveou infamante") auf dem angeschuldigten Ver- 

brechen, für welches der Consul die Voruntersuchung geführt 
und den Anklage- Akt beschlossen hat, so schickt er den Ange- 
klagten nebst sämmtlichen Akten und Beweisstücken, auf dem 
ersten französischen Schiffe , nach Frankreich zu Händen des 
Staatsanwalts („Procurcur ge'ne'ral) am Appellationshofe von Aix, 
welcher auch in allen sonstigen Beziehungen die höhere Instanz 
für die französische Consular-Justiz im Orient bildet. Auch 
bei corrcktionellen Verurteilungen gehen die Akten vom Consul 
an den Minister des Auswärtigen, von diesem an das Justiz- 
Ministerium und von da an den Staatsanwalt zu Aix. — Kein 
Schiffskapitain darf sich weigern, die Beklagten zum Transport 
aufzunehmen, — bei Strafe des Verlustes seines Kommandos, 
nebst einer Geldbussc von 500—2000 Francs. Die Geldstrafe 
wird vom Consul, die Absetzung vom Marine-Ministerium ausge- 
sprochen. (Die weitere Ausführung und Anwendung dieser Re- 
geln, so wie die Erörterung der in neuerer Zeit daran sich 
knüpfenden Kontroversen, müssen wir uns für ein späteres Ka- 
pitel vorbehalten.) 

§. 6. 

Das System der französischen Consular- Jurisdiktion kann 
nicht blos für das am besten und vollständigsten ausgebildete 
gelten, sondern auch für das allgemein maassgebende, weil es, 
schon als das Recht der meist begünstigten Nation fast 
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überall adoptirt wurde. — Demnach ergeben sich folgende all- 
gemeine Regeln: 

Gewöhnlich steht der Fremde unter den Territorial-Gerich- 
ten und unter den Landes-Gesetzen seines momentanen Aufent- 
haltsortes. Der Consul hat nur soviel richterliche Autorität über 
seine Landsleute, als besondere Verträge ihm belassen und seine 
Instruitionen ihm erlauben. — In Criminal-Sachen kann er 
nirgends die schweren Strafen selbst erkennen, in Civil-Sachen 
(„en matiere civile") hat er im Allgemeinen nur die schieds- 
richterliche und die s. g. freiwillige Justiz, die rein 
contentiüse nur über die Schiffs-Mannschaft, und 
diese mit gewissen Einschränkungen. 

■ 

§.7. 

Die Jurisdiktion der Consuln über die Handelsmarine 
ihres Landes (vgl. Kap. XI.) ist insoferne schwierig zu defini- 
ren, ab sie nach zwei Seiten leicht collidirt, 1) mit der 
Polizei-Gewalt der Kapitaine, und 2) mit der Territorial -Hoheit 
der Lokalbehörden im Hafen. (Vgl. unten Kap. X.) 

ad 1. Der Kapitain behält die niedere Polizei, wel- 
che er auf dem Meere ausübt , auch im Hafen. Die höhere 
liegt £mi Consul ob. (Vgl. Kap. XL) Ihm muss der Kapitain 
alle unterwegs begangenen Verbrechen zur geeigneten Maass- 
nahme Torlegen. Er entscheidet die Streitigkeiten zwischen dem 
Kapitain und der Alannschaft oder den Passagieren und der 
Equipage , sogar zwischen verschiedenen Kapüainen seines Lan- 
des u. s. w. Soweit sich die fraglichen Differenzen auf Schiff- 
fahrts-Verhältnisse beziehen, ist diese Jurisdiktion völlig unbe- 
stritten und allgemein gültig. Die Verhandlung vor dem Consul 
ist summarisch. Ein Versuch gütlichen Vergleiches soll ihr 
vorangehen. — In der Heimath können die Parteien gewöhnlich 
daa Consuiar- Verfahren revidiren lassen, wenn sie sich nicht 
ausdrücklich bei dem Spruch des Consuiar - Gerichts beruhigt 
haben. — 

ad 2. Wenn auch der völkerrechtliche Grundsatz feststeht, 
dass daaSchiff für die Forts etaung dea heimathlichen 
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Festlandes gilt und auf dem Schiffe die Gesetze seines Va- 
terlandes zur Anwendung kommen, so können doch Schiffe in 
einem fremden Hafen nicht als absolut exterritorial 
betrachtet werden. Sie sind zunächst den Hafen-Ordnun- 
gen des fremden Landes schlechterdings unterworfen, und ihre 
Mannschaft steht für alle Streitigkeiten mit Fremden unter 
den Landesgerichten. (Ausgenommen im Orient; s. Kap. XIV — 
XV.) In Correktionell - und Kriminal - Sachen können sich die 
Territorialbehörden nur einmischen, wenn die Sicherheit des Ha- 
fens direkt bedroht ist, oder wenn sie von den Parteien ange- 
rufen werden. — 

(So entschied — schon Tor der Ordonnanz v. 1833 — 
der französische Staatsrath par une de'cision du 28. Oct. 1806, 
approuvle le 20. Novbr. 1806 (vgl. Merlin, Repert.). — Diese 
Grundsätze sind, fast alle, wörtlich in die Hellenischen und 
andere Instruktionen übergegangen. — Vgl. auch Ch. de Mar- 
tens, Guide diplomatique, Tom. L S. 245., Edit. v. 1851.) 

Soweit nun den Territorial-Gerichten die Justiz auf frem- 
den Schiffen versagt ist, so weit wird dieselbe von den Con- 
suln der betreffenden Nationen verwaltet. Aber dieselben 
können nur leichtere Vergehungen und Korrektionen - Sachen 
definitiv aburtheilcn, die eigentlichen schweren Verbrechen 
müssen sie den heimischen Gerichten überlassen, nachdem sie 
die Untersuchung und den Process vorbereitet, und die Ange- 
schuldigten dem betreffenden höheren Gerichte überliefert haben. 

Wenn der Consul zur Ausübung dieser Funktionen der 
Exekutiv-Gewalt bedarf, so mag er sich desshalb vermit- 
telst schriftlichen Gesuches an die Lokalbehörden wenden. 

Die Thätigkeit des Consuls in diesem Gebiete ist ein Ge- 
misch von Polizei-, Administrativ- und richterlichen 
Funktionen. Für die letzteren ist Appellation an die 
höheren Gerichte der Heimath zulässig, wie für die 
beiden erstem Kategorien der Rekurs an das vorge- 
setzte Ministerium. — 

In Bezug auf eigentlich seerechtliche Verbrechen 
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i. B. Baraterie, Piraterie, Sklavenhandel vgl. die Kap. XVIII. 
und den letzten Paragraphen des Kap. XIX. 

§. 8. 

Die Consular- Justiz über die Handels-Schiffe (nicht 
die Staatsmarine) der betreifenden Nationen ist in vielen Staats- 
verträgen anerkannt und bestätigt worden, z. B. Frankreichs 
Vertrage mit der Nordamerikanischen Union vom 14. 
Not. 1788 (Art. VIII.), von 1822, art. 6. und vom 4. Mai 
1826*). — Vertrag zwischen Nordamerika und Schweden vom 
4. Juli 1827. Der Nordamerikanischen Union Vertrag 
mit Preussen vom 1. Mai 1828. Vgl. Art. 10. (und II. des 
letztgenannten Vertrages), wonach — Art. 11. — die Ausliefe- 
rung von Schiffs-Deserteuren gegenseitig durch die Consuln ver- 
langt und selbst die Hülfe der Lokal-Exekutivbehörden aufgebo- 
ten werden kann, es sei denn, das die betreffende Person schon 
wegen eines andern Verbrechens vor Gericht steht ; (dieser Art. 
findet sich in den meisten Verträgen) Nordamerikanische Union 
und Russland vom 18. Dez. 1832, Art. 8.; Nordamerikanische 
Union und Griechenland vom 22. Dez. 1837, Art. 12. — Ver- 
trag zwischen Nordamerika und Oesterreich vom 23. Febr. und 
3. Mai 1850 (demnach können die Consular -Urtheile in der 
Heimath gerichtlich reformirt werden, und müssen die deserti- 
renden Matrosen binnen 3 Monaten heimgeschickt werden, vorbe- 
haltlich ihrer gerichtlichlichcn Verpflichtungen im Auslande). — 
Vertrag von Nordamerika und den Hawaiian-Inseln, zu Houolulu v. 
24. Aug.u. 9. Nov. 1850. — Ferner s. die Verträge von Schwe- 
den und Griechenland v. 22. Nov. 1836, Art. 5. Preussen 
und Mexiko, vom 18. Febr. 1831. Frankreich und Königr. 
Neapel, vom 16. August 1853 (s. im Moniteur universel vom 
30. Sept. 1853). 



*) Der neueste Consular- Vertrag zwischen Frankreich und Nord- 
amerika vom 23. Febr. — 11. März 1853, auf 10 Jahre abge- 
schlossen, bestätigt und erweitert die herkömmliche Consular- 
Justiz Ober die Marine und besonders das Recht, die Ausliefe- 
rung flüchtiger Matrosen zu verlangen. — 
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Ueber die Nordamerikanischen Vertrage, die Consü- 
lar-Justiz betreffend, Vfl. auch Th. F. Gordon's Digest, ete. 
Philadelphia 1830, Appendix, pag. 165; und das Neuste in 
George Minot's offizieller Statuten-Sammlung: „The Sta- 
tutes at large and Treaties of the United States of Amerika," 
Boston, Little et Brown; s. z. B. Jahrg. 1850, p. 152. u. fg. 
J. 1851, p. 47; etc. Die meisten der hier angeführten Ver- 
träge sind auf 10 Jahre, und weiter mit einjähriger Kündigung, 
abgeschlossen). — 

Wegen der Details der Schiffs-Justiz müssen wir, des bes- 
seren Zusammenhanges halber auf Kap. X, und wegen der Con- 
sular-Justiz im Oriente und den, diesen hierin gleichge- 
stellten Ländern, aus demselben Grunde, auf Kap. XV. verwei- 
sen. (Auf den Staats - und Kriegs-Schiffen, s. Kap. XI. , haben 
natürlich die Offiziere eine, die Consular-Gewalt abschliessende 
Gerichtsbarkeit und Polizei.) — 

8. 9. 

Was die jetzt herkömmliche Justiz in den christlichen 
Ländern betrifft, so hatGrossbrittanien darüber bei seinen 
Consuln kaum Etwas Näheres bestimmt, selbst in den Verträgen 
nicht. Und auch im Orient hat es die Civil -Justiz der Con- 
suln rein dem älteren Herkommen und den früheren Verträgen 
überlassen , natürlich stets mit der Clausel der „meist begün- 
stigten Nation." Die Justiz der fremden Consuln auf Grossbrit- 
tanischem Gebiete hemmt es nicht gerade, aber es erkennt sie 
auch nicht an, weder in diplomatischen Beziehungen, noch 
durch das Admiralitäts-Gericht. — Ebenso Spanien. (Doch ist 
in dem Spanisch-Nordamerikanischen Vertrage t. 14. 
Nov. 17S8 (Art. 8—15.) nicht nur die S chiffs- Justiz der 
Consuln, sondern auch die — aber nur unentgeltlich zu 
übende — schiedsrichterliche Gerechtigkeitspflege dersel- 
ben wechselseitig anerkannt. — Damit vgl. Utrechter und spä- 
tere Friedens-Instrumente.) 

Anders Portugal, dessen Reglement §. 64 ausdrück- 
lich bestimmt, dass die schiedsrichterlichen Urtheile der 
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Consuln zwar von den heimwehen Gerichtsbehörden, aber nicht 
von fremden Gerichten revidirt werden können. 

Die Consuln beider Sicilien sollen jedesmal erst den 
Weg gütlichen Vergleiches versuchen, jedoch ohne die Par- 
teien zu binden. Nach dem Kaiserl. Brasilianischen Re- 
glement können die, vor ihrem Consul streitenden Parteien der 
Appellation schriftlich entsagen, aber sie sind nicht verpflich- 
tet dazu. Nach demselben Reglement (Art. 41.) haben die Con- 
suln die Schiffs -Justiz nur über die Vergehungen, welche 
vor dem Einlaufen in den Hafen begangen sind und im Hafen 
selbst sollen die Tribunale des Landes richten. Auch der Con- 
sul von Uruguay hat die Iurisdiktion (s. Art. 9. d. Reglern.) 
soweit, wie der Brasilianische, nämlich bis zu Straferkenntnissen 
von 30 Tagen Detention , oder 30 Frcs. ; bei Delits graves die 
Heimsendung. — 

Ein Vertrag zwischen Russland und Dänemark v. 14. Okt. 
1782 erklärt die schiedsriclüerlichen Entscheidungen der beider- 
seitigen Consuln für definitiv, und unmittelbar exeku Ur- 
bar. — Uebrigens veiweisst die Russische Consular- Instruk- 
tion v. 1820 im Art. 54. ausdrücklich für die Frage derConsular- 
Jurisdiktion auf die Grundsätze der französischen Ordonnance 
de la marine v. 1681 (S. oben). Art. 55. derselben Russ. In- 
struktion stellt die schiedsrichterliche Jurisdiktion der Russischen 
Consuln fest. — 

Der Oldenburgische Consul (s. §. 13. d. Instruktion) 
hat die freiwillige Jurisdiktion, aber sein« Entscheidungen können 
„von den kompetenten Behörden" revidirt werden. — (Vrgl. 
auch die Oldenburger Verträge mit Portugal, Berlin den 9. 
Juni 1845 und mit K. Sardinien, Berlin, 21. April 1846.) 

Die Consuln von Hannover, von Mecklenburg-Schwe- 
rin etc. haben keine Jurisdiktion. 

Für Belgien ist im Jahre 1851 ein neues Gesetz über 
die Consular- Jurisdiktion erschienen, welches sich aber fast Mos 
auf die Consuln im Orient bezieht. (Vgl. u. Kap. XV. §. 3.) 
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§. 10. 

Die Consnlar - Urtheile müssen stets schriftlieh abge- 
fasst werden. 

Die schiedsrichterlichen Funktionen werden meistens 
unentgeltlich vollzogen. Vor jedem richterlichen Verfahren 
in Privatsachen hat der Consul — der Natur seiner Stellung und 
dem Wortlaut der meisten Instruktionen zufolge — einen Ver- 
gleichs- und Sühneversuch anzustellen. 

Wie weit auch die gerichtlichen Funktionen der Consuln 
ausgedehnt seien, so steht doch fest, dass Consuln nicht beru- 
fen sind, über persönliche Rechtsverhältnisse zu ent- 
scheiden, welche regelmässig vor ein „Forum domicilii" ge- 
hören. Alles was den „Status persona Iis" eines Menschen 
angeht, z. B. die Regelmässigkeit seiner Ehe, die Legimität sei- 
ner Geburt, sein Bürgerrecht, u. s. w. kann unmöglich vor Ad- 
ministrativ- G erichte gezogen werden. — Und dieses sind 
die Consular-Gerichte jedenfalls. In Civil- wie in Criminal- 
Sachen müssen sie als Au sn ah ms -Gerichte betrachtet, und 
die Bestimmungen ihrer Befugnisse strictissime interpre- 
ti rt werden. 
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Achtes Kapitel. 

Ton der Gonsular-Kanzlei. 

§. l. 

Jedes selbstständige Consulat ist mit einer Kanz- 
lei verbunden. (S. ob. Kap. V. §. 12.) Dagegen sind den von 
den Consnln bestellten Unter-Agenten in der Regel die no- 
tariellen und einige andere Funktionen abgesprochen, welche 
mit der Einrichtung einer Kanzlei zusammenhängen. 

In Frankreich selbst allen V ice-Consuln. (Vgl. ob. 
Kap. III. §. 3.) 

Ebenso wie diese Co nsular- Agenten im Allgemeinen 
unter Verantwortlichkeit Derer handeln, von Denen sie ernannt 
sind, und die ihre Verfügungen contrasigniren müssen (vgl. Titres 
III. u. IV. der Ordonnance francaise vom 20. Aug. 1833), so 
steht es auch mit den Kanzlern oder Privat-Secretairen, wel- 
che der Consul für sein Bureau selber anstellt. Wo die Kanz- 
ler — direkt oder indirekt — von der Regierung ernannt wer- 
den, modificirt sich, dem entsprechend, das Prinzip ihrer wech- 
selseitigen Verantwortung. Nur muss fast jeder Akt, Gültigkeit 
zu erlangen, vom Consul contrasignirt, und folglich auch 
approbirt sein. — Bei gerichtlichen Verhandlungen fungirt der 
Kanzler als Aktuar (Greffier), sonst als Secretair, Rechnungs- 
beamter und selbst als geschworner Uebersetzer. — (S. z. B. 
N. 343. des DeClerq'schen „Fomulaire ä l'usage des consulats.") 

Nach dem Oesterreischen Consulats-Reglement v. 10. 
Sept. 1844 (d. d. Triest) ist es , jedem Consulat-Vorsteher, dem 
nicht etwa ein eigener, mit dem Rechte eines Oesterreichischen 
Staatsbeamten ernannter Kanzler an die Seite gestellt ist, un- 

Oppenheim, ConsuUte. 5 
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benommen, sich einen Kanzler zn wählen; er ist jedoch ver- 
pflichtet, das gewählte Individuum dem Central-Gubernium*), 
unter Nachweis seiner Eigenschaften namhaft zu machen, und 
dessen Genehmigung einzuholen — 
Aehnlich ist es fast überall. 

%. 2. 

Die Aktenstücke, welche die Consular-Kanzlei bilden, sind 
Eigenthum der Regierung. Bei jedem Wechsel der Con- 
sular-Vorsteher hat der abgehende Consul seinem Nachfolger ein 
Inventar der Kanzlei zu hinterlassen, — eine Abschrift des In- 
ventars schickt er der Regierung ein, und eine zweite behält er 
für sich, als Belegstück seiner Ddchargc. 

Die Depositen, welche im Gewahrsam des Consulats sind, 
verbleiben daselbst unter Gewahrsam und Verbindlichkeit jedes 
folgenden Consular- Beamten, mit subsidiarischer Verbindlichkeit 
.Derer, die ihn ernannt haben (nach den allgemeinen Regeln der 
Staatsdiener-Pragmatik). 

§.3. 

Die Kanzlei besteht 1) aus einem fortlaufendem Proto- 
koll sämmtlicher Korrespondenzen und Verhandlungen, sowohl 
mit den vorgesetzten Behörden der Heimath, oder den benach- 
barten Gesandten derselben**), als auch mit den Lokal-Behörden 
des Aufenthaltsortes. Alle hierauf bezüglichen Aktenstücke oder 
Dokumente müssen entweder in extenso einregistrirt , oder für 
dieselben auf ein anderes Register der Kanzlei verwiesen werden. 

2) Aus der Korrespondenz mit Privatleuten, mit Landsleu- 
ten sowohl denen der Consul zu Rath und Beistand verpflichtet 



*) Zu Triest. — Ein Rescript der Triester Scebehörde v. 12. Juni 
1838 verlangt, dass die Consuln vor der Ernennung der Kanz- 
ler, wie der Agenten, über deren Verhältnisse genauen Bericht 
abstatten. 

**) Die Vice-Consuln führen diese Korrespondenz nicht direkt, und 
empfangen auch ihre Instruktionen gewöhnlich nur von ihren 
unmittelbaren Vorgesetzten. — 
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ist, als auch mit den Fremden , welche sich ohne specielle Be- 
rechtigung an ihn wenden (z. B. wenn fremde Kaufleute ihn 
über die Chancen eines neuen Handelszweiges mit seiner Heimath 
befragen, so verpflichtet ihn das Interesse seines Vaterlandes und 
die Aufgabe seines Amtes eine genügende Antwort, je nach den 
Umständen, zu ertheilen). 

3) Ein chronologisches Register aller in seinem Fluss- 
oder Seegebiete ein - und auslaufenden Schiffe seiner Nation, mit 
einem jedesmaligen Auszuge aus den Schiffspapieren. (Vgl. Ka- 
pitel X.) 

4) Ein vollständiges Protokoll aller ausgestellten Civilstands- 
Akte, aller Legalisationen (z. B. des Ursprungs gewisser Waa- 
ren, des Gesundheitszustandes von Schiffen und Personen, der 
Unterschriften etc. etc.) , aller empfangenen oder auf dem Con- 
sulate deponirten Proteste, Vollmachten u. s. w. 

5) Ein Buch für alle ausgestellten Pässe oder Pasg-Visa's 
(mit den Unterschriften der betreffenden Personen). 

6) Ein Kassabuch für alle, auf das Consulat bezüglichen 
Einnahmen und Ausgaben. 

Die Register der französis c h e n Kanzleien können in 
obligatorische und fakultative eingetheilt werden. Zu 
jenen, den obligatorischen, die sich überall finden müssen, 
gehört : 

1) Das Korrespondenz-Register. 

2) Das Register der Einnahmen und Ausgaben. 

3) „ „ „ Notariats-Urkunden, \ 

4) „ „ „ Depositen, /s.Kap. 

5) „ „ „ Civilstands-Akte, \ XIII. 

6) „ „ „Pässe, Unten. 

7) „ „ „ Patentes de santrf, / 

8) „ „ „ Transcriptions de manifestes. (S. 

No. 290. der Modeies in DeClerqs 
Formulaire u. vergl. Code du commerce 
beim Scerecht, auch u. Kap. XIII.) 

9) „ „ „ richterlichen Prozeduren. (Vgl. unten 

Kap. XV.) 

5* 
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10) Das Register der Immatrikulationen. (S. Kap. 

xni.) 

Zu den fakultativen Registern gehören hauptsächlich 
solche, welche sich auf die Fluktuationen des Handels und der 
Schifffahrt beziehen. — 

S. DeClercq, 1. c. pag. 11. u. 12.; und Tgl. auch de 
Meusely, Du Consulat (pour le Zollverein), 1846, Chp. X, XI 
und IX, und das Kgl. Preussische Reglement vom 18. Sept. 
1796, Art. XV, welcher verlangt, dass das Consular-Bureau die 
Vollständigkeit und Authentizität eines „Archivs" habe. — 
Ferner die franz. „Circulaire ministerielle" vom 24. Septbr. 
1834, und die Griechischen Instructions vom 1 — 13. Jan. 
1834, No. 11, Art. 52—56. (letztere in Bursotti, Tom. II.) 
Das Holländische Reglement vom 3. April 1818. Art. 25. 
u. s. w. 

Je nach den besonderen Umständen kann die Zahl dieser 
Bücher vermehrt oder vermindert werden. Auch muss durch ein 
allgemeines Register Sorge dafür getragen werden, dass jedes 
Aktenstück und jede Urkunde gleich zu finden sei. Es versteht 
sich von selbst, dass die Tarife der Consular- Sportein und an- 
dere Reglements, deren Kenntniss dem Publikum zugänglich sein 
muss, auf den Consular-Kanzleien zur Einsicht vorliegen oder 
angeschlagen sein müssen. 
Vgl. DeClercq, 1. c. pag. 486. 

Diese Kanzlei - Sportein bilden oft die einzige Honorirung 
(Bezrfhlung) der Consuln. Wo die Consuln aber einen festen Ge- 
halt beziehen, kommt es auch wohl vor, dass sie einen Theil 
der Sportel-Einnahmen oder das Ganze an ihre Regierung abzu- 
liefern haben. (Vrgl. die franz. Ordonnances v. 23. Aug. 183S, 
vom 24. Aug. 1833; und s. unten Kap. X. §. 4, in fine; — 
Kap. XVI. und XVII.) 

Das Kanzlei- Siegel bedarf keiner besondern Erwähnung. 

S. 4. 

In Frankreich ernennt (seit den Edikten von 1710 und 
1730) die Regierung die Kanzler, sowohl bei den wich- 
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tigeren Consulaten, als auch bei denjenigen Gesandtschalten mit 
welchen die Eigenschaft („Attribution") eines General-Consulats 
verbunden ist. (Auch bei den meisten übrigen Gesandtschaf- 
ten hat sowohl das Bedürfniss der Rechnungsführung als auch 
die ausdrückliche Empfehlung der Rechnungskammer — „cour 
des comptes" — die Anstellung von Kanzlern veranlasst. Diese 
den Gesandtsrhaften zugetheilten Kanzler erhalten zuweilen den 
Ehrentitel eines Consuls zweiter Klasse.) 

Ausserdem gibt es Kanzler zweiter Klasse, welche 
von den Consuln — auf minder wichtigen Posten — selbst er- 
nannt werden, und für deren Handlungen die Consuln stets u n- 
mittelbar verantwortlich sind. — Alle Kanzler I. und II. 
Klasse müssen Franzosen, 25 Jahre alt, und dürfen mit dem Chef 
ihres Postens nicht im 4. Grade verwandt sein. („Jusqu'au degre* 
de Cousin germain exclusirement.") — In der Levante ernannten 
die franz. Consuln ihre Kanzler lange selbst aus der Mitte der 
Dragoman's (Dollmetscher) ihrer „Echelle", doch sind die Aemter 
eines Kanzlers und eines Dragomans nicht incompatibel , selbst 
nicht seit 1821, wo auch diese Ernennungen wieder von der 
Regierung aufgenommen wurden. — Alle Kanzler leisten ihren 
Amtseid in die Hände ihres unmittelbaren Chefs. — 

(Vergl. die franz. Ordonnances vom 29. Juli 1730, vom 
Ö. Dez. 1776 (Art. 7.), vom 8. Aug. 1814, Art. I., vom 22. 
Juli 1821, Art. I., vom 20. Aug. 1833: „Sur le personnel des 
Consulats," Art. 18. und Titre III.: „Des Chanceliers;" — 
und die Instruction vom 30. Nov. 1833; — ferner s. d. Ordonn. 
vom 25. April 1845 u. v. 4. Aug. 1847; und s. Tancoigne: 
„Le Guide des Chanceliers," Paris 1843, 12.) 

England (mit Ausnahme der Posten in der Levante), Nord- 
amerika, Preussen und die Mehrzahl der übrigen Staaten haben 
das Institut eines Kanzlers nicht als eine offizielle Beamtung 
anerkannt; somit steht der Consul dieser Länder ausschliess- 
lich für seine Unterbeamten ein. Doch muss er, z. B. in 
Preussen, bei solchen Ernennungen erst die Einwilligung der 
Regierung einholen; und in sehr vielen Ländern verlangen 
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auch die Lokal-Behörden eine Anzeige von derartigen 
Ernennungen. — 

In Nothfällen vertritt und ersetzt der Kanzler seinen Vor- 
gesetzten ohne besondere Vollmacht dazu zu bedürfen. Im 
Oriente modifiziren sich die Funktionen des Kanzlers nach der 
Eigentümlichkeit der dortigen Consular-Geschäfte. (Vergl. Kap. 
XIV.) 
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Neuntes Kapitel. 



Von den Pflichten der Consnln gegen die Kauf- 
leute ihres Landes, und ihrem Verhältnisse zum 
Handelsstande überhaupt 

§. 1. 

Die wesentlichste Aufgabe der Consuln besteht in den 
Diensten, welche sie dem auswärtigen Handelsverkehr ihres Mut- 
terlandes zu leisteu haben. 

Genaue Beobachtung und Berichterstattung über Alles, 
was einzelne der nationalen Handelszweige heben und befördern, 
was den Absatz einheimischer Produkte vermehren oder unvor- 
teilhaften Spekulationen vorbeugen, selbst was dem Handel im 
Allgemeinen schaden, den Verkehr und den Frieden bedrohen 
kann, gehört zu ihren eigentlichsten Pflichten. Aber sie haben 
nicht blos im Allgemeinen durch die Berichte an ihre Vorgesetzten 
zu warnen oder Rath zu ertheilen, sondern auch jedem einzel- 
nen Kaufmann ihres Vaterlandes, der sich an sie wendet und zu- 
mal, wenn er sich in ihrem Consularbezirk aufhält, ohne Unter- 
schied persönlicher Vergünstigung die nöthigen Aufklärungen zu 
geben. — Sie haben den in Noth gerathenen Landsleuten hilf- 
reich beizustehen und vor allen Dingen — dies ist der dritte 
und bestimmteste Theil der Obliegenheiten, welche ihnen in 
Bezug auf die Handelswelt übertragen sind, — müssen sie das 
Recht der Sachen und die Freiheit der Personen 
gegen jeden Angriff und jede Beeinträchtigung mit allen, ihnen 
zu Gebote stehenden Mitteln zu vertheidigen sich angelegen sein 
lassen. (Vgl. Art. 11. der Instruction beige vom 29. Sept. 1831: 
„Le consul dtffendra, dans toutes les occasions, les inte'rtts des 
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nlgociants beiges; il fera valoir leurs droits et veillera au main- 
tien des traites, lois et coutumes en vigueur.") 

Mit solchen Pflichten hängt denn auch eine Art von K o n- 
trole und Amtsgewalt über die ein- und auslaufenden Schiffe 
zusammen. — 

§. 2. 

Was die Berichte anlangt, welche die Consuln ihren 
heimischen Behörden abzustatten haben, so existiren über die 
regelmässige Abstaltung eines solchen Berichtes verschiedene Be- 
stimmungen in den verschiedenen Ländern. Doch ist d^mit kei- 
neswegs ausgeschlossen, dass nicht die Consuln bei jedem wichtigen 
Vorfall oder jedesmal, wenn sie glauben durch ihre Beobachtungen 
das Interesse des nationalen Handels fördern zu können, berechtigt 

# und verpflichtet wären, entweder dem, ihnen unmittelbar vorgesetz- 
ten Ministerium des Auswärtigen, oder durch dieses dem Handels- 
oder dem Marine -Ministerium, Mittheilungen und Vorstellungen 
zu machen. — Vgl. das Freussische Reglement v. 18. Sept. 
1796, Art. X. u. XL: Jahresberichte an das K. Preuss. Mini- 
sterium des Auswärtigen über den Handelsverkehr in den 
betreffenden Häfen im Allgemeinen und speziell über den Stand 
der Preussischen Schifffahrt daselbst, ausserdem Berichte je nach 
dem Bedürfnisse; Aehnliches in Bezug auf das K. Preuss. Han- 
dels-Ministeriuro, dazu vrgl, das Ministerial-Circular des Minist, 
des Auswärtigen No. XI. vom 6. Nov. 1840, s. Meusely, 

.1. c. pag. 107 u. fg.; ferner sollen die Preuss. Consuln mit 
den Gesandtschaften, welche Preussen in ihren Stations- 
ländern bestellt hat, in stetem Rapport bleiben. — Vgl. damit 
die Belgischen Ministerial-Circulare vom 4. Jan. 1839 und v. 
28. Febr. 1840 (Indicateur Nr. 3. und ibid. B. No.443): Halb- 
jährliche Berichte. — Das Kgl. Holländische Reglement 
für die Consuln am Mittelländischen Meer vom 3. April 1818 
(No. 121. mit königlicher Resolution gebilligt) Art. 26 u. fg. : 
Jährliche Berichte von ultimo Febr. — Die Schweizeri- 
sche Instruktion vom 8. Aug. 1816, Art. 43. (fordert raison- 
nirende Jahresberichte über Blüthe oder Verfall des Schweize- 
rischen Handels und deren Ursachen.) — Dänemark verlangt 
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vierteljährliche Relationen. — Die Portugiesische Instruk- 
tion vom 9. Oktober 1789, art. 3 — 7: Jahresberichte an die Re- 
gierung und gelegentliehe Berichte an die Portugies. Gesandten 
der betreffenden Station. — U. s. w. 

Dass die direkte Korrespondenz der Consuln mit dem Mi- 
nisterium, zu dessen Ressort sie gehören, die Regel ist, und 
welche Ausnahmen davon Statt finden, haben wir schon oben 
gesehen. Ebenso ist schon bemerkt worden, dass die Consuln 
und Consular-Agenten mit den richterlichen und Administrativ- 
Behörden ihres Consular-Bezirkes selbst und direkt zu verhan- 
deln haben. Recurriren sie aber von diesen Lokal-Behörden an 
die höheren Autoritäten des Staates, bei welchem sie aecreditirt 
sind, so werden sie sich dafür an den Gesandten ihres Landes 
zu wenden und dessen Vermittelung anzusprechen haben, wenn 
es einen solchen Gesandten oder Geschäftsträger überhaupt gibt 
Vergl. z. B. Kap. IV. Scction 1. Art. 16. der Nordamerika- 
nischen „Allgemeinen Instruktionen für die Consuln und Han- 
delsagenten der U. S. etc. vom 2. März 1833 (Englisches Ori- 
ginal): „ Ein Consul, — mit Ausnahme derer, welche 

bei den Barbaresken Staaten aecreditirt sind, — ist keineswegs 
mit einer diplomatischen Vollmacht bekleidet, und hat folg- 
lich keinen Rechtstitel, um mit der Regierung des Landes, in 
welchem er residirt, zu communiziren , ausser in den, weiter 
unten anzuführenden, besonderen Umständen. Jede Forderung 
an die betreffende Regierung muss durch Vermittelung des Ge- 
schäftsträgers oder Ministers der Vereinigten Staaten gestellt 
werden, wenn sich ein Solcher daselbst befindet; wo nicht, kann der 
Consul selbst , wenn die Noth es erheischt , seine Anforderungen 
erheben, dann aber in ehrerbietiger Form und nicht ohne den 
Nachweis von der dringenden Beschaffenheit des Falles, und 
dass die vorliegende Ansprache entweder nicht an Subaltern-Be- 
hörden gestellt werden konnte, oder von diesen unbeachtet ge- 
blieben war. " 

Anmerkung: Uebrigens können die Consuln nicht of- 
fiziell, wie Sachwalter, Advokaten oder Curatoren bei den 
Gerichten für ihre Landsleute interveniren. Vergl. Frideric 
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Borel, de Porigine et des fonctions des Consuls, Leipzic et 
St. Petersbourg 1831, Supplement pag. 268 ; und P euch et, 
Bibliotheque commerciale, Tom. II. pag. 239. 

§. 3. 

Je ausgedehnter und einflussreicher der Wirkungskreis des Con- 
suls in Beziehung auf die Interessen seines Vaterlandes ist, um 
so mehr kann es erforderlich erscheinen, dass Derselbe in den 
fraglichen Beziehungen eine unabhängige Stellung einnehme, 
und dämm wird für manche Consular-Posten ein Agent erheischt, 
der nicht selber kaufmännische Geschäfte treibt *). 

So ist den Brittischen Consuln in folgenden Posten 
verboten, Handelsgeschäfte zu treiben: 

In Warschau, (wo der Englische General- Consul ohnediess 

diplomatische Funktionen hat), — 
in Gothenburg (wo der Consul auch „Packet Agent [d. h. 

Agent der königlichen TransportschiffeJ ist) , — 
in Helsingör (wegen der Sundzoll-Verhandlungen), 
in Danzig (der hies. Englische Consul steht den Britti- 
schen V i z e - C o n s u 1 n in den verschiedenen P r e u s s i - 
sehen Seehäfen als General-Consul vor, obgleich er diesen 
Titel nicht trägt); 
in Hamburg (Gcncral-Consulat, dessen Inhaber auch 

Chargd d'affaires bei den Hanse-Städten); 
in Leipzig; — 



*) Der Grossbrittaniscbe Admiralty-Court erkennt keinen 
Kaufmann als Consul (und als Vertreter seiner Landsleu tc) 
an , wenn er auch in praxi als solcher agirt. (Doch bat diese 
Perhorreszirung — aus den im Kap. VII. -oben angeführten 
Gründen — wenig oder Niehts zu bedeuten). — Vergl. Dav. 
Bailie Warden, On the origin, nature, progress and influcn- 
ce of consular Establishments , (Paris , 1813 , 8.) pag. 108. — 
Dass kein Consul sich bei Versteigerungen oder Veriusserungen, 
die er selber als Consul zu leiten bat (vergl. z. B. Kap. XI), 
betheiligen darf, folgt sebon aus der Natur der Sache. — Sieh. 
Martens, Guide etc. S. 296 
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in Ostende (aus ähnlichen Gründen, wie bei Gothenburg); 
in Paris (hier gehört der Brittische Consular-Astistent zur 

Gesandlschaft) ; 
in Calais und Boulogne (ähnlich , wie Ostende) ; 
in Granville (hier dient der Consul hauptsächlich zum Schutz 

und zur Vertretung der Jersey'er Austernfischer); 
in Brest; — 

in Bayonne (wegen mancher diplomatischer Funktionen); 
in Corsika (der hiesige Consul hat eine ausgedehnte Juris- 
diktion) ; 

in Madrid (Consular- A ssistent bei der Gesandtschaft) ; 
in Carthagena (ein wichtiger Platz für die Spanische Kriegs- 
marine) ; 

in Cape Verd Islands (ein wichtiger Posten für die Beaufsich- 
tigung des Sklavenhandels); 

in Wien (der Brittische General-Consul für Oesterreich ist 
politischer Agent); 

in Patras (der Brittische Consul in P. hat politische Funk- 
tionen) ; 

'(dasselbe Verbot betrifft hier die „Cancellieri," 
[auch „Notaries public" genannt. In ande- 
ren Häfen der Levante haben die Consuln 
'die Erlaubniss zum Handel, obgleich sie da- 
selbst auch richterliche Funktionen ausüben). 

I (wegen diplomatischer Ge- 
schäfte, ebenso für den Haupt- 
posten in Egypten und für 
fast alle Posten in den 
Barbaresken-Saaten, mit 
Ausnahme von Mogador 
und Tetuan); 

in Newyork; — 
in Mexiko; — 

in San Salvador (Centrai-Amerika) (und ebenso in den mei- 
sten anderen Häfen von Central - Amerika , z. B. Panama, 
Caracas, Carthagena, etc. etc.); 



in Constinopel 
in Smyrna 
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in Port au Frince (Hayti) ; 
in Montevideo; 

u. s. w. n. 8. w. 

Vergl. Fynn, „The Brittish Consul abroad" pag. 299—309. 

In Frankreich hat eine königliche Ordonnanz vom 20. 
August 1833 allen, bei den französischen Consulatcn direkt 
angestellten Personen jegliche Art von Handelsverkehr bei 
Strafe der Absetzung untersagt. Auch wäre es Kaufleuten 
unmöglich, die vielen, den französischen Consuln übertrage- 
nen Geschäfte, z. B. die allmonatlich einzusendenden Handels- 
berichte und Preislisten , gewissenhaft zu versehen. — Das Han- 
delsverbot siehe in Tit. V. Art. 34 der cit. Ordonnance in 
Bursotti, Tom. I. pag. 301. Alex. J. H. DeClercq, For- 
mulaire ä l'usage des Consulats , etc. Paris 1848 , p. 499 ; und 
s. M. Morcuil, Manuel des Agents consulaires, Paris 1850, 
pag. 132. 

Dass den französischen Consuln schon vor der angeführ- 
ten Verordnung der Handelsverkehr verboten war , ersieht man aus 
B o r e I , des fonetions 1. c. p. 60. — Auch dürfen sie — schon 
seit dem 2 Prairial de Tan XI. (art. 122) — keine Kaper- 
briefe annehmen. (S. Kap. XI. unten.) 

In Spanien ist der Handel nur den drei General-Consuln 
zu Paris, London und St. Petersburg untersagt, und auch die- 
sen nicht zu allen Zeiten. (Vergl. Borel, des fonetions des 
Consuls 1. c. eine Ausnahme für St. Petersburg, im J. 1831). 
Doch werden von der Spanischen Regierung meistentheils Be- 
amte in die Consulate geschickt , welche , z. B. in der Nähe 
der Pyrenäen durch Post-Visa's und Waaren-Legalisirungen für 
die Mauth, gar einträgliche Posten haben. 

Den Brasilianischen Consuln sind alle Handelsge- 
schäfte untersagt. (S. Tit. I. §. 6 des Brasil. Reglement). 

Das K. Sardinische Reglement vom 23. Juli 1835 ver- 
bietet in Art. 101 den Consuln erster Klasse, nehmlich 
denen im Orient und den Barbaresken Staaten, Handel zu 
treiben. (Doch kann der Minister des Auswärtigen einzelne 
Ausnahmen gestatten). (S. Ferdd de Cussy, Reglements con- 



Digitized by Google 



77 



sulaires, etc. 1851, S. 420). Der folgende Art. (102) gemat- 
tet den Consular- Beamten zweiter Klasse diejenigen Handels- 
zweige, welche nicht mit der Würde des Consulats un?e rein- 
bar sind. — Hier, wie fast überall, erstreckt sich das Verbot 
ausdrücklich auch auf alle Beamten desselben Consulats, wi- 
drigenfalls es wirkungslos wäre.« 

In Griechenland ist den Consuln , welche einen fe- 
sten Gehalt beziehen (also allen Consuln auf besonders wich- 
tigen Posten), jeder Handelszweig strenge verboten*). Vgl. 
die Instructions etc. vom '/„. Jan. 1834 (Nauplia, sign. Mini- 
ster Maurocordatos) , Nr. 12, Art. 57 j in Bursotti, L c 
Tom. II. pag. 180. — • In Belgien wird seit Kurzem dieselbe 
Bedingung gestellt. 

Ausdrückliche Handelsverbote bestehen sonst wohl bei 
den wenigsten Consulaten , doch werden von den grossen Han- 
delsstaaten in der Regel die wichtigsten Posten mit solchen Un- 
terthanen, welche keinen Handel treiben, besetzt. Dies 
ist die Politik Oesterreichs im Orient, welche von Russ- 
land und England daselbst weniger consequent befolgt wird. 

(Ueber diese, und damit zusammenhängende, Zustände 
vergl. einen Aufsatz „über Consulate im Orient" in den 
Beilagen der Augsburger Allgemeinen Zeitung vom 22. — 23 Ok- 
tober 1847, Nr. 295 und 296). 

Die nicht handeltreibenden Consuln sind natürlich 
auf einen standesgemässen Staatsgehalt angewiesen; die Anderen 
in der Regel nur auf Sportein, ja, manche Staaten, gewähren 
das Consulat als ein reines Ehrenamt; und Hamburg zum 
Beispiel, gestattet seinen Consuln auf den meisten Europäischen 
Stationen nicht einmal die Erhebung von Sportein. 

Bis zum J. 1821 (K. Dänische Verordnung vom 25. 
April 1821) durfte in Schleswig-Holstein kein fremder Consul 



*) Doch ist z. B. das Griechische Consulat in Rotterdam und selbst 
das General -Consulat zu Wien mit Geschäftsleuten besetzt, 
die allerdings keinen Staatsgehalt beziehen, aber ansehnliche 
Sportein erheben. 
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Maklergeschäfte treiben. (Das darauf bezügliche Pro Me- 
moria des J. 1786 siehe in der Chronologischen Sammlung 
von Verordnungen, Kiel 1788, a. 1786). Heut zu Tage ist al- 
len Dänischen Consuln der Handel erlaubt, so wie überhaupt 
allen Consuln anderer Länder, welche hier nicht als Ausnahmen 

4. 

Den Consuln der Nordamerikanischen Vereinsstaaten 
ist zwar das Recht Handel zu treiben, nicht durch ein Gesetz benom- 
men, da aber die Nordamerikanischen Consuln, in Ermangelung 
Amerikanischer Diplomaten, vielfach mit politischen Funktionen be- 
traut sind, so sucht man für die Mehrzahl der Posten Staatsmänner, 
oder doch Beamte, aus. — Ferner besteht, seit dem J. 1810, ein 
direktes Verbot, dass die Consuln der Union, welche an den 
Küsten der Ba rbaresken- Staaten bestallt sind, weder 
Schiffs-Eigenthümer (Ship-Owners) , noch bei der Ein- 
und Ausfuhr direkt oder indirekt betheiligt sein dürfen. 

Vergl. „A digest of the Treaties and Statutes of the Uni- 
ted States, relating to commerce, navigation and revenue. Com- 
piled at the instance of the Secretary of the Treasury by T h o- 
mas F. Gordon, Philadelphia 1830; — siehe pag. 614 und 
pag. 300—302. 

Auch den Schwedischen Consuln ist es untersagt, 
Schiffe unter dem „pavillon des royaumes unis" zu besitzen, 
ohne dafür eine specielle Erlaubniss eingeholt zu haben. 

VergL §. 36 des Consular - Reglement vom 9. März 1830, 
Stockholm. Derselbe Paragraph enthält die Überflüssige 
Klausel, dass Kaufleute, welchen Schwedische Consulate 
anvertraut seien, keine der Consular-Funktionen an ihre Asso- 
cies übertragen dürfen. 

Der Plan, die Nordamerikanischen Consulate nirgends 
mehr mit Kaufleuten zu besetzen, hat in der dortigen Presse, 
so wie im Kongress , thätige Anhänger. 

Vergl. „Merchants Magazine and commercial Review," con- 
dueted by Freeiuan Hunt. Published monthly, Newyork, 
Vol. VI. April 1842, (Nr. IV.) pag. 297 — 305; ferner ibid. 
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1844, pag. 447 — 455: eine Vertheidigung der Bill des Hon. 
James Semple vom 21. Febr. 1844, welche gegen die kauf- 
männischen Consuln gerichtet war, und eine verspätete Replik 
hierauf in Hunt , 1. c. 1847, Vol. XVII. July, Nr. 1 (art. IV 
pag. 43—46): „The consular System of the United States; a 
letter from an American Consul abroad," etc. etc. Nicht Mos 
die Kostspieligkeit der auf ihren Gehalt reduzirten Consuln, son- 
dern auch der Mangel an Erfahrung, an kaufmännischen 
Kenntnissen und Geschäfts-Gewandtheit bei den rein büreaukra- 
tischen Consuln* werden gegen die einseitige Ausfuhrung der 
Idee, die Consulate von allen persönlichen Handels-Interessen zu 
reinigen, angeführt. Dagegen darf auch nicht vergessen wer- 
den, dass der kaufmännische Consul überall nur einen ge- 
ringen Theil der, oft der Gesammtheit nützlichen, Consular- 
Pmilegien geniesst, indem er überall, sei er nun Bürger des 
Landes, wo er lebt, oder nicht, in Bezug auf sein Gewerbe, 
wie auf sein Geschäftslokal, den Gesetzen und Gerichten seines 
Aufenthaltsortes unbedingt unterworfen ist; — ferner, dass er 
nicht seine ganze Thätigkeit den Consular-Geschäften widmen 
kann, dass er in manchen Streitfällen nicht so unbetheiligt und 
unparteiisch erscheint, wie der büreaukratische Consul, und 
auch, dass bei manchen — roheren — Völkern der Kaufmann 
wenig Achtung und noch weniger Vertrauen geniesst. (Vergl. 
Mac. Culloch, Dictionnaire du commerce, v. Consul). — 

Die Grossbrittanishe Regierung hat den Mittelweg, 
welchen wir vorhin bezeichnet haben, erst eingeschlagen, nach- 
dem sie es mit den beiden Extremen versucht hatte. Bis zum J. 
1814 lebten die meisten Brittischen Consuln als Kaufleute, und 
statt mit Besoldungen, wurden sie für ihre Mühewaltung durch 
Sportein von der Tonnenzahl und dem Werthe der Schiffsladun- 
gen entschädigt. Gegen diese indirekten Abgaben erhob sich 
der Handelstand und seine Agitation hatte im J. 1826 eine Par- 
laments-Akte zur Folge, welche jene Sportcln ganz abschaffte, 
die Consuln auf Staatsgehalte anwies und ihnen dafür das Recht 
des Handels nahm. (Sie sollten von nun an „weder direkt, 
n o c h i n d i r e k t« bei Handelsgeschäften betheiligt sein). Im J. 1 832 
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aber trat aus fiskalischen Rücksichten eine Modifikation ein. 
Zwar wurden die alten Schiffsabgaben nicht wieder eingeführt, 
aber vielen Consuln, zum Ersatz für die Reduktion ihrer 
Gehalte , das Recht des kaufmännischen Systems restituirt. — 
Wenn man für diese vermittelnde Methode anführt, dass den 
Consulaten die kaufmännische Erfahrung zu Gute käme, so darf 
nicht übersehen werden, dass gerade auf den wichtigsten Po- 
sten keine Kaufleute verwendet werden können. 

V^rgl. Cussy, Reglements, 1. c. p. 62 — 66 etc. Ch. de 
Martens, Guide diplomatique 1851, Tom. I. pag. 296 u. §. 79. 
und dos Sa nt os, Tratte* du Consulat, T. 171—196. 

§. 5. - 

Es ist allgemeiner Brauch, dem Consul bei seinem Amts- 
antritt von Seiten der ihm vorgesetzten Behörde , (in England, 
z. B. durch den Superintendent of the Consular Departement in 
the foreign officc,) eine Reihe von Urkunden zu verabfolgen, 
welche ihn über die Rechte und Handelsbeziehungen seiner Lands- 
leute belehren können. 

(Vgl. §. VI. der Brittisch. „General Instructions" in P y nn, 
1. c. pag. 40 et seq. Er erhält: „a collection of treaties and 
Conventions at present subsisting between Great Britain and fo- 
reign powers so far as they relate to commerce and navigation 
to the repression and abolition of the slave trade *) , and to the 
Privileges and interests of the high contracting parties," (3 
vol. 8.). Dazu kommen noch viele Parlaments-Akte über Han- 
del und Schifffahrt). 

Den E. Sizilianischen Consular-Agenten wird mitge- 
theilt: Die Edikte vom 29. Oktober 1845 und vom 28. Juni 
1847 über den Freihafen v. Brindisi; die Jahresberichte über 
den allgemeinen Gesundheitszustand des Landes; — die Edikte 
über Zoll-Veränderungen; — die Schifffahrts -, Handels- und 
Reziprozitäts - Verträge mit auswärtigen Mächten seit 1845; — 
die K. Sizil. Gesetzsammlung. — U. s. w. 



*) Für England auch ein Handels-Interesse. 
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§. 6. 

Ausser diesen, ihm von Regierung mitgetheilten, Kennt- 
nissen muss sich der Consul selber Kenntniss erwerben über die 
inneren Handelsverhältnissc , die Zolltarife, und Anderes dergl. 
m. , des Landes , auf welches er angewiesen ist. 

Die Englische Regierung verlangt noch von ihren Con- 
suln ausser den halbjährlichen Handelsberichten (und den 
schleunigen Mittheilungen ausserordentlicher Neuigkeiten, z. B. 
Rüstungen u. dgl. m.*), Vicrtcljahrsberichte über die Gctraidc- 
preise des betreffenden Landes, und zwar dieses Letztere eben- 
sowohl im unmittelbaren Interesse der Schifffahrt , als im mittel- 
baren des Handels. Ausserdem haben viele Ministerien einen 
bestimmten Schematismus für die Reihe von statistischen und 
handelspolitischen Fragen, welche ihre Consuln regelmässig be- 
antworten sollen. Für die französischen Consuln dient noch im- 
mer als Basis ihrer Berichte das berühmte Colbert'sche 
„Memoire du roi sur ce que les Consuls de la nation francaise 
itablis dans les pays Prangers doivent observer pour en rendre 
compte ä Sa Majeste par toutes les occasions; vom 15. März 
1669. — Vergl. Mareuil, Manuel des Agents Consulaires 
francais et Prangers. Paris 1850, 8. pag. 16—19. (Trotz sei- 
nes Titels behandelt dieses Buch doch nur die französischen Con- 
sulate, und auch diese höchst oberflächlich und einseitig. 



*) In der General Instr. §. IX. ist ausdrücklich vorbehalten, dass 
solche Nachrichten ausschliesslich der Regierung zukommen und 
dass selbst solche Consuln, welche Agenten von „Lloyd V 
sind, dennoch selbst diesem Institute keine politischen Berichte 
schicken. 
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Zehntes Kapitel. 

Ton dem Verhältniss der Consnln zur Handels- 

Marine ihres Landes. 

§. l. 

Der speziellere Theil der im vorigen Kapitel geschilderten 
Consular-Funktionen bezieht sich auf die Handelsmarine. 

Die Schiitzpficht der Consuln gegen dieselbe setzt 
nothwcndig eine genaue Controle voraus. Zunächst wird der 
Consul gut daran thun, auch wenn es nicht speziell in seinen 
Instruktionen steht, den landenden Schiffskapitainen seiner Na- 
tion Mittheilung zu machen von allen Hafcn-Reglemcnts , Ein- 
und Ausfuhr-Gesetzen und sonstigen Lokal-Statuten, deren Un- 
kenntniss oder Uebertrctung denselben zum Nachtheil gereichen 
könnte. Er mag das schriftlich oder mündlich thun. 

Ein genaues Register über alle in seinem Hafen ein- und 
auslaufenden Schiffe seiner Nation zu führen, liegt ihm gleich- 
falls ob. — Zu dem Behuf darf er verlangen , dass der Kapi- 
tain jedes neu ankommenden oder auslaufenden Schiffes in einer 
bestimmten Frist auf seiner Kanzlei erscheine und ihm Einsicht 
in die Schiffspapiere gestatte. 

§. 2. 

Die Vernachlässigung dieser Pflichten von der einen oder 
der anderen Seite ist entschieden strafbar. Nach den Schiffs- 
papiern hat der Consul zuerst die Ucberzeugung zu schöpfen, 
ob die Flagge seines Staates nicht missbraucht oder gesetzwidrig 
angewandt worden *). 

*) Zum Beispiel waren nach französischen Gesetzen aus den J. J. 
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Vergl. Sit. I. art. 1. und 2. der französ. „Ordonnance sur 
les fonctions des Consuls dans lcurs rapports ayec la marine 
marchande," vom 29. Oktober 1833, in DeClercq, Formu- 
laire, pag. 51t n. folg. 

Dann hat er, je nach dem Gesundheitszustande seiner 
Station oder des Schiffes , welches vielleicht ungesunde Orte pas- 
sirt hat, oder ähnlichen Gefahren ausgesetzt war, die nöthigen 
Maassregeln anzuordnen odor vorzuschlagen, z. B. den Kapitain 
und seine Mannschaft vor dem Lande zu warnen, oder mit den 
nöthigen Vorsichtsmassregeln, resp. mit den Quarantaine-Gc- 
setzen bekannt zu machen, (lieber Vorsichtsmaassregeln in den 
Cholera -Zeiten und die bei Ausstellung von Gesundheits- 
pässen [vergl. im Kap. XHL] zu beobachtenden Rucksichten 
vergl. die Kgl. Schwedische Bekanntmachung vom 12. No- 
vember 1847 [besonders Art. 2 für die Consuln], abgedruckt im 
Berliner „Handelsarchiv" von K. Delbrück und J. He- 
gel, 1848, Januarheft, S. 41). 

§. 3. 

Behufs der Einregistrirung muss der Consul sich von 
dem Kapitain aus den Schiffspapieren nachweisen und belegen 
lassen : 

1) den Namen, die Tonnenzahl uud die Ladung des Schiffes, 

2) den Namen des Rheders, des Kapitains, der Assecurato- 
ren, der Orte, von denen das Schiff ausgelaufen ist, wo 
es befrachtet worden, u. s. w., 

1791 und 1793 bis zum J. 1845 alle auf fremden Werften ge- 
bauten oder auch nur Ober die Forderung der momentanen Noth 
auf solchen ausgebesserten Schiffe von den Privilegien der Na- 
tionali tat ausgeschlossen, und in dieser Bücksicht der be- 
sonderen Aufmerksamkeit der Consuln empfohlen. Dazu vergl. 
die Proclamation du roi (du 1. Jun. 1791) en ex€cution de la 
loi du 13. Mai 1791, relative aux navires et autres bättmens 
de construction Prangere ; und das Decret du 27 vendemiaire an 
II. (18. Oct. 1793), rßlatifs a lacte de la navigation." - lie- 
ber die Englischen und anderer Länder Verordnungen in dieser 
Hinsicht vergl. unser Kap. XYIIL §. 8. 

6 * 
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3) welche Route es gemacht, 

4) die dazu gehörigen Daten der Zeit nach — 

5) besondere Zufälle, 

6) den Stand des Schiffes, die Havarien u. dergl. m. 
Vergl. Ordonnance frangaise vom 29. Oktbr. 1833, §. 10 

n. folg. (Das Protokoll der Avaries-grossses wird fast 
überall „Protestation" oder „Consulati' genannt. — Vergl. 
Meusely, L c. pag. 30 und 87). 

Solch' ein Register wird vom Kapitain, vom Consul und 
von dessen Kanzler oder Sekretär unterzeichnet. Die französi- 
schen Instruktionen verlangen die Ablieferung dieses Rapport's 
binnen 24 Stunden nach Ankunft des Schiffes. — Zur Bestäti- 
gung dieses Berichtes soll der Consul die Deponirung der Ei- 
genthums- und Nationalitäts-Urkunden des Schiffes, die Liste 
der Mannschaft , (röle d'e'quipage) , die Connossemente und Char- 
tes-parties, das S chiffs- Journal , und die sonstigen Papiere und 
Protokolle, welche der Code du Commerce, art 124 vorschreibt, 
verlangen*). 

Vergl. auch Art. 244 und 245 des (in vielen Ländern, 
z. B. beiden Niederlanden, Griechenland, u. a. ra. adoptirten) 
französischen „Code du commerce" über das Waaren-Register 
auf dem Schiffe; und Art. II der Ord. vom 20. Oktbr. Is33. 

Wenn diese ersten Förmlichkeiten beseitigt sind , wenn der 
Consul sich vielleicht über zweifelhafte Punkte durch Befragen 
der Mannschaft selbst aufgeklärt hat, wenn alle auf den Ge- 
sundheitszustand bezüglichen Erörtungen abgethan sind, (über 
Gesundheitspässe vergl. in unseren Kap. XII. und XIII.), so 
sind die Protokolle über Desertionen, Todesfälle, Verbrechen, 



•) Wenn ein französ. Kapitain nur für 24 Stunden in einem Ha- 
fen anlegt, („simple relache*') , in welchem sich ein französi- 
scher Consul befindet, so genügt eine einfache Anzeige der 
Tbatsache und ihrer Ursachen. — Bekanntlich ist den Schiffs- 
kapitainen die von ihnen einzuhaltende Route, besonders, an 
welchen Orten sie landen dürfen, schon durch den Asseku- 
ranz-Vertrag genau vorgeschrieben. 
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gemachte Prisen oder erlittene Plünderungen, zu constatiren, 
aufzunehmen, und darauf nach Umständen zu verfahren. (Z. B. 
Delinquenten sind heimzuschicken, oder vorläufig den Lokal- 
behörden zur Einsperrung zu übergeben). 

§. 4. 

Das Preussische Consular- Reglement vom IS. Septem- 
ber 1796*) verlangt (Art. IL), dass binnen 4 Tagen nach ih- 
rer Ankunft die Schiffskapitaiue sich zu den betr. Preussischen 
Consuln begeben und da den nöthigen Bericht abstatten. Der 
Consul hat alsdann die Pässe unentgeltlich zu visiren und die 
Rechnungen zu verifiziren. Der Preussische Kapitain soll nicht 
zur Produktion der Original- Connosseraente genöthigt 
sein , damit die Freiheit des Handels nicht beeinträchtigt verde. 

Um ein Schiff als Preussischcs anzuerkennen, muss 
es nicht nur in einem Preussischen Hafen mit Preussischen Pa- 
pieren versehen worden sein, sondern auch ausschliesslich 
Preussischen Unterthanen gehören (dass es auch auf einheimi- 
schen Schiffswerften erbaut sei, gehört nicht zu den Bedingun- 
gen, wie in Frankreich, vergl. oben). S. das Ministerial-Cir- 
kular, Berlin, 16. April, 1845. In diesem Cirkular-Schreiben, 
welches noch die spezielle Tendenz hat, die Preuss. Schiffe in 
Bezug auf den Sklavenhandel der genauen Kontrole der 
Preussischen Consuln zu überweisen, ist auch angegeben, was 
unter den „Schiffspapieren" zu verstehen sei, und was 
diese enthalten müssen, nehmlich: 



*) Vergl. das Handbuch für Preussische Consuln , Rheder u. s. w. 
(Offiziell). Berlin bei 6. Reimer 1847; — Küster's Bei- 
träge zur Preussischen Staatskunde, 1806, Abhandlung V. (Com- 
mentar zum Reglement von 1796. — Besonders s. auch die 
Verordnungen vom 5. Oktober 1833 , 24. April 1834 u. 6. Jan. 
1837, über das Rapatriem ent Preussischer Matrosen. Die 
Kapitaine sind verpflichtet, die ihnen, von den Consuln zu- 
gewiesenen aufzunehmen, wenn es weder Verbrecher, 
noch mit ansteckender Krankheit Behaftete sind, 
noch das Schiff überladen ist. 
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1) die dokumentirte Angabe, wo und wie das Schiff gebaut ist; 

2) den Namen des Schiffes und seiner Eigenthümer; 

3) den Erwerbstitel der Letzteren; 

4) die Bescheinigung (Certificat) , dass diese Preussische Un- 
terthanen ; 

5) die Liste der Mannschaft; 

6) eine Beurkundung durch Preussische Behörden über die 
Tonnenzahl des Schiffes. 

Man könnte den Inhalt der von den Kapitainen an die 
Consuln zu machenden Mittheilungen in zwei Abtheilungen tren- 
nen, in den allgemeinen Theil, welcher bei jedem Schiffe 
eine gleichmässige Reihe von Fragen und Antworten enthält, und 
in den besonderen, welcher sich auf die mannigfachen Zu- 
fälle bezieht, denen Schiffe unterworfen sind. Bei Avaricn*), 
bei A n 1 e h e n , zu welchen vielleicht der Kapitain im Interesse 
seines Schiffes durch die Noth gezwungen war (grosse Aven- 
ture), bei Verkäufen dls Schiffs, u. s. w., hat der Consul nicht 
nur die Einregistrirung vorzunehmen, sondern auch die Pflicht 
direkter Kontrole zum Schutz der Rechte abwesender Dritter. 
Solche Darlehn dürfen nicht ohne Bewilligung eines Co n suis 
(nicht Vize-Consuls, vergl. unten §. 7) abgeschlossen wer- 
den. Die Gültigkeit solcher Geschäfte, wie der eben er- 
wähnten, ist natürlich abhängig von der Einhaltung der gesetzli- 



•) Die gewöhnliche Avarie (Av. ordinaire), zu unterscheiden 
von der Av. particul Ure, welche gar nicht verrechnet wird, 
wird auf die allgemeinen Schiffskosten geschlagen, wie Ausbes- 
serung u. dgl. m. — Die Avariegrosse aber, welche aus 
besonderen Unfällen , durch Krieg , Seeraub oder Sturm entsteht, 
wird zwischen dem Schiff, dem Frachtlohn und den Waaren 
nach Yerhältniss des Werthes vertheilt. (Lex Rhodia de 
jactu). Der Consul hat hierbei Experten zuzuziehen. Sind 
nicht b los Landsleute eines Consuis betheiligt, so wendet 
man sich an die Landesgerichte, doch stehen dann die Consuln 
ihren Landsleuten zur Seite, als Rathgeber, wenn auch nicht 
als Beschützer. (Conseils (nicht „protecteurs"). — Vergl. 
Martens, Guide dipl. 4. Ed T. L S. 273-274. 
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chen Formen des Landes, in welchen sie abgeschlossen werden, 
.,Locus regit actum," wobei festzuhalten ist, dass die See 
auf Kanonenschussweitc zum Lande gehört, während auf dem 
Schiffe selbst für alle inneren Rechtsgeschäfte und Rechtsver- 
hältnisse: das Gesetz des Heimathslandes fortgesetzt gilt; aber 
dieses Prinzip kann von daheim abgeschlossenen Verträgen in 
leiner Weise dcrogiren. (Näheres hierüber s. in Kap. VII. §. 7 
oben, und Kap. XVIII. unten). 

Die Veräusserung eines Schiffes an Bürger eines fremden 
Landes muss für den Consul ein Fall besonderer Aufmerksamkeit 
sein; nach den meisten Instruktionen hat er, wenn auch nicht 
seine Einwilligung nöthig ist, doch vorher des Veräussernden 
Befugniss zu dieser Verfügung*) zu prüfen und zu consta- 
tiren; jedenfalls muss er eventuell für Zurückliefe rung der 
ursprünglichen Schiffspapiere sorgen. (Diese werden von 
ihm an sein vorgesetztes Ministerium eingesandt.) Den entlas- 
senen Seeleuten muss ihr Recht geschehen; die Kosten ihrer 
Heimfahrt („Rap atr iemen t") wird vom Erlös des Schiffs- 
verkaufs abgezogen. Fremde Matrosen werden den Consuln ihres 
Staates überwiesen. Auch die Sicherstellung eines beschädigten 
oder mit Beschlag belegten Schiffes und seiner Ladung hat der 
Consul zu überwachen. (Ueber das Embargo und die Prisen 
vgl. unten v. Consul im Kriege, Kap. XI. und Kap. XIX.) 

Er mu6s sich über alle diese und die damit zusammenhän- 
genden Verhältnisse genaue Auskunft verschaffen, und darf 
eventuell selbst die Schiffsmannschaft und die Passagiere verhö- 
ren. Vergl. das Cirkular-Sch reiben des K. Preuss. Mini- 
steriums des Auswärtigen (Eichhorn) vom 9. März 1839 zu 
Art. III. des Consular-Reglements vom 18. September 1796. — 
Weigern sich die Matrosen, der Kapitain, oder sonst ein nö- 



*) Das Recht des Kapitains zur Veräusserung kann auch ein N o t h- 
recht sein, wenn nebmlich das Schiff absolut dienstunfähig 
geworden, so dass es nicht weiter heimgeschafft werden kann. 
Ueber den juristischen Begriff der ,.Innavigabilit6" s. Art. 
387 und 394 des Code du Commerce. 
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thiger Zeuge, so mag der Consul die thätige Unterstützung der 
Lokalbehörden rcklamiren. 

§. 6. 

Nachdem dies Alles abgemacht ist beginnt des Consuls 
judiciaire Thätigkeit; nach französischen Gesetzen (Art. 15 
der cit. Ordonnance vom 29. Oktober 1833) müssen dem Con- 
sul in allen Fällen, welche über die „Simple reläche" (von 24 
Stunden) hinausgehen, die Protokolle gegen desertirte Matrosen, 
oder wegen sonstiger unterwegs begangener Vergehen oder Ver- 
brechen ausgeliefert werden. Er hat darnach zu verfahren, und 
wegen der Matrosen an das M a r i n e - Ministerium *) , wegen 
der Fassagiere an das Ministerium der Auswärtigen Ange- 
legenheiten zu referiren. Findet er, dass der Kapitain in dieser 
Beziehung seine Pflicht vernachlässigt hat, so muss er darüber 
ebenfalls an die beiden, eben genannten Ministerien Bericht er- 
statten. Auch die Civilstandsregister über Geburten und Sterbe- 
fälle während der bisherigen Fahrt des Schiffes , die Testamente, 
welche durch solche Todesfalle in Kraft getreten, sind von den 
Schiffsregistern auf die Consular-Kanzlcien zu übertragen. 
(Alles das nach den Regeln des Code civil und der Ordonnance 
von 1681; vergl. auch Art. 4 der Ordonnance vom 23. Oktober 
1833: „Sur l'intervention des Consuls relativement aux actes de 
l'e'tat civil des Francis en pays etranger"). 

Ueber die Förmlichkeiten bei Inventar isung der Erb- 
schaften von Seelenten durch die Consuln und andere Details 
vergl. Titre III. der Ordonnance vom 29. Oktober 1833, Art. 
38—42 und unten Kap. XIII. 

Wo gewisse Handels- oder Schifffahrts-Zweige besonderer 
Vergünstigungen (z. B. Prämien, wie der Wallfisch- und 



*) Ehedem standen die französ. Consulate ja überhaupt unter dem 
Marine-Ministerium, und nur die General- Consulate des 
Orients waren „reunis h, 1 ambassade." — Dazu kommt noch 
das Handelsministerium für viele Fülle, also 3 Ministerien, zu 
denen der französ. Consul in Beziehung steht. 
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Stockfischfang in Frankreich, oder Rückzölle) theilhaftig sind, 
muss die Controle und Buchführung des Consuls besonders dar- 
auf gerichtet sein, jedem Unterschleif vorzubeugen. — Die ge- 
naue Kenntniss der Zoll -Gesetze und Zoll - Verträge muss ihm 
überhaupt dienen , seinen Landsleuten stets ihr Recht zu ver- 
schaffen und ihren Handel nach Kräften zu erweitern. — 

§. 7. 

Vor der Abfahrt eines Handclschiffcs ist es 
wiederum die Sache des Consuls zu prüfen, ob das Schiff im 
gehörigen Stande, ob die Art der Befrachtung den Handelsge- 
setzen seiner Heimath (z. B. Art. 225. des Code du Commerce 
und Gesetz vom 9. August 1791, Tit. III. Art. 11 — 14.) ent- 
spricht ; auch hierüber und über viele andere, in das Sechandels- 
recht einschlagende Materien sind Protokolle (Procis-verbaux) auf- 
zunehmen. Gesundheitspässe (Patentes de sante") sind auszu- 
stellen oder zu visiren, wenn solche an dem Stationsorte des 
Consuls von den Lokalbehörden ausgestellt werden, — da der 
Kapitain derselben bei seiner Heimkehr bedarf. (Vgl. die franzö- 
sischen Ordonnances sur la police Sanitaire vom 3. März 1822 
und vom 7. August 1822, besonders Art. 15. der Ordonn. vom 
7. August.) 

Die Kontrole des Consuls erstreckt sich sowohl auf die 
Gesundheits-Pflege, wie auf die Gerechtigkeits-Pflege 
auf den Schiffen seines Landes. — Von Allem dem ist genaue- 
ster Bericht an die heimathlichen Behörden abzustatten. — 

Bei Schiffbrüchen muss der Consul nicht bloss zur 
Rettung und Hilfe nach Kräften beitragen, sondern auch die 
Ursachen des Unfalls und die etwaige Verschuldung des Kapi- 
tals konstatiren. — 

Der (französische) Vica-Consul kann in solchen wich- 
tigen Fällen nur provisorische Maassregeln ergreifen, bis er sei- 
nes vorgesetzten Consuls definitive Instruktionen erhalten hat. 
(Vgl. Art. 57. 1. c. Der Vic e- Consul kann, da er überhaupt nicht 
das Recht der freiwilligen Gerichtsbarkeit besitzt, auch keine 
„Emprunts ä la grosse" (Bodmerei - Verträge) autorisiren. 
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(S. das dahin zielende Urtheil der Cour royale de Ronen und 
schliesslich des Pariser Cass ationshofes, Chambre des requß- 
tes, Audience du 24. Jan. und Moreuil, 1. c. pag. 375.) — 
Haben die geretteten Waaren Schaden gelitten, so dass sie nicht 
gut aufbewahrt werden können, oder sind andere Gründe da, 
welche eine rasche Veräusserung gebieten, — so ist, in solchen 
'und anderen ähnlichen Fällen von „Avaric," — zu besserer 
Sicherstellung des handeltreibenden Publikums gegen jede , etwa 
mögliche Art von Prävarikation, — den Consuln, Consularbeamten 
und Kanzlern fast aller Nationen strenge verboten, selbst 
die Waaren käuflich an sich zu bringen oder zu ersteigern (S. 
Art. 73. L c. und vgl. Martens, Guide, 1851, T. I. §.78. — 
Das Recht der Kontrole und Verwaltung der fremden Con- 
suln in Frankreich bei Schiffbrüchen (naufrages et sauve- 
tages) ihrer nationalen Schiffe beruht auf besonderen Verträgen, 
und darauf basirten Verordnungen — für die Consuln von Spa- 
nien, Preusscn, Sardinien, Portugal, Schweden, Hannover, die 
Niederlande u. a. m. Vgl. Art. 9. des Tit. der Loi du 13. Aug. 
1791 ; die Dension du Min. des äff. e*tr. vom 29. Okt. 1816, 
(Circulaire, No. 219.), De*cisions vom 24. Febr. und v. 25. Juni 
und 6. Aoüt 1818 (Circ. No. 433.), De*c. vom 15. Febr. 1819 
(Circ. No. 550.), De"c. vom 16. Avril 1823 (Circ. Nr. 795.) und 
besonders die Circulaires du Dirccteur ge"neral des douanes 
vom 22. Aug. 1825 (No. 935.) und vom 24. Dez. 1827, s. die 
„Archives du commerce." T. IV. p. 165. u. T. X. p. 234.) 

Der Englische Consul hat sich, über seine Obliegen- 
heiten in Beziehung auf die Handelsflotte, besonders aus der be- 
kannten Merchant Seamens Act zu orientiren- Sic heisst 
mit ihren eigentlichen Titel: 7 und 8 Victoria cap. 112. 
(d. h. das 112. Gesetz aus den 7 — 8ten Jahren und Parlaments- 
Sessionen der Regierung von Königin Victoria) : „An Act to 
amend and consolidate the Laws relating to Merchant Seamen and 
for heeping a Register of Seamen" (vom 5. Sept. 1844) und 
besteht aus 65 Artikeln. 

Vor allen Dingen hat der Consul jeder Veräusserung 
eines Brittischen Schiffes beizuwohnen (wo kein Brittischer Con- 
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eul angestellt ist, sollen angesessene Brittische Kaufleute zuge- 
zogen werden, um die Rechte Dritter bei solchen Transactionen 
zu wahren). Kein Schiff ist als ein Brittisches zu betrachten, 
welches nicht zu s / 4 wenigstens von Britten bemannt, toii Brit- 
ten besessen und befehligt und mit den erforderlichen Brittischen 
Schiffspapieren verschen ist. — Fremde Schiffe von Britten 
gekauft, können nicht durch die Consuln mit Schiffspässen ver- 
sehen werden, soweit solche nöthig sind. — S. General-Instruc- 
tions Art. XVII. u. XVIII., und über die Schiffspässe im mittel- 
ländischen Meere („Me diterranean passes") vgl. die Ordres 
in Council (Geheimerathsbefehlc vom 20. Nov. 1819 u. vom 30. 
Sept. 1825) und vgl. u. Kap. XVIII. 

Bei Todesfällen , Erbschaften und Testamenten , liegt es 
dem Consul ob, die Ansprüche der Erben sicher zu stellen, und 
hat er sich sogar desshalb mit der „incorporirten Gesell- 
schaft zum Schutze der verunglückten Seeleute der Handelsma- 
rine und ihrer Nachkommen" (Vgl. R. Fynn, 1. c. pag. 236.) 
in Verbindung zu setzen. Dazu s. 7—8 Vict. 112. u. §. XXII. 
der „General-Instructions," etc. — 

Kein Matrose kann ohne Bestätigung des Consuls (auch 
hier eventuell zweier angesehener Englischer Kaufleute) ent- 
lassen oder zurückgelassen werden; — ferner hat der Consul 
bei allen Englischen Schiffen, welche für länger als 48 Stun- 
den landen, — mit Ausnahme der gewöhnlichen Packet -Boote, 
für Passagiere, — alle auf der Herreise bis an seine Station 
gemachten Anwerbungen u. dgl. m. (Ship's Agreements, Inden- 
tures , Assignements of Apprenticeship and Register Tickets) zu 
protokolliren, zu prüfen, und, welche er davon ungesetzlich fin- 
det, zu verwerfen, letzteres durch „Endorsements" (In- 
dossirung) auf dem Dokumente selbst; — ja, er muss die Ein- 
sicht aller betreffenden Akte verlangen, um ihre Richtigkeit und 
Gesetzmässigkeit gründlich untersuchen zu können. (Vgl. auch 
den Seamen Protection-Act 8 — 9 Vict. 116, v. 8. Aug. 
1845, 17 Artikel, nur für die Handelsflotte gültig, und 
R. Fynn, 1. c. S. 287—296. und s. unt. Kap. XIII.) 

In diesen und anderen Fällen hat der Brittische Consul in 
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dem fremden Hafen dieselbe Thätigkeit, welche in dem Hafen 
einer Brittischen Kolonie gewöhnlich dem oberen Zoll-In- 
spektor (Collector oder Comptroller of the Customs) zuge- 
wiesen ist. — 

Die richterliche Thätigkeit des Consuls haben wir 
im Allgemeinen schon oben besprochen und müssen sie noch 
in Kap. XV. genauer erörtern. Der Brittischen Handelsmarine 
gegenüber besteht die Hauptaufgabe des Consuls in richterlicher 
Beziehung, abgesehen von schiedsrichterlichen Entscheidungen in 
Civilsachen, — in der ersten Voruntersuchung, (bestehend 
aus Verhören auf Eid, wie solche in England von Friedens- 
richtern abgehalten werden können) und Heimsendung der 
muthmasslichen Verbrecher und der Hauptzeugen. (Jeder Kapi- 
tain ist bei Strafe verpflichtet sie aufzunehmen.) 

§• 9. 

Die Oesterreichischen Consuln (w eiche seit dem 1. 
FebruaJ 1853 auch für Parma und Mo de na fungiren, s. die 
Zoll-Union vom Oktober 1852) haben, schon nach dem älteren 
Seerecht der Kaiserin Maria Theresia, im Allgemeinen 
dieselben Verpflichtungen und Befugnisse, der Handelsmarine 
gegenüber, welche die neuere französische Gesetzgebung den 
französischen Consuln beimisst. (Vgl. das Editto Politico di Na- 
vigazionc mercantile Anstriaca, in Data di Vienna, 25. April 
1774 — Italienisch; Regierungsausgabe mit Hinzufügung 
späterer Verordnungen zu Triest im J. 1847; — und J. Bur- 
sotti, 1. c. Tom. I. chap. 1.) 

DieKapitaine können keine bedeutende, verpflichtende 
Handlung ohne Zustimmung der nächsten anwesenden Consuln 
vornehmen. (S. Art. 2. §. 35. des Editto politico.) 

Hat das Schiff ansehnlichen Schaden erlitten, war derKa- 
pitain zu gewissen Opfern oder zur Kontrahirung eines Anlehens 
genöthigt, so rauss derselbe beim Consul, eventuell bei einem 
Magistrat des Ortes, Rapport abstatten, und darin den Beweis 
der Nothwendigkeit seines Verfahrens, d. i. die sogenannte 
„pruovo di fortuna (preuve de fortune) ablegen. — (Ed. pol. v. 
J. 1847, pag. 47.) 
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Bei Todesfallen und Erbschaften tritt auf der Oesterreichi- 
schen Consnlar-Kanilei ungefähr ganz das Verfahren ein, wel- 
ches wir oben bei Gelegenheit der französischen Ordonnance v. 
Okt. 1833 geschildert haben. (S. Art. 3. §• 11. des Ed. pol.) 

In den Häfen stehen die Kapitaine ganz unter den Befeh- 
len der Consuln, sie haben ihnen die Schiffs bü eher (Pa- 
tent, Journal, etc.) vorzulegen, — und müssen bei jeder 
Vernachlässigung einer Vorlage das Doppelte der Taxe bezahlen. 
(Art. 2. §. 10. etc.) Der Wechsel der Kapitaine, d. h. Ab- und 
Ersetzung steht unter der Kontrole der Consuln (Art. II. §. 15. 
Ed. pol.), ebenso die Entlassung, Verabschiedung oder Abschied- 
nahme der Matrosen, wobei als Regel gilt, dass solche Verände- 
rungen eigentlich nicht in fremden Häfen Statt finden dürfen. 
(Art. 6. §. 3. L c.) 

Bei Desertionen, gemeinen oder Amts- Verbrechen auf dem 
Schiffe hat der Consul die summarische Justiz, nämlich 
die Rücksendung nach dem Oesterreichischen Küstengebiete zu 
besorgen (le rapatriement). (S. Art. II. §§. 30. 34., IV, 4., 
13., 23., VI, 2. u. 3., II, 21. des citt. Ed.) 

Bei verunglückten oder nothleidenden Seeleuten oder Pas- 
sagieren haben die Consuln eine diskretionaire Gewalt der Hilfs- 
leistung auf Staatskosten innerhalb gewisser, in den Tarifen und 
Instruktionen vorgeschriebenen Schranken. (IX, 32. d. Ed. roI.) 

(Die Oesterreichischen Consuln, welche sonst nur unter 
dem Central-See-Gubernium vonTriest standen, sind seit 
dem 13. Okt. 1849 dem K. K. Handelsministerium subordinirt, 
haben aber immer noch über Marine- und Sanitäts-Ange- 
legenheiten an die Triester Central -Behörde zu berichten; 
über alles andere an das Handels-Ministerium, gelegentlich auch 
an das K. K. Ministerium des Auswärtigen. — S. das Ministe- 
rial-Circular, d. d. Wien, 26. April 1850 und vgl. Jochmus, 
Handbuch etc. 1852. S. 49. 

§. 10. 

Der Russische Consul in einem fremden Hafen muss 
von allen ein- und auslaufenden Russischen Schiffen genaue 
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Kenntniss nehmen, und zu dem Behufe ein besonderes Buch in 
seiner Kanzlei anlegen, aus welchem er am ersten Tage jedes 
Trimesters dem Russischen Handels - Ministerium einen Auszug 
einzuschicken hat. Vergl. Art. 9. und 16, und Art. 50 bis 52. 
des Reglement für die Russischen Consuln in Europa und Ame- 
rika vom 25. Okt. 1820 (Original Russe et frangais). 

Ein zweites Buch seiner Kanzlei bezieht sich auf die Ur- 
sprungs - Certificate , die Ein- und Ausfuhr Russischer Waaren 
u. dgl. m. — (Ein drittes Buch wird für die Civilstands- 
Register angelegt, welche der Consul auszufertigen, auf den 
Schutz, den er minderjährigen und hilflosen Russischen Unter- 
thanen angedeihen lässt. S. u. Kap. XIII.) *). 

Ausser den allgemeinen Pflichten von Schutz, Hilfe, juri- 
stischem Beistand, Reklamationen u. s. w. , liegt dem Consul 
auch noch eine genaue, statistische Kontrole nach den Schiffg- 
papieren ob (zu deren Einsicht er die Kapitaine vor sich laden 
kann). — 

(Vgl. Section II. des citt. Reglement Art. 16—19 und die 
Circulaire ministerielle vom 21. Febr. 1825, relative aux bäti- 
mens Finois, welche die Kapitaine bei Strafe zur Meldung 
verpflichtet.) — 

Sämmtliche Schiffspapiere hat der Consul genau zu prü- 
fen, nämlich: 

1) die Urkunde über Erbauung und Erwerbung des Schiffes, 

2) das Patent, welches zur Russischen Flagge berechtigt, 

3) den Seepass, 

4) den Ladungsbrief (die „Lettrcs de charge"), 

5) die Liste der Mannschaft (le röle d'e*quipage), 



') Ein viertes Buch enthält seine Korrespondenzen mit den ihm 
Vorgesetzten und den Lokal - Behörden. Die Umstände können 
die Anlegung weiterer Bücher gebieten. — Der Russische Con- 
sul hat auch an seinem Stationsorte sämmtliche Handelspapiere 
und sonstige Urkunden zu legalisiren und zu vidimi- 
ren, deren Exequirung in Russland Statt finden soll. — Vergl. 
Kap. XIII. 
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6) die Connossemente oder die Charte-partie, 

7) den Päse der Douane von wo das Schiff ausgelaufen, 

8) das Joural des Kapitains. 

Für die Verpflichtungen des Consnls beim Verkauf eines 
Russischen Schiffes, bei Schiffbrüchen und ähnlichen Zufallen ist 
das Rassische Reglement den (oben exzerpirten) Instruktionen 
anderer Staaten so ähnlich, dass Nichts Besonderes zu erwäh- 
nen übrig bleibt. Bei allen Avarien soll der Consul durch 
seine Untersuchungen und Maassregeln besonders die Rheder 
(Armateurs), Waarenbesitzer, und folgerichtig auch die Assecu- 
radeure vor Uebervorth eilung und Verlust zu bewahren suchen. 
Bei Berechnung der Vertheilung des gehabten Schadens auf die 
einzelnen Thcilhaber soll Emdrieon's „Tratte' des Assecurances 
et des Contrats k la Grosse" (Paris, 1787, 2Volls.) zur Richt- 
schnur dienen. S. Art. 30. 1. c. und unten Kap. VIII. 

Das Reglement sanitaire von 1832 (eingeschärft 
durch ein Circulaire von 1834) bevollmächtigt auch den Russi- 
schen Consul, Waaren, welche aus einer gesunden Gegend kom- 
men, durch sein Siegel und Certif ikat von der sonst nöthi- 
gen Räucherung („Purifikation") zu befreien, wenn diese den 
Waaren schaden könnte. — 

Der Russische Consul kann heimkehrenden Seeleuten Pässe 
ertheilen. Vgl. Art. 41 u. fg. 1. c. 

Entstehen Streitigkeiten zwischen Kapitain und Mann- 
schaft eines Schiffes, oder zwischen Kapitain und Rheder, wel- 
che in Güte zu schlichten, dem Consul nicht gelingt, so ent- 
scheidet er dieselben nach den Prinzipien der französischen Or- 
donnance von 1681 (bis zur Verkündigung eines Russischen 
Seerechts), und kann sich für die Ausführung seiner Entschei- 
dungen zuerst an die Russische Gesandtschaft, eventuell sogar 
an die Lokalbehörden wenden. — 

(Vgl. die Section III. des citt. Reglements; dazu die Or- 
donnances ministerielles vom 21. Okt. 1824 und 7. Aug. 1827; 
auch die v. 21. Febr. 1825 für die Finnländischen Schiffer.) 

§. 11. 

Das Holländische Reglement vom 3. April 1818 (Da- 
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tum der kgl. Bestätigung, — s. Bursotti, T.II. S. 229 u. fg.) 
„pour les Consuls des Pays-bas , dans les ports et villes de 
commerce de la Mediterrane'e, y compris Cadix, SeVille, St. Lu- 
ca et les Cdtes de Mogador," — enthält wenig Eigen thümliches. 
— Der Holländische Consul hat bei Schiffbrüchen Holländischer 
Schiffe dieselben Pflichten, wie andere Consuln; nur, wenn der 
Patron des Schiffes, oder der Eigenthütner, oder Einer ihrer Kor- 
respondenten oder Bevollmächtigten sich damit befassen will, 
darf der Consul sich nicht weiter einmischen, als es die Bethei- 
ligten verlangen; und in diesem Falle kann er keine Entschädi- 
gung für seine Mühewaltung liquidiren. Verunglückten Seeleuten 
kann er Pässe für die Heimreise ausstellen, ( — diese dürfen 
überall nur dann zu Lande reisen, wenn der Seeweg, etwa dnreh 
Krieg, versperrt ist, — ) und kann sogar Holländische Kapitaine 
zu ihrer Aufnahme verpflichten. 

(Die Summe, mit welcher der — Russische oder Hollän- 
dische — Consul eineu solchen Kaufmann unterstützt hat, wird 
auf dem Passe bemerkt.) — 

§. 12. 

Die Belgischen Consular-Instruktionen, (welche überdiess 
auf den Holländischen, vor 1831 gegebenen Reglements fussen, da 
diese, vorbehaltlich spezieller Abrogation, noch in Belgien zu 
Rechte bestehen,) enthalten Nichts, von den bisher aufgestellten 
Regeln Abweichendes und behandeln nur mit besonderer Genauig- 
keit die von den Consuln an das Belgische Ministerium des Aus- 
wärtigen einzusendenden Berichte. — 

Vgl. das K. Belg. Reglement d'organisation des Consulats v. 
27. Sept. 1831 *) (contrasignirt von de Bluelenaere), die Circulaire 
du ministre (de Theux) vom 15. April 1838, 28. Febr. 1840, 
und vom 4. Jan. 1839 (halbjährliche Berichte). 

§. 13. 

Der Dänische Consul soll vierteljährlich einen genauen 



*) Vom 27. Sept., nicht vom 29., wio Bursotti, Tom. L S. 52. 
fälschlich anfuhrt. 
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Bericht an das K. Dänische Handels - Collcgium (Conaeil geniral 
des douanes et du commerce) einsenden, und darin nicht bloss 
die Kourse (prix-courants und cours de change), die Konjunk- 
turen und Fluktuationen des allgemeinen Verkehrs, besonders in 
Berücksichtigung der Dänischen Handels - und Schifffahrts-Inter- 
essen darstellen, sondern auch eine genaue Statistik der Däni- 
schen Schiffe und Waaren an seiner Station damit verbinden. 
(S. oben Kap. IX. §. 2.) 

(Vgl. die Instruction de par le roi, Copenhague, 9. Okt. 
1824, §§. 1—3., 5. u. §. 28., — in Bursottt, pag. 116 — 
140 u. fg. *). Ueber das Modele solcher statistischer Berichte 
vgl. unten bei den Formularen in Kap. XXI.) 

Der Dänische Consul hat, der Handels-Marine gegenüber, 
so ziemlich dieselben Pflichten, wie die Consuln anderer Länder, 
und nicht nur bei der Veräusserung Dänischer Schiffe, sondern 
auch bei dem Ankauf fremder Schiffe durch Dänische Untertha- 
nen (und für die Dänische Flagge) seine fiskalische Mitwir- 
kung geltend zu machen. (S. Art. 24. 1. c.) 

§. 14. 

Die Instruktion der Nordamerikanischen Consuln 
und Handels-Agenten vom 2. März 1833 führt mit der 
grössten Genauigkeit alle Geschäftspflichten der Consuln in den 
verschiedenartigen Branchen der umfassenden Thätigkeit, welche 
der Welthandel dieser grossen Nation veranlasst, aus. 

Die IV. Section (Art. 27 — 34.) des vierten Kapitels han- 
delt besonders von dem Verhältnisse der Amerikanischen Consuln 
zu den Schiffs -Patronen ihrer Nation. Doch liegen hierüber 
schon ausführliche ältere Gesetze vor. Eine Kongress-Akte vom 
J. 1803 verpflichtet jeden Nordamerikanischen Schiffs-Patron, bei 
Strafe von 500 Dollars, alsbald nach der Ankunft in einem frem- 



*) Nach §. 28. 1. c. besteht die Buchführung der Dänischen 
Consular-Kanzleien hauptsächlich aus 1) dem Register der Dä- 
nischen Schifffabrtsbewegung an dem betreffenden Hafenorte und 
2) dem Register der Rechtssachen und sonstigen ausserordent- 
lichen Ereignisse. 
Oppenheim, CouaUte. 1 
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den Hafen, spätestens binnen 48 Stunden*), dem da- 
selbst residirenden Consular-Agenten seiner Nation seine Schiffs- 
papiere vorzulegen und bei demselben zu deponiren. — Damit 
vgl. die Akte vom 28. Febr. 1803 und vom 3. März 1817. Die 
letztgenannte Verordnung bestimmt auch die Thätigkeit des Con- 
suls bei Veräusserung Amerikanischer Schiffe (s. Art. 28. und 
29. der Instruktion vom 2. März 1833), wobei er namentlich 
jeden Matrosen, der Nordamerikanischer Bürger ist, einen drei- 
monatlichen Sold zu sichern hat. Ueberhaupt hat er, in ähn- 
licher Weise, alle Rechte der Betheiligten zu wahren. (Nur, 
wenn die Veräusserung des Schiffes in Folge unverschulde- 
ter Ereignisse und kraft richterlichen Spruches eintritt, können 
Seeleute und Offiziere nicht eine sd hohe Entschädigung bean- 
spruchen. (Vgl. Art. 33. der citt. Instr.). 

Die V. Section des vierten Kapitels 1. c. bespricht die 
Pflichten der Consuln gegen den gemeinen Matrosen. (Art. 35., 
36. u. 37.) Sie haben übrigens in dieser Beziehung nicht blos die 
allgemeine Schutzpflicht, sondern auch eine besondere polizeiliche 
Oberaufsicht im Falle von Meuterei oder schweren Verbrechen. 
Da können sie die Mitwirkung der Lokalbehörden requiriren und 
haben schliesslich die Verbrecher nebst zwei der Hauptzeugen, 
der Heimath zuzusenden. Doch heisst es im Art. 37. der In- 
struktion : 

„ Man soll die grössten Vorsichtsmaassregeln ergrei- 
fen, um im Falle einer Anklage gegen ihre Untergebenen, einen 
einfachen und gelegentlichen (zufälligen) Ungehorsam nicht mit 
dem Verbrechen der Meuterei zu verwechseln, da Diess manch- 
mal Statt fand, um die Aussetzung eines Matrosen an fremder 
Küste — im Widerspruche mit den Gesetzen der U. S. -— zu 
rechtfertigen. Hierbei, sowie in allen anderen Fällen, wird den 
Consuln dringend anempfohlen, dass sie zwar einerseits die 
Schiffskapitaine in der Ausübung ihrer Autorität unterstützen 



•) Diess ist der am häufigsten angenommene Termin; nur wo 
das franz. Recht angenommen worden, gestattet man blos 
24 Stunden. 
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mögen, dafür aber auch andrerseits die Bedrückung der 
Matrosen strenge verhindern. Fine Hauptaufgabe der Consu- 
late besteht in der Beschützung dieser wichtigen Klasse von 
Staatsbürgern, deren Lebensgewohnheiten allerdings eine Art Be- 
vormundung für ihre persönlichen und sachlichen Interessen nö- 
fhig machen. Zu gleicher Zeit soll strenge Aufsicht über ihr 
Benehmen geführt werden*)." — 



*) Auäser der oben angefahrten Instruktion vom 2. März 1833, 
welche in den meisten Dingen mit der Mehrzahl der modernen 
Consular-Instruktioncn übereinstimmt, und ihren Supplementen 
(vergl. Bursotti, 1. c Tom. I. pag. 240 u. fg.) sind für das 
Kordamerikanische Consular- Wesen, besonders in Beziehung auf 
den Seehandel, viele ältere — in Bursotti's bekanntem Sammel- 
werke nicht erwähnte oder mitgetheilte — Akte wichtig, die 
in extenso in Thomas F. Gordon's schon mehrfach angeführtem, 
nach offiziellen Quellen bearbeitetem „Digest of theTretaiesand 
Statutes of the United States. Relating to Commerce, Navigation 

. and Revenue" (Philadelphia, 1830) abgedruckt oder ausgezogen 
sind, also z. B. die Akte vom 14. April 1792, chap. 3.: An act 
concerning Consuls and Vice-Consuls, etc. (s. in Gordon pag. 2, 
6 u. fg. - Act v. 28. Febr. 1803, Chap. 36. (Gordon, p. 137.) 
„Supplementär/ to the Act concerning Consuls and Vice-Consuls 
and for the further protection of American Seamen — und Act 
vom 27. März 1804 (widerruft die 9. Section des A. v. 1803). 
Act vom 28. Mai 1796 chap. 170. (Gordon, pag. 270) „for the 
relief and protection of American Seamen." — Vgl. auchStorv's 
Laws, etc. p. 235, II, 883 etc. und III, 1626. — Nach Sect. 3. 
der A. vom 28. März 1803 können die Consuln Amerikanische 
Kapitaine zur Aufnahme fähiger Matrosen ihrer Nation nöthigen, 
zu 2 Mann auf je 100 Tonnen Gewicht, hei 100 Dollars Strafe 
für jeden Mann, wohin auch die Reise gerichtet sein mag. (S. 
Gordon, 1. c. Art 437. pag. 96.) — Nach Section 6, der A. 
vom 3. März 1813 können die fremden Consuln in Nordame- 
rika gegen die Aufnahme ihrer Landsleute als Matrosen auf 
Nordamerikanischen Schiffen reklamiren, und dürfen jedenfalls 
auf eine Prüfung der Nationalitäts-Verhältnisse eines s o bestrit- 
tenen Individuums antragen und derselben anch selbst beiwohnen. 
Vergl. auch z. B. die Handels- und Schi fffahrts- Verträge von 

7 * 
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Eine, den Amerikanischen (wie den Brasilianischen, Spa- 
nischen u. a. m.) Consuln besonders zugetheilte Thätigkeit be- 
trifft die Ursprungszertifikate einheimischer Waaren und Lega- 
lisirnng Ton Fakturen, bei der (Amerikanischen) Landung na- 
mentlich, um den V ortheil des Rückzolls zu sichern, und ge- 
wissen Fälschungen vorzubeugen. Sie haben auf die Weise, 
Personen und Sachen Pässe auszustellen, zu gewissen Spor- 
tein, z.B. von 1 Dollar per Certifikat (vgl. u. in Kap. XIII. §. 8.); 
bei dieser Gelegenheit haben sie das Recht der Eidesabnahme. 
Ist an dem Orte kein Amerikanischer Handels-Agent angestellt, 
so müssen zwei Amerikanische Bürger unbescholtenen Rufes, — 
wie auch in manchen anderen Fällen, — seine Stelle versehen. 
(Vgl. Gordon, L c. pag. 171 — 172, Art. 771. und 773. — 
Eine ähnliche Einrichtung enthält auch die Brittische Consular- 
Instruktion, vgl. oben.) 

§. 15. 

Ueber das Verhältniss der Griechischen Consuln zur 
Handels-Marine ihres Staates s. die den französischen 
nachgebildeten Instruktionen vom 1 — 13. Jan. 1S34 (Nau- 
plia, die offizielle Ausgabe abgedruckt in Bursott i, Tom. II. 
pag. 155 u. fg.; — das Aktenstück unterzeichnet vom Staats- 
minister A. Maurocordatos), No. 7. §. 25 — 35 u. fg. — Auch 
der französische Code du Commerce ist in Griechenland 
eingeführt. — 

§. 16. 

In Portugal herrscht noch im Wesentlichen das alte 
System yon 1789, worin den Consuln zwar die Befugniss des 
Registrirens, Legalisirens u. s. w. zugetheilt ist, aber ohne ge- 
naue Spezifikation. — S. die Instruktion „pour les Consuls de 
Portugal dans les ports des Etats et republiqucs oü les Sujets 



Nordamerika mit Preussen v. 20. Mai 1840 ; mit Oester- 
reich vom 27. Aug. 1829, (s. in Martens, Nouveau Recueii 
des Traites, Tom. IX. pag. 109.) und von Febr. 1850 — Mai 
1851 (zwischen denselben Mächten 8. oben) u. a. ra. 
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Portugals naviguent et commercent, arröte'eB le 9. Oct. 1789, 
par la Con>ulte royale de la Junte du commerce, 
agricluture, industrie et navigation de ce royaume 
et domaines." — (Heut zu Tage stehen die Consuln auf der 
Pyrenäischen Halbinsel unter dem Ministerium des Aus- 
wärtigen. — Vgl. auch Tratte" du Consulat (ou Code consu- 
laire) par le Commandern* Don Jose* Ribeiro dos Santo s, 
consnl ge'ne'ral de Portugal ä Hambourg et de docteur J. F. de 
Castilho Barreto, Vice-Consul; ~ Hambourg, 1839, 2 Volls. 

§. 17. 

Für den Spanischen Consul ist, ausser den alten Vertra- 
gen, welche meistens auf den UtrerhterFrieden zurückgehen, 
hauptsächlich maassgebend die Instruktion v. 14. Sept. 1834 (in 
20 Art.) über das Verhältniss der Spanischen Consuln zur Handels- 
und Staats-Marine. (S. de Cussy, Reglern, consulaires, 1851, 
pag. 343—349.) Sie bezieht sich hauptsächlich auf die Unter- 
stützung, welche die Consuln bei Schiffbrüchen und anderen Un- 
glücksfällen den Schiffen und den Personen zu leisten haben; 
sie enthält genaue Bestimmungen über die dabei Torkommenden 
Ausgaben-Verrechnungen, und über das „Rapatriement" der 
Spanischen Seeleute, wobei sogar unbilligerweise die Spa- 
nischen Handelsschiffe genöthigt werden können, Ausländer 
aus ihrer Mannschaft zu entlassen, um den Landsleuten Platz 
zu machen. 

Von den späteren Staatsverträgen ist — zur Charakterisi- 
rung der von der Spanischen Krone für ihre Consuln in Anspruch 
genommenen Privilegien — besonders bemerkenswert!»: La 
Convention „Sur les fonetions des Consuls" zwischen 
Spanien und den Nordamerikanischen Vereinsstaaten vom 
14. Nov. 1788. Art. 8. dieser Convention räumt den beiderseiti- 
gen Consuln das Recht der Civiljustiz auf ihren nationalen 
Schiffen ein; — und überlässt es den Landesgesetzen der bei- 
den Länder, hierbei die Consuln und Kapitaine in ihren Be- 
fugnissen auseinderzusetzen. 

Der Art. 11. desselben Vertrages stellt zur Verhaftung 
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von Verbrechern auf den Schiffen die Lokalbenörde zur Dis- 
position der Consuln beider contrahirenden Mächte. — Art. 12. 
räumt den Consuln die schiedsrichterliche Jurisdiktion 
über ihre Landsleute ein. (Diese wird unentgeltlich geübt.) 
Art. 15. bewilligt im Allgemeinen die günstigsten Bedin- 
gungen, selbst über diesen Vertrag hinaus. — Vgl. noch den 
Vertrag zwischen Spanien und Nordamerika vom 22. Febr. 
1819 (über Auslieferung der Deserteure s. Art. 13.) und den 
Vertrag Spaniens mit Frankreich vom 2. Jan. 176$ (Art. 6. 
L c. — gleich dem Art. 6. des Tratte von 1725 über das Ver- 
hältniss der Consuln zu den Kapttainen; Art. 14. über Schiff- 
bruch, Art. 19. über Deserteure.) 

§. 18. 

Das Brasilianische Reglement von 1834 (s. Bur- 
sott i, Tom. I. und deCussy, L c. pag. 280 u. folg.) rich- 
tet sich im Allgemeinen nach den französischen Normen und 
enthält nichts besonders Bemerkenswerthes. Diesem Brasilia- 
nischen Reglement ist wiederum das der Republik Uruguay 
(a. 1835) nachgebildet. ■— S. de Cussy, 1. c. S. 459—460. 

§. 19. 

Das Kgl. S ardin i s che Reglement vom 23. Juli 1825 
(Turin), so weitläufig in vielen äusserlichen Dingen (z. B. in 
Bezug auf Rechnungsformen und Rangordnung) ist für den 
praktischen Gegenstand dieses Kapitels überaus dürftig; nur 
Art. 28. zählt es zu den Pflichten der Sardinischen Consuln, 
der Handcls-Schifffahrt Schutz und Beistand zu leisten, die na- 
tionale Flagge in Ansehn und Disciplin auf den Sardinischen 
Schiffen aufrecht zu erhalten. — Von der Kontrole und Juris- 
diktion ist nichts Bestimmtes gesagt. — Vergl. de Cussy, 
1. c. II. Partie, fhap. XIII. 

§. 20. 

Für die Consuln des Königreichs beider Sicilien ist in 
Bezug auf ihr Verhältniss zur Marine noch schlechter gesorgt. 
Nur aus dem Tarif der Consular-Kanzlei vom 16. Juli 1817 geht 
hervor, dass sie die Polizei auf den Handelsschiffen üben, deren 
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Expedition visiren, über Avarien und Verkäufe von 
Schiffen bei Strandungen zur Hand gehen, u. s. w. In 
wie weit sie die Kapitaine zur Einregistrirung der Schiffspapiere 
nöthigen können, ist nirgends bestimmt. — S. den Appendix der 
Italienischen Uebersetzung (v.J. 1847 durch J. Caffaro und 
J. Bursotti) Ton Masse*' s „Droit commercial dans ses rapports 
avec le droit des gens et le droit civil;" — etdeCussy, 
Reglements, Partie II. Chap. XIV. §. 3. 

§. 21. 

Das Reglement für Schweden und Norwegen (d. d. 
Stockholm, 0. März 1830) enthält für das Verhältniss der Con- 
suln zur Handelsmarine sehr genaue Bestimmungen, die indessen 
in nichts Wesentlichem von den, in anderen Ländern gebräuchlichen 
abweichen. S. §§. 12—22. d. Regl. ; u. vgl. hiezu das durch k. 
Verordnung gegebene Schifffahrts-Reglement v. 9. Okt. 
1830, wonach jeder Schiffer, der in einem fremden Hafen, wo 
sich ein Schwedischer Consul befindet, Waaren geladen hat, bei 
Strafe von 200 Reichsthalern verpflichtet ist, dem Consul eine 
Kopie des Schiffmanifests und die Connossemente vorzulegen, 
worauf Dieser auf dem Manifeste sein Visa vermerkt. — Für die 
Vorlage falscher Papiere oder unrichtiger Angaben verfällt der 
Kapitain der höheren Strafe von 300 Reichsthalern. 

Eine andere kgl. Verordnung, deren gleichfalls in dem 
Consular-Reglement Erwähnung gethan ist, betrifft die Schiffs- 
pässe; sie ist datirt vom 22. April 1829: La lettre de mer 
(„helfrihetsbref"), gewährt alle Privilegien, welche die Ver- 
träge den Schwedischen Schiffen einräumen; das Komm er z- 
Kollegium zu Stockholm stellt ihn aus, so wie die anderen 
Schiffspapiere, z. B. die Lettre des Signaux, welche das 
Schiffs - Ceremonial enthält; — den Passeportturc (auf 
Schwedisch und Lateinisch), dessen die Schwedischen 
Schiffe bedürfen, wenn sie über das Kap Finisterre hinaussegeln*). 

*) Bis zur neuesten Zeit bezahlten die Skandinavischen Staa- 
ten Tribute an die s. g. ßaubstaaten, um ihre Handelsflotte 
vor See raub zu bewahren. 
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Diese Schiffspapiere müssen bei der Veräusserung eines Schwe- 
dischen Schiffes binnen S Tagen an den Schwedischen Consnl 
ausgeliefert werden. Der Consnl hat auch darauf zu sehen, dass 
alle Schiffe in den Meeren, wo der Passeport turc zum (vcr- 
tragsmässig geleisteten) Schutz der Schwedischen Schiffe noth- 
wendig ist, stets die Flagge des Vereinigten Königreichs von 
Sckwcden und Norwegen aufstecken. — 

§. 22. 

Die Oldenburgische Consular-Instruktion (Oldenburg, 
1843, gedruckt bei Gerhard Stalling) verpflichtet die Oldenbur- 
gischen Schiffer nur in den Häfen, wo sie „wirklich lö- 
schen oder laden," sich unter Vorzeigung ihrer Schiffspa- 
piere bei ihrem Consul zu melden, „nicht aber, wenn sie aus 
anderen Gründen , etwa aus Noth oder um Zoll , etc. zu be- 
zahlen , in den Hafen einlaufen (sofern nicht die im Consulats- 
bezirke geltenden einheimischen Gesetze und Verordnungen ein 
Anderes vorschreiben)" — (§. 6. 1. c.) 

Auf die Küsten- und Fluss-Schifffahrt beziehen sich solche 
Verpflichtungen überhaupt nicht. 

In Er krankungs fällen Oldenburgischer Schiffer hat 
der Consul ihnen allen möglichen Beistand zu leisten, und sich, 
für die zu requirirende Unterstützung der Lokalbehörden, darauf 
zu berufen, dass in seiner Heimath erkrankte Fremde ohne Un- 
terschied der Nation und der Religion den öffentlichen Wohlthä- 
tigkeits-Anstaltcn zugewiesen werden. Diese Unterstützungs- 
Pflicht bezieht sich nicht auf die Mannschaften der Knyp- 
hauser Flagge, welche, in allen übrigen Fällen, wegen „dem 
cigenthümlichen staatsrechtlichen Verhältniss Knyphausens zu 
Oldenburg," dem Schutz der Oldenburgischen Consuln an- 
empfohlen ist. — S. das Grossherzogl. Oldcnburgische Reskript 
vom 29. März 1843. — 

Bei Strandungs - und Havarie-Fällen hat der Consul nicht 
nur Beistand zu leisten, sondern auch den Schaden und die An- 
sprüche aller betheiligten Partieen zu constatiren. — Vgl. z. B. 
den Schifffahrt« - und Handels-Vertrag von Oldenburg und 
Hannover mit Nordamerika unter den 10. Juni 1846. 
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Das Interesse und die Ehre der Oldenburgischen Flagge 
ist der besondern Obhut des Oldenburgischen Consuls anvertraut, 
sowohl fremden Anfeindungen gegenüber, als auch zur Abwehr 
entehrenden Missbrauchs Ton Seiten der Landslcute. — Die Pa- 
piere zerstörter oder veräusserter Schiffe müssen durch seine 
Vermittelung an das Grossherzogl. Oldenburgische Staats- und 
Kabinets-Ministerium zurückgeliefert werden. 

§. 23. 

Der Hannoverische Schiffer hat sich bei seinem Con- 
sul spätestens binnen 4 Tagen nach seiner Ankunft zu mel- 
den, — vgl. §. 2. des Kgl. Hannoverschen Consular-Reglements 
v. 11. April 1817 (s. pag. 5. der offiziellen „Sammlung v. Ver- 
ordnungen, Ausschreiben und Staats- Verträgen zum Gebrauche 
der Hannoverschen Consuln," Hannover 1S45) hat jedoch unter 
den Schiffspapieren nicht die Original-Connossemente mitzuthei- 
len (dasselbe s. oben bei Preussen); dafür aber ist er zur ge- 
nauesten mündlichen Angabe aller auf seine Reise und Be- 
frachtung bezüglichen Thatsachen (die Rechnungen eingeschlos- 
sen), unter der Controle des Consuls, verpflichtet. 

Der Hannoversche Consul darf zwar in Abwesenheit 
von Gesandten oder Residenten seines Staats, Reise-Pässe und 
Attestate erlheilen (vgl. unten Kap. XIII.), eine Verlänge- 
rung von Seepässen (die gewöhnliche Dauer ihrer Gül- 
tigkeit ist nach Hannoverschem Seerechte auf 2 Jahre) steht 
aber den Consuln keineswegs zu (vergl. die Bekanntmachungen 
der K. Hannoverschen Provinzial-Regierung von Stade, d. d. 21. 
Juni 1819 und 30. April 1822, letztere s. in der citirten offi- 
ziellen „Sammlung etc." pag. 30.), ausser etwa ausnahms- 
weise zur Heimfahrt. (Verordnung des K. Hannoverschen Han- 
dels-Ministeriums vom 18. Jan. 1836, — s. „Sammlung" 1. c. 
pag. 31.) 

§• 24. 

Die Consular-Instruktionen ( v. J. 1818) des Grossherzogthums 
Mecklenburg-Schwerin räumen den Consuln nur die 



106 

schiedsrichterliche Justiz auf den Schiffen ihrer Heimath 
ein, wobei sie „die Gesetze und Rechtssitten ihres Aufenthalts- 
ortes , sowie das allgemeine Seerecht" im Auge haben sollen. 
Schiffbrüchige oder sonst verunglückte Matrosen müssen sie re- 
gelmässig unterstützen und auf Mecklenburgischen 
Schiffen heimsenden. ImUebrigen steht ihnen weder eine rich- 
terliche, noch Polizei-Gewalt zu. 
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Eilftes Kapitel. 

Yon dem Verhältnis* derConsnln zur Staats- und 
Kriegs-Marine nnd ihren Pflichten während 

einem Kriege. 

§. 1. 

Viele der Regeln nnd Grundsätze , welche sich im vorigen 
Kapitel als allgemein gültig für das Verhältniss der Consuln zn 
den Schiffern und Matrosen ihrer Nation , für das Benehmen der 
Consnln bei Strandungen, Schiffbrüchen, Havarien, bei Krank- 
heits-, Todes- und Erbschafts-Fällen ihrer Landsleute, herausge- 
stellt haben, gehören auch hierher. Dieselben Zustände dik- 
tiren das gleiche Verfahren. — Die allgemeine Pflicht derHülfs- 
leistung, Warnung und Unterstützung ist, der Kriegs-Flotte ge- 
genüber, meistens noch strenger formulirt. Vgl., z. B. die Brit- 
tischen „Generai Instructions," §. XXIII. (Fynn , British Con- 
suls abroad etc.) S. 51 0. folg.). 

§.2. 

Daneben bilden aber die Präz e de nz- Fragen zwischen 
den Consuln und den commandirenden Seeoffizieren der Staats- 
flotte eine, bei der Handelsflotte nicht Torkommende Schwierig- 
keit. Die Kapitaine der Handels - Marine müssen die Autorität 
der Consuln in allen gesetzlich festgestellten Beziehungen unbe- 
dingt anerkennen. Nicht so die Offiziere der Kriegsflotte. — 
Die Englischen Instruktionen (§. XXIV. 1. c.) entscheiden 
ausdrücklich über die Pflicht des ersten Besuches, so 
dass ein „Post-Captai n" oder ein „Commodore wea- 
ring a blue pendant" (portant une flamme bleue) 
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seine Ankunft dem Consul nur zu notifiziren hat, um dessen 
Besuch zu gewärtigen, während bei Flaggenoffizieren und Com- 
mandantcn ganzer Escadres, welche das rothe oder weisse 
„Pendant" tragen , nicht einmal die Notifikation abgewartet wer- 
den darf. Doch muss ihnen auf Verlangen eine Chaloupe ge- 
schickt werden. Niedere Comraandeure haben nur von Vize- 
Consuln das Recht der ersten Visite zu erwarten. U. dergl. m. 
s. Fynn, 1. c. pag. 52, und s. Nr. 21. Memorandum, Admi- 
ralty Office, 11. Juli 1827, damit vgl. Dodd, Manuel of Dig- 
nities, Privileges and Precedcnce, Part. IV. pag. 413 and 414; 
(das blaue Geschwader ist die Arriere-garde, das rothe bildet 
das Centrum , das weisse die Avant-Garde). 

Nach K. Sardinischen Bestimmungen wird dem Consul 
die Ankunft des Kriegsschiffes notifizirt, dagegen vom Consul 
der erste Besuch gemacht, zur Anerbietung der nöthi- 
gen Dienstleistungen, und dieser Besuch binnen 24 Stun- 
den erwiedert. Siehe das „Reglement pour lesConsulats dans les 
pays e'trangers," Turin, 26. Decerab. 1815. 

Der Nordamcrikanisshe Consul hat von allen Schiffs- 
kommandanten, welche nicht den Rang eines Chef d'escadrc 
haben, den ersten Besuch zü empfangen, um dann erst, auf 
ihre Aufforderung das Schiff zu besuchen. Die höheren Kom- 
mandanten aber können ihn durch einen Seeoffizier zu sich bit- 
ten lassen, und ihm dann ihre Aufträge (nicht „Befehle" 
sondern „Commissions") mittheilen. S. das Cirkular des Staats- 
sekretairs, Washington, 25. Juni 1830. §. 48. 

Der Bra silianische Consul wird ganz allgemein zum 
ersten Besuch angehalten. S. Art. 53 des Dekrets, 1. c. 

Nach Französischem Seerecht hat der Generalcon- 
sul den Rang eines Contre-Admirals, der Consul erster 
Klasse den Rang eines Flottenkapitains („Capitaine de 
vaisseau"), der Consul zweiter Klasse den Rang eines Fre- 
gat tenkapit ains. Die Pflicht des ersten Besuches, — 
binnen 24 Stunden , wo möglich , — haben die Consuln nur den 
Kommandanten ganzer Geschwader, Divisionen oder Stationen 
gegenüber, sonst umgekehrt. 
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Vergl. Tit. I. Art. 6 der Ordonnance vom 7. November 
1833, in De Clercq, Lt. pag. 564 u. folg.*). Ueber die 
Ehren, welche diplomatische uud Handels-Agenten auf und von 
der Kriegsflotte, bei offiziellen Besuchen, zu beanspruchen ha- 
ben, s. auch Titre XVIII. Chap. VI. Art. 697 und 698 der 
„Ordonnance du roi, sur le service des officiers, des Cleves et 
des maltres k bord des batimens de la marine royale, en date 
du 31. Oct. 1827**). 

«. 3. 

Die Consuln vieler Länder vertreten das Marine-Mini- 
sterium ihres Staates für die Station, für welche sie ernannt 
sind, und haben desshalb unter gewissen Umständen für die Be- 
friedigung der materiellen Bedürfnisse der landenden oder statio- 
nirenden Kriegsschiffe ihrer Nation zu sorgen. S. de Meusely, 
1. c. pag. 52). 

Die Französischen Consuln haben dieser Pflicht nur 
nachzukommen, wenn sie vjn den betreffenden Schiffsbehörden, 
unter Bewilligung des kommandirenden Offiziers, dazu aufgefor- 
dert werden. Vgl. Art. 12 und folg. des Französ. Ordonnance 
vom 7. November 1833. 

Das „Droit de police" (s. die Französ. Ordonnance 
vom 29. Oktober 1833, Art. 19) über die Kauffahrteischiffe 
seiner Station soll der Consul den stationirenden Flotten-Kom- 
mandanten abtreten, und selbst, wenn dieser in weniger als 8 
Tagen wieder in See zu stechen gedenkt und desshalb das Droit 
de police nicht beansprucht, kann der Consul es ihm übertra- 
gen , sobald nur er selbst diese Massregel für nöthig oder nütz- 

*) „La visite sera faite aiix Consuls generaux et Consuls 
par tout Officier corauiaiidant im Batiraent isole* ou detache. 
Si le Commandant est Cap itaine deVaisseau, les officiers 
du Consulat le recevront au dßbarcadere." 8. Miltitz, T. II. 
Part. I. pag. 380 col. 1. note 1. „La visite officielle sera 
rendue dans les 24 heures." 
**) S. Moniteu r, Francas Nr. 311 vom 7. Nooember 1833. — 
Lesur, Anuaire historique universal, Ann. 1833. Appendice, 
Documenta historiques , Part. I. pag. 79. 
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lieh hält. Vergl. Art. 10 der Ordonnance vom 7. Novb. 1833; 
und die „Circulairc du Ministre de la Marine, donnant ex- 
plication sur la question de savoir, ä qui — des Consuls ou 
des Commandants des Batiments de l'e'tat, en pays Oranger, — 
est deVolu le droit de police snr les batiments de commerce; 
vom 15. September 182S. 

Wenn der Französische Consul glaubt, im Interesse 
des von ihm vertretenen Staates, oder bei dringender Gefahr, 
den Beistand der Kriegsflotte zu bedürfen, so kann er sich an 
den Kommandanten der nächsten Französischen Seestation wen- 
den. (Ueber den bei diesem Schritte selbst und bei der legalen 
Rechtfertigung desselben von beiden Seiten einzuhaltenden In- 
stanzenzug vergl. Titre III. der eben angeführten Ordonnance. 

§. 4. 

Ueber Prisen, welche Französische Kriegsschiffe gemacht, 
sei es gegen Seeräuber, sei es zur Unterdrückung des Skla- 
venhandels, welcher nach den neueren Verträgen , als ein 
völkerrechtliches Verbrechen dem Seeraub (Piraterie) 
gleich geachtet wird, haben die Consuln die vorläufige Ver- 
waltung, als ob sie das Marine-Ministerium verträten 
Sie können eventuell zur Veräusserung der genommenen Schiffe 
schreiten, nehmlich wenn dieselben nicht mehr fähig sind, See 
zu halten , und bewahren die daraus gelösten Summen in der 
Consular-Kanzlei auf. S. Tit. V. der Ordonnance vom 7. No- 
vember 1833, das Arreste* v. 7. Germinal an VIII. (27. März 
1800) und die Gesetze vom 11. April 1825 und vom 4. März 
1831; (letzteres „Concernant la repression de la traite des noirs"). 

§. 5. 

In Kriegs Zeiten ist die Stellung des Consuls eine 
schwierigere, seine Thätigkeit weniger umfangreich, aber wich- 
tiger und gefährlicher, seine Verantwortlichkeit bedenklicher. Je 
nachdem sein Staat mit anderen, oder andere Staaten unter ein- 
ander in Krieg verwickelt sind , hat er die Gesetze der Neu- 
tralität in verschiedener Weise zur Anwendung und Beobach- 
tung zu bringen. Auf feindlichem Boden hört seine Wirk- 
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samkeit begreiflicherweise ganz auf. Doch muss er seinen Po- 
sten behaupten , bis ihm das Exequatur entzogen wird. Und 
auch dann noch suche, er seine Funktionen, wo möglich, ei- 
nem bisherigen Collegen, ad interim zu delegiren. Wird 
ihm dies verweigert, so protestire er, und mache die Lokal-Re- 
gierung für alle etwaigen Folgen verantwortlich. (Vergl. 
de Martens, Guide, T. I. $.78). 

Glücklich, wenn er noch dafür sorgen konnte, dass vor 
Ausbruch des Krieges Eigenthum und Schiffe seiner Nation ent- 
fernt werden! (S. das Preussische Reglement von 1706 [18. 
September], Art. V.) 

In verbündeten Ländern bleiben die Regeln seiner 
Thätigkeit im Allgemeinen dieselben, wenn auch ihre Ob- 
jekte sich vermehren. 

In wieferne der Consul auf neutralem Boden der Ma- 
rine seiner Nation öffentlich oder unter der Hand Dienste lei- 
sten kann , hängt von den Umständen , von den besonderen Ver- 
trägen mit diesem neutralen Staate und von der, bei seinen 
Vorgesetzten angenommenen Auffassung der Grundsätze der Neu- 
tralität ab. (Ob die Flagge das Schiff deckt , „Le pavillon couvre 
la marchandise, vaisseau libre, marchandise libre" *), was Kriegs- 
Contre bände sei? u. s. w. Vergl. Kap. XIX. unten. Ueber 
' diese Fragen werden in der Regel bei Ausbruch eines grossen 
Krieges neue Instruktionen veröffentlicht, oder alte erneuert. — 
Jedenfalls hat der Consul nicht nur darauf zu sehen, dass die 
Fremden im Bereiche seiner Station nicht gegen seine Lands- 
leute die Pflichten der Neutralität verletzen **) , sondern auch 



*) Die Geschiebte der Grundsätze der Neutralitat 8. in Oppen- 
heim's „System des Völkerrechts", 1845, Kap. XII. $. 4 — 6; 
Henry Wheaton's Histoire du droit des gens, p. 314 u. folg. 
(1841). Joh. Georg Büsch, 8ämmtliche Schriften, Tom. IV. 
S. 170 u. folg. A. Thiers, Histoire du Consulat, T.II. Cbap. 
Les nentres. — G. de Martens, Cours diplomatique T. III. 
Liv. VIII. Chp.V. — Hübner, de la saisie des Cabinets nen- 
tres. 1759. etc. etc. 
**) Ein Beispiel, welches hierher gehört, ist die Protestation 

4 
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und mit derselben Strenge darauf zn achten, dass seine eige- 
nen Landsleute es nicht thun*). Vergl. auch das Preussi- 
sche Consular-Reglement vom 18. Sept. 1796, Art. IV. u.V. 

Die Consuln derjenigen Staaten, welche die Grundsätze 
der „bewaffneten Neutralität" (1789 und 1800)**) an- 
genommen haben, — also besonders die Consuln der Ostsee- 
Staaten — haben demzufolge in Kriegszeiten mehr zu thun, 
als z. B. die Consuln solcher Staaten, wie England, oder wie 
Frankreich im letzten Kriege, welche durch Einführung allge- 
meiner Bloquaden und Embargos an ganzen Küstenstrichen oder 
durch Beanspruchung eines allgemeinen Durchsuchungs- 
Rechtes jeden friedlichen Verkehr während eines Krieges un- 
möglich machen. 

§. 6. 

Ebenso verändert sich die Beschäftigung der Consuln in 
Kriegszeiten, je nachdem ihre vollmachtgebenden Regieningen 
die Prisengerichte der Staaten, bei denen die Consuln ac- 
creditirt sind, in Handels- und Schifffahrts-Verträgen anerkannt 



des Consular-Corps zu Palermo (— mit der einzigen 
Ausnahme des Oesterreich ischen Consuls), gegen das Bombarde- 
ment der Stadt Palermo durch königl. Neapolitanische Truppen 
ohne vorherige Verkündigung und ohne Sicherstellung der frem- 
den Kaufleute, unter dem 19. Januar 1848. Vergl. die Augsbgr. 
AUg. Ztg. fin. Jan. 1848. 

*) Ausser dem politischen Interesse ist hierbei noch ein ganz spe- 
zielles Handels-lnteressc im Auge zu fassen, dass nehmlich, 
durch Verletzung der Neutralität, die Bedingungen des Schiffs- 
Assekuranz-Vertrags übertreten werden, wovon vorkommen- 
den Falles der Brittische Consul die „Owners and underwriters" 
(Eigenthflmer und Versicherer) in Kenntniss setzen soll. — S. 
K. Fynn, British Consuls abroad, pag. 13. 

') Verträge vom 8. Mai und 6. — 19. Dezember 1800 zwischen 
Russland, Preussen u. a. m. s. in dem Recueil von d' Hau- 
ter ive und de Cussy, 2 Part., T. V. — Die Russische De- 
klaration vom 28. Februar 1780 und der Russisch-Oesterreichi- 
sche Vertrag vom 1.— 13. Nov. 1785; s. in Miltitz, Tom. II. 
Part. II. Liv. in, pag. 1185 u. ff. (Dazu vgl. unt. Kap. XIX.) 
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haben oder nicht, — anzuerkennen gesonnen sind oder nicht. 
Vergl. die Rechtsstreitigkeit zwischen England und Preussen im 
J. 1752 (wo England anzuerkennen sich weigerte), in G. F. v. 
Martens 's „Merkwürdigen Fällen aus dem Völkerrecht" etc. 
Tom. II. 

Staaten, welche selbst Prisengerichte haben oder in 
Kriegszeiten einsetzen, können den anderen nur aus ganz be- 
sonderen Gründen die Anerkennung derselben verweigern, wie- 
wohl diese sogenannten Gerichte keine unabhängige Ju- 
stiz darstellen, sondern die Verantwortlichkeit ihreT Erkennt- 
nisse auf die höheren Administrativ-Behörden ihres 
Landes devolviren. Das Charakteristische in dieser Beziehung 
besteht schon darin, dass bei solchen Streitigkeiten der belei- 
digende Theil (und nicht der verletzte) das Forum wählt, 
vor dem er sich rechtfertigen mag. Forum actoris, nicht 
rei! Vgl. Oppcnheim's „System des Völkerrechts" 
pag. 302 u. folg. Ueber die Frage, ob Consuln zum Pri- 
sengerichte zuzuziehen, vergl. de Steck, „Essais sur 
divers sujets relatifs ä la navigation et au commerce pendant la 
guerre," 1794; — G. F. de Martens, Pre*cis du droit des 
gens moderne de PEuropc," (1821) und Ch. de Martens, 
Guide diplomatique, 1851, Tom. L pag. 276—278; über das 
Verhältniss des Consuls zu den KaperschifFen seiner Nation (und 
die zu gewährenden Kap erbri ef e), vergl. Läget dePodio, 
L c. S. 245—303; DeClercq et de Vallat, Guide pratique 
etc. 1851, Li vre V. Chap. 8. Einige Staaten haben ausdrücklich 
durch Verträge sanktionirt, dass die Ncutralitätsfragen , welche 
sich zwischen dem aufbringenden Schiff („le Capteur") und den 
Reklamanten erheben sollten, von dem Consul der Letzteren 
entschieden werden. — Andere Staaten behaupten, auch ohne 
Verträge, dass die kriegführende Macht nicht durch den Krieg 
eine neue Jurisdiktion gewinne. — 

Jedenfalls haben sich die Verletzten (Rheder, Assekura- 
deure, u. s. w.) mit ihren Reklamationen an ihren Consul zu 
wenden, der 1) diese Avaric grosse (s. das vorige Kapitel) ein- 
zuregistriren , und 

Oppeohel«, ConiuUte. g 
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2) den Reklamanten direkt, oder mit Hülfe der Gesandt- 
schaft seines Landes, Abhülfe zu verschaffen hat. — 

Sehr oft wird auch die Austauschung von Kriegsgefange- 
nen durch Consular-Agenten vermittelt. Auch der Kap er er hat 
sich bei seinem Consul zu melden, und vorläufig die Thatsachen 
mit ihrer Rechtfertigung bei Demselben zu notifiziren. — (Siehe 
unten im Kap. XIX. und Vergl. auch de Cussy Reglements, 
pag. 169 — 172.) 

Der Consul verhält sich zu den Kaperschiffen im Allge- 
meinen ungefähr, wie zu der Staatsmarine, nur die Rang- und 
Präcedenzverhältnisse werden durch die Commission des Kaper- 
schiffes nicht wesentlich modifizirt. 

Wo die Consuln im Allgemeinen autorisirt sind, „lettres 
de marque," (Mark- oder Kaper-Briefe) an Schiffsführer 
auszustellen (wie die Französischen, Brasilianischen, Sardinischen 
Consuln), müssen sie dazu doch noch, selbst wenn der Krieg 
schon erklärt ist, die spezielle Ermächtigung ihrer Regierung % 
abwarten. Dann müssen sie in jedem einzelnen Falle die Trag- 
fähigkeit und Bewaffnung des betreffenden Schiffes untersuchen, 
um ihre nationale Flagge vor Schande und Verlegenheit zu be- 
wahren. In der Regel haben die Kaperer auch eine Cau- 
tion zu stellen; — z. B. der Französische eine Caution 
von 37,000 Frcs, wenn die Mannschaft seines Schiffes unter 
und das Doppelte, wenn sie über 150 Mann beträgt. — 

Wird dem Consul eine Prise vorgeführt, so hat er alle 
Rechtspunkte derselben, gewöhnlich mit Zuziehung 2er As- 
sessoren, zu prüfen, die Mannschaft eidlich zu verhören, ein 
Inventar aufzunehmen, die Streitobjekte sicher zu stellen, und 
über das Alles (wie sich übrigens von selbst versteht) ein lega- 
lisirtes Protokoll abfassen zu lassen, damit das kompetente Pri- 
sengericht endgültig entscheiden könne. — 

Frankreich erlaubt seinen Consuln, die „armements en 
course" nur gegen Cautionen zu autorisiren und gibt ihnen 
auch eine bedingte Prisen- Justiz; doch dürfen sie sich 
selbst bei keiner derartigen Unternehmung betheili- 
gen. — 
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Vgl. Titre VI. S. 78 et 79 („Des armcments en course et 
des prises") der Ordonnance sur les fonctions des Consuls dans leurs 
rtpportp avec la marine marchande" v. 29. Oktbr. 1833, — das 
Reglement t. 2.Prairial, XI. (22. März 1803), Tit. III. Art. 121. 
„Arrtte" y. 6. Germinal, an VIII. (27. März 1800) Art. 26 et 
„Arrtti" v. 9. Ventose, an IX. (28. Febr. 1801) (Art. 34: 
Bei Verkäufen von Priaen beziehen die Commissaires des rela- 
tions commerciales" % P ro Cent.). 

Den Consuln der Nordamerikanischen Vercinsstaaten 
ist es weislich verboten worden, Ccrtifikate an Kaper- 
schiffe aufzustellen, da es vorgekommen, dass sie Handel da- 
mit getrieben haben. Siehe Warden, L c, pag. 147. — 

§. 7. 

Das Kais. Brasilianische Consular-Recht *) überträgt 
dem Consul die Verwaltung der gemachten Prisen und die Un- 
tersuchung der Papiere (besonders der „Lettres de marque") 
des kapernden Schiffes. Besonders hat der Consul den Komman- 
danten desselben, den zweiten Offizier und wenigstens 2 Indivi- 
duen der Mannschaft eidlich zu verhören; ebenso viele Perso- 
nen derselben Kategorien von dem genommenen Schiffe, Je- 
den besonders. Der Consul sammelt die Akten, aber er spricht 
nicht selbst das Urtheil über die Rechtmässigkeit der Prise. — 
Ob das gekaperte Schiff ein feindliches war, oder einer 
neutralen Macht angehörte, ob unschuldig oder strafbar, macht 



•) Vergl. Bursotti, 1. c T. I. pag. 54—116 und das „Han- 
delsarchiv.'« Sammlung der neuen, auf Haudel und Schif- 
fahrt bezüglichen Gesetze und Verordnungen des In - und Aus- 
landes etc. herausgegeben nach amtlichen Quellen im kgl. Han- 
delsamte zu Berlin von B. Delbrück und J. Hegel, Januar 
1848, S. 16 — 23. — Auszug aus dem Brasilianischen Consulats- 
Reglement vom 11. Juni 1847, Rio de Janeiro (unterz. Minister 
Satornino de Sonsal Oliveira („Decreto Nr. 520. de 11. Juni 
1847 : Nuovo Regulamento de Corps Consular di Imperio"), 230 
Art. in 4 Titt. mit 36 Modeies und Gebühren-Tarifen. 

8 * 
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keinen Unterschied bei diesem Verfahren, welches ja nur, die 
Entscheidung höherer Behörden vorzubereiten bestimmt ist. 

Das Urtheil wird von einer nach Billigkeits - Motiven zu- 
•ammengesetzten „Commission" von 3 oder 5 Personen, in 
welcher der Consul den Ausschlag gibt, gefällt. Von diesem 
Rechtsspruche kann noch Appell ergriffen werden, aber die 
Appellation hat keinen Suspensiv- Effekt, ausser in Bezug 
auf die — vielleicht zu konfiszirende oder vom Kaperer neu zu 
stellende — Caution. (In jeder anderen Beziehung hat die 
Vollstreckung des Urtheils trotz der Appellation, ihren Lauf.) — 
Dieses ganze Verfahren kann und darf nur Statt finden , wenn 
es nicht im Widerspruch mit den Landesgesetzen des Stations- 
ortes steht. — Kann der Kaperer sich nicht vollständig legi- 
timiren, so denunziirt ihn der Consul den Landes - Autori- 
täten. — 

Bei Havarie en Brasilianischer Kriegsschiffe hat der 
Consul ungefähr dieselben Befugnisse und Verpflichtungen (so- 
gar bis zum Verkauf des Schiffes, s. Bursotti I. c. pag. 72), 
wie bei Handelsschiffen. — 

In Kriegszeiten kann er (unter grossen Cautelen) Let- 
tres de marque ausgeben. — 

§. 8. 

Für Belgien regulirt ein „Arre^" royal vom 27. Dezbr. 
1846 (s. die offizielle Sammlung des K. Belg. „Ministere des 
Affaires Etrangeres" v. „Arrestes, Instructions et Renseignements 
Relatifs aux Consulats de Belgique" pag. 33 — 36) die Rang- 
und Dienst -Verhältnisse zwischen den K. Belg. Consuln und 
den See -Kommandanten. — Nur mit Erlaubnis« ihres Ministe- 
riums der auswärtigen Angelegenheiten können sich Belgische 
Consuln auf Kriegsschiffen an ihren Bestimmungsort be- 
geben; im Aus lande können die Kommandanten zur Noth 
selbst eine solche Bewilligung vollziehen. Nur bei wenigen Ge- 
legenheiten werden den Consuln militairische Ehren gezollt; 
u. s. w. u. s. w. Das Recht des ersten Besuchs, ungefähr 
wie bei Frankreich. — Bei Verproviantirungen von Staats- 
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schiffen wird der Consul mit Rath und That zur Hand gehen 
(Art. 10. 1. c). Die Wechsel-Tratten der Kommandanten auf 
die Belgische Regierung bat der Consul zu controliren, (dass 
sie die Gränze nicht überschreiten , welche in dem Creditbrief 
des Kommandanten gezogen ist,) und dann zu visiren (Art. XI. 
1. c\). Wenn der Consul schriftlich die Hülfe des nächsten 
Kriegsschiffs in Anspruch nimmt, so hat der Kommandant vor- 
läufig auf seine eigene Verantwortung zu handeln. (Art. 13. 1. c.) 
Einer mündlichen Aufforderung braucht er keinenfalls Folge 
zu leisten. Bei Deserteuren und Schilfbruch, wie oben bei der 
Handels - Marine, s. Art. 14 — 22 des citirten „ArrÄte" 
royal." — 

8. 9. 

Der Dänische Consul soll den Kriegsschiffen im Allge- 
meinen bei ihren Bedürfnissen und Geschäften Beistand leisten, 
und zwar ohne dafür eine Entschädigung nehmen zu dürfen. 
Hilft er aber bei den Einkäufen von Proviant, Munition oder 
dgl. , so kann er seine kaufmännische Provision beanspruchen, 
wie bei Privatgeschäften. — S. Art. 30 und 21 des K. Däni- 
sche Reglements vom 9. Oct. 1S24 (Bursotti, T. I. S. 139.) — 

Die Consuln derjenigen Staaten, deren Gesetzgebung für 
die hier besprochenen Kriegszustände keine speziellen Anweisun- 
gen enthält, werden in der Regel beim Ausbruche eines Krieges 
neue Instruktionen zu gewärtigen haben, welche mehr oder 
weniger den, hier angeführten, nachgebildet sein mögen. — 



■ 



Zwölftes Kapitel. 

Der Consnl als Notar, Pass- und Civilstands- 

Beamter 

Allgemeine Grundsätze. 
§. 1- 

Im Allgemeinen ist es der Beruf der Consuln, gegen fixirte 
Sportein über Verhältnisse, Welche sich auf Handel und Schiff- 
fahrt beziehen, legalisirte Dokumente auszustellen, oder gewisse 
Dokumente durch ihre Unterschrift zu legalisiren (zu vi dem i- 
ren). Hieher gehören die Ursprungs - Certifikate von Waaren, 
die Gesundheitspässe (Patentes de sante), die Handels-Facturen 
(in Beziehung auf Zölle ad valorem), die Charte-parties (Konnos- 
semente), Havarie- und Umladungs - Proteste — (cfr. u. Kap. 
XVIII), Fracht- und Ladungskontrakte, Vollmachten, Mandate, 
Depositen, Handels - Verträge überhaupt, — Testamente, n. 
s. w. — Man kann auch die Pässe hierher rechnen, denn 
Personen - Pässe , Schiffspässe (Lettres de mer, congls) und 
Gesundheits-Zeugnisse, gehören in dieselbe Kategorie. Dabei ist 
zu erwähnen, dass sich auf vielen Consular -Kanzleien Lands- 
leute des Consuls, welche in seinem Bezirke domizilirt sind, 
mit ihren Heimathsscheincn „immatrikuliren" lassen , um 
seinen Schutz vorkommendenfalls sicherer in Anspruch nehmen 
zu können. — 

Nach den Gesetzen mancher Länder (z. B. Frankreichs, 
Nordamerikas , Portugals , Griechenlands u. s. w.) können die 
Consuln auch Civi 1 s t ands - Ak te vollgültig ausfertigen, je 
nach den Gesetzen ihres Landes, über alle Verhältnisse des 
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Personen - und Familien-Rechtes. In der Regel hat die Consu- 
lar-Kanzlei eine Abschrift solcher Akten an das heimische Mini- 
sterium des Auswärtigen einzusenden. — Es versteht sich von 
selbst, das* der zu solchen Funktionen autorisirte Consul ganz 
den Gesetzen seiner Heimath entsprechend handeln muss, in 
so weit nicht die Verhältnisse eine, gesetzlich vorgese- 
hene, Ausnahme nöthig machen. (Hat er, zum Beispiele, sei- 
nen Landsleuten Eide abzunehmen, so mag er dabei die 
prozessualischen Regeln seines Heimathslandes befolgen; aber 
wenn Fremde sich einem Eide vor ihm unterziehen , — wozu 
er sie nicht nöthigen kann, wenn ihre eigenen Interessen es 
nicht erheischen — so wird er häufig Veranlassung haben, die 
Form der Lokalgesetze anzunehmen *). [Analogieen hierfür 
Vergl. u. in Kap. XV.]) Dies ist eine wichtige Beschrän- 
kung der allgemeinen Rechtsregel „Locus regit actum," welche 
aber theils durch besondere Staatsverträge anerkannt, theils 
durch den Umstand motivirt ist, dass solche Verträge und 
Rechtsgeschäfte, wie Heirathen, Adoptionen, Testamente zunächst 
nur in der Heimath zu gelten und juristisch zu wirken brau- 
chen, und dass die Anerkennung der heimathlichen Behörden 
und Gerichtshöfe für alle das Personal - Statut (den Status per- 
sonae) ihrer Angehörigen betreffenden Rechtsangelegenheiten voll- 
ständig genügt. Wo der Consul als C ivilstands-B e amter 
oder als Notar auftritt, ist er natürlich, und zwar er selbst 
allen Verbindlichkeiten und Verantwortlichkeiten eines Notars 
oder Civilstands-Beamten seines Landes unterworfen. (Dagegen 
Vergl. oben Kap. VIII. über die Consular-Kanzler, welche 
von ihren Regierungen direkt eingesetzt sind.) 

Ferner darf nicht übersehen werden, dass er, der doch 
nur ein Beamter seines Landes ist ^und nur für seinen 
Consular-Bezirk von der Obrigkeit seines Vaterlandes zu 
gewissen Funktionen bevollmächtigt worden, nur innerhalb der 
Grenzen dieses Consular-Bezirkes und ausschliesslich über 

m 

*) Dieser, meist übersehene, Umstand könnte auch dazu beitragen, 
die Nothwendigkeit einfacher Eidesformeln zu beweisen. 
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seine Landsleute die, in diesem Kapitel aufgezählten Funk- * 
tionen ausüben darf. Er darf z. B. keinen Trauungsakt voll- 
ziehen, wöbet nur der eine Theil seiner Heimath angehört*). 

§. 2. 

Es existiren keine allgemein angenommenen Grundsätze 
darüber , ob im Auslande abgeschlossene schriftliche Verträge 
oder andere Aktenstücke der Art von den Gerichten der Hei- 
math auch ohne die Yidemation des Consuls anerkannt werden 
können oder ob dieser Mangel sie absolut nichtig macht. — 
Aber so viel steht jedenfalls fest, dass die Legalisation des 



) Dieser Satz, welcher sich in der Theorie ganz von selbst zu 
verstehen scheint, hat doch schon in der Praxis Anlass zu Pro- 
zessen gegeben. Die berühmte Sängerin Malibran war der 
Gegenstand eines solchen. Mselle Garcia hatte sich 1826 in 
Newyork vor dem Französischen Consnl mit Mr. Malibran 
verheirathet. Sie war von Spanischen Eltern, zwar in Frank- 
reich geboren, aber nicht naturalisirt; und Mr. Malibran 
war Franzose gewesen, aber er hatte 1818, indem er das 
Nordamerikanische Bürgerrecht annahm, das Französische 
Bürgerrecht aufgegeben. Somit hatte Mr. d'Espinville, der Fran- 
zösische Consul , — im Widerspruch mit Art. 48 des Code 
civil und den Consular-Instruktionen , — 2 Ausländer ge- 
traut. Als nun 1835, wo die Beiden ihr Domizil in Paris genom- 
men hatten, Mselle G. auf Aufhebung der Ehe klagte, entschied 
das Gericht für absolute Nullität der Ehe, da, nach Ame- 
rikanischen Gesetzen sowohl, wie nach Spanischen oder Fran- 
zösischen, die Ehe wegen der Incompetenz des betreffenden 
Beamten für nicht eingegangen erachtet werden müsse, (so 
dass selbst die kontrahirende n Parteien die Nichtigkeit 
derselben anrufen können,) und berief sich dabei auf eine gleich- 
lautende Entscheidung des Cassationshofes vom 10. Aug. 1819, 
(durch Portalis und Merlin raotivirt.) 

Das Erkenntuiss des Tribunal civil de la Seine vom 6. März 
1835, Marie's Plaidoyer und 0. Barrot's Rede s. in den „Ar- 
chives du Commerce," T. IX p. 235. et Bursotti T. II. p. 78—82. 
— Dazu Vgl. noch Code civil, Art. 170. 
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Consuls die beste Beweisart für die formelle Gültigkeit (be- 
ziehungsweise: Echtheit) eines ausländischen Dokumentes ist, 
und dass die Behörden eines Landes nur die Unterschrift ihrer • 
(diplomatischen oder kommerziellen) Agenten mit Bestimmt- 
heit kennen und anerkennen dürfen. — Für Pässe ist 
dieses Princip längst anerkannt, und fast in jedem Lande das 
Visa des eigenen Consuls verlangt. — 

Die Recognoszirung der Unterschrift des Consuls ge- 
schieht regelmässig durch das Ministerium des Auswär- 
tigen, und er selbst braucht auch nur die Unterschriften der- 
jenigen vaterländischen Ministerien anzuerkennen, mit welchen 
er in direkter Verbindung steht. (Vgl. z. B. Art. 9 u. 10. 
Tit. II der Französ. Ordonnance über Legalisationen der Con- 
suln vom 25. Okt. 1833). Ueberhaupt ist es ja ein allgemei- 
ner Grundsatz des internationalen Privatrechts, dass die 
im Ausland zu vermittelnde Anerkennung oder Ausführung 
von Rechtsurtheilen, persönlichen Rechten u. dgl. m., nur durch 
das Ministerium des Auswärtigen geschehen kann. — 
Die seiner Legalisation unterworfenen Hand- und Unterschriften 
hat der Consul in Bezug auf ihre Echtheit zu prüfen, und 
gewissermassen zu gewährleisten. — Nur wegen motivirter 
Zweifel daran, oder weil der Gegenstand seine Kompetenz über- 
schreitet, kann der Consul solchen Dokumenten seine Videmirung 
versagen, welche entweder einen gerichtlichen Charakter tragen, 
oder, zur Vermeidung von Rechtsunsicherheit, seine Betheiligung 
nöthig haben. 

§. 3. 

Mit Pässen haben die Consuln in der Regel auch nur 
in Bezug auf ihre Mitbürger, oder doch nur mit Beziehung auf 
ihre Heimath, zu thun. Pässe ausstellen können sie in der 
Regel nur für diejenigen Landsleute, welche in ihrem Bezirke 
wohnen, Pässe erneuern und visiren auch für durchreisende 
Landsleute, fremde Pässe nur visiren, wenn dieselben 
nach ihrer Heimath gerichtet, und von den Autoritäten des von 
ihnen bewohnten Landes ausgestellt sind. Sie üben hierbei eine 
diskretionäre Gewalt, führen genaues Buch darüber und 
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bewahren sowohl die abgelaufenen Pässe, für welche sie neue 
ausgestellt haben, als auch die Unterschriften aller von ihnen 
in dieser Beziehung versorgten Personen auf. (Ueber die Kanz- 
lei Vgl. Kap. VIII. oben). 

Mit den Gesundheits-Pässen verhält es sich ähnlich. 
Auch hier variiren die Normen, ob der Consul dieselben aus- 
stellen oder nur visiren darf, je nach Gesetzen und Umstän- 
den. — (Die Patentes de sante* sind nettes, wenn in dem 
betreffenden Bezirke keine ansteckende Krankheit grassirtj 
brutes, wenn die Ortsbehörden das Grassiren einer solchen 
verkündigt haben, oder wenn dasselbe allgemein bekannt 
ist, und suspectes, wenn der Ausstellende auf seine eigene 
individuelle Ueberzeugung hin, die Existenz einer Epidemie 
oder den dringenden Verdacht einer solchen bezeugt. — Vergl. 
Fynn, l c. p. 36; u. unser Kap. XVIII. §. 7.) 

§.4. 

Ueberall haben die Consuln die Pflicht, sich der Verlassen- 
schaften ihrer Landsleute anzunehmen, seien diese nun ab in- 
test ato gestorben, oder mit Hinterlassung eines Testamente«, 
besonders aber, wenn die Rechte abwesender oder minderjähriger 
Erben zu wahren sind. Jedenfalls ist er den anwesenden Erben 
oder testamentarisch eingesetzten Exekutoren seinen Rath und 
Beistand schuldig. Er bat seine Maassregeln so zu treffen, dass 
sie den Lokal-Gesetzen als gültige entsprechen. — 

Die Gesetzgebungen variiren hierin, indem die einen dem 
fremden Consul ausschliesslich das Recht der Versiegelung 
der betreffenden Erbschaft überlassen, die anderen zwar bei 
fremden Erbschaften nicht von den Landesgesetzen abweichen, 
aber doch wohl meistens dem Consul auf dessen Antrag eine 
Mitwirkung (z. B. „de croiser de ses sceaux ceux de TAutorite' 
Wale") gestatten. — Dem analog modifizirt sich auch die 
Pflicht der Inventarisirung und der Verwaltung je nach 
Gesetzen mehr, als nach Staatsverträgen. Die Aner- 
kennung auswärtiger Erben wird meistens durch den Consul 
vermittelt werden müssen. — 
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Wo der Consul allein oder vorzugsweise zu handeln 
befugt ist, muss er alsbald nach dem eingetretenen Todesfalle 
die Erben und die Gläubiger zur Meldung innerhalb des an dem 
Domizile des Erblassers gesetzlichen Termines auffordern, 
nach Ablauf desselben vor Zeugen die Siegel lösen, und die 
nöthigen Sicherhcitsmaassregeln treffen. Von allen Aktenstücken, 
z. B. dem Inventar, hat er Abschriften an das ihm vorge- 
setzte Ministerium zu senden. Melden sich verschiedene Erben, 
so entscheidet nicht er selbst den Erbschaftsprozess , sondern 
er verweist ihn vor die kompetenten Gerichte des Landes, wel- 
ches er bewohnt. 
Vgl. Cb. de Martens, Guide diplomatique etc. etc. 1851. Tom. I. 
p. 288 et suiv. 

Das ganze Verfahren bleibt sich gleich, ob die Erbschaft 
unmittelbar in seinem Consulargebiete oder auf einem daselbst, 
zunächst nach dem Tode des Erblassers, landenden Schiffe fällig 
geworden. Nur in Bezug auf die Erhebung etwaiger Erb- 
schaftssteuern könnte ein Unterschied Statt finden. — 

Auch könnte eine Kontroverse erhoben werden, wenn z. B. 
in einem Preussischen Hafen ein Französisches Schiff 
landet, welches die Leiche eines bei der Ucberfahrt gestorbenen 
Spaniers mit sich führte. Die Frage, ob der Spanische 
oder der Französische Consul hier einzuschreiten hätte, ist 
nirgends gesetzlich entschieden und wird gewöhnlich in Güte 
abgemacht werden. Dem Wortlaut der Instruktionen gemäss 
würde der Französische Consul Befugnisse geltend machen 
können, allein dem Geiste einer vernünftigen Praxis entspräche 
es eher, dass der Spanische Consul die Verwaltung von Gü- 
tern übernähme, welche seinen Mitbürgern zufallen sollen, und 
wahrscheinlich sogar in kommerzieller Beziehung zu seiner Hei- 
mäth. stehen« 
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Dreizehntes Kapitel. 

Auszug aus den Instruktionen über die nota- 
riellen und anderen Kanzlei-Verrichtungen 

der Consuln. 

Fortsetzung des vorigen Kapitels. Besonderer 

Theil. 

§. 1. 

Der französische Consul hat sich als Civilstahds- 
Officier nach dem Code civil des Francis, Art. 48. zu richten. 

(S. die „Ordonnance sur l'intervention des Consuls re'lati- 
vement aux actes de Mtat civil des Francis en pays e*trangers," 
vom 23. Okt. 1833, in DeClercq, Formulaire pag. 504 u. fg. 
— Art. 1.) 

Die ausgestellten Actes d'etat civil hat er sämmtlich in 
ein Register einzutragen, und von jedem Akte einen Auszug 
an das französische Ministerium des Auswärtigen einzusenden. 
(Art. 2. 1. c.) Seine „Expeditons" haben dieselbe Rechtskraft, 
wie die in Frankreich von den „Depositaires de l'Etat civil" 
ausgestellten und können einzig durch ein richterliches Ur- 
theil rectificirt werden. — S. Art. 3, 7. u. 8. der Ordonn. 
vom 23. Okt. 1833. 

Kommt ein französisches Schiff an den Stations-Ort des 
französischen Consuls , so lässt er sich von dem Schiffskapitain 
zwei Expeditons aller während der Fahrt vorgekommenen Gc- 
burts - und Sterbefälle zustellen , und verfährt damit nach Art. 
60. u. 87. des Code civil. — Entdecken sie hierbei Vernachläs- 
sigungen von Seiten des Kapitains, so müssen sie sowohl zur 
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Vervollständigung der Register, als auch zur Ahndung dieser 
Contravention durch Denunziation beim Marine - Ministerium die 
gehörigen Maassregeln ergreifen.— S. Art. 6, der citt. Ordonn. 

Bei Trauungen unter Franzosen, welche der Con- 
sul vollziehen soll, muss er die Aufgebote („Publica tions et 
affiches de manage") nach den Regeln des Code civil vollziehen, 
und kann auch in dringenden Fällen von dem zweiten Aufgebot 
dispensiren. Die „Bans" werden an der ConsuJar-Kanzlei ange- 
schlagen, wie in Frankreich an dem Mairie- Gebäude. 

Vergl. Art. 14—17. der citt. Ordonn., Code civil, Art. 169. und C 
S. Zacharias „Handbuch des französischen Civilrechts," Hei- 
delberg, 1837, Tom. in. §. 452-455. 

(Die Yice-Consuln sind ohne Kanzlei und ohne Ge- 
richtsbarkeit, s. d. Ordonn. v. 11. Sept. 1833 und M. Moreuil, 
Manuel des Agents Consulaires, 1850, pag. 375.) 

Die französische Gen eral-C ons uln , welche j enseits 
des Atlantischen Ozeans angestellt sind, können — unter 
Verpflichtung zu unmittelbarer Motivirung bei dem, ihnen vorge- 
setzten, Ministerium, Alters-Dispense an Minderjährige er- 
theilen, die (transatlantischen) Consuln erster und zweiter Classe 
dürfen das aber nur, wenn ihnen durch eine specielle Verord- 
nung diese Befugniss übertragen worden ist. (S. Art. 18. der 
citt. Ordonn.) 

§. 2. 

Der französische Consul ist nicht zur Legalisirung 
jedes Privat-Actes verpflichtet, nur die Akte der Lokal-Behörden 
muss er legalisiren, so dass man ihm auch jeden Privat-Akt 
unterbreiten kann, wenn derselbe nur erst die Legalisation der 
Lokalbehörden passirt hat. Die letzte Videmirung geschieht 
dann im französischen Ministerium der Auswärtigen Angelegen- 
heiten. 

Vgl. Tit. II* der Ord. vom 25. Okt. 1833: „Sur les attri- 
butions des Consuls re"lativement aux passe-ports, legalisa- 
tions et signif i c a t i ons judiciaires." — 

Der französische Consul kann seinen Mitbürgern 
Pässe ertheilen, und auch visiren, wenn der vorgelegte 
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Pass in Ordnung ist. In einigen Ländern» wo es die Gesetze 
und Gebräuche zulassen, können die französischen Consuln auch 
Fremden Pässe nach Frankreich ausstellen. Heimkeh- 
renden französischen Soldaten müssen sie die nöthigen Marsch- 
routen („feuilles de route") unentgeltlich ertheilen. S. 
Tit. I. der oben citt. Ordonn. — 

Für die Depositen, welche e* officio, z. B. bei see- 
rechtlichen Streitigkeiten, Schiffbrüchen, Schiffs -Verkäufen 
u. dgl. m., oder freiwillig (von Privatpersonen) beim Con- 
sulat gemacht werden, haftet speziell der Kanzler, nach 
den gewöhnlichen Regeln des Civilrechts, — obgleich« er zur An- 
nahme des Depots die Bewilligung des Consuls einholen muss. 
Vgl. Art. 1. u. 2., 11. u. 12. des Ordonn. vom 24. Okt. 1833: 
„Sur les de'pöts faits dans les Chancelleries consulaires." 
— Kein De'pöt wird länger, als 5 Jahre aufbewahrt, nach Ab- 
lauf dieser Frist wird der Werth des deponirten Gegenstandes 
realisirt, und der „Caissc de de'pöts et consignations" in Paris 
zugeschickt. — S. Art. 8. L c. u. Art. 10. (betreffend die „de'- 
pöts ressortissant aux Caisses d'Etablissement des Invalides de 
la Marine«)*;- - 

§. 3. 

Das Recht, welches der französische Consular- 
Kanzler hat, als Notar zu fungiren, ist schon in der „Ord. 
de la marine" von 1681 (Titre des Consuls, Art. 20, 24. u. 
25.) gesetzlich begründet, ebenso in den Ordonn. v. 24. Mai 
1728, in dem Edikt v. 1778 und der Verordn. und in dem Edikt 
von 1781, — und wurde es von der neueren Gesetzgebung im 
Wesentlichen bestätigt. Nur über einen Punkt erhoben sich 
Zweifel, nämlich ob sie (nach Code civil Art. 999.) noch das 
Recht behalten könnten, Testamente in feierlicher (solenneller) 



•) Bei diesem Gegenstand verdienen wohl auch die Conaular- 
Archive Erwähnung, welche als Staats-Eigenthum zu be- 
trachten sind. Vgl. Art. 5., 1. u. 9. der „Ord. sur la conserva- 
tion des archives, 4 ' vom 18. Aug. 1833 in DeClercqp. 495.; 
cfr. oben Kap. VTO. §. 2. 

I 
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Form aufzunehmen. Im J. 1815 hat das Ministerium des Aus- 
wartigen sie aufgefordert, sich provisorisch dessen zu ent- 
halten. „Solographe Testamente" („olographes") dagegen kön- 
nen sie jedenfalls annehmen. — 

In denjenigen Consulaten, wo die Kanzler von der franzö- 
sischen Regierung ernannt sind, üben diese das Notariat aus- 
schliesslich aus (conform der französischen Notariats - Ordn. 
loi du 25. Ventdse an XI. [16. März 1803.])*). — Wo aber 
der Consul den Kanzler angestellt hat, wirkt er auch bei den 
notariellen Geschäften mit. 

(Vgl. die „Instruktion speciale re'lativement aux actes et 
contrats recüs dans les Chancelleries consulaircs" vom 30. Nov. 
1833 in DeClercq, p. 582u.fg.) 

Bei Verlust seiner Stelle und bei Gefahr civil- 
rechtlichen Schadens-Ersatzes („sous prejudice.de tous dom- 
mages intlrlts envers les partics") darf der Kanzler nicht aus- 
serhalb seinem Bezirk fungiren. — Auch dürfen die Kanz- 
ler weder von ihren näheren Verwandten (bis Onkel und Neffe 
incl. und in gerader Linie ohne Ausnahme) Akte annehmen, noch 
solche Akte annehmen, welche Verfugungen zu deren Gunsten 
enthielten. Wenn sie die Personen, deren Akte sie in Empfang 
nehmen, nicht genugsam kennen, so müssen sie von zwei voll- 
gültigen und volljährigen Zeugen, wo möglich von Fran- 
zosen, die Identität derselben bestätigen lassen. — Ebenso 
werden die Akten in Gegenwart zweier Zeugen in Empfang ge- 



•) Der französische Kanzler, eventuell der Consul selbst, und eben- 
so die Griechischen, Belgisrhen Consularbeaniten, welche 
nach den Gesetzen ihres Landes, auch das französische Gesetz- 
buch und Prozess verfahren anzuwenden haben, mögen sich, aus- 
ser dem offiziellen „Formulaire ä l'usage des Consulats" v. 
Mr. A. J.H. DeClercq, noch mit folgenden Werken versehen: 
MassS, Dictionnaire dn Notariat, — Sellier, Manuel des No- 
taires, — Ed. Clerc, Formulaire du Notariat, — Rogron, 
Codes expliqu6s, — Guillaumin, Dictionnaire du Commerce, 
etc. etc. Die alten „Formulaires des Consuls" v. Borel 
(1809) sind jetzt überflüssig, ja unbrauchbar. 



Digitized by Google 



■ 



128 

nommen. (Vgl. Art. IS. des Tit. IX. des Liv. I. der Ordonn. von 
1681.) Die Verwandten oder Verschwägerten (allils), und die 
Commis oder Dienstboten der Kanzler oder der Parteien können 
nicht Zeugen sein. 

Die Consular-Kanzlei kann auch von Nicht -Franzosen 
Aktenstücke annehmen, wenn die Authentizität derselben in Frank- 
reich constatirt werden soll. — 

Ueber „Certificats de vie des rentiers et pensionnai- 
res" vgl. Art. 4. der Ordonn. vom 30. April 1814: „Les certi- 
ficats de vie des rentiers et pensionnaires residant hors du ro- 
yaume continueront h. ttre deHivre's par les Chanceliers de nos 
Le*gations et Consulats ou par les magistrats du lieu, dans les 
cas oü le domicile des dits rentiers et pensionnaires serait i\oig- 
ne* de plus de 6 lieues de la re'sidence de nos Ambassadeurs, 
Envoyte, Consuls: ccs certificats seront admis au tre'sor royal, 
revStus de la legalisation de nos Agents diplomatiques ou de 
ceux des puissances e'trangeres et anues, räsidants dans ce pays." 

§. 4. 

Französische Bürger im Auslande können sich unent- 
geltlich auf dem Immatrikulations-Register („Re- 
gistre matricule") der Consular-Kanzlei ihres Domizils ein- 
tragen lassen und auch darüber ein Certificat geben lassen; 
— wodurch sie sowohl ihre Absicht, zurückzukehren, („Esprit 
de retour") anzeigen, als auch alle die Privilegien erwerben, 
welche den immatriculirten Franzosen in Verträgen eingeräumt 
sind. — Vergl. die Ordonn. vom 28. Nov. 1833) sur l'imma- 
triculation, etc. Zu diesen Privilegien gehört, z. B. dass 
ihnen wegen geringer Vergehungen (D^lits), die Untersu- 
chungshaft erlassen werden kann. Vgl. unten im Kap. XIV., 
s. die loi du 28. Mai 1836, Art. 8. u. 42. und dazu Moreuil, 
L c. pag. 161. Ein anderes Privilegium der immatriculir- 
ten Franzosen im Auslande ist noch, dass nur sie in Kriegs- 
zeiten mit „Lettres de marque" versehen werden können. — 
Vgl. Titre I. Chap. III. §. 16. des im Kap. XL dieses Buches 
angeführten Arr«tö du 2. Prairial an XI. (22. Mai 1803) con- 
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tenant re*glement sur les Armements en Course, et Art. 
15. der loi du 27. Vendemiaire, an II. (Die Gesuche um „Let- 
tres de marque" von im Auslande lebenden Franzosen konnten 
durch die Administrateurs de la marine oder auch durch die Con- 
suln [damals „Commissaires des relations commerciales" genannt] 
beim Marine-Ministerium eingereicht werden.) — Natürlich be- 
ziehen sich die Privilegien der Imatrikulation nur auf die 
Existenz im Auslande und hören bei der Rückkehr ins Vaterland 
auf. Vgl. Martens, Guide diplomatique, Tom. I. pag. 309 ad 
Code civil, Art. 10.) 

§. 5. 

Die französische Jurisprudenz erkennt im Allgemei- 
nen weder ihren, noch den auswärtigen Consuln das unmittelbare 
Recht der Intervention in den Rechtsstreitigkeiten zwischen Fran- 
zosen und Ausländern zu; — s. d. Entscheidung des Tribunal 
des Priscs gegen einen K. Dänischen General-Consul v. 15. 
Floreal an VIII. (2. Juni 1800) in Borel, 1. c. , Supplement, 
S. 26$. undPeuchet, Bibliotheque commerciale, Tom. II. pag. 
239. — und sie gestattet selbst nicht, dass französische Con- 
suln, welche als Richter fungirt haben, ganz derselben Ver- 
antwortlichkeit, wie französische Richter unterliegen. — Sie ge- 
hören nicht in den gewöhnlichen Instanzenzug der Gerichte, 
sondern stehen nur unter höheren Administrativ -Behörden. 
Darum können sie auch, nicht ohne vorgängige Erlaub- 
niss ihres Gouvernements, Wegen ihrer Rechtsurtheile 
verklagt und zur Rechenschaft gezogen werden (,,6tre pris k 
partie"). Vergl. P euch et, Bibliotheque commerciale, Tom. I. 
pag. 413. (Richter können nicht ohne Bewilligung des Cassa- 
tionshofs, „ftre pris k partie.") Vgl. auch die Ordonn. de la ma- 
rine von 1681, Titre des Consuls Art. IX. u. XVIII. und Fr<- 
deric Borel, „De Forigine et des fonetions des Consuls," 
Leipzig und St. Petersbourg, 1831, Appendix No. VII. p. 168. 

§. 6. 

Eine besondere Erwähnung verdienen die Gesundheits- 
pässe, deren Jurisprudenz und Formalismus auf den französi- 

Oppenteio, Consalate. Q 
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gehen Kanzleien in mancherlei Punkten Ton den allgemeinen 
Regeln abweicht. Alle französischen Fahrzeuge müs- 
sen bei Gefahr, einer längeren Quarantaine unterworfen zu 
werden, mit einem Gesundheitspatent versehen sein. Da nun in 
den meisten Ländern besondere Behörden für die Ausstellung sol- 
cher Patente bestehen, so bleibt den französischen Consuln in 
der Mehrzahl der Falle nur die Pflicht des Visire ns und der 
Controle über die gewissenhafte Erfüllung der durch die Tcrri- 
torial-Gesetze den Kapitalien auferlegten Bedingungen übrig. — 

S. die Ordonn. vom 7. Aug. 1822, Art. 13—15. und 17., 
die Ordonn. vom 29. Okt. 1833, Art. 49. und das Dekret vom 
24. Dezemb. 1850, Art. 5. 

Verweilt das Schiff länger als 5 Tage, — in den südli- 
chen und östlichen Häfen des Mittelländischen 
Meeres länger als einen Tag — nach Ausstellung des Ge- 
sundheits-Scheines in demselben Hafen, so verliert dieses Doku- 
ment seine Geltung und muss von Neuem dem Consulate des 
Bestimmungsortes zur Lcgalisirung vorgelegt werden. — (Diese 
Regel erstreckt sich nicht auf die übrigen Schiffspapiere.) 

S. Ordonn. vom 7. Aug. 1822, Art. 17., und das Dekret 
vom 24. Dez. 1850, Art. 6. und die Ordonn. v. 18. Apr. 1847, 
Art. 1. — 

Da Frankreich den fremden Consuln in seinem Gebiete die 
Ausstellung der Gesundheits-Patente nicht gestattet, so kann es 
auch nicht verlangen, dass fremde Schiffe, welche nach Frank- 
reich steuern, sich von französischen Consuln mit dergleichen 
versehen lassen« Selbst ihr Visa ist ausnahmsweise nur 
obligatorisch, z.B. — aus Gründen der Reziprozität 
oder vielmehr der Repressalien, — bei den aus Spanischen 
Häfen nach Frankreich fahrenden Spanischen Schiffen, welche 
eventuell einer Quarantaine von mindestens 5 Tagen unter- 



Visa eines französischen Consuls tragen*), und auch fremde 



*) Besteht in einen gewissen Hafen kein französisches Consulat, so 
mag der Kapitain in dem nächsten Hafen, wo sich ein solches 




Französische Schiffe aber müssen stets das 
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Schiffe, die nach Frankreich segeln, haben jedenfalls ein Inter- 
esse, sich mit dem Consular-Visa zu versehen. Dieses kann 
nicht wohl auf rechtsgültigen Gesundheitspässen verweigert wer- 
den, doch steht dem Consul immerhin frei, seine von dem In- 
halte des Gesundheitspasses abweichende Ueberzeugung entweder 
auf dem Aktenstucke selbst zu bemerken oder anderweitig sei- 
nen vorgesetzten Behörden zu vermelden. 

Vergl. „Instruction du ministere de l'interieur" du 9. Okt. 
1825, Ordonn. du 31. Aug. 1831 und 29. Okt. 1833, Art. 47. 

Der französische Schiffer hat in jedem Hafen, wo er landet, 
von seinem Consul ein neues Visa zu erlangen (welches stets 
vom Kanzler contrasignirt sein muss), in welches der Consul 
auch neue Anmerkungen über den muthmasslichen Gesundheits- 
zustand des Schiffes oder Hafens eintragen darf. 

Für die Richtigkeit des Inhalts dieser Dokumente stehen die 
Consuln mit ihrer ganzen Verantwortlichkeit ein. 1 

Vergl. „Circulaires des affaires dtrangeres" des 21. März 
1682, 21. Mai 1833, 24. Juli 1834, 10. Sept. 1841, 10. Mai 
1842, 19. Juli 1843 und 26. Aug. 1845. Ordonnance v. 18. 
April 1847, Art. 1. und vom 7. Aug. 1822, Art. 17. und 18. 
Dazu cfr. DeClercq, Formulaires No. 291. u. No. 308. und 
DeClercq und Vallat, Guide pratique etc. Livre VII, Chap. 
VII, Section 2. und pag. 393—394. 

• §. 7. 

Der Brittische Consul oder General-Consul kann 
in seinem Bezirke alle diejenigen notariellen Akte voll- 
ziehen, welche innerhalb des Vereinigten Königreichs von Gross- 
brittanien und Irland ein Notar („Notary public") vollziehen 
darf, und kann er zu diesem Behufe ebensogut, wie ein Notar 
Eide abnehmen. 

Vgl. Art. XX. der Akte 6. George IV. cap. 87. (d. i. „An 
Act to regulate the Payment of Salaries and Allowanccs to Bri- 



findet, nach Umständen dem Mangel des betreifenden Visa's nach- 
helfen lassen. 

9* 
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tüh Consuls at foreign Ports and the Disbursements at such Ports 
for certain public purposes" (t. 5. Juli 1825.) 

Wegen seiner notariellen Funktionen ist der Consul 
Terbunden, gleich nach Amts-Antritt dem Staatssekretair des Aus- 
wärtigen ein Duplikat seines Amtssiegels und seiner offiziellen 
Unterschrift einzusenden. — S. §.11* der „General-Instructions 
etc." (vergl. oben in Kap. X.). — Er wird Sorge tragen, kein 
Certifikat auszustellen, ohne sich von der Wahrheit der dar- 
in enthaltenen Thatsachen überzeugt zu haben, und muss seine 
Aktenstücke so ausfertigen, dass Missbrauch und Betrug ver- 
mieden werde. — S. §. 16. der General-Instructions. 

Was für Urkunden der Brittische Consul eigentlich und 
hauptsächlich auszustellen, was für notarielle Geschäfte er zu ver- 
sehen hat, ersieht man am besten aus den Sportel-Tarifen, welche 
z. B. der oben genannten Akte vom 0. Geo. IV. als Tabellen 
A. und B. beigegeben sind. Hier kommen folgende vor. (Vergl. 
auch Fynn, 1. c. S. 32 u. fg. und einen „Order in Council" v. 
Mai 1851, welcher den Tarif für gewisse Zeugnisse von 2 Dol- 
lars *) auf 2 Schillinge herabsetzt.) 

Tabelle A. 

1) Certificate über Schiffsladungen aus Grossbrittanien. 

2) Unterzeichnung von Schiffsmanifesten. 

3) Ursprunffs-Certifikate, ) , , , r 

_^ _ ' / werden nur auf Ver- 

4) Gesundheitspässe \ , . 

' r (langen ausgestellt. 

o) Signatur von Musterrollen, j 

6) Videmirung von Unterschriften und beliebiger Ak- 
tenstücke überhaupt (auch nur auf Verlangen). 

Tabelle B. 

7) Bodmerei- Vertrag. 

8) Compromisse. 

9) Protest (Annahme und Ausfertigung). 
10) Order of Survey" (d. i. 



*) Der Dollars, die offizielle Münze in diesen Tabellen, wird 
zu 4 sh. 2 d. berechnet. 
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11) Untersuchung der Schiffsprovisionen und schriftliches 
Verfahren dabei.) 

12) Registrirungen. 

13) Visirungen von Pässen (zu % Dollars). 

14) Taxation von Waaren. 

15) Beaufsichtigung bei Versteigerungen (mit 1 pro Cent 
Sportein oder nur >/» P ro Cent > w ™n di« Taxation 
besonders berechnet wird). 

16) Eröffnung ron Testamenten. 

17) Verwaltung der Brittischen hereditates jaeentes. 
(Ueber die Bedeutung der meisten eben angeführten und 

grossentheils unübersetzbaren Termini technici von Aktenstücken, 
welche sich auf das Brittische Seerecht beziehen, Tgl. in dem 
Anhang zu diesem Buche Kap. XVIII. §. 7.) 

Pässe hat der Brittische Consul nicht auszustellen, weil 
das Passsystem in England nur insoferne existirt, als es yon 
den kontinentalen Regierungen der Englischen aufgenöthigt ist. 
(England verlangt selbst weder von Fremden, noch von Einhei- 
mischen einen Pass.) Der englische Consul kann jedoch überall 
Engländern Pässe visiren oder Certificate ausstellen, wo die 
Lokal-Gesetze seines Aufenthaltsortes dergleichen nöthig machen. 
(S. die General-Instruktion etc. §. XXIX.) 

§. 8. 

Der Consul der N o rda m e rika n is c hen Vereinsstaaten ist 
befugt, Certifikate und Pässe auszustellen, aber nur an 
seine Mitbürger, sonst riskirt er schwere Geldstrafen. 
(100 Dollars für einen wissentlich an einen Fremden aus- 
gestellten Pass. Bei falschen Certifikaten, Waaren betreffend, 
kann die Strafe bis zu 10,000 Dollars und 3 Jahre Gefäng- 
niss gesteigert werden. [Vrgl. Acte vom 28. Febr. 1803, §. 7. 
und Gordon, 1. c. S. 609. u. Appendix S. 138—139.]) Seine 
Hauptthätigkeit bezieht sich auf Handels-Fakturen. (Vergl. 
oben im Kap. X. Sect. VI. der General-Instruktion v. 1833 [s. 
oben], dazu Act of 14. April 1794 [1. Story» s Laws, 235, 
8. 2.] und Act. of 2. März 1799 [Story, 579.] , dazu s. Tho- 
mas F. Gordon, L c. appendix S. 106.) 
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Ausserdem kann er Proteste und Deklarationen auf- 
nehmen, wie ein Notar, aber nur von Bürgern der Ver- 
einsstaaten, und von Fremden (selbst wenn diese z. B. auf 
Amerikanischen Schiifen gereist wären) nur, wenn ihre Erklä- 
rungen im Interesse eines Amerikanischen Bürgers gemacht wer- 
den. (Vgl. Art. 18. Sect. II. Chap. IV. der citt. „Gener .-Instr." 
und Sect. II. Art. 1. der Akte vom 14. April 1702, dazu Gor- 
don's Digest, etc. pag. 139—142. (Chap. V. Art. 603—618.) 
Das Original solcher Proteste und Deklarationen wird in der 
Registratur des Consulats aufbewahrt, legalisirte (und besiegelte) 
Abschriften davon werden an die darum anhaltenden Inter- 
essenten ausgeliefert. — 

Stirbt ein Bürger der Vereinsstaaten im Auslände, so muss 
' der Consul des Bezirks sich in den Besitz der Erbschaft setzen, 
und alsbald davon versteigern lassen, was etwa sonst zu 
Grunde ginge und auch was zur Deckung der Gläubiger not- 
wendig erscheint, — vorausgesetzt nehmlich, dass die 
Gesetze des Landes oder die mit demselben abgeschlossenen Ver- 
träge ein solches Verfahren zulassen, und dass kein näherer ge- 
setzlicher Vertreter der Erbschaft oder Exekutor sich vorfin- 
det. — Nachher wird der Consul ein genaues Inventar der 
ganzen Erbschaft anfertigen, mit Zuziehung der Handelsbücher 
und selbst der Handelsbriefe. 

Von diesem Inventar hat er (um der vorhin erwähnten 
Clausel zu entsprechen), eine authentische Copie aufzuneh- 
men. Spätestens ein Jahr nach dem Tode des ab intestato Ver- 
storbenen wird der Consul das liquidirte Vermögen nach 
Hause senden; war dasselbe schon früher liquidirt, so rausste 
er das Ministerium des Auswärtigen zu Washington alsbald da- 
von in Kenntniss setzen. Diejenigen, welche sich als berechtigte 
Erben melden, hat der Consul an die Gerichte des Landes 
zu verweisen. 

Sect. II. des Chap. IV. der „General-Instruct.;" Gordon, 
L c pag. 604 u. f. und pag. 617. 

Neuerdings hat der Französisch-Nordamerikani- 
sche Vertrag vom 23. Febr. — 11. März 1853, welcher sich 
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hauptsächlich auf das internationale Privatrecht der beiden 
Länder bezieht, dazu beigetragen, die notariellen Befugnisse 
der Amerikanischen Consuln zu erweitern. (Da sie nach diesem 
Vertrage auch die Akte Fremder, welche im Lande des Con- 
suls gelten sollen, zu legalisiren haben, so fliesst den Amerika- 
nischen Consuln in Frankreich reicher Vortheil zu, indem jeder 
Akt, den ein französischer Notar vollzieht, — bei Ver- 
meidung schwerer Geldbussen, — den hohen Stempeltaxen [des 
„Enregistrement"] unterworfen werden muss, wogegen der ame- 
rikanische Consul nur geringe Sportein erhebt.) 

§. 9. 

Die notariellen Funktionen des Preussischen Consuls 
sind auf das Notwendigste beschränkt. Zwar hat er in Bezug 
auf die Handelsmarine die fast allen Consulaten seefahrender Na- 
tionen zustehenden Befugnisse, die Schiffspapiere zu revidiren, 
zu controliren und zu renoviren; — auch darf er, aber nur an 
Preussische Bürger und etwa noch an diplomatische 
Personen des Auslandes, und nur mit grosser Vorsicht, Pässe 
ausstellen. 

Vgl. Art. VIII. des Consular-Reglements von 1796 (s. ob. 
im Kap. X.) mit dem Ministerial - Circular No. X. vom 15. Juni 
1830 und dem allgemeinen Edikt über Pässe v. 22. Juni 1817 
(Gesetz-Samml. pag. 152.), ibidem §. 3. No. 5.*). 

Allein er kann weder als C ivil Stands -Beamter wirken, 
wie der französische Consul (dazu gehört überhaupt, dass 
die Civilstands-Register von der kirchlichen Verwaltung völlig los- 
gesagt seien), noch als Notar, wie der Engl is che. Abge- 



*) In demselben Edikte (§. 9. Art. 6.) zuerkennt die Preussi- 
sche Regierung den fremden Consular-Agenten nur die aus- 
schliessliche Befugniss, ihren eigen en Landsleuten für 
den Austritt aus den Preussischen Staaten Pässe zu ertheilen, 
und Das nur unter dem Visa der Polizeibehörde ihres Residenr- 
ortes, widrigenfalls diese Consularpässe in Preussen durchaus 
nicht anerkannt werden. 
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sehen von den auf Handel und SchifFfahrt bezüglichen Urkunden, 
kann er nur noch solche Urkunden durch seine Unterschrift lega- 
lisiren, welche von den competenten Ortsbehörden, oder von sei- 
nen Landsleuten als contrahirenden Parteien ausgestellt sind. 
Nur die überseeischen Consular-Agenten können Vollmach- 
ten jeder Art ausfertigen und bestätigen; — gemäss einer Ka- 
binets-Ordre vom 11. Nov. 1829 und No. II. 2. des Tarifs der 
Consular-Gebühren vom 10. Mai 1832. (Auch die Consulate in 
Orient haben eine ausgedehntere Wirksamkeit ; vgl. u. Kap. XV.) 

Im Allgemeinen also hat der Preussische Consul in 
christlichen Ländern mehr die Aufgabe des Verifizirens 
vorgelegter Unterschriften, als dass ihm die Ausfer- 
tigung, oder auch nur die Legalisirung derselben obliege. 
Die juristische Praxis in Preussen verlangt bei auswärtigen Ur- 
kunden die Contrasignatur des Preussischen Consuls nicht als 
eine Bedingung der Legalität ; sie hält an dem Prinzipe „locus 
regit actum" fest und nimmt jeden , der Preussischen Beweis- 
theorie entsprechenden Beweis für die Aechtheit einer fraglichen, 
ausländischen Urkunde ohne weitern Skrupel an. 

Vgl. die von den Kgl. Preussischen Ministerien des Aus- 
wärtigen und der Justiz über Legalisirungen erlassene Instrukt. 
vom 22. März 1833 und de ÄIcusely, 1. c. pag. 144—146. 

§. 10. 

Das Oesterreichische Consular-Reglement (eine sehr 
gedrängte und wenig ausführliche „Uebersicht der Bestim- 
mungen, welche in Absicht auf das Oesterreichische Consular- 
Wesen bestehen, und den Consulaten zur Richtschnur zu dienen 
haben [Manuscript — Triest vom 10. Sept. 1844, am 23. Okt. 
an sämmtliche k. k. Missionen versandt, unter No. 4758. v. J. 
1844) enthält Folgendes in Bezug auf den Gegenstand dieses 
Kapitels : 

„Den Vorstehern aller l'onsular- Aemter liegt ob, alle in 
dem Consular- Bezirke ausgestellten N otar iats- Urkunden, als 
Kontrakte, Wechselproteste etc. , wenn sie vor Oester- 
reichischen Behörden geltend gemacht werden wollen, gehö- 
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rig zu legalisiren. Jene Notariats - Urkunden aber, wobei 
Oesterreichische Unterthanen intercssirt sind, können auf Ver- 
langen der Parteien in der Consular -Kanzlei errichtet und aus- 
gefertigt werden." — 

„Es ist des Amtsvorstehers eines jeden Consulates Pflicht, 
über die Verlassenschaft eines in dem Consular-Bezirke ver- 
storbenen Unterthans, wenn nicht die örtliche Entlegenheit der 
unmittelbaren Einwirkung unverhältnissmässige Schwierigkeiten 
entgegenstellt, das Inventar entweder selbst aufzunehmen, oder 
durch einen Bevollmächtigten aufnehmen zu lassen und von Fall 
zu Fall dem k. k. Küstenländischen Gubernium („zu Triest"), 
und nach Umständen, wo es sich um Verlassenschaften von 
Oesterreichischen Unterthanen handelt, die einer, dem Consulate 
nahen Oesterreichischen Provinz angehören, dem Gubernium die- 
ser Provinz, und selbst dem berufenen Jurisdiktionsgerichte un- 
mittelbar die Mittheilung zu machen." — 

„Die Vorsteher der Consulate sind nur in höchst drin- 
genden Fällen und zwar nur den k. k. Unterthanen, 
und auch diesen nur zur Rückreise in die k. k. Staaten 
Pässe auszustellen befugt, sonst haben sie die Pässe Oester- 
reichischer Unterthanen Mos zur Rückreise in die k. k. Staaten 
zu vidiren. Es steht ihnen ebenfalls die Vidirung der legal 
ausgefertigten Pässe der Unterthanen des Staates, in 
welchem sie aecreditirt sind, zuReisen in die Oester- 
reichischen Staaten, Falls dagegen kein Anstand obwaltet, 
und sofern das Reziprokum von Seiten jenes Staates beobachtet 
wird, zu." 

„An jenen Orten allein, wo sich k. k. Gesandtschaften be- 
finden, sind die Consulate jeder Ingerenz im Passwesen entho- 
ben, da diese allein den Gesandtschaften vorbehalten ist." — 

„Die Consulate müssen über alle ausgefertigten Pässe und 
vidirten Pässe regelmässige Verzeichnisse dem küstenländischen 
Landespräsidium zusenden." 

„Für die Ordnung und Sicherheit in der Gebahrung und 
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Aufbewahrung der Depositen*) ist der Vorsteher des Consu- 
lats persönlich verantwortlich, und er ist in dieser Hin- 
sicht an eine besondere Instruktion gebunden, welche 
sämratlichen Consulaten unterm 19. Dezb. 1836 hinausgegeben 
wurde." 

(Ueber die Gebühren dabei eiistiren Instruktionen aus den 
Jahren 1824, 1825 u. fg., zu vergl. mit dem neuesten Ge- 
bühren- Jarif, in dem oben citt. Marine-Edikt**), — neueste 
Aufl. pag. 338 u. fg. (Auf Deutsch: Reglement über die 
Consular-Gebühren" yom 30. Juni 1846. Wien 1846. Aus 
der k. k. Hof- und Staatsdruckerei.) 

§. 11. 

Der Russische Consul ist bevollmächtigt, einzuregi- 
st riren und auszustellen: 

1) Ursprungszertifikate von Waaren, wo das In- 
teresse der Kaufleute solche Massregeln erheischt. 

2) Geburts-, Lebens-, Heiraths-, Todes-Zeugnisse. 

3) Zeugnisse, die sich auf Handel und Schifffahrt be- 
ziehen. 

S. Sect. I. Art. IX. des oben citirten Reglern, von 1820. 
Dazu hat er auch Schiffspässe auszustellen (vergl. oben 
Kap. X. §. 10.), für die er oft hohe Sportein erheben darf, 
(z. B. sollen die Taxen für Kauffahrtei - Schiffe , welche in den 
Häfen von Liverpool und London nach den Sulina-Mündungen 
ausgerüstet werden, in den letzten Jahren — wohl mehr aus 
politischen, als ökonomischen Gründen! — bedeutend gesteigert 
worden sein. — S. David Urquhart's Progress of Rus- 
sia, 1853. 

*) Vergl. auch die k. k. Instruktion (Wien, 13. Novbr. 1835.) 

über die Depositen in den Consular-Kanzleien. Anm. d. Vf. 
**) „Editto Politico di Navigaziono Mercanüle Austriaca (d. d. Vien- 
na, 25. April 1774) nebst Zusätzen bis auf die neueste Zeit; 
Trieste. J. Papsch, Typografo Governiale, 1847 (auf Italie- 
nisch). Daa k. k. Oesterr. Cen tral-Marine-Gub er- 
nium, welches in Triest (s. oben), sitzt, veranstaltet diese 
offiziellen Ausgaben. 
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Ueber die Verpflichtungen des Russischen Consnls bei 
Todes- und Erbschafts-Fällen, s. Art. 32 — 35 inclusive 
Sect. II. ibidem. 

Vgl. auch den Russisch-Französischen Vertrag v. 11. Jan. 
1787, Art. 16, wonach die Erbschaften Abwesender oder Min- 
derjähriger von den Consnln ihrer Nation, eventuell von 2 re- 
spektablen Landsleuten gewahrt und verwaltet werden sollen. — 
Art. 7 dieses Vertrags räumt den Consuln beiderseits die frei- 
willige Gerichtsbarkeit ein. — 

8. 12. 

Die Holländischen Consuln sind zur Legalisirung aller 
Arten vonHandelspapiercn bevollmächtigt, welche in ihrem 
Bezirke expedirt werden und in den „Niederlanden" legale Wir- 
kung haben sollen, als da sind: Havarie-Proteste, Asse- 
kuranz-Policen, Taxations-Protokolle u. a. m., u. a. 
m. — Sie müssen diesen Aktenstücken ihr Siegel beifügen, wie 
den Pässen, welche sie nur holländischen Bürgern zu liefern ha- 
ben. — Vgl. Art. 10 und 11 des Consular-Reglements für die 
Holländischen Consuln an den Küsten und in der Nachbarschaft 
des Mittelländischen Meeres (z. B. St. Lucas, Sevilla, Cadix, 
Mogador etc. etc.) vom 3. April 1818 (Nr. 121 der Kgl. Nie- 
derländischen Gesetz-Sammlung d. J.). 

Die K. Belgischen Instruktionen haben diese Consular- 
Vollmachten noch erweitert, und auf alle ihre Consnlatc ausge- 
dehnt, so dass die Belgischen Consuln aller Orten auch civil- 
rechtliche Dokumente legalisiren können, und von den 
Nachlassenschaften ihrer verstorbenen Landsleute, von denen sich 
kein bekannter Erbe oder Testaments - Exekutor gerade vorfindet, 
ein detaillirtes Inventar aufzunehmen haben. — 

S. Art. 13 u. 21 der Königl. Belgischen Instruktionen v. 
29. Sept. 1831. — 

Nach einem Gesetze von 1851 (dessen Entwurf am 29. 
Jan. d. J. von den Kammern angenommen worden war) „Des 
Consuls et de la jurisdiction consulaire" (Art. 10) sind die Bel- 
gischen Consuln auch Civilstands-Beamte, sowie Notare, 
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nach den Regeln des Code civil et code de proceMurc civile (Code 
Napoleon), und haben sie im Oriente auch Immatrikulations- 
Register für ihre Landsleute anzulegen. • — ■ 
S. Art. 73, 104 etc. des citt. Gesetzes. 

§. 13. 

Für die Spanischen Consuln existiren, in Bezug auf 
ihre notariellen Befugnisse, wenig oder keine bestimmten In- 
struktionen, und die Praxis geht auf einige Verträge und Visan- 
cen zurück. — 

Vgl. Charles Lesseps, Sur l'orgine, les attributions et les Privi- 
leges des Consuls Francis et Espagnols," im „Journal des Eco- 
nomistes v. 1842. (Paris), 

V 

Der Consular-Tarif vom 23. Aug. 17S8 (gezeichnet 
zu St. Ildefonso) zeigt, dass die Consuln bei den Veräusscrun- 
gen Spanischer Schiffe, bei Strandungen und Schiffbrüchen, bei 
Legalisirungen und Certifikaten , zu fungiren befugt sind, dass 
sie auch an Nicht-Spanier Certifikate (für Spanien) ausstel- 
len können, und den unbemittelten Spaniern unentgeltlich atte- 
stiren müssen. Nach den Utrechtcr Friedens-Instntmenten haben 
die Spanischen Consuln fast überall das Recht der Verwaltung 
noch nicht angetretener Erbschaften (hereditates jacentes) be- 
kommen; — namentlich haben sie die Pflicht, bei solchen Erb- 
schaften ihre Consular - Siegel anzulegen , oder doch mit ihren 
Siegeln die der Ortsbehörden zu kreuzen. 

S. Art. 34 des Utrechter Friedens und Art. 8 des Zusatz- 
Vertrages (Convention supple'mentaire) zu dem bekannten Ver- 
trage zwischen Frankreich und Spanien vom 13. Mai 1769, — 
dem entsprechend, vgl. ein Urtheil des Pariser Appell -Hofes 
(cour royale) vom 29. Septbr. 1839. 

Bei allen diesen Bestimmungen wird Reziprozität vor- 
ausgesetzt. — 

Vgl. auch oben im Kap. V den Auszug aus den Stipula- 
tionen von 1769; und die Königl. Spanische Verordnung von 
1827, s. in de Cussy, Reglements etc. p. 343 u. folg. — 
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§. H. 

Die Kaiserl. Brasilianischen Consuln haben die aus- 
schliessliche Befugniss, alle Kontrakte, Dokumente und an- 
dere Papiere, welche in Brasilien anerkannt werden sollen, und 
einer Bescheinigung bedürfen, zu legalisiren; auch das unbe- 
dingte Recht, Pässe auszustellen. Ueberall ist das Consular- 
Visa unumgänglich nöthig, um einem Aktenstücke in Brasilien 
die nöthige Anerkennung zu verschaffen. Bei Gerichts-Terminen 
gegen abwesende Landsleutc soll der Brasilianische Consul, 
wenn die Noth es erheischt, aber auch nur dann, als deren 
Stellvertreter erscheinen. — S. Bursotti, L c. Tome I. S. 80 
—82 u. S. 100-103. 

(Eine ergiebige Erwerbsquelle der Brasilianischen Con- 
sule fliesst aus gewissen, von diesem Staate abgeschlossenen, 
Verträgen, z. B. mit England, den, 17. Aug. 1827, — mit 
Preussen, den 18. April 1828, wonach (s. Art. 23 des V. 
mit Engl., und Art. 10 des V. mit Pr.) alle aus dem einen 
Lande auszuführenden Waaren und Produkte von dem dortigen 
Consul des einführenden Landes — eventuell von den kompe- 
tenten Lokal -Behörden — mit Ursprungs - Certifikaten versehen 
sein müssen). — 

§. 15. 

Die Portugiesischen Consuln sind Civilstandsbe- 
amte und Notare; ihre Unterschrift wird erheischt, um einem 
fremden Aktenstücke vor den Gerichten ihrer Heimath juridische 
Geltung zu ertheilen. 

Vgl. Art. 10 u. 11 der Portugiesischen Instruktion vom 
9. Oktbr. 1789 und Ribeiro dos Santos et de Castilho 
Barreto, Tratte" du Consulat, 1839. 

Die Consular-Instruktionen für Uruguay, Montevideo 
u. a. m. besagen ganz Dasselbe. (Galten ja früher die Portugies. 
Verfügungen auch für Brasilien), und so bestehen noch heute 
mannigfache Beziehungen zwischen diesen Ländern! 

S. de Cussy, Reglement etc. S. 458 — 460. 2. Partie Cbap. XIV. 
§. VII et VIII. — 



Digitized by Google 



/ 



142 

§• 16. 

Der K. Sardinische Consul ist Civilstandsbeam- 
ter; daneben kann er legalisiren, Pässe ausstellen und 
Depositen in Empfang nehmen, — Alles Das unter Mitwir- 
kung seines Kanzlers. Auch die Immatrikulation liegt ihm ob, 
wie demFranzösischen, Griechischen undBelgischen 
Consul. 

Vgl. Chevalier Maguone, Manuel des officiers consulaires Sardes 
et gtrangers, 2 Voll. Marseille 1848. 8. und das Sardin.. Regle- 
ment v. 20. April 1837. 

Die Consuln Beider Sizilien sind Civilbeamte, und 
üben notarielle Funktionen bei Testamenten, Heiraths-Kontrakten, 
Schenkungen, Vollmachten, Vormundschaften u. s. w. 

S. das Königl. Dekret vom 16. Juli 1817 (den Consular- 
tarif enthaltend) und Art. 50 des Sizilianischen Civilgesetzbuches 
(französisches Recht). — 

Bei angefallenen, aber noch nicht angetretenen, Erbschaf- 
ten wahren sie die Rechte der abwesenden Erben, soweit es die 
Landesgesetze gestatten. — 

S. de Cussy, Reglements consulaires 1851, p. 454 et 455; und 

vgl. dazu, z. B. die Verträge Neapel's mit Frankreich, und 

mit Oesterreich von 1843 u. 1844. — 

Modena und Parma sind im Auslande von den K. K. 
Oesterreichischen Consuln vertreten, und gilt für sie also, 
was oben (im §. 10 dieses Kapitels) aus den Oesterreichischen 
Verfügungen angezogen ist. — 

Vgl. den Zoll-Unions - Vertrag zwischen diesen Staaten 
v. Ende Oktober 1852, wonach v. 1. Febr. 1853 an (vorläufig 
auf 4 8 / 4 Jahre) unter anderen auch Gemeinschaft der Con- 
sulatc für sie bestehen soll. — 

§. 17. 

Der Griechische Consul ist auch Civilstandsbeam- 
ter, d. h. er regist rirt die Geburts-, Todes-Fälle und die 
Heirathen Griechischer Bürger im Auslande; (die Legalisirung 
einer Ehe steht ihm aber nicht zu , weil das Griechische Gesetz 
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keine Civil-Ehe anerkennt.) — Bei angefallenen Erbschaften 
hat er zu inventarisiren ; Pässe kann er ausstellen. — S. Nr. 9. 
Art 41—46 des Reglement v. Dezbr. 1824. — 

Die Kanzler der Griechischen Consulate können die 
Funktionen der Notare ohne besondere Mitwirkung der, ihnen 
vorgesetzten Consuln ausüben, allein jeder Akt muss von einem 
Consul visirt und legalisirt sein. Ja, zur Annahme eines Aktes 
oder Kontraktes Fremder (Nicht- Griechen), welche die Authen- 
tizität desselben in Griechenland gesichert sehen möchten, ge- 
hört die besondere Bevollmächtigung des Consuls. S. Art. 6 u. 7 
des Chap. IV der Instructions additionelles v. 30. Jan. u. 11. 
Febr. 1835. 

Die folgenden Paragraphen dieser Zusatz-Artikel, — z. B. 
über die Verbote, von Verwandten Akte anzunehmen, sind ganz 
den Französischen Verordnungen nachgeahmt. 

Die Griechischen Consular-Instruktionen, von welchen Man- 
ches nur auf dem Papiere steht, haben doch das theoretische 
Verdienst, den Inhalt der Französischen Einrichtungen in ein 
Gesetz zusammengefasst zu haben. 

Ebenso das folgende und letzte Chap. (V.) derselben In- 
structions additionelles über die Immatrikulation. (Vgl. 
oben bei Frankreich.) Der Consul muss sie gratis voll- 
ziehen. — 

§. 18. 

Die Schweizer Consuln sollen alle Geburts- und Todes- 
Fälle, Heirathen und Verlobungen ihrer Landsleute in ihrem 
Bezirke, welche bei ihnen registrirt wurden, an den Schweize- 
rischen Bundesrath vermelden, von wo aus dann die Anzeige 
an die Gemeinden, deren Angehörige es betrifft, gemacht wer- 
den soll. — 

Die Schweizer Consuln sind auch zu Legalisirungen 
und Certifikaten ermächtigt. Wenn sie die Aktenstücke 
fremder Beamten legalisiren, sollen sie vorher prüfen, ob die- 
ser Beamte wirklich die gesetzliche Eigenschaft besitzt, die er 
sich beilegt. Privat-Akte brauchen sie nur zu legalisiren, 



Digitized by Google 



144 



wenn dieselben vorher von einem Staatsbeamten, einem diploma- 
tischen oder Consular-Agentcn bescheinigt worden sind. — Die 
Unterschrift der Consuln wird unentgeltlich von der Bundes- 
Kanzlei recognoscirt. 

pie Schweizer Consuln können ihren Landsleuten Pässe 
ausstellen, jedoch nur gegen Hinterlassung der heimischen Pässe 
oder der (alle 10 Jahre zu erneuernden) Heimathscheine. Frem- 
den können sie Pässe in die Schweiz visiren, und selbst ausstel- 
len, wenn an ihrem Aufenthaltsorte keine kompetentere Behörde 
dafür existirt. — Vgl. Art. 20—38 (im Titre III) der „Dispo- 
sition consernant les Consulats Suisses h PEtrangcr, prises par 
lc Directoire fe'de'ral en e'xe'cution de Parrfite et la Düte," du 
8. Aoüt. 1816. (Ainsi fait a Zürich, le 18. Dcbr. 1840. — 

§. 1». 

Die K. Bayerischen Consuln sind nur an gewissen Or- 
ten zur Ausstellung von Pässen ermächtigt, im Allgemeinen 
nur zur Visirung derselben (dieses unentgeltlich für Unbe- 
mittelte und für alle Handwerksburschen). Dass sie atte sti- 
ren und Vollmachten annehmen können, ersieht man schon aus 
dem K. Bayerischen Cons ular -Tarif (Teublitz, den 20. Sept. 
1833); zur Legalisirung scheinen sie nicht befugt. — Eine Con- 
sular-Instruktion für die Bayerischen Consuln existirt nicht. — 
(S. Bursotti, T. I. p. 40—42 u. ff. — und de Meusely, 
1. c. p. 170—172.) — 

Die Hannovrischen Consuln sind zu Legalisatio- 
nen ermächtigt. — Vgl. die Bekanntmachung des K. Mi- 
nisteriums der Auswärtigen Angelegenheiten vom 24. April 1843, 
die Legalisation von Urkunden betreffend; in der offi- 
ziellen „Sammlung von Verordnungen, Ausschreiben und Staats- 
verträgen zum Gebrauche der Königl. Hannovrischen Consuln." 
(Gedruckt Hannover 1845). 

Ueber die Bedingungen , unter welchen die Hannovrischen 
Consuln Pässe ertheilen können, s. ibidem pag. 34 — 45. 
(Verordnungen v. 1826 u. 1836) und im „Nachtrag" zur Ab- 



Digitized by Google 



145 



theil. I (Hannover 1847) auf pag. 3 u. ff. Das Cirkular vom 
8. Febr. 1847. — 

Die Königl. Sächsischen Consuln haben die Legalisi- 
rung und Recognition von Urkunden (und Unterschriften) nach 
dem königl. Mandat vom 3. Septbr. 1827 (für die Gesandt- 
schaften) und dessen Erweiterung durch das Gesetz vom 13. Juni 
1840. (Vgl. §.2 — 8 desselben: über das Verhältniss der 
Consuln zum Ministerium des Auswärtigen in Dresden , dessen 
Genehmigung sie in gewissen Fällen erst einholen müssen). 
Natürlich können sie auch K. Sächsische Urkunden im Aus- 
lande recognosziren und legalisiren (S. §. 9 des Gesetzes vom 
13. Juni 1840), wo die Lokal -Behörden das verlangen. — Mit 
Testamenten haben sie Nichts zu thun. — (Vgl. deMeusely, 
I. c. p. 174—175. Not. 1.) — 

Uebcr die Fähigkeit der Würtembergischen Consuln, 
Urkunden zu legalisiren (nicht aber: Akte der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit auszustellen) und Pässe zu visiren (ausnahms- 
weise auch auszustellen), wo sich keine Würtembergische Ge- 
sandtschaft befindet, s. de Meusely, 1. c. p. 181—182. 

§. 20. 

(Kleine deutsche Staaten)* 

Für die Badischen Consuln siehe die sehr kurzen All- 
gemeinen Instruktionen vom 3. Mai 1833 (wegen Pass-Erthei- 
lungen, Art. 7 — 10). 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit der Consuln von 
un4 in Baden beruht in praxi auf dem Prinzip der Gegen- 
seitigkeit. (S. de Meusely, 1. c. p. 187). 

Für das Grossherzogthum Hessen s. de Meusely 
p. 189 u. folg. (Lcgalisirung und Pass-Visa). 

Das Grossherzogthum Sachscn-Weimar-Eisenach 
hat dieselbe Gesetzgebung, wie das Königreich Sachsen. 
(S. de Meusely p. 198 u. 199). 

Für das Grossherzogthum Oldenburg (Pass-Ertheilung, 
Ursprungs-Certifikate , Gesundheits - Pässe, Seepässe, Attestation 

Oppenheim, ContuUtc. 10 
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und Legalisation von Unterschriften), s. §. 9 u. 15 der Olden- 
burgischen Instruktion (gedruckt 1843 bei Gerhard Stalling in 
Oldenburg). 

Die notariellen Befugnisse der Mecklenburgischen 
Consuln sind (wie die der Schwedischen und Dänischen) 
ad miniinum reducirt, d. h. auf Passyisas, die Kontrole der 
Schiffspapicre n. s. w. — (Diese Instruktionen, welche den Con- 
suln die freiwillige Gerichtsbarkeit absprechen, entliehen ih- 
nen gewöhnlich auch die eigentliche Jurisdiktion). 
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Vierzehntes Kapitel. 

üeber die Consulate in nicht christlichen 

Ländern. 

Allgemeiner Theil. 
§. 1. 

Die Consulate in der Türkey und an der Nordküste 
Afrikas sind von den bisher charakterisirten Consulaten, wel- 
che die christlichen Staaten bei einander accreditiren * so 
himmelweit verschieden, dass sie uns zu einer abgesonderten 
Behandlung nöthigen. Die Consuln haben in diesen Ländern 
selbst da, wo sie unter den, bei der Hohen Pforte accreditir- 
ten Gesandtschaften ihres Staates stehen, den öffent- 
lichen Charakter diplomatischer Agenten, und an den 
Orten, wo sie die Stelle der Gesandten ausfüllen, wie bei den 
Barbaresken Staaten (die sog. Raubstaaten, „La Barba- 
rie") gemessen sie oft ausgedehntere Privilegien, als ge- 
wöhnlichen Geschäftsträgern oder bevollmächtigten Ministern in 
anderen Ländern zu Theil werden. — 

Ausser der Türkey und den Nord- Afrikanischen Ländern 
gehört auch noch Persien durch alte Verträge th eilweise 
hierher; in neuester Zeit geniesst auch China eine Ausnahms- 
stellung der Art und selbst einige Inseln der Südsee. Aber 
während an den von der Hohen Pforte eingeräumten Consular- 
Privilegien fast alle civilisirten Völker gleichmässig Theil neh- 
men, haben inPersien nur noch Russland und England, — 
und zwar diese hauptsächlich im Interesse gegenseitiger Rivalität 
und Ausßchliessungsucht — an den alten Verträgen benützend 

10 * 
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festgehalten, während in China und der neuen Welt hauptsäch- 
lich England, Nordamerika und Frankreich concurriren. — Viel- 
leicht wäre auch Japan anzuführen, in dem bisher der Hol- 
ländische Handel einer günstigen Ausnahmsstellung sich er- 
freute, aber Holland unterhält dort schon lange eine Gesandt- 
schaft und ausserdem kann nicht allen Consulaten, die mit 
einzelnen politischen Funktionen beauftragt sind, wie z. B. 
überall in Südamerika, eine abgesonderte Betrachtung gewidmet 
werden. — Sonst hätten auch die Consulatc in den Donau- 
Fürstenthümern eine eigene Besprechung verdient. Denn 
da diese reichen Länder seit dem Vertrage Ton Balta-Liraan bis 
jetzt (1853), unter eigener Verwaltung, Türkischer Oberhoheit x 
und Russischem Protektorate stehend, zu den sogenannten 
„Halb-Souverainetäten" („mi - Souverains") gehörten , so 
konnte man nicht gut bevollmächtigte Minister dahin senden 
und versah also die General -Consuln an diesen wichtigen Aus- 
mündungsplätzen des Europäischen Verkehrs auch mit diplo- 
matischen Instruktionen. — 

Während die gewöhnlichen Handels-Consuln nicht bei 
dem Ministerium des Auswärtigen aecreditirt werden, relevirt die 
Annahme der diplomatischen Consulats - Vorsteher , von denen 
hier die Rede ist, gewöhnlich von den höchsten Behörden des 
Landes, in welchem sie ihren Wirkungskreis nehmen sollen. 

(Ueber die Weigerung der Pforte, gewisse Consuln an- 
zunehmen, s. oben im Kap. IV). 

§. 2. 

Die geschichtliche Entwickelung des Consulat- Wesens 
an den Küsten des Mittelländischen Meeres bedingt die Grenzen 
ihrer Rechte und Pflichten durch bestimmte oft erneuerte und, 
je nach den dort herrschenden Einflüssen modifizirtc Staats- 
Verträge, Darin wurde schon seit den Kreuz zügen den 
diplomatischen, wie den Handels -Agenten aller contrahiren- 
den Mächte ungestört freie Religions Übung im Oriente 
ausbedungen; zu ihren Privatkapellen sollten sie auch ihre 
Landsleute, so wie ihre Schutzverwandten, zulassen 
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dürfen. Die christlichen Consular-Gebäude erhielten das , unter 
Türkischer Justiz damals so unentbehrliche, Asylrecht, als 
praktische Zugabc zur völkerrechtlichen Exterritorialität, 
und die eigene Jurisdiktion über ihre zahlreichen (und da- 
durch noch mehr zunehmenden) Untergebenen. Dagegen 
war die Consular- Gerichtsbarkeit über entferntere Landsleute 
niemals unbeschränkt. Die Dollmetscher (Drogmans oder 
Dragomans) wurden offiziell anerkannt als privilegirte 
Personen unter den Befehlen der Consuln. Eine Ehren- 
und Schutzwache verlieh der, so nach allen Seiten gewähr- 
leisteten, Stellung Würde, Glanz und Sicherheit. Das Ansehen 
ihrer Ausnahmsstellung erforderte und bewirkte sogar noch aus- 
serdem ein gewisses Cerimoniel bei Empfangs- und anderen 
Feierlichkeiten. Keinerlei direkte oder indirekte Steuer, selbst 
kein Handelszoll *), namentlich aber kein Kopfgeld, wird ihnen 
abverlangt. Daneben haben sie das volle Schutzrecht über ihre 
Landsleute, eine schärfere Polizei über die Schiffe und überhaupt 
ausgedehntere juristische und administrative Befugnisse. — 

In den zahlreichen Handelsverträgen, welche die Hohe 
Pforte seit dem 16. Jahrhundert einging, hat auch sie sich das 
Recht der Handels-Agenten („Schah -Benders") auf dem 
Fusse der Reziprozität ausbedungen, wovon sie zum Glücke 
niemals einen regelmässigen Gebrauch gemacht hat; sonst 
wären, bei der Unmöglichkeit, solche Privilegien noch 
heute in Europa zu dulden, die alten Verträge längst erschüt- 
tert. Da der Handel der Levante aber grösstentheils in den 
Händen der christlichen Bewohner jener Gegenden ist, so 
bedurfte die Türkei weniger der auswärtigen Consulate. — 

§. 3. 

Früher waren die Europäischen Kaufleute in den Handels- und 
Hafen-Orten der Mohametanischen Racen nach Nationen abgetheilt 
und diese als Korporationen fest gegliedert. So standen die 



*) Wie überhaupt die Türkei der Handelsfreiheit näher steht, 
als alle ihre Nachbarn und Feinde. 



150 

Französischen Handelshäuser im Orisnt bis auf die neueste Zeit 
unter der Handelskammer von Marseille, von der sie 
erst, gegen hohe Cautionen, autorisirt werden mussten, — 
ungefähr wie Kolonien unter einer Metropolis. Ihr Ausgaben- 
Budget wurde durch besondere, indirekte Abgaben gedeckt und 
von Marseille aus verwaltet. — Siehe die Dekrete vom 2. Sept. 
1721, 6. Sept. 1792, 23. Dezbr. 1806 bis zur Ordonnanz vom 
18. April 1835, welche die Privilegien der Handelskammer von 
Marseille aufhebt, die Franzosen des Orients unter das ge- 
meine Recht stellt, und also die moderne Consular- Verwal- 
tung (durch das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten) 
auch auf sie ausdehnt. — 

Vergl. Graf Du chät ei s „Rapport au roi"' (relatif aux Etablisse- 
ments comnierciaux aux Ec helles du Levant), welcher dieser 
Verordnung vorausging. 
In Bursotti, 1. c. Tom. II. S. 102—106. 

Derselbe Fortschritt wurde für England gemacht durch 
die Akte: ü. George IV. cap. 23. (v. 10. Juni 1825): „An Act 
to repeal certain Acts relating to the Governor." 

„Governor and Company of Merchants of England trading 
„to the Levant Seas and the duties payable to them ; and to au- 
„thorise the transfer and disposal of the possessions and pro- 
„perty of the Said Governor and Company for the public Ser- 
vice." — S. Rob. Fynn, 1. c. S. 154—161. 

Die „Levant Company" war im 14. Regierungs - Jahre 
Jakobs I. als Korporation anerkannt worden, und hatte 
seitdem viele Bestätigungen und Erweiterungen erhalten, bis zu 
ihrer Auflösung durch die oben genannte Akte.) — 

Zu den heilsamen Nachwirkungen jener mittelalterlichen 
Einrichtungen gehört es jedenfalls, dass die „Nationen" in den 
erwähnten Hafenplätzen, den „Echelles de l'Orient" („Echelles," 
Treppen — wahrscheinlich von der treppenartigen Einrichtung 
der Landungsplätze so genannt), sich noch als ein Ganzes 
fühlen und in einer Art von freier Communal - Verfassung unter 
ihrem Consul stehen. — 
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(Vgl. unten über die Versammlungen der Kaufleute.) — 
Von direkten Steuern sind jetzt alle Europäer in der Levante 
befreit. — 

§.4. 

Früher hatten die Consuln oft für die Vergehungen und 
Schulden ihrer Landsleute einstehen müssen. Diese Solidarität 
ist glücklicherweise allgemein abgeschafft. — Ebenso kamen die 
Präcedenz-Streitigkeiten ab, wodurch sonst im Orient 
die Agenten der Europäischen Mächte aus einander gehalten 
wurden. In älteren Zeiten waren nur Franzosen, Britten 
und Holländer der Pforte bekannt , dann auch die V e n e t i a- 
ner; alle anderen „Nationen" standen als „Dependenten" unter 
dem Schutze einer dieser Mächte. — Heut zu Tage wirkt mei- 
stens das gesammte Consular- Corps zusammen; und der Aelteste 
(dem Amte nach) hat den Vortritt. Doch sind noch Spuren der 
alten Rivalitäten in einigen Verträgen zu finden. — 

In der Regel repräsentirt der Consul im Orient seinen 
Souverain, wie ein Gesandter. — (Vgl. die Verträge zwischen 
Frankreich und Algier v. 21. März 1619, — zwischen Frank- 
reich und Marokko v. 28. Mai 1767 [Art. XL], Grossbrittanien 
und der Pforte v. Sept. 1775 , Grossbrittanien und Tunis vom 
30. Aug. 1716, Schweden und Tripolis v. 15. April 1741 [Art 
XVIII.]). Daraus ergab sich eine Etiquette und ein Cerimoniel, 
welche über unser Europäisches Gesandtschafts - Cerimoniel weit 
hinaus gehen. Das Recht der Flagge, des Wappens, des Asyls 
versteht sich dabei ganz von selbst. Meistenteils werden die 
Consuln auch von den Souverainen, bei denen sie aecreditirt 
sind, persönlich empfangen. Bei feierlichen Gelegenheiten 
treten sie mit Gefolge (aus ihrer „Nation") auf. 

§. 5. 

Der dort unentbehrliche Consular -K an zier ist auch Ge- 
richtsschreiber (Greffier) beim Consular -Gericht. Allen diesen 
Personen, und selbst den Interpreten, ist von vielen Re- 
gierungen (cf. oben Kap. IX. §. 6 und das nächste Kapitel) 
jegliches bürgerliche Gewerbe verboten. — Diese Dollmetscher 
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(Sforitaires-Intcrpretes, dort zu Lande „Drogmans" genannt) 
sind gleichfalls von allen Stenern befreit, stehen unter der aus- 
schliesslichen Consular- Justiz, und gemessen viele persönliche 
Privilegien. (Desshalb haben sich oft christliche Unterthalien 
der hohen Pforte für Geld die Brevets als Drogmans verschafft, 
ohne damit amtliche Pflichten zu übernehmen. — Dieser Verkehr 
entartete endlich zu einem wahren Schacherhandel, einer Tripo- 
tage, deren Missbrauch auf die Consuln selbst zurückfiel. — 
Vgl. Moreuil, 1. c. die Anmerkung zu pag. 128 — 129). Sie 
Bind in allen diesen Ländern unentbehrlich, weil die Landes- 
sprache dort überall auch für den diplomatischen Verkehr be- 
nützt wird, denn von Verträgen in einer anderen Sprache wür- 
den sich Muselmänner früher nicht für gebunden gehalten ha- 
ben, wie der gemeine Mann jener Länder vielleicht noch heute 
nicht. — 

Eine eigentümliche Branche der Consular -Thätigkeit be- 
zieht sich auch noch auf die Apostaten, gegen welche den 
Consuln verschiedene Vorschriften gegeben sind, einerseits die 
Apostasis unter ihren Landsleuten, oder den Zwang dazu, zu 
verhindern, andernthcils Sorge zu tragen, dass die Apostaten 
sich nicht durch diesen Schritt ihrer früheren Verbindlichkeiten 
(ohne Zahlung) entledigen. — 

Eine andere Aufgabe der Consuln, die im Occident nicht 
vorkommt, besteht darin, den Barbaresken -Regierungen dafür 
einzustehen (ohne persönliche Garantie jedoch!), dass keine ent- 
laufene Sklaven auf den Schilfen ihrer Nation verborgen werden. 
Sie müssen desshalb an vielen Orten dem dortigen Gouverne- 
ment von jedem einlaufenden Schiffe Meldung machen. — (S. 
Jochmus's Handbuch etc. S. 115 u. 116). 

» 

So haben die Consuln im Orient ein Plus von Pflichten, 
Geschäften und Privilegien, ohne desshalb von den allgemeinen 
Befugnissen, Vorrechten, und Immunitäten der Consuln über- 
haupt eines zu missen. Auch die Consular -Tarife sind anders 
für den Orient, als für den Occident, meistens höher. (S. un- 
ten im Kap. XVII). 
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§. 6. 

Barat heisst der Firman, welcher in der Türkei die 
Stelle des Exequatur vertritt. (In Marokko hat er einen an- 
dern Namen.) Neuere Verträge haben grösstenteils die alte 
Unsitte, wonach diese Barats erst durch kostbare Geschenke 
erkauft wurden, abgeschafft, doch nicht ganz und nicht liberal), 
z. B. nicht in Marokko. Die Vice - Consuln , Pro-Consuln, 
Consular- Agenten etc. bedürfen keines eigentlichen Barat. Im 
Barat wird der Consul als Baliosbey (Ambassadeur) bezeich- 
net, obgleich die Consuln in der Türkei unter ihren resp. Ge- 
sandtschaften zu Konstantinopel stehen. Auch der Ausdruck 
Shabenders wird für Consuln gebraucht. (S. den Vertrag zwi- 
schen der Pforte und Nordamerika vom 7. Mai 1830 in Bur- 
sotti, Tom. I. p. 275). 

Nirgends so sehr, als an den südlichen und östlichen Kü- 
sten des Mittelländischen Meeres (und in den anderen, diesen gleich- 
stehenden Consular-Posten), handeln die Consuln als eine Ge- 
meinschaft; sie treten dort bei allen — festlichen und geschäft- 
lichen — Gelegenheiten, wo es sich um die Würde ihrer Stel- 
lung oder wo es sich um ein die Fremden schützendes Prinzip 
handelt, als Consular-Corps auf (ungefähr, wie in den 
Hauptstädten Europa's die sog. „diplomatischen Corps" der Ge- 
sandten und Geschäftsträger), und stehen unter einander in 
engerer Verbindung, als in dem christlichen Europa. Dort, wo 
sie zugleich politische Agenten sind, haben sie nicht blos 
zweifellos entschiedene Rechtssätze zum Schutz ihrer handeltrei- 
benden Landsleute anzuwenden, sondern oft erst die Aner- 
kennung dieser Grundsätze und deren günstigste Interpreta- 
tion zu erwirken. Im grossen Ganzen ist dabei das Interesse 
sämmtlicher christlicher Consuln ein Gemeinsames, wie sehr auch 
im Einzelnen diplomatische Rivalitäten unterminirend eingreifen 
mögen ! — (Ein interessantes Belegstück zur Stellung der Con- 
suln in den Barbaresken Staaten liefert die Streitigkeit, welche 
kürzlich — Juli und August, 1852 — der Französische Consul 
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in Tripolis mit den höchsten Behörden daselbst hatte. Mr. Pe- 
Ussier reklamirte 2 Deserteurs , und als — aus sehr plausi- 
beln Rechtsgründen — die Auslieferung dieser angeb- 
lichen Ueberläufer verweigert wurde, drohte er mit Bom- 
bardirung der wehrlosen Stadt. Er selbst lud das Consular- 
Corps vorher, zu dessen persönlicher Sicherheit, ein, sich auf 
die französischen Kriegsschiffe zurückzuziehen. Aber auch der 
Dey appellirte an das Consular - Corps. Und wiewohl momen- 
tan nachgegeben werden musste, so nahmen sich doch die an- 
deren Consuln, der Nordamerikanische voran, kräftig der 
Behörden von Tripolis an, welche ihnen im Rechte zu sein schie- 
nen). — 

Das Detail unseres Gegenstandes, d. h. die Instruktio- 
nen, Vertrage und besonderen Kontroversen der ein- 
zelnen Staaten in Bezug auf die Consulate des Orients , werden 
wir im nächsten Kapitel, nach Nationen getrennt, betrachten. 





Fünfzehntes Kapitel. 



Fortsetzung des vorigen Kapitels. 
Besonderer Theil. 

§. 1. 
Frankreich. 

Vor dem Antritt eines neuen französischen Consuls an den 
„Ec helles de 1' Orient," etc. beruft der abgehende Consul 
die „AssembUe ge'ne'rale de la nation," d. h. alle re- 
spektabeln Kaufleute seines Landes, welche an seiner Echclle 
wohnen, und veröffentlicht ihnen die Ernennung seines Nachfol- 
gers. — Bei Stellenwechsel werden drei Inventare der Kanzlei 
(und Registratur) ausgefertigt, eines für den abgehenden Con- 
sul, als Beleg seiner Decharge, eines bleibt auf der Kanzlei, 
der Ordnung und Controle halber, und ein drittes wird an 
das Ministerium des Auswärtigen nach Paris gesandt. — Wäh- 
rend einem plötzlich eintretenden Interim, fungirt der älte- 
ste Consular-Eleve. — Die Consuln im Orient haben unter 
Andern auch, sehr detaillirte Berichte über ihre zeitweiligen 
Untergebenen, deren Fähigkeiten, Leistungen und Betragen, ein- 
zuschicken. — 

Sie und ihreUntergebenen dürfen natürlich nicht han- 
deln, sich nicht bei den von ihnen angeordneten Versteigerungen 
kaufend betheiligen und auch nicht borgen. 

Bei besonderen Anlässen, und wenn den Consuln 
keine Zeit mehr zur Einholung der Erlaubniss der französischen 
Regierung übrig bleibt, würde zur Kontrahirung eines Anlehens 
(„au nom de la nation") die Billigung durch die „Assem- 
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ble"e g<n6rale de la nation fran?ais" ihrer Echelle ge- 
nügen. — 

(S. Art. 10. des Titre IX. des livr. I. der Ordonnance de 
la marine" von 1681 etc. und Tgl. oben Kap. VIII. u. IX.) 

Diese Assemblers sind berathende Versammlungen. 
(Aehnliche Einrichtungen haben auch andere Nationen , z. B. 
England, vgl. 10 Georg. II, 2. cap. 14. u. 9 Geo. II. c. 25.; 
dazu s. D. B. Warden, 1. c. S. 244. und die nächsten §§.) 
Sie werden von den Consuln berufen und entscheiden durch Ab- 
stimmungen der Majorität nach. Regelmässig bestehen sie aus 
einem Kaufmann für jedes an der „Echelle" bestehende Haus 
derselben Nation. In besonderen Fällen kann der französische 
Consul auch noch französische Schiffskapitaine u. a. m. zuziehen. 
Das „Corps de la nation" dagegen kann auch bei Gelegen- 
heit vom Consul verlangen, einberufen zu werden, und er 
muss jedesmal ihre Verhandlungen unterzeichnen. Klagen ge- 
gen den, Consul können beim Kanzler, eventuell beim Geist- 
lichen, bei dem Corps de la nation und auch beim Mi- 
nisterium»des Auswärtigen eingereicht werden. Von 
da gehen sie an das Mars eiller Gericht. Beruht die Klage aber 
auf einer Verläumduug, oder ist sie leichtsinnig angestellt, so 
kann der Kläger vom Ministerium einer Strafe unterworfen 
werden. — 

S. Läget de Todio, Dela jurisdiction des Consuls de 
France, Paris 1826, Tom. 1. pag. 115. und Moreuil, 1. c. 
pag. 190 — 191. j und vgl. damit das Arret des Pariser Cassa- 
tionshofes v. 27. Sept. 1800, dass Consuln von ihren fran- 
zösischen Landsleuten in der Fremde nicht wegen Amtshand- 
lungen vor die Lokal -Gerichte geladen werden sollen. 

Aus dieser Assembler hat auch der Consul die beiden 
Deputirten zu ernennen, welche ihm bei seiner richterlichen 
Thätigkeit zur Seite stehen und mit ihm vereint das Consular- 
Gericht bilden. 

(lieber den Modus und die Form dieser Wahl s. Moreuil, 
1. c. pag. 192 u. fg. In Konstantinopel, wo sonst kein beson- 
derer Consul war, ernannte der Gesandte drei Commissaire 
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ohne Vereidigung, welche das Consular-Gcricht dar- 
stellten und nach denselben Normen entschieden. S. Art. 38. des 
Edit vom h Juni 1778.) 

§. 2. 

Die Consular-Jurisdiktion , welche schon auf die Gesetzge- 
bung Ton 1681 zurückzuführen ist und in der Verordnung vom 
1. Juni 1778 („Edit du roi sur les fonctions judiciaires et de 
police, qu'exercent les Consuls de France en pays e*trangers" 
etc.), dem Edit Tom 3. März 1781 ^und der „Instruction gene- 
rale« Tora 6.Mai 1781, (die beiden 'letzteren nur für die Le- 
vante gültig) genauer ausgeführt wurde, beruht jetzt für 
Kriminalsachen hauptsächliah auf der „Loi relative a la 
poursuite et au jugement des contraventions , delits et crimes, 
commis par des Francis dans les Echelles du Levant et de 
Barbarie;" du 28. Mai 1836, (Paris) — 6Titres et 82 Art.— 
in DeClercq, Formulaire, 1848, S. 585—508; — dazu vgl. 
noeh die Ordonnance vom 5. Juli 1842: „Modifications de l'or- 
ganisation du tribunal consulaire de Constantinople j und eine 
Instruction (d. 15. Juli 1836) als „Explication relative k 
la loi du 28. Mai 1836." 

Diese Spezial-Justiz, welche älter und jünger ist, als 
der Code NapoHon, widerspricht anerkanntermassen nicht 
dem Art. 1041 des Code de proeddure civile, da nach dem Avis 
duConseil d'Etat vom 22. Mai 1807, approuve* le 1. Juni 1807, 
solche Ausnahmen statuirt sind. Ein Rechtsanspruch, der vor 
einem solchen Consular- Gericht bestätigt ist, gilt für einen 
„titre pareV' der also bei allen französischen Gerichten exe- 
kutirbar ist. („Parcatis" nach Art. 35. des Edit vom 1. Juni 
1778.) S. die ArrÄts de la Cour de Cassation vom 29. 
März 1809 u. v. 11. Nov. 1809, in Sirey, Tom. IX, lercPar- 
tie, p. 188. u. Tom. X, lere Partie, pag. 243. — In dem ersten 
dieser citirten Arrfits ist der richtige Grundsatz ausgesprochen, 
dass die fremden Staaten jede Justiz, welche sie auf ihrem Gebiete 
dulden, damit auch anerkennen, und folglich auch die Exe- 
kution der daraus entspringenden Urtheilc übernehmen müssen. — 
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§. 3. 

Die Consular-Gerichte verhandeln ohne öffentlichen Anklä- 
ger (d. i. ohne „Minis Ihre public"). — Die Consuln oder 
ihre Stellvertreter leiten die Untersuchung selbst und können 
dabei Officiers de S a n 1 6 (Acrzte und dergleichen Sachver- 
ständige mehr) zuziehen, Zeugen verhören und vereidigen, Ver- 
dächtige verhaften lassen, wenn das in Frage stehende Ver- 
gehen (De*lit) Gefängnissstrafe zur Folge haben würde, und 
wenn der Verdächtige nicht ein immatrikulirtcr (s. ob. Kp. XIII. §.4.) 
Chef oder Gerant eines Handelshauses („chef actuel ou ancien," 
ou „g<rant d'un e"tablissement commercial") ist, oder überhaupt, 
wenn es sich um ein Verbrechen (Crime) handelt. S. Art. 8. 
und 42. des Gesetzes von 1836. 

Der Kläger kann sich zugleich als „Partie civil e" 
constituiren , und (Art. 3. des Gesetzes von 1836) auf privat- 
rechtliche Entschädigung antragen. 

In diesem Falle muss die Caution, deren Höhe sonst, 
bei provisorischen Freilassungen, der Consul fiiircn kann, um 
den Werth des muthmaasslichen Schadens vermehrt werden. 
(Art. 9., 1. c.) 

Vagabunden und entlassene Sträflinge können keinenfalls 
der Untersuchungshaft entgehen. 

Verhaftete sollen binnen 24 Stunden verhört werden. 

Fremde Zeugen, d. h. solche, welche weder Franzosen 
noch Eingeborne sind, muss der Consul durch die Consulate 
der betreffenden Nationen vorladen lassen. Ueber die 
Vorladung der Zeugen, welche Eingeborene sind, existiren beson- 
dere vertragsmässige Normen. (Vgl. weiter unten.) 

Das Zeugenverhör und die Vereidigung der Zeugen 
geschieht wie bei gewöhnlichen Gerichten. S. Art. 18—21. 1. c. 

Franzosen, welche der Vorladung als Zeugen nicht ge- 
horchen, können gewaltsam herbeigeschafft und auch in eine 
Geldbusse bis zu 100 Francs verurtheilt werden. 

Dem Consul steht der Kanzler als Greffier zur Seite, 
indem er das Protokoll führt , und mit Jenem gemeinsam die 
Protokolle unterzeichnet; der Kanzler citirt die Zeugen; s.Art. 
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16. u. 17. L c. und ygl. Ch. de Martens' Guide diplom., ete. 
Tom. I. §. 82. ii. 83. 

Die zwei Notabein, welche mit dem Consnl das Tribunal 
eonsnlaire bilden , ernennt der Consnl selbst aus den Franzosen 
seines Gebietes auf 1 ganzes Jabr, und vereidigt sie. Nach Ab- 
lauf eines Jahres kann er dieselben Personen wieder wählen. — 
Ist es unmöglich ein solches Gericht zu bilden (wovon in 
den Akten Erwähnung geschehen muss), so verfahrt der Consul 
allein. — 

Gegen ein theilweise oder ganz freisprechendes Urtheil 
kann der Civil-Kläger (die Partie civile) binnen 3 Tagen 
beim Kanzler Opposition einlegen, waa jedoch keinen Sus- 
pensiveffekt hat. (Art. 44—45. und Art. 79. L c.) 

In einfachen Polizei-Sachen entscheidet der Consul 
allein (Art. 46.) und ohne Appell. (Art. 54.) 

Contumazial - ürtheilc („condamnations par deT aut") in 
Polizei- und Corrre ctionell-Sachcn („Contraventions et 
delits") können, durch bei der Kanzlei erklärte Opposition 
noch binnen 8 Tagen, ja, nach Gutachten der Richter selbst spä- 
ter noch, umgestossen werden. — 

Für die Gerichtskosten sind die allgemeinen Grundsätze 
des Prozess - Verfahrens maassgebend. Wenn , bei einfachen 
Polizei-Sachen die Civil-Partei über 150 Frcs. verlangt, so 
verweist sie der Consul auf ein besonderes Civilverfahren , ohne 
desshalb die Contravention als solche unentschieden zu 
lassen. — 

Appellationen gegen contradiktorische Verur- 
theilungen können binnen 10 Tagen von der Verurtheilung an 
auf der Kanzlei zu Protokoll erklärt werden. Alle diese Ap- 
pellationen gehen an den Appellhof von Aix. (Vgl. oben Kap. 
VII. und die Ordonnance de la marine, Titre des Consuls, §.18. 
und loi du 28. Mai 1836, Art. 55 u. fg. — Früher gingen die 
Appellationen von den Consular-Urtheilen an das Parlament der 
Provence. Der Gerichtshof von Afx hat erst seit dem 18. Jan. 
1816 diese Kompetenz-Erweiterung erhalten. Eine Aus nähme 
davon besteht darin, dass die direkten Verklagungen derCon- 
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Silin beim Obergerichte ron Marseille angebracht werden müssen. 
Vgl. §. 1. dieses Kap.) — Die Civil-Parteien sowohl, als der 
General-Prokurator des Appellhofes von Aix, können gleichfalls 
appelliren. Ist der Verutheilte verhaftet, so wird er dann 
in der Kegel nach Aix geschickt. 

Gegen Contumazial-Urtheile kann nicht appcllirt, sondern 
nur Cassation eingelegt werden. (Dazu s. noch das vorhin 
citirte Rechtsmittel.) 

Bei schweren Verbrechen (welche peine afflictive oder in- 
famante nach sich ziehen), verfasst das Consular- Tribunal den 
Anklage-Akt und schickt den Angeklagten an das Gericht zu 
Aix. (Titre III. der Loi du 28. Mai 1836.) 

Das verdammende Urtheil wird an den Consular-Kanzleien 
der Levante und Barbarei angeschlagen. Art. 73. u. 74. 1. c. 

Alle strafwürdigen Handlungen, welche auf die bisher be- 
zeichneten Weisen verfolgt werden, sind mit den in den franzö- 
sischen Gesetzen angegebenen Strafen zu belegen. Aber bei Poli- 
zei-Sachen und einfachen Vergehungen (en matiere correctionelle 
et de simple police) kann der Consul die Gefängnissstrafen in 
Geldbussen verwandeln, den Tag zu 10 Frcs. berechnet. 

Contraventionen gegen die von dem Consul selbst aufge- 
stellten Polizei-Reglements können nicht höher, als mit fünf 
Tagen Gefänguiss und 15 Francs Geldbusse zusammen belegt 
werden. 

Gegen die Entscheidungen des Appcllhofs ist natürlich 
noch Cassation zulässig. 

Dass die Schiffskapitaine verpflichtet sind, die Angeschul- 
digten, welche ihnen von den Consuln überwiesen werden, auf- 
zunehmen, (bis zum fünften Thcilc der Schiffsmannschaft,) haben 
wir schon oben gesehen. Die Weigernden können vom Con- 
sul selbst zu Strafen von 500 — 2000 Francs vcrurtheilt und 
ausserdem vom Marine - Ministerium abgesetzt werden. ( Art. SO. 
1. c.) Auch ihnen steht der Weg der Appellation nach Aix 
offen. Die Ausgaben und Einnahmen dieser ganzen Consular- 
Justiz werden mit den allgemeinen Staatskassen verrechnet. (Art. 
88. 1. c.) — 
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§. 4. 

In Bezug auf die Verfolgung der Ba rate rie *) und der 
Piraterie vergl. noch das Gesetz vom 10. April 1825, zum 
Schutz des Seehandels („pour la surtte" de la navigation 
et du commerce maritime"), welchem durch das Gesetz vom 28. 
* Mai 1836 nicht derogirt worden. (Und s. in Kap. VII., IX 
und XII. oben, die hier einschlagenden §§.) 

Nach diesem Gesetze vom 10. Hai 1827, Art. 17. (s. 
DeClercq, Formulaire, pag. 570—572.) entscheidet das See- 
gericht zuToulon über die genannten Verbrechen, wenn sol- 
che im Mittelländischen Meer, in der Meerenge von Gibraltar 
oder in der Levante begangen sind (und das Seegericht zu Brest 
über die der übrigen Meere), ausser wenn das aufbringende 
Schiff die Verbrecher einem französischen Seehafen zugeführt hat, 
wo dann das nächste Tribunal maritime du Chef-lieu de 
l'arrondissement maritime mit der Entscheidung beauftragt wird.. 
Auch die Gesetze zur Verfolgung des Sklavenhandels, wel- 
che der besonderen Aufmerksamkeit der Consuln empfohlen sind 
(s. Art. 6. der Ordonna. vom 29. Okt. 1833), dürfen hier nicht 
unerwähnt bleiben, da sie den Consuln dieselben Pflichten aufer- 
legen, wie die Gesetze gegen den Seeraub und unbefugte Kape- 
rei. (Vgl. ob. im Kap. XI. u. s. DeClercq etVallat, S.489u.fg.) 

§. 5. 

Wenn im Wesentlichen die Criminal-Justiz der fran- 
zösischen Consuln im Orient auf dem Gesetz von 1836 beruht, 
so ist für die civil rec h tli che Jurisdiktion derselben das Edikt 
vom 1. Juni 1778 (dessen Art. 39—81. incl. , die strafrecht- 



*) Baraterie begebt Jeder, der mit der Führung eines Schiffes 
betraut, dasselbe freiwillig und in gewinnsichtiger Absiebt unter- 
gehen lässt. Nach dem oben citirten Gesetz steht Todesstrafe 
auf diesem Verbrechen. — Daneben gibt es eine Art von Ba- 
raterie („B. de patron"), welche nur im Civilrecht vor- 
kommt und zu Schadensersatz verpflichtet. — Vgl. auch De 
Clercq u. DeVallat, Guide praüque, etc. 4851. S.487u.fg. 

Oppenheim, Consulate. || 
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liehe Gerichtsbarkeit betreffend, allein von dem Gesetz y. 1836, 
Art. 82. abgeschafft worden sind) nebst dem erläuternden 
Edikt y. 1781, noch immer die Hauptquelle. In Kriminalsachen 
haben die grossen sozialen und politischen Neuerungen auch für 
das Verfahren der Consuln neue Verfügungen als noth- 
wendig erscheinen lassen, wahrend in privatrechtlichen Ange- 
legenheiten, für welche die Jurisdiktion der Consuln in christ- 
lichen Ländern ohnediess sehr beschränkt wurde (vergl. die 
französische Consular-Instruktion vom 29. Nov. 1833 und oben 
Kap. VII, §. 4.), die Verhältnisse und Verträge mit dem Orient 
und den Barbaresken - Staaten der Form nach dieselben 
blieben; nur der Inhalt der Entscheidungen wird nach ande- 
ren Gesetzen als früher regulirt. 

Nach Art. 2. und 3. vom 1. Juni 1778 besteht noch für 
die Franzosen in der Türkei und den ihr gleichstehenden Staa- 
ten die Justiz der französischen Consuln als eine auschliess- 
liche. Das Consular- Gericht besteht in Civil-, wie in Crimi- 
nal-Streitigkeiten , aus dem Consul und zwei Notabein, zur 
N o t h aus dem Consul allein. Das Verfahren ist ziemlich form- 
los und summarisch, und stimmt, soweit das hier anwendbar ist, 
mit den im Kap. VII. exponirten allgemeinen Grundsätzen 
überein. Die Zeugen- Vorladung geschieht nach den vorhin bei 
dem Ges. v. 1836 aufgestellten Regeln. — Die Opposition gegen 
Urtheile über Abwesende (Sentences par de*faut) gleichfalls wie 
oben. — 

Folgende Artikel sind besonders hervorzuheben: Art. 30. 
„L es sentences definitives rendues par nos consuls assistls 
de 2 notables, sur des lettres de change, billets, 
comptes intlia ou autres obligations par e*crit seront exlcu- 
tles par provision, non obstant Opposition quelconque, et 
• ans y prljudicier, ce qui sera ordonne* par les dites sen- 
tences." (D. h. kein Suspensiv-Effekt.) — Art. 31. Dans les 
affaires, oü il s'agira de Conventions verbales ou de com- 
ptes courants, il sera ordonne' par les sentences, qu'elles seront 
exlcutees non obstant Pappel, et sans y prejudicier , en 
donnant caution, qui sera recue devant le consul." — Diese 
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Caution braucht nicht gerade baar eingezahlt zu werden. — Auch 
in Civilsachen kann derConsul eine Schuldhaft (Contrainte 
par corps) verfügen. S. DeClercq et de Vallat, 1. c. S. 
713. Die Appellation geht auch in Cirilsachen nach Aix, Art. 84. 
Das Edit von 1778 über die Jurisdiktion der Vice-Con- 
suln ist abgeschafft durch Art. 2. der Ordonn. v. 26. Okt. 
1833. („Sur les fonctions des vicc-consuls et agents consulai- 
res," — Art. 2. „Iis n'auront point de chancelier et n'exetce- 
ront aucune Jurisdiction/' s. oben Kap. III. §. 3. Die Art 82. 
und 83., welche dem Consul das Willkühr-Recht, angeblich 
gefährliche Subjekte nach Gutdünken durch Transportation nach 
Frankreich zu entfernen, zugestanden haben, sind nun glückli- 
cherweise ausser Gebrauch gekommen. 

Anm. Ein neues Belgisches Gesetz (Projet de loi vom 29. Jan. 
1851, mit den von der Belgischen Repräsentantenkammer beliebten Ab- 
änderungen s. in Jocbmus, 1 c. S. 167 — 186.) behandelt im 2. Titel 
die „Jurisdiction Consulaire dans les pays hors de chreHientß," nach 
franzosischen Grundsätzen, da das materielle Recht nnd der Prozess 
des Code Napoleon ja auch in Belgien herrseben. — Nur in eini- 
gen Kleinigkeiten weicht das Belgische Gesetz von dem französi- 
schen Verfahren ab. Bei civilrechüichen Streitobjekten unter lOOFrcs. 
entscheidet der Consul allein, — über 100 Frcs. hat der Consul zwei 
Assessoren zuzuziehen. — Der Consul allein kann nur bis zu 5 Tagen 
Gefängniss and 15 Frcs. Geldbusse verurth eilen. Der Assissenhof 
von Brabant und der Appellhof von BrOssel suppliren den Consular- 
höfen, u. s. w. — Die Immatrikulatiou und deren prozessualische 
Folgen sind auch ganz dem französischen Gesetz von 1836 nach- 
gebildet. Vergl. auch die Convention zwischen Belgien und der H. 
Pforte vom 3. Aug. 1838. — 

S. 6. 

Die ältesten Stipulationen zwischen Frankreich und der 
Pforte gehören der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts an, — 
damals verlieh die französische Flagge auch noch anderen 
schifffahrenden Völkern Schutz (s. Art. 1 der Kapitulation vom 
6. Juli 1581, in Bursotti, II. pag. 25 u. fg. , ibid. den Vertrag 
vom 20. Mai 1604.) — 

Die ältesten Verträge sind von: 

11* 
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Dezember 1535 zwischen K. Franz I. und Sultan Soliman, 
1604 zwischen K. Heinrich IV. und Sultan Achmet I. 
und von 

1073 zwischen K. Louis XIV. und Sultan Mehmet IV. 
(Vgl. die Sammlung des Mr. de Vagcnnes, Gesandten, in Wenck' s 
Codex juris gentium, Tom. I. pag. 538 u. fg., zusammengestellt 
nach Deval, 1. Dragoman, 1761.) 

Seitdem wurden Anno 1740 und 1802 die Consular- Ver- 
hältnisse ausführlicher geregelt. Die fast gleichlautenden Kapi- 
tulationen von 1740 und 1802 besagen (Art. 15. von 1740), 
dass die französischen Cons ul n und Gesandten als Richter 
über ihre Landsleute anzuerkennen seien; dass dieselben weder 
gefangen, noch ihr Haus versiegelt werden dürfe (Art. 16.) dass 
sie Wein frei einführen und geniessen können (Art. 40. u. 51.). 
(Diese Privilegien der persönlichen Freiheit erstrecken sich auf 
alle Beamten des Consulats.) Die Cousuln haben das Recht des 
Pavillon am Consular -Gebäude (Art. 49.), sie konnten un- 
entgeltlich soviel Janitscharen *) , als ihnen gut dünkte, zu 
ihrem Schutze aufbieten (Art. 50. u. 45.); auch war ihnen da- 
mals der Vorrang vor allen anderen Consuln zugesichert wor- 
den (Art. 18. u. 42.). 

Die Franzosen brauchen keinen Tribut (Kharatsch) zu be- 
zahlen (Art. 24. u. 25.). Ihre mit Türken abgeschlossenen 
Kontrakte sollen beim Kadi einregistrirt werden (Art. 23.) Kein 
Franzose steht für die Schulden des Anderen ein (Art. 22.). 
Aber die Consuln werden sich bemühen, die Bezahlung nicht 
aeeeptirter französischer Wechsel zu erwirken (Art. 66.). 
Franzosen sollen nicht ohne Drogman (Dollmetscher des Consu- 
lats) gehört und verhört werden (Art. 26.). Die Consuln kön- 
nen sich sogar von Drogmans vor Gericht vertreten lassen (Art. 



) Diese Leibwache ist unter Sultan Mahmud, dem Vorgänger des 
jetzigen gewaltsam aufgelöst worden und besteht keineswegs 
mehr mit den alten Privilegien und in der alten Form. Aber 
die Consuln können desshalb nicht weniger, unter Berufung auf 
die bestehenden Verträge, Leibwachen verlangen. 
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48.). Die Drogman's selbst stehen unter der Jurisdiktion ihrer 
Consuln oder Gesandten (Art. 46.). Doch reichte die Exterrito- 
rial-Justiz derselben, im Sinne der alten Verträge, überhaupt nur 
bis zu 4,000 Aspres. Darüber wurden die Prozesse (nach 
Grundsätzen der Billigkeit) vor dem Divan geführt (Art. 41.). 
Wegen schwerer Verbrechen kann gegen Franzosen (oder Schütz- 
linge Frankreichs) nur im Beisein der Consuln und Gesandten 
und unter deren Controle verfahren werden (Art. 65). — In 
vielen anderen Artikeln wird den Franzosen und den Dependen- 
ten Frankreichs das Recht persönlicher Sicherheit, ungestörten 
Reisens, u. s. w. gewährleistet. Tritt ein Franzose zum Maho- 
metanismus über , so soll er desshalb nicht gegen seine früheren 
Landsleute in Rechtsstreitigkeiten ungebührlich bevorzugt wer- 
den (Art. 68. 1. c). Streiten Franzosen mit anderen Christen, 
so steht es beiden Theilen gleichfalls frei, sich durch Unterwer- 
fung unter die Consular-Tribunale der türkischen Landes - Justiz 
zu entziehen (Art. 52. L c). Doch verdient in solchen Fäl- 
len der Gerichtsstand des Beklagten nothwendig den Vorzug. — 

Also: 

1) Franzosen und die Schutzbefohlenen der französischen 
Consulate und Gesandtschaften müssen unter einander vor dem 
Consular-Gerichte ihres Domizils oder ihrer Station (wie ein sol- 
ches auch bei der Gesandtschaft zu Konstantinopel organisirt 
ist*), Recht nehmen. 

2) Franzosen und Christen anderer Länder können ein- 
ander bei ihren Repräsentanten verklagen, stets nach dem Prin- 
zipe: Actor sequitur forum rei. (Der Gerichtsstand des Be- 
klagten !) 

3) Türken werden von Europäern vor den Gerichten ihres 
Landes belangt. 

4) Europäer von Türken vor den Consuln derselben, mit 
Ausnahme bedeutenderer Fälle, wo gewisse gemischte Commissio- 
nen aus den Behörden beider Nationalitäten zusammentreten. — 



•) Vgl. DeClercq et Vallat, 1. c. S. 714. 
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§• 7. 

Manches aus dem Bisherigen, den Verträgen und Gesetzen 
treulich Entnommenen, hat durch die Praxis wesentliche Modi- 
ficationen erlitten. Einerseits das Bestreben der Europäer in der 
Levante nach einer durchgreifenden Gleichmässigkeit der Be- 
rechtigungen, andrerseits der Pforte reger Reform-Eifer haben 
einige, noch im Werden begriffene Einrichtungen vermittelt, wel- 
che die dortigen Zustände den Europäischen näher rücken. — 
Auch die Mün z - und W e rt h- Verhältnisse haben sich in einer, 
auf unseren Gegenstand bedeutsam influirenden Weise verändert, 
und wenn man heute noch stets die Grenzen der Consular-Kom- 
petenz nach den, in den meisten Verträgen genannten Summen 
in Aspres oder Piastres ermessen will, wurde man den Einfluss 
der Consuln bei allen Rechts -Differenzen ihrer Nationalen mit 
den Eingebornen oder Fremden auf ein Nichts reduziren. Uebri- 
gens ist die Consular- Jurisdiktion nicht durchweg populär. Z.B. 
haben die französischen Gemeinden im Orient schon mehrfach 
darüber Klage erhoben, dass die A s s e s s o r e n, welche mit dem 
Consul sein Tribunal bilden, von ihm allein ernannt werden, 
statt von ihren Genossen gewählt zu werden, so dass eigentlich 
allein der Consul, ein oft durch äusserliche Zufälle auf seinen 
Posten erhobener Beamter, der noch dazu nicht dem Richter- 
stande angehört, der Ehre und dem Vermögen seiner Mitbürger 
präjudiziren kann. Die Ernannten selbst sind nicht verpflichtet, 
das angetragene Amt zu übernehmen, und so kommt dasselbe 
nicht immer an Männer allgemeinen Vertrauens*). 



*) Seit 1681 (Livre I. titre XIII, art. 4. der bekannten Ordonn.) 
hatten xwei Deputirte und vier Notable das Consular-Tribunal 
zu'korapletiren. Da es aber oft an fähigen und würdigen Menschen 
in den betreffenden Hafenorten fehlt, so begnügte man sich seit 
1722 mit zwei Not ab ein. — Diese haben wichtigere Funktionen, 
als gewöhnliche Geschworene, denn sie haben nicht blos 
auf vorgelegte Fragen über Thatsachen zu antworten. — Eine 
ähnliche Einrichtung besteht in den französischen Kolonien. (S. 
die Ordonnance vom 27. März 1814, Art. 23.) 
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Auf der Grundlage solcher jind anderer Bedenken, machten 
die Gesandten der Europäischen Grossmächte (im J. 1820) den 
leider nicht zur Genüge ausgeführten Versuch, für Streitigkeiten 
zwischen ihren Angehörigen gemischte Commissionen einzusetzen. 
England's, Frankreichs, Russland's und Oester- 
reich' s Gesandte vereinigten sich über eine, möglichst einfache 
Form zu diesem Zwecke. Der diplomatische Vertreter der Be- 
klagten beruft demnach das Schiedsgericht, welches aus zwei, 
von dem Vertreter des Beklagten und einer, von dem des Klä- 
gers ernannten Personen besteht. Diese Gerichte aber haben 
keine Exekutiv-Gewalt und können ihren Urtheilen nur 
Nachdruck verleihen, wenn die Parteien vorher Caution gestellt 
haben (während die Consular- Erkenntnisse von allen Behörden 
der Heimath als richterliche Urtheile anerkannt werden, und 
selbst im Auslande so viel Geltung finden, als das int erna- 
tionale Privatrecht überhaupt fremden Rechtssprüchen bei- 
misst). — Auch schliessen die schiedsrichterlichen Urtheile nicht 
immer die Kompetenz der Consular-Gerichte aus. — Es ist also 
bis jetzt aus diesem Versuche, auf dessen Basis man weiter - 
hätte bauen sollen, Nichts hervorgegangen, als eine, etwas we- 
niger einseitige Instanz für den Vergleichs -Versuch, der 
dem Consul ja auch, vor jedem Verfahren, zur Pflicht gemacht 
ist. (S. z. B. die Circulaires des affaires e'trangeres v. 9. Dec. 
1833, und DeClercq's Formulaires, No. 99. u. 100.) Mehr 
hat die Pforte selbst geleistet, indem sie seit einigen Jahren, 
(s. das Memorandum des Divan's vom 10. April 1849) noch vor 
Promulgirung ihres allgemeinen Handelsgesetzbuches, gemischte 
Gerichte instituirt hat, worin Türkische Beamte mit Europäi- 
schen Kaufleuten, welche von den betreffenden Gesandtschaften 
oder Consuln des Betheiligten ernannt werden, die privatrechtli- 
chen, und namentlich die ins Handelsrecht einschlagenden Strei- 
tigkeiten zwischen Türken und Europaern entscheiden. Solche 
Gerichte bestehen zu Konstantinopel, Smyrna, Beyrut und Ale- 
xandrien. Sie lassen Advokaten zu, und entscheiden in letzter 
Instanz, wie Schiedsgerichte. — 

Soweit also ist die Civiljustiz im Orient modifizirt, mit der 
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eigentlichen Criminal-Gerechtigkeitspflege steht es im Wesentli- 
chen auch so, dass sie mehr und mehr in Verfall kommt. Das 
gemeine Recht hat schon früher in einigen Punkten den Um- 
ständen angepasst werden müssen, so dass z. B. wegen theil- 
weisen Mangels an Gefängnissen, überall Geldstrafen den Frei- 
heitsstrafen substituirt werden durften u. dgl. m. 

In Bezug auf die freiwillige Gerichtsbarkeit ha- 
ben die französischen Consuln im Oriente bei Vormundschaften, 
Banqueruten und Erbschaften die Thätigkeit eines Friedens- 
richters neben ihren, dabei erforderlichen notariellen 
Funktionen. Auch kann durch sie die Anerkennung und Aus- 
führung französischer Rechts-Erkenntnisse erwirkt werden. — 
Vgl. die „Circulaires des affaires ötrangeres v. 24. April 1822," 
und die Ordonnance vom 25. Okt. 1833 (Art. 10.) 

§. 8. 

Die Verträge Frankreichs mit den ehemals sogenann- 
ten Raubstaaten: 

mit Tunis von 1665 (25. Novbr.), 1672, 1685, 1698, 
1710, 1720, 1729, 1742 (9. Nov.), 1824 (15. Nov. 
zu Tunis u. 31. Juli zu Paris ratifizirt), 1830 (8. Aug.), 

mit Tripolis vom 9. Juni 1729 (zu Tripolis), 12. Dezbr. 
1774, 19. Juni 1801, 11. Aug. 1830 u. a. m. 
sind im Wesentlichen desselben Inhalts, wie die älteren und 
neueren Verträge mit der Hohen Pforte, was sogar in den mei- 
sten dieser Capitulationen ausdrücklich anerkannt wird, ja, 
die Verträge mit der Türkei gelten, soweit denselben nicht 
derogirt ist, als subsidiäre Rechtsquelle auch für die Bezie- 
hungen zu diesen Staaten. — (S. z. B. Art. 8. des V. vom 11. 
Aug. 1830 mit Tripolis.) In diesen Verträgen werden die Con- 
sular-Pririlegien gewährleistet, Versicherungen gegeben, die S e e- 
räuberei zu unterdrücken, an scheiternden Schiffen kein 
Strandrecht zu üben, vielmehr i h n e n Hülfe zu leisten u. a. m. 

Dem Consul Frankreichs war in den älteren Verträgen 
stets der Vortritt (z. B. bei den Beyram-Festen) zugesagt. (Da 
nun die Engländer ähnliche Ansprüche erheben konnten, so gab 



Digitized by Google 



169 



das oft Zwistigkeiten , welche den Dey von Tunis veranlassten, die 

beiderseitigen Consuln nicht mehr zn gleicher Zeit zu empfangen.) 

Die Dienstboten der Consuln („marmiton, boulanger und 
jauissaires") sind von allen persönlichen Unterthanenpflich- 
ten befreit. Seine Mackler (ehemals nöthiger als jetzt) und 
Drogmans darf er selbst wählen. 

Im Vertrage von 1830 (11. Aug.) macht sich der Dey von 
Tripolis persönlich für jede Mordthat verantwortlich und ver- 
spricht für jede gemordete Person den Werth der ganzen Waa- 
renladung des Schiffes, welchem diese Person angehörte, bei 
Mehreren das Doppelte. Auch haftet die Regierung für jede Plün- 
derung. (Ganz ebenso Art. 3. des Vertrags mit Tunis vom 8. 
Aug. 1830.) Dieser Art. (4.) ist abgefasst, als solle er alle 
Europ äi s che n Schiffe beschützen, und als habe man ähnliche 
Versprechungen auch an andere Völker geleistet. (Vgl. bei E n g- 
land die nächsten §§.) — Die früher üblichen Geschenke bei 
der Installation der Consuln sind abgeschafft. — 

Art. 14. des Vertrags mit Tunis von 1824—1825 stellt 
für Streitigkeiten zwischen französischen und tunesischen Kaufleu- 
ten ein Schiedsgericht fest, zu welchem der General-Consul 
und der Anim (oder sonst ein Beamter des Dey) eine je gleiche 
Anzahl von Richtern ernennen. 



Endlich sind hier noch die Verträge Frankreichs mit Per- 
sien (Iran) anzuführen, von 

1708 (Septbr.), 

1715 (13. Aug., Versailles), 

1808 (Jan.), etc. 
worin im Allgemeinen dieselben Grundsätze zur Anwen- 
dung kommen, welche wir aus den bisher excerpirten Verträ- 
gen kennen lernten. Alle Persischen Häfen und Grenzorte, so 
wie die Hauptstadt (Ispahan) sind den Französischen Consuln 
und Handelsleuten geöffnet, ja ihnen überall auf Persische 
Staatskosten Wohnungen und Geschäfts-Lokale (Magasins und 
Comptoirs) unentgeltlich zu verschaffen, zugesagt. Den 
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Französischen Consuln ist auch hier Pr Stedens versprochen. — 
Dagegen darf ein Persischer Consul in Marseille auf dieselben 
Vortheile, so wie auf die Jurisdiktion über seine Landsleute An- 
spruch machen. 



Seit der Eröffnung China's (durch die Englischen Expe- 
ditionen) ist auch noch dieses Land hier zu erwähnen. Ein 
Vertrag der Französischen Regierung mit dem Kaiser von China 
(den 24. Sept. 1844) und ein gleicher mit dem Im an v. Mas- 
cate (abgeschl. den 17. Nov. 1844) gewähren den FranzÖs» 
Consuln sowohl in Canton, als in allen anderen Häfen des 
Himmlischen Reiches, und auf allen Punkten des Imana- 
tes (Zauzibar) nicht nur alle Rechte und Privilegien, welche 
die Consuln im Oriente gemessen, sondern unbedingt abschlies- 
sende Gerichtsbarkeit über alle ihre dort befindlichen Lands- 
leute. 

Gros sbrittanien. 
§. 9. 

Für die Englischen Consuln im Orient bestehen — 
ausser den Verträgen — die einzigen, noch gültigen Haupt- 
quellen in mehreren Aktenstücken, welche in den J. 1843 und 
1844 aus Graf Aberdeen's Ministerium des Auswärtigen her- 
vorgingen. Das Wichtigste ist eine Parlamentsakte, die 
sogenannte „Foreign Jurisdiction Act" vom 24. Aug. 
1843: Act of 6 and 7 Victoria, cap. 94; — den Consuln in 
einem Cirkular mitgetheilt unter dem 6. Okt. 1843. Dann ein 
Geheim -Raths -Befehl, die Civil -Justiz betreffend, v. 2; Oktbr. 
1843; ein Circular v. 2. Juli 1844; ein Memorandum aus dem 
Foreign Office v. 2. Juli 1844, („Memorandum for the 
Guidance of her Majesty's Consular servants in the Levant, 
with reference to the exercise of Jurisdiction nuder the order 
in Council") — zu dem Order in Council (Geheimraths- 
Befehl) vom 19. Juni 1844, über die Kriminal- Justiz der 
Consuln in der Levante (den „Ottomanischen Besitzungen," 
wozu auch die Raubstaaten, so wie Aegypten, als unter der 
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Türkei nomineller Oberlehnsherrschaft stehend, gerechnet Ver- 
den), — welche letzteren dazu dienen, die „Foreign Juris- 
diction Act" näher zu erklären und soweit authentisch zu 
interpretiren , als dasselbe vom Parlamente in die Befugnisse des 
Privy Council gegeben ist. — (Dazu vergl. das Circular des 
Forergn ofh'ce t. 3. Juli 1844, nebst Modell von darauf bezüg- 
lichen Registern; s. in Fynn, 1. c. S. 162 — 201 inclusive). 

In Kriminal fällen darf der Consul den Angeschuldig- 
ten der nächsten Brittischen Colonie (nach einem Beschluss der 
„Queen in Council" nach Malta) zuschicken, nachdem er alle 
nöthigen Beweisstücke für die Anklage ordnungsmässig gesam- 
melt hat; an dem Bestimmungsorte soll der Angeschuldigte von 
Brittischen Gerichten abgeurtheilt werden, als hätte er innerhalb 
ihres Territoriums das Verbrechen begangen ; variirt jedoch das 
Maass der Strafe des angeblichen Verbrechens zwischen dem 
Orte der That und dem des Gerichts, so sollen die Richter zu 
Gunsten des Angeklagten darauf Rücksicht nehmen. Diese 
Klagen verjähren überall binnen 6 Monaten yon dem Datum 
der begangenen That an, oder von dem Tage an, wo der Kläger 
sich innerhalb dem Bereiche der betreffenden Jurisdiktion be- 
fand. — 2 mal bestrafte Verbrecher kann der Consul aus sei- 
nem Distrikt verweisen, wenn sie keine Caution („Surety") 
für künftiges, gutes Benehmen stellen können. Dann sollen die 
Eingebornen von Malta oder Gibraltar nach diesen Orten, die 
übrigen Brittischen Unterthanen nach England eingeschifft wer- 
den, wobei Consuln und Schiffskapitaine zu handeln und zu ge- 
horchen haben , gerade als beträfe es nothleidende Lands- 
leute. Solche Personen können nur mit besondrer Erlau b- 
niss des Ministers des Auswärtigen oder des bei der 
Pforte acer e ditirte n Gesandten zurückkehren. — 

Die Brittischen Consuln in der Levante haben von Alters 
her die Strafjustiz über ihre Landsleute so weit, dass der Con- 
sul als Einzelrichter bis zu 3 Monaten Gefängniss, oder 100 
Dollars (dies die übliche Münze in B ritt. Consular-Berechnun- 
gen, 1 Doli. = 1 Piastre = 4 Sh. 2 d. etc.), das vollstän- 
dig e Consular-Gericht aber bis zu 12 Monaten Gefängniss oder 
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200 Doli. verurteilen kann. — Die Urtheile werden im Na- 
men der Krone gesprochen *). Das vollständige Consular- 
Gericht besteht aus dem Consul und 2 oder 4 Assessoren (den 
„De'pute's de la nation" des Französischen Rechte). Die Asses- 
soren des Consular- Gerichts werden vom Consul aus der Mitte 
der Brittischen Gemeinschaft an dem Consular-Domizil ausgewählt, 
sind aber nicht verpflichtet, der Berufung Folge zu leisten. 
Doch glaubt die Brittische Regierung sich auf das wohlverstan- 
dene Interesse ihrer Bürger verlassen zu können, dass sie eine 
so vorteilhafte Einrichtung nicht aus Mangel an Theilnahme 
untergehen lassen werden. — Falls eine Yerurtheilung von dem 
vollständigen Consular - Gericht ohne Einstimmigkeit be- 
schlossen worden ist, soll der präsidirende Consul einen Bericht 
darüber an Ihrer Majestät Gesandten oder Minister bei der Ho- 
hen Pforte schicken, welcher alsdann die Strafe mildern oder 
auch erlassen kann. — Das Verfahren der Consular -Gerichte 
soll dem der Britt. „Courts of record" (S. Henry John 
Stephen' s New Commentaries on the Laws of England etc. 
2. Edit. 1848. Tom. III. pag. 350 u. ff.) entsprechen. Demnach 
muss unter anderem auch protokollarische Aufzeichnung Statt 
finden. Vor allen Dingen aber müssen dem Angeklagten alle 
Garantien der freien Verteidigung und des persönlichen Schutzes 
überhaupt, welche das Common law für die angebornen Rechte 
jedes Britten erklärt, auch in dieser exzeptionellen Lage unver- 
kürzt bleiben. — Der Vize-Consul, welcher nicht direkt von der 
Brittischen Regierung ernannt ist, kann nur die Voruntersu- 
chung führen und ein Protokoll aufnehmen. Er hat aber keine 
eigentliche Gerechtigkeitspflege. Alle Verantwortung lastet dann 
auf dem Consul, unter dessen „Commission" er steht. — 

Die richtenden Consuln können auch bei Real - Injurien 
(Assault) durch Geldbussen Vergleiche zwischen den Par- 



*) Der vollständige Titel der 6 /t Vict. 94 lautet: „An Act 
to remove doubts as to the exercise of Power aud Jurisdiction by 
Her Majesty within divers countries and places out of Her Ma- 
jesty's Dominions aud to render the same more effectual." 
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ieien veranstalten. Sie können Zeugen vorladen, bei Strafe bis 
zu 20 Dollars, Zeugen- und andere Eide abnehmen, und auch 
Nicht-Christen in derjenigen Form verhören, welche für die Ge- 
wissen derselben am meisten bindend zu sein scheint. (Natür- 
lich können sie nur Britten zur Zeugnissablegung nöthi- 
gen). 

Wird ein Britte oder Jemand, der unter Brittischer Flagge 
segelt oder sonst unter Brittischem Schutz steht , von den Tür- 
kischen Behörden wegen Tödtung belangt, sb können diesel- 
ben — nach Art. 42 der Kapitulationen, — nicht gegen ihn 
verfahren, ohne vorher den Brittischen Gesandten oder Consul 
zugezogen zu haben. — 

Somit haben die Consuln der Brittischen Krone im Orient 
eine vierfache Jurisdiction: 

1) Das summarische Verfahren, als Einzelrichter, wobei 
sie wie Friedensrichter (Justices of peace, magistrates) , nur an 
Sitte und Billigkeit gebunden sind und selbst über geringfügige 
Vergehungen (wie z. B. kleinere Diebstähle) entscheiden dürfen, 
welche in England vor eine Jury gebracht werden dürften*). 
Rasches Verfahren ist ihnen hiefür besonders anempfohlen. 

2) Das Consular-Gericht mit Assessoren für schwerere Ver- 
gehungen. 

3) Die Versendung nach Malta, — in der Praxis nur für 
Mordthaten oder wiederholte schwere Verbrechen. (Diese 
Versendung an ein Gericht darf nicht verwechselt werden mit 
der polizeilichen Ausweisung verhärteter Uebelthäter nach 
Malta, Gibraltar oder England). 

4) Die Theilnahme an den Türkischen Kriminalgerichten 
gegen Britten (vgl. unten). 



*) Nach Englischem Rechte kann jeder Angeklagte, welcher vor 
einen Friedensrichter (Police - Magistrate u. dgl. m.) gebracht 
wird, dieses Gericht rekusiren und verlangen, dass er nach den 
Gesetzen seines Landes von Geschwornen beurtheilt werde. Da* 
Consular-Gericht kann aber nieht aus solchen Gründen rekusirt 
werden. 
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Der Brittische Staatssekretair für das Auswärtige kann 
jedoch nach Belieben die richterlichen Befugnisse einzelner Con- 
suln beschränken. (S. Fynn, 1. c. S. 186). 

Auch auf die , im Orient befindlichen , Bürger der Ioni- 
schen Inseln ist diese Consular- Jurisdiction ausgedehnt wor- 
den (Fynn, S. 197), nur mit der Ausnahme, dass sie, statt 
nach Malta oder England, nach ihrer Heimath transportirt 
werden. — 

Ferner ist zugleich mit dieser neuen Prozess-Ordnung den 
Consuln die Pflicht auferlegt worden, alle Brittischen Unter- 
thanen in ihrem Distrikt einzuregistriren, und zwar gra- 
tis. Eine Art von Immatriculation, zwar ohne die ent- 
fernteren juristischen Folgen, welche die französische Gesetz- 
gebung der Consular - Immatriculation beilegt, — aber doch 
wichtig genug, weil Derjenige, welcher sich in einer gewissen 
Frist und ohne genügende Entschuldigung nicht hat in das be- 
treffende Register eintragen lassen, damit alle Re cht s anspräche 1 
auf den Schutz seines Consuls verwirkt. — S. den Order in 
Council v. 10. Juni 1844. 

Die Civil-Justiz der Consuln im Orient ist der Form 
nach so ziemlich eine summarische Billigkeits- Justiz 
und beruht ihrem Inhalt nach mehr auf alten Gebräuchen und 
Verträgen, als auf neueren Verordnungen. (Vgl. oben Kap. VII. 
§. 7 dieses Kap.) 

Die neueren Verordnungen erkennen sie zwar an, aber 
ohne sie scharf zu definiren. — 

§. 10. 

Die ältesten Kapitulationen Grossbrittaniens mit der 
Pforte gehen auf das J. 1579 zurück und wurden damals den- 
jenigen nachgebildet, wodurch die Franzosen und Venetianer sich 
ihre Privilegien im Orient gesichert hatten. 

Die Verträge v. 1606 u. 1641 wurden 1675 in dem Han- 
dels -Vertrag zu Adrianopel erneuert und vermehrt. Dieser 
ist noch die Grundlage des heutigen Rechts , und wurde wieder 
bestätigt in dem Friedensvertrag von Konstantinopel v. 5. Jan. 
1809. — 
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Vertrlge mit Tonis v. 19. Okt. 1751, mit Tripolis 
v. 19. Sept. 1751 (erneuert 22. Juli 1762) und mit Marokko 
seit 1721 bis zum 14. Juni 1801 (und riete andere mehr) ge- 
hören auch hierher. — 

Diese Verträge umfassen alle Orte der Barbaresken Staa- 
ten (z. B. siehe Art. 14 des V. v. Septbr. 1675 mit der Hohen 
Pforte, worin die Consuln von Smyrna, Alexandria, Cairo, 
Aleppo, Tunis, Algier*) u. s. w. als Gesandte titnlirt werden 
und ihnen gestattet wird, „Consuln" (das heisst: Vize-Consuln) 
zu bestellen. — Die Türkischen Behörden dürfen sich nur in 
Streitigkeiten mischen, welche ihre Unterthanen direkt betref- 
fen, und auch dann nur in Beisein der Brittischen Agenten, und 
wenn der Rechtsstreit über 4,000 Aspres betrifft, soll er vor 
den Di ?an selbst gebracht, also wie eine politische Angelegen- 
heit behandelt werden. 

Art. 25 des Vertrages y. 1675 erkennt ausdrücklich die 
Exterritorialität der Consuln an (Art. 44 die der Drog- 
mans). Andere Artikel statuiren die gewöhnlichen Privilegien der 
Consuln im Orient. (Vgl. Kap. XIV u. oben bei Frankreich, z.B. 
in Bezug auf Apostasie.) 

Türkische Consuln (Schahbenders) dürfen für Malta er- 
nannt werden und sollen dort nach dem Grundsatz der Rezipro- 
zität, dieselbe Behandlung gemessen, wie die Englischen im 
Orient. 

S. Art. 8 des Vertrags vom 5. Januar 1809. (Von einer 
Consular- Jurisdiktion auf Malta ist dabei nicht die Rede. Ueber- 
haupt haben die Türkischen Verträge mehrfach Wechselseitig- 
keit des Völkerrechts ausbedungen, ohne dass es jemals dazu 
gekommen wäre. Wie könnten auch Europäische Regierungen, 
z. B. die offene Adjudizirung von Sklaven in ihren Territorien 
dulden! — ) Nach Art. 9 desselben Vertrags wird die Hohe 
Pforte kein Drogman's Barat (Exequatur für die Drogman's) 
an Geschäftsleute (Kaufleute oder Handwerker) zugeste- 



*) Für Algier haben diese Verträge natürlich seit 1830 jede Be- 
deutung verloren. 
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hen*), und dürfen die Drogman's ihre privilegirten Funk- 
tionen nnr an dem Orte ihrer Bestimmung ausüben. Auch soll 
kein Türkischer Unterthan als Englischer Consul angestellt 
werden ; — Alles das um die Consular-Privilegien nicht in Kon- 
flikt mit den Unterthanenpflichten und Staatsrechten gerathen 
xu lassen. Ferner sollen (nach Art. 10, 1. c.) die Englander 
keinen Unterthanen des Ottomanischen Staatsverbandes unter 
ihre Protektion nehmen (was durch ein besonderes Brevet ge- 
schehen könnte), noch an Solche, ohne Bewilligung der Hohen 
Pforte einen Pass ausstellen. (Die Brittischen Consuln können 
ohnediess Passe nur visiren, aber alle diese Kapitulationen 
beziehen sich ja auch auf die Gesandten). — 

§. IL 

Seit den Jahren 1842 und 1843 haben die Britten Consu- 
late in China. Durch den Frieden von 1842 und den Han- 
delsvertrag von 1843 sind in den 5, dem Brittischen Handel 
eingeräumten Freihäfen (Canton, Amoy, Fo w- chow-foo, 
Ningpo und Shaughai) 5 Consuln nebst Vize - Consuln , In- 
terpreten, Chinesischen Schreibern und anderem Gefolge mehr, mit 
hohen Gehalten niedergesetzt, welche, mit dem Brittischen Etablis- 
sement auf Hong-Kong in Verbindung stehend, alle jene ju- 
ridischen und administrativen Befugnisse haben, die von einem 
übermächtigen Staate in einem, angeblich barbarischen Lande in 
Anspruch genommen zu werden pflegen. Der Gouverneur des Hong- 
Kong-Kolonie ist, seit 6 et 7 Victoria, c. 80, der Oberaufseher 
(Chief -Superintendent) jener 5 Consular- Plätze und übt seine, 
durch eine legislative Versammlung nur mässig beschränkte Au- 
torität über Brittische Unterthanen und Schiffe auf 100 Engl. 
Meilen vom Lande in allen Chinesischen Seeen. 

(Vgl. die offiziellen Berichte aus Whitehall, Treasury Cham- 
bers, 31. März 1847 [per J. Parker]: Estimates etc. Miscel- 
laneous Services for the year cuding 31. März 48} 229 — V. 



*) Dies zur Vermeidung der Missbräuche, welche wir im §. 5 des 
vorigen Kapitels angedeutet haben. 
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Nr. 20. pag. 16 — 19; und vgl. Fynn, British Consuls abroad, 
S. 20 u. 29—31; dazu s. noch über 3 u. 4 William IV. 
c. 93 u f Vict. 80, in H. J. Stephen'* Commentaries on the 
Laws of England, 2. Edition, Tome III, S. 238.) 

§. 12. 

Auch die Nordamerikanischen Handels-Agenten neh- 
men an den allgemeinen Privilegien der Consuln im Oriente 
Theil, wenn gleich ihre Handelsbeziehungen mit der Pforte we- 
der so enge, noch ihre politischen Intriguen daselbst so lebhaft, 
noch ihre Staats- und Handels- Verträge so alt sind, als- die 
jener Staaten, in deren Verträgen noch immer die alten Präce- 
denzstreitigkeiten und die Rivalitäten der verschiedenen christ- 
lichen Sekten eine Rolle spielen. — 

(Vgl. die Verträge der Nordamerikas Union mit der Tür- 
kei v. 7. Mai 1830, ratifizirt 2. Febr. 1831 und zu Washing- 
ton promulgirt d. 4. Juni 1832 [Art. über Consular- Juris- 
diktion] ). 

Dennoch hat die Amerikanische Gesetzgebung den Consu- 
laten des Mittelmcercs besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Sie 
hat dem Präsidenten der Vereinsstaaten Vollmacht ertheilt , an 
jedem Hafenorte der Süd- und Ost -Küsten des Mittelmeers je 
einen Consul (mit 2 — 3,000 Dollars jährlicher Subsidien in Al- 
gier mit mehr) anzustellen. (Vergl. See. I. der bekannten Acte 
v. 1. Mai 1810). Diese dürfen weder Schiffs-Eigenthümer, noch 
bei der Ein- und Ausfuhr irgendwie betheiligt sein. (S. Gor- 
don's Digest., 1. c. S. 300 — 302). Die Effekten der Consuln 
gehen nach manchen Verträgen zollfrei ein. — (S. z. B. 
Vertr. mit Algier v. 5. Sept. 1795, Art. XXI). Sie gemessen 
voller Exterritorialität. — Sie haben (Vgl. z. B. den Vertrag 
mit Marokko vom 21. Juni 1786 u. a. m.) *) die ausschliess- 
liche Jurisdiktion über ihre Landsleute, Und das Recht (welches 
zugleich ihre Pflicht ist) jeder Gerichtsverhandlung, bei welcher 
ihre Landsleute betheiligt sind, beizuwohnen. — Ebenso mit der 



*) S. d'Hauterive's Sammlung, Part. II. Tom. HL 
Oppenheim, ContuUte. 12 
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Türkei. Bei Streitigkeiten über 500 Piastres aber soll kein 
anderes Türkisches Gericht, als der Di van selbst entscheiden, 
irenn sich Türken unter den streitenden Parteien befinden. S. 
Vertrag v. 7. Mai 1830 bis 2. Febr. 1831. Auch ihre Drog- 
mans geniessen die herkömmlichen Immunitäten. 

§. 13. 

Die Russischen Consular- Instruktionen (v. 25. Oktbr. 
1820, s. J. Bursotti, I. c. Tom. II. p. 316 ; Sect. III. Art. 
54 u. 55 des Russ. Re'glements s. in Bursotti, p. 337) ver- 
weisen in Betreff der Consular - Jurisdiktion auf die Prinzipien 
der französ. Ordonnance von 1681. Dies wird heut zu Tage wohl 
nur noch für den Orient gelten können. (Vgl. oben Kap. VII.) 
Daran knüpfen sich aber Russland's Staatsverträge, in welchen 
es seine Macht und seinen Einfluss stets ausdehnte. So wird 
in dem H and eis -Vertrag mit der H. Pforte von Konstanti- 
nopel v. 10. — 21. Juni 1783 (Art. VIII) den Russischen Agen- 
ten nur die niedere Gerichtsbarkeit beigelegt; im Frieden 
von Adrianopel (2— 14. Sept. 1S29) aber heisst es Art. 7: 
„Dass die Russischen Unterthancn unter der aus- 
schliesslichen Gerichtsbarkeit und Polizei ihrer Gesand- 
ten und Consuln stehen werden"*). — 

Der Frieden vom 10. Juli 1774 hat erst die Russi- 
schen Consuln im Orient auf gleichen Fuss mit denen der da- 
mals privilegirten Nationen gestellt; seitdem haben sie reich- 
lich die anderen eingeholt. Unter anderem brauchen sie nicht 
persönlich vor den Behörden zu erscheinen (Art. 59 von 1783). 
Sie können Wein einführen u. s. w. — Alles, wie in den al- 
ten Französischen Capitulationcn. Der Art. der Französischen 



*) Bekanntlich sind alle diese Verträge durch den gegenwärtig aus- 
gebrochenen Krieg wieder in Frage gestellt, da die H. Pforte 
erklärt hat, das« sie in keinem Friedensschlüsse die alten Ver- 
träge bestätigen werde, sondern auf neuen Grundlagen allen 
Grossmächten gemeinsam dieselben Gewährungen und bessere 
Garantien bedingen wolle. 
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Verträge , dass die Consuln nicht für die acceptirten Wechsel 
ihrer Landsleute einzustehen haben, aber sich um deren Bezah- 
lung bemühen sollen, ist auch hier wiederholt (s. Art. 65). 
Ueberhaupt stehen sie für keine Forderung ein, welche sie nicht 
ausdrücklich verbürgt haben. Das Consular-Gebäude ist ab- 
solut unverletzlich. — Kein Prozess kann zweimal instruirt 
werden (Non bis in idem!). Vgl. auch noch die Vertrage 
v. 29. Dezbr. 1791 = 9. Jan. 1792) und v. 6.-28. Mai 1812. 

Mit den Barbaresken Staaten hat Russland keine 
Vertrage abgeschlossen, aber man kann annehmen, dass die Ver- 
trage mit der Hohen Pforte auch dort als gültig anerkannt 
werden, zumal wenn eine starke Macht, wie Russland sich dar- 
auf beruft , — 

1) der allgemeinen juristischen Analogie halber und 

2) weil diese Staaten formell unter Oberherrschaft der Ho- 
hen Pforte stehen, was ja auch mehr oder weniger von allen 
(am wenigsten von Marokko) durch jährliche Tribute oder Eh- 
renbezeigungen anerkannt wird. — 

(Vgl. auch d'Hauterive et de Cussy, 2. Part. L.XXIII. 
§. H. p. 651). 

Der Russisch-Persische Friedensvertrag v. Tourk- 
mant-chi, 22. Febr. 1828 hat im Art. 10 auch die Errichtung 
der Consulate beider Staaten bei einander, und zwar vorgeblich 
auf der Voraussetzung völliger Reziprozität statuirt. Das Ge- 
folge eines Consuls soll nicht 10 Personen übersteigen. Wenn 
die Persische Regierung gegen einen Russischen Consul be- 
gründete Klagen vorbringt, so soll ihn der Russische Ge- 
schäftsträger oder Gesandte daselbst von seinen Funktionen sus- 
pcndiren können. 

§. 14. 

Da Oesterreich überhaupt keine ausgebildete Consular- 
Gesetzgebung hat, so hat es auch keine Landesgesetze über die 
Stellung seiner (zahlreichen) Consuln im Orient und an den 
Afrikanischen Küsten. Seine Verträge schliessen sich dem 

12* 
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bisher aufgestellten System im Allgemeinen an, wie die „meist 
begünstigten Nationen." ^i. 

S. den Passarowitzer Frieden v. 27. Juli ll\18 (Art. V), 
Sistow'er „ „ 4. Aug. 1794, 

den Sened der Ii. Pforte v. 24. Febr. 17S4. 

Oesterreich verlangt in jenen Gegenden für jede gericht- 
liche Vorladung seiner L'nterthanen die Vermittlung seines Con- 
suls; bei vorzunehmenden Verhaftungen soll dessen Caution 
angenommen werden. Prozesse unter Oesterreichern gehen nur 
den Consul an. Beträgt der Streitgegenstand über 3,000 Aspres, 
so entscheidet der Di ran, „wie es bei den anderen freien 
Nationen gebräuchlich ist." — (Allein bei den meisten anderen 
Nationen ist erst 4,000 Aspres die Summe, über welcher der 
Türkische Saatsrath entscheidet. Doch ist diese Summe jetzt 
unwesentlich, seitdem diese Türkischen Münzsorten [1 Aspre 
— Vioo °der y jao Türk. Piaster] so sehr im Werthe gesun- 
ken.) Vgl. den Vertrag mit der Türkei v. 25. Mai 1747 (in 
Italienischer Sprache und auch für Toscana gültig *); die Tos- 
caner wurden damals als Oesterreich'» „Depindenten" betrach- 
tet, wie heut zu Tage Parma und Mo de na). Ferner s. die 
Verträge Oesterreichs mit Marokko v. 5. Febr. 1805, Art. II, — 
mit Tripolis v. 1726 und v. 27. Jan. 1749 (Art. VIII), — 
mit Tunis v. 23. Dez. 1748, Art. IX u. ff. (Vgl. Dümont's 
Sammlung, Tom. VIII. Rousset, T. IV). 

§. 15. 

Anm. Die Oesterreichische Diplomatie hat in neuester 
Zeit versucht, die Jurisdiktion ihrer Cunsulate im Orient auf ein 
Gebiet auszudehnen, wo die Zuständigkeit derselben im höchsten 
Grade bestritten und zweifelhaft ist. Wir dürfen diesen Punkt, — 
die Behandlung und Ergreifung politischer Flüchtlinge 
— , 8 o w e i t er unseren Gegenstand berührt , nicht mit Still- 
schweigen übergehen, obgleich die Erörterung desselben, abge- 
trennt von dem Zusammenhang mit höheren, politischen Motiven, 



*) Vgl. Tom. III. des Code der Toskanischen Gesetzsammlung. 
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schwierig und bedenklich ist. Es ist bekannt, dass sich im Jahr 
1849, nach der Niederlage Ungarns, eine Menge Ungarischer 
und Polnischer Insurgenten auf Türkisches Gebiet geflüchtet 
haben. Die Ueberwinder, Oesterreich und Russland, ver- 
langten deren Auslieferung, worauf die Türkei, im Bewusstsein 
ihrer Unabhängigkeit und der Pflichten des Gastrechtes, einzu- 
gehen sich weigerte. Andrerseits berief man sich dagegen in 
den langwierigen Unterhandlungen auf alte Friedensschlüsse und 
Verträge, deren Inhalt übrigens nicht recht passen wollte (z. B. 
wird im Sistower Frieden vom 4. Aug. 1794, Art. Till, aus- 
drücklich auf alle gegenseitigen Reklamationen wegen bisheriger 
Flüchtlinge verzichtet, obgleich in dem älteren, vom Kaiser 
Karl VI. abgeschlossenen Belgrader Frieden vom 18. Septbr. 
1739, Art. XVIII. die Aufnahme von Verbrechern und Aufrüh- 
rern untersagt ist. Von der Nicht-Annahme bis zur Aus- 
lieferung ist aber noch ein weiter Schritt, den zu machen 
gerade den Türkischen Moral-Begriffen mehr widerspricht, als den 
Europäischen). Indessen verständigte man sich auch im Laufe 
zweier Jahre über vermittelnde Maasregeln, die theils in 
Austreibung mit Zwangspässen und bestimmten Reiserouten, 
theis in zwangsweiser Internirung bestanden, wie sie auch 
in Europa ohne besondere Stipulationen aus freund- 
nachbarlichen Rücksichten vorgenommen zu werden pflegen. 
So schien der Streit im Sinne und Interesse der Türkei völlig 
beigelegt, als in- diesem Jahre (1853) einer der nach Amerika 
ausgewanderten Ungarn wieder auf Türkischem Gebiete erschien. 
Alsbald bemächtigte sich der Oesterreichische General- 
Consul in Smyrna gewaltsam desselben und liess ihn auf ein 
Oesterreichisches Staatsschiff bringen, um ihn nach Triest zu 
zu senden. Da intervenirte das Consulat der Nordamerikanischen 
Vereinsstaaten, bot ein vor Anker liegendes Amerikanisches Kriegs- 
schiff auf, und hintertrieb so die Oesterreichische Exekution durch 
Androhung stärkerer Gewalt. Ob Martin Koszta wirklich 
schon durch seinen kurzen Aufenthalt in Nordamerika ein volles 
Recht auf den Schutz des Amerikanischen Consulats gehabt hat, 
scheint uns eine untergeordnete Frage, so lange die Staats- 
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regierung Ton Nordamerika ihrem Consulate gestattet, ihn zu 
geinen Dependenten zu zählen 4 ), zumal K. kein anderes 
Domizil und kein anderes Schutzrecht in Anspruch 
nehmen kann, als die Amerikanischen. Man hatte ihm einen 
Amerikanischen Pass, d. h. einen Schutzbrief gegeben, und war 
wohl auch befugt dazu gewesen. — Ob Amerikanische Behör- 
den überhaupt die Befugniss haben können, zu Gunsten eines 
solchen Individuums gewaltsam zu interzediren , ist gleichfalls 
nur eine sekundaire Frage, die gegen Amerika's Behauptun- 
gen entschieden werden muss, wenn einmal erst ausgemacht 
ist, dass Herr von Weckbecker, der Oesterreichische Consul in 
seinem Rechte war, aber für Amerika ausfallt, wenn Oester- 
reichs Consul seine Befugnisse überschritten hat, und so 
lange die Türkei sich nicht beschwert, dass die Amerikanischen 



*) Es ist bekannt, dass das Schutz recht der Consuln sich im 
Oriente weiter erstreckt, als in anderen Ländern. Gerade die 
Europäischen Grossmächte suchen ihm eine Ausdehnung selbst 
auf Christen, welche Türkische Unterthanen sind, zu ge- 
ben. Im Allgemeinen nimmt man an, dass Consuln 
überall das Recht haben, Fremde, welche entweder keinen 
eigenen Consul am Orte finden, (wie z.B. wenn ihre Regie- 
rung mit dem Territorialherrn in Krieg verwickelt ist), oder 
welche sich in einem Fall dringender Noth unter ihren Schutz 
begeben, in ihre Protection aufzunehmen. Vergl. DeClercq und 
Vallat, Guide etc. S. 571 u. fg. — Die französischen Consuln 
haben sogar ein Recht, s. g. „Patentes de protection," 
oder „Lettres de protection,'' — im Orient Tezkereh 
genannt, — auszutheilen , welche z. B. den katholischen Geistli- 
chen und den Missionaren desselben Glaubens weder verweigert, 
noch entzogen werden können. — Vergl. die französ. Ordonn. 
vom 3. März 1781 und die Instruktion vom 6. Mai 1781. Bei 
anderen Nationen ist dieses Verhältniss nicht so systematisch 
geordnet, doch folgen sie in den allgemeinen Grundzügen dem 
französischen System. — Dass die Protection eines Consuls al- 
len Denen zustehen muss, welche mit einein Pass seiner Heimaths- 
behörde sich bei ihm melden, folgt schon aus den Eingangsworten 
der Passformel. 
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Beamten den ihrigen vorgegriffen haben. (Dazu kommt nach, 
da»« Gefahr im Verzuge war!) Damit aber der Consul 
Oesterreich» eine rechtmässige Einwirkung auf das in Rede ste- 
hende Individuum ansähen könne, mnss vorausgesetzt werden, 

1) dass dasselbe im Oesterreichischen Staats- oder De- 
pendenz- Verbände stehe, und 

2) dass die, sein Verfahren regelnden Consular-Gesetza 
ihn zn dem, von ihm eingeschlagenen Verfahren gegen einen 
Oesterreicher berechtigen wurden. — 

Zur Beantwortung der ersten Frage dient, dass der p. p. 
Koszta durch Oesterreichische Verfügungen und Oesteroischea 
Gesetzen zufolge, als Hechverräther aus dem UnterUlanen- Ver- 
bände ausgestossen , und mit Bewilligung der Oesterreichischen 
Regierung zur Auswanderung nach Nordamerika vermocht worden 
ist. — Wenn, für den Fall seiner unerlaubten Rückkehr wirk- 
lich Auslieferung ausbednngen worden wäre, — was aber 
nicht geschehen ist, — so hätte immerhin der Oesterraichi- 
sche Consul nicht ohne Zuziehung und Bewilligung der Türki- 
schen Behörde zur Selbst hülfe schreiten dürfen. Jedenfalls 
verlor er dadurch das Recht, sich über die Selbsthülfe derNori- 
amerikanischen Beamten zu beschweren. — Mag man aber auch 
über die Nationalität und das Bürgerrecht des Koszta, sowie 
über die Tragweite des ihm von Amerika ausgestellten Schnts- 
hriefs (Tezkereh) beliebig urtheilen , Das wird schwerlich be- 
zweifelt werden können, dass die C onsular-Jurisdiktiom 
einPrivilegium favorablle ist, ein Ausnahms-Gasetz zw 
Gunsten der Betheiligten, welches keinenfalls über die that- 
sächliche Dauer des Heimathsrechtes ausgedehnt wer- 
den darf. Die strafrechtliche Jurisdiktion der Consuln, 
kann sich, wo sie besteht, — selbst im Oriente, wo sie die Auf- 
gabe gehabt hat, der barbarischen Landesjustiz zu derogi- 
ren, — nicht weiter erstrecken, als die Kompetenz der Lo- 
kalgerichte selbst gehen würde. Die Gerichtsbarkeit 
und die strafrechtliche Polizei der Consuln kann und 
darf sich, nach den allgemeinen und unbestrittenen Regeln 
nur beziehen entweder auf Handlungen und Rechtsverhältnisse, 
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welche in ihren Bezirken geschehen oder znm Austrage ge- 
kommen sind, — oder auf solche Handlungen und Rechtsver- 
hältnisse, welche auf Schiffen ihrer Nation unmittelbar vor 
der Landung an ihrem Stationsorte vorgekommen sind. — Auf 
diese beiden Kategorien passen die, dem Koszta vorgeworfenen Ver- 
brechen nicht. Politische Verbrechen sind überhaupt lokaler Natur 
und werden im Auslande nicht verfolgt. Die Consular-Befugnisse sind 
überall alsjuraspecialia möglichst enge auszulegen, (strictissime 
interpretanda!) und selbst aus den französischen Instruktionen und 
Kapitulationen (die, als die weitesten, durch den Fassarowitzer 
Frieden vom 27. Juli 1718 und den Sened der Pforte v. 24. 
Februar 1784, Art. V. [„die meist begünstigte Nation"] auf 
Oesterreich ausgedehnt sind), geht nichts hervor, was das 
Verfahren des Oesterreichischen Consuls in dem vorliegenden Falle 
rechtfertigen könnte. — 

Vgl. z. B. DeClercq et de Vallat, L c. pag. 71 8. und die 
Circulaire des affaires e*trangeres vom 15. Juli 1830. 

In der That gab es auch Oesterreich auf, das Benehmen 
seines Agenten zu vertreten, und der Flüchtling, welcher wäh- 
rend dem diplomatischen Notenwechsel der neutralen Obhut des 
französischen Consuls übergeben worden war, durfte unangefoch- 
ten nach Amerika zurückkehren. — Es hiesse: die sachgemässe 
Entwickelung des Consulats- Wesens für den freien Weltverkehr 
untergraben, wenn man seine Träger in politischen Partei-Fragen 
missbrauchen, und zur Verfolgung politischer Sträflinge herab- 
würdigen wollte! 

§. 16. 

Die Preussischen Verträge mit der H. Pforte (seit 
1761 und 17Ö0) schlicssen sich, dem Inhalte nach, ausdrück- 
lich an die der anderen Grossmächte an. Auch Preussische 
Schiffe sollen in den Dardanellen keinen höheren Schiffszöl- 
len oder anderen Bedingungen unterworfen sein, als die der anderen 
Mächte. Die Erbschaften Preussischer Unterthanen sollen, frei von 
Erbschafts-Steuern und Detrakts-Rechten, dem Preussischen Consul 
oder Minister zur Sicherung und Verwaltung übergeben werden. 
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Ebenso für Dänemark; s. Dänemarks Verträge mit der Pforte 
t. 14. Okt. 1756 (au Konstantinopel in lateinischer Sprache ab- 
gefasst), mit Tunis Ton 1751, mit Tripolis yon 1752 und mit 
Marokko yom 25. Juli 1765. 

Für Spanien (vgl. d'Hauterive, Part. 2. Tom. III.): 
die Vertrage mit der Türkei vom 14. Sept. 17S2 (Konstantino- 
pel), mit Marokko yom 1. März 1709 (Art. 4—6.), mit Tunis 
yom Jan. 1791. etc. 

Für Portugal: (vergl. d'Hauterive et de Cussy, 
2. Theil des Recucil, Bd. V. pag. 243 u. fg.) 

§. 17. 

Holland, welches in der Zeit seiner „General-Staa- 
ten" für die verschiedenen Himmelsstriche andere Consülar-Ord- 
nungen und besonders (wie noch heute viele Staaten,) verschie- 
dene Tarife hatte, gab seinen Consuln bei den Barbaresken-Staa- 
ten eine besondere Instruktion unter den 29. Nov. 1786, 
welche, trotz der neuern Gesetzgebung von 1807 u. 1818, noch 
Bedeutung hat, da sie nicht aufgehoben worden ist. Doch ist 
hier daraus nur hervorzuheben, dass die Holländischen Consuln 
im Orient beauftragt sind, mit ihren Kollegen am Mittelländi- 
schen Meere (zu Cadix, Marseille, Livorno, Toulouse und Ma- 
laga) über Alles Wichtige, was Krieg und Frieden, Handel und 
Schifffahrt betrifft, eine aufmerksame Correspondenz zu unterhalten. 
Vgl. auch, unter andern, den Holländ. Vertrag mit dem Kaiser- 
thum Marokko vom 21. Nov. 1752 (Erneuerung und theilweise 
Wiederholung der Kapitulationen v. 1683 u. 1684, wieder erneuert 
im J. 1777), worin es (Art. 15.) ausdrücklich heisst, dass weder 
Christen, noch Juden, die unter Holländischem Schutze stehen, 
zu Geschäften irgend welcher Art gezwungen, noch davon ab- 
gehalten werden dürfen, dass sie nicht Einer für den Andern 
einstehen sollten u. s. w. — Die Verträge mit Tunis (I. Vertrag v. 
14. Nov. 1622, Friedensvertrag v. 20. Sept. 1662, Friedens- ^Han- 
delsvertrag v. 19. Juli 1713, erneuert 1751, s. d'Hauterive Pars 2. 
Tom. IV. u. Dumont, Tom. V.) erkennen (A. 1622) ausdrücklich an, 
dass die Verträge mit der Pforte auch für Tunis gelten. DieHaupt- 
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Verträge Holland'« mit der Türkei sind ans dem 17. Jahrhundert 
(Capitulationen von 1612, erneuert 1634, und Decbr. 1680.); 
sie schliessen sich den für Frankreich und England geltenden 
Capitulationen an, neben welchen damals Holland die dritte 
und einzige Ton der Türkei anerkannte christliche Macht war, 
— und geben Holland das Recht, uberall im Türkischen Reiche 
Consulate zu errichten. — 
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Sechszehntes Kapitel. 

Ueber die Personal- und Rang • Verhälnisse der 

Consulate. 

(Spezialia zu Kapitel III.) 
§. L 

Die höchste Stufe des Consulats nimmt der General- 
Consul ein. Unter ihm stehen alle Consuln seines Gebietes, 
welches nicht gerade einem und demselben Staate anzughören 
braucht. — So residiren in Hamburg General-Consuln, welche 
alle Norddeutschen Consulate desselben (absendenden) Staates 
unter sich haben; der Oesterreichische General-Consul zu 
Paris leitet die Consulate an der Spanischen Nordgrenze 
bis zum Cap Finisterre, der Oesterreichische General-Consul in 
Warschau die der Preussischen Ostseeküste. 

Vgl. auch das Portugiesische Reglement $. 8. und das Bra- 
silianische, §. 1. u. 2. — 

Werden die General-Consuln auf die Weise mehrfach ac- 
creditirt, so bedürfen sie auch mehrfacher Exequaturs. 

In der Regel, aber nicht immer, ist den General-Con- 
suln in ihren Anstellungs - Breyets ihr Aufenthaltsort designirt. 
Manchmal enthalten auch die Handels - Verträge Bestimmendes 
über die Wahl des Ortes oder die Ausschliessung gewisser Orte. 
(Vgl. oben Kap. IV. §. 3.) 

Auch Consuln, die nicht General-Consuln sind, werden 



188 

oft für die Grenzorte mehrerer Staaten ernannt (z. B. der Preus- 
sische Consul in Brody). Der G e ne ral-Consul hat die Auf- 
sicht und Controle über alle untergeordneten Consularbeamte 
seines Distriktes zu führen, und die Korrespondenz zwischen der 
Regierung 1 und ihnen zu vermitteln. — Nach dem K. Sardini- 
schen Reglement von 1835 hat er auch die Kanzleien zu revi- 
diren, nach Portugiesischem (§.35.) soll er wenigstens alle 
3 Jahre einmal seinen Distrikt bereisen. Wo ein Consul einge- 
setzt ist, ohne einem General-Consul untergeordnet zu sein , da 
steht er in direkter Verbindung mit seiner Regierung, und kann 
dann in der Regel auch Consular- Agenten, oder Vize-Consuln 
ernennen. Von wem auch die Vize-Consuln ernannt seien, sie 
sind stets dem General-Consul oder dem vorgesetzten Consul in- 
nerhalb gewisser Schranken Gehorsam schuldig. 

§• 2- 

Die K. Griechischen Zusatz -Instruktionen v. 30. Jan. 
(11. Februar) 1835 (Minister J. Rizos)*) enthalten die ganze 
Consular-Eintheilung Griechenlands. Demgemäss hat jeder Staat, 
mit welchem Griechenland in Verbindung steht ein eigenes Con- 
sular-Etablissemcnt, an dessen Spitze entweder ein General-Con- 
sul oder die Griechische Gesandtschaft steht. Solch ein Etablis- 
sement ist oft in mehrere Departements eingetheilt, deren jedes zu 
einem General-Consul oder Consul in besonderer Unterordnung 
steht. Die Arrondissements werden von Vize-Consuln verwal- 
tet, und selbst diese oder deren unmittelbare Vorgesetzte kön- 
nen wieder Agenten ernennen. So ist eine vollendete Hierarchie 
aufgebaut, bei welcher auch die Grenzen einzelner Staaten genau 
beachtet wurden. 

Sardinien (Reglement v. 23. Juli 1835 sucht eine ähn- 
liche hierarchische Organisation herzustellen nach Divisionen, 
Distrikten und Arrondissements. Indem es seine Consuln für 



*) Diese „Instructions a d d i ti on elles" sind nur vom Minister 
unterzeichnet, aber die Haupt-Instruktion von 1834 ist eine kö- 
nigliche Verordnung. 
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die Ottomannischen Besitzungen in Asien und Afrika, and für 
Marokko einer besondern Kategorie mit verhältnissmässig höhe- 
rem Rang zuweist, braucht es noch einen vierten Grad und hat 
desshalb Proconsuln noch unter den Yice-Consuln. Besondere wich- 
tige General-Consulate stehen dabei unter der Leitung eines di- 
plomatischen Agenten; so wird das Sardinische General-Consulat 
zu Konstantinopel yon dem Sardinischen Geschäftsträger ver- 
waltet, der einen Attache* zum Kanzler ernennt und einen Vize- 
Consul zur Seite hat. — Die Vize-Consuln sind wieder in drei 
Klassen eingetheilt. — An die Stelle der Eleves Consulaires 
treten die Attaches Consulaires. — Auch die Ernennungen wer- 
den nach hierarchischer Gliederung yon oben herunter Torge- 
nommen und sollen zumeist auf eingeborne Sardinier, oder doch 
auf deren Abkömmlinge, und wo möglich auf Katholiken fallen. 
Das ganze System ist zu verwickelt und zu kostspielig, um, be- 
sonders für einen kleinen Staat, praktisch ausführbar zu sein. 

Brasilien ernennt für jedes Land einen besoldeten Ge- 
neralkonsul , dem ein Yize-Consul zur Seite steht. Er 
kann auch doch andere Yize-Consuln an den minder wichtigen 
Orten des ihm angewiesenen Landes bestallen, jedoch nur mit Be- 
willigung seiner Regierung. — 

Für Spanien vgl. das Reglement vom 11. Juli 184S (in 
11 Artikeln, aus dem Ministerium des Auswärtigen unter dem 
Duc de Sotomayor) „über die Ernennung von Consuln und Agen- 
ten;" — welches sich im Allgemeinen den oben in Kapitel III. 
ausgesprochenen Grundsätzen anschliesst. — 

Für das Königreich beider Sizilien s. die zwei Dekrete 
vom 4. Dez. 1833 und 21. Juli 1838 .(drei Rangklassen). — 
Vgl. de Cussy, Reglements consulaires, pag. 454. 

In Oesterreich, wo die Consuln (seit 1849) dem Han- 
dels -Ministerium zugetheilt sind (vgl. Kap. X. §. 9.), giebt es 
„vom Staate besoldete und unbesoldete, Consular -Anstellungen, 
und in jeder der beiden Klassen die Dienst-Kategorien von Ge- 
neral-Consuln, Consuln, Vize-Consuln und an ihrer Seite befind- 
lichen Nebenbeamten. Ferner bestehen unbesoldete österreichi- 
sche Conaular-Agenten. Eine weitere Gattung von Consular-Be- 
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dienstungeH bilden unter der Benennung k. k. Agenten die Vor- 
steher der k. k. Agentien in den Fürstentümern der Moldan 
und Wall ach ei, so wie die Vorsteher eben solcher Aemter 
in Tunis, Tripolis, Algier nnd Marokko, die General-Agenten ge- 
nannt werden. Diese letzten beiden Kategorien stehen dem Range 
nach auf gleicher Linie mit den General-Consuln und sind da- 
her nicht mit den vorerwähnten Consular-Agenten zu verwechseln. 

Nur die mit fixen Aerarialgehalten angestellten Consular- 
oder Agentie-Beamten, welche als wirkliche Staatsdiener, in Be- 
ziehung auf Pensions- oder Versorgungs-Ansprüche, an den Rech- 
ten der im Innern der Monarchie angestellten Staats-Beamten 
Theil nehmen, werden der besoldeten Klasse zugezählt. 

Die regelmässigen persönlichen Bezüge der besoldeten Con- 
sularbeamten bestehen in einem fixen Jahresgehehalt und in einer 
örtlichen Funktionszulage." — 

(„Die Jahresgehalte der General-Consuln sind je nach 
der Wichtigkeit des Postens mit 3000 Fl., 2500 Fl. und 2000 FL, 
jene der Consuln mit 1500 Fl., der Vize-Consuln mit 1200 Fl. 
und der Kanzler und Dragomans mit 1200 Fl., 1000 Fl. und 
800 Fl. in C. M. sistemisirt. 

Das Ausmaass der Funktionszulage ist je nach den örtli- 
chen Verhältnissen verschieden, obgleich es in der Regel den Be- 
trag des Gehaltes nicht überschreitet. 

Ausser diesen Bezügen kömmt den Vorstehern einiger Con- 
sularämter auch noch die besondere Vergütung der Wohnungs- 
miethe oder ein jährlicher Pauschelbetrag für die Amtsunterkunft 
mit Einschluss der Wohnung zu Statten. 

Zur Bestreitung ö^r Kanzlei -Auslagen beziehen die besol- 
deten Amtsvorsteher als oneroses Emolument fixe jährliche Pau- 
schelsummen, die nach Maassgabe der Dienst- und Ortsverhält- 
nisse verschieden bemessen sind. 

Ausserdem finden gegen ordentliche Rechnungslegung in 
halbjährigen Terminen Vergütungen für besondere Auslagen, als: 
Zeitungen, Pässe, Postporto, Trinkgelder u. s. w. Statt. 

Wenn Oesterreichische Consular- Individuen Dienstreisen 
zu unternehmen beauftragt werden, so haben sie Anspruch auf 
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den Ersatz der hierdurch erwachsenden Auslagen j* etc.)— [Of- 
fizielle Mrttheilung an die Consnlats.] 

§. 3. 

In Frankreich besteht das Corps der Consuln, welches 
einer besondern Direktion im Ministerium des Auswärti- 
gen*) zugethcilt ist, aus General- Consuln erster und zweiter 
Klasse, Eleves-Consuls (die Consuln zweiter Klasse 
sind hier, was in Russland, Sardinien und an andern Orten die 
Vize-Consuln sind). — Das Ministerium des Auswärtigen prä- 
sentirt die Kandidaten und die Exekutiv-Gewalt ernennt sie. Der 
Consul-genlral dirigirt alle Consnlate in seinem Bezirke gleich- 
massig, welcher Rangklasse deren Inhaber auch angehören mö- 
gen. Wo kein General-Consul ernannt ist, hat die französische 
Gesandtschaft im Lande diese Leitung, als Gereral-Consulat, zu 
übernehmen; dann muss sie auch einen Kanzler haben. — 

Jeder Consul muss in seiner Klasse zwei Jahre gedient 
haben, ehe er weiter avanciren kann, — 

Die Eleves haben 5 Jahre zu dienen; der älteste Eleve 
oder Consular-Beamte kann provisorisch die Vakanz seines 
Bezirkes ausfüllen. — Die Eleves-consularres sollen zumeist aus 
den Familien der Consuln gewählt werden; sie müssen zwi- 
schen 20 und 25 Jahre alt sein und unter Anderem auch Ju- 
risprudenz studirt haben, um Aufnahme zu finden. 

Die Kanzler dürfen nicht in nahem Verwandtschaftsgrade 
zu dem Consul stehen, müssen Franzosen und mindestens 25 
Jahre alt sein. Ihren Amtseid haben sie in die Hände des Con- 
suls zu leisten, (Ueber ihre Ernennung Tgl. oben Kap. IX.) 

Sie concurriren in der Consular-Carriere nur nach 8 oder 
lOjährigem Dienste, wie die Drogmans nach 20 jährigem. — Die 
Dollmetscher zerfallen, nach den französischen Ordonnances, 
in zwei Klassen: 



*) Es ist seit dem Anfang dieses Jahrhunderts von dem Marine- 
Ministerium auf das Ministerium des Auswärtigen übertragen 
worden. 
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Die Secrltaires-interpretes und die Drogmans. Sie werden 
ernannt , wie die andern Consular-Beamten von Paris aus und 
durch die Exekutive. Die Secre'taires-interprHea (drei im Gan- 
zen) werden aus den Drogmans erwählt. Die Eleves (nicht über 
12) gehen aus der Ecole des langues orientales zu Pa- 
ris hervor, und werden auch dabei die Descendenten der franzö- 
sischen Drogmans bevorzugt. — Die französischen Drogmans 
dürfen nicht ohne besondere Erlaubniss ihres unmittel- 
baren Vorgesetzten Privatleuten ihre Dienste leihen, oder auch 
nur den Landesbebörden Besuche abstatten, nicht ohne Urlaub 
ihren Posten verlassen u. s. w. Die Absetzung erfolgt, wie die 
Ernennung durch das k. Ministerium. — Vielfach werden 
die Geschäfte des Kanzlers und Drogmans cumulirt. (S. Art. 6. 
der Ordonn. v. 26. April 1845.) 

- 

Die von den Consuln ernannten Agenten (Agents consu- 
laires), welche auch wo möglich Franzosen sein sollen, kön- 
nen, je nach der Wichtigkeit des Ortes, von dem vorgesetzten 
Consul auch alsVize-Consuln bezeichnet werden. Diese Agen- 
ten können keine Sous- Agents (Unter- Agenten) ernennen, und 
auch von keiner andern Macht ein solches Amt annehmen. Auch 
der Minister kann Consular-Agenten und Vize-Consuln ernen- 
nen, welche direkt mit ihm korrespondiren und alle fünf Jahre 
auf ihren Posten bestätigt werden müssen. — Die Agents-Con- 
sulaires bedürfen zu ihrer Amtsführung nur eines Brevet, aber 
keines Exequatur, da sie unter der Verantwortung eines An- 
dern stehen. — Vgl. die Ordonnances vom 20. Aoüt 1833, vom 
26. Avril 1845 und vom 4. Aoüt 1847: „Sur les person- 
nel des Consulats"*), dazu das Reglement [vom 5. Oktbr. 
1847] „approuve* par le Roi, concernant 1' Examen des Candi- 



*) Den Iuhalt der dritten Ordonnance vgl. oben im Kap. III. §.3., 
dazu s. de Cussy's Reglements Consulaires, 1651, p. 70—72. 
Ueber die Drogmans vgl. noch le Baron Charles de Martens, 
Guide diplomatique, 1851, Tom. I. Chap. XII. §. 84. Den Rap- 
port au Roi, welcher die cht. Ordonn. vom 20. Aug. 1833 rao- 
tivirt, 8. in Cussy, 1. c. pag. 172 u. fg. 
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didats an grade d'Eleve - Consul , avec le Rapport au Roi et les 
pieces annexes," — s, DeClercq's (offizielles) Formulaire etc. 
1848, pag. 601 — 624; — welche Aktenstücke aus Guizot's 
Verwaltung hervorgingen. 

Die Consular-Eleven sollen wenigstens zwei fremde 
Sprachen kennen, nehmlich 1) das Englische und 2) Italienisch 
oder Spanisch. (Dem Brittischen Consul ist aufgegeben, sich 
der Landessprache seines Aufenhaltsortcs zu befleissigen.) 
Ausserdem werden sie in Völkerrecht, National-Oeko- 
nomie und Handelsstatistik [zum bessern Verständniss des 
Völkerrechts nicht bloss], sondern auch als künftige Richter, müs- 
sen sie „Licencie' en droit" sein; — zur bessern Erfor- 
schung der andern beiden , eben genannten Hauptfächer wird 
verlangt , dass sie „bacheliers des scienecs physiques" seien.) — 

Das Programm der Examin al- Fragen vgl. inDeClercq, 
L c. pag. 607—628*)- — (Vgl. auch No. 13. der Griechi- 
schen Instructionen: „Etudes et Instructions recomman- 
de"es aux Consuls." — 

§. 4. 

Die meisten Staaten haben ihre Consuln in die bureaukra- 
tische Rangordnung der Beamtenklassen untergebracht. (So z. B. 
selbst Hannover.) Dieses Verhältniss ist für uns nur inso- 
fern von Wichtigkeit, als die Scestaaten dadurch , dass sie den 
Rang der Consuln an dem der Marine-Offiziere abmessen, Rang- 
streitigkeiten und andern Collisionen zwischen Beiden bei ihren 
amtlichen Begegnungen vorbeugen. Nach dem verhältnissmässi- 
gen Rang der Consular -Beamten richtet sich denn auch der 
Schiffsgruss oder Seegruss (Salut de mer), und die Pflicht des 



*) Leider haben die französischen Administrationen seit dem J. 
1848 vielfache Ausnahmen von der bisherigen Rangordnung zu- 
gelassen, und manche Consuln ernannt, welche weder in der 
Schule der Praxis, noch in der der Theorie für ihren Posten 
ausgestattet worden waren. Hoffentlich wird man nicht länger 
die Handels-Interessen der Nation von persönlichen Be- 
ziehungen in den Hintergrund drängen lassen. 
Oppenheim, Coasulatc. 13 
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ersten Besuches — zwischen dem Consul und dem kommandi- 
renden Offizier der Staats-Marine*). — (Vgl. oben Kap. XI.) 

Ein ausgebildetes Consular-Cerimoniel giebt es übrigens 
selbst im Oriente kaum (vgl. Kap. XIV.) , in den übrigen 
Ländern aber gewiss nicht. — Die Etiquette, die Sitte und übrige 
Conyenienz verlangen natürlich gewisse Maassregeln, z. B. dass 
der Consul bei seinem Amts-Antritt die höchste Lokal -Behörde 
seines Residenz - Ortes besuche, sich bei seinen Kollegen nach 
den landesüblichen Formen erkundige, u. 8. w. — 

§. 5. 

Allgemein wird dem Consular-Beamten ein entsprechender 
Amts- Eid abgenommen, der natürlich für diejenigen Consuln, 
welche nicht Unterthanen des ernennenden Staates sind anders 
beschaffen sein muss, da er kein Gelübde der Unterthanentreue 
(Homogial-Eid) enthalten kann. — (Vgl. z. B. die „Loi relative 
ä la Prestation de serment des Agents commerciaux 
de la Belgique," vom 20. Okt. 1831.) 

Kein Consular -Beamter kann ohne besondere Autorisation 
seiner bisherigen Regierung ein ähnliches Amt einer anderen 
Macht annehmen. 

Vgl. z. B. §.38. des Consular-Reglements für Schweden 
und Norwegen vom 9. März 1830.—- 

Auch Orden und Titel können nicht ohne besondere Be- 
willigung der eigenen Regierungen von fremden Mächten ange- 
nommen werden. Das Alles folgt überdicss schon von selbst 
aus dem Prinzip, dass der Consul einer Macht sich nicht bloss 
von allen politischen Angelegenheiten seines dermaligen Resi- 
denzortes, sondern auch von denen dritter Staaten, möglichst 



*) Der Englische Consul wird bei der Ausschiffung an seinem Bestim- 
mungsorte mit il Kanonenschüssen entlassen; der Französische 
wird weder bei der Abfahrt, noch bei der Landung begrüsst. 
Den Schiffsgrnss empfangen sie meistens bei ihrer ersten Visite, 
er variirt je nach dem Rang des Consuls, z. B. zwischen 5, 7 
und 9. — 3, 5 und 9, — 3, 5 und 7 Kanonenschüssen. (Vgl. 
auch Cb. de Martens, 1. c §• 85) 
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entfernt zu halten habe. Dies ist ja auch die stillschwei- 
gende Voraussetzung seiner Consular-Immunitäten. 

(Selbst im Oriente erlaubt ihm sein Asylrecht und 
seine Exterritorialität nicht, verfolgten Verbrechern, die nicht 
seine Landsleute sind, oder gar politischen Parteigängern frem- 
der Länder Aufnahme und Schutz in seinem Hause zu gewäh- 
ren. Vgl. dazu Kap. XV. §. 15.) 



13 



Siebenzehntes Kapitel. 



Ueber Rechnungs-Verhältnisse and Tarife. 

* 

(Spczialia zu Kapitel VIII.) 
f. 1. 

Wo der Consul nicht mit einem festen Gehalt angestellt 
ist, wird er gewöhnlich bevollmächtigt, von den für seine Funk- 
tionen zu erhebenden Sportein einen Theil oder das Ganze für 
sich zu behalten. Seine Agenten theilen alsdann, nach einem 
sehr verbreiteten Gebrauch diese Einnahmen mit ihm zu glei- 
chen Theilen. Oft ist auch dem Kanzler ein bestimmter Theil 
angewiesen. — Der handeltreibende Consul (Consul-mar- 
chand) ist gewöhnlich auf Gebühren angewiesen, der Consular- 
Beamte dagegen (Consul envoye*) auf Besoldung. — 

Es bedarf kaum der Erwähnung, dass die Consular-Beam- 
ten bei der Erhebung dieser Abgaben nicht die vorgeschrie- 
benen Tarife überschreiten dürfen. Geldstrafen, oft auch Ab- 
setzung, ahnden die Ucbertretung. (S. Art. 59. der Grie- 
chischen Instruktion.) 

Wo in den, von der Regierung erlassenen Tarifen eine 
bestimmte Consular-Funktion ausgelassen ist, welche dem Wesen 
des Consulats gemäss, oder selbst den Insruktionen entprechend, 
geleistet werden muss, — da ist dieselbe entweder unent- 
geltlich zu vollziehen, und dies ist das Gewöhnlichere, — 
oder, wenn die juristische Vermiithung hiergegen spräche, so 
muss das Minimum der, in den anderen Consular-Tarifen ange- 
setzten Abgaben erhoben werden. Nach dem Nordamerika- 
nischen Reglement (s. das vorletzte Kapitel desselben) sind 
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in solchen Fällen die notariellen Gebühren-Tarife des Resi- 
denzortes zur Anwendung- zu bringen, wenn es sich nehmlich 
um Notariats-Akte handelt. — Wir haben schon oben, im Kap. 
VIII. gesehen, dass die Consular -Tarife auf den Kanzleien zu 
allgemeiner Einsicht angeschlagen werden müssen. — 

Wenn dem Consul oder Kanzler für irgend eine legale 
Dienstleistung die vorgeschriebene Abgabe verweigert wird, oder 
unbezahlt bleibt, so hat er darüber an die ihm vorgesetzte heimi- 
sche Behörde zu berichten, beziehungsweise Beschwerde einzu- 
legen. Ein Exekutionsrecht hat er weiter nicht; nur kann errie- 
ten Hon üben an den, bei ihm deponirten Dokumenten : Schiffs- 
papieren, Pässen u. s. w. Erwiesene Armuth befreit überall 
von den Gebühren. — 

Wo der Consul die Privatangelegenheiten seiner Landsleute, 
gleichsam als Agent oder Comtnissionair, besorgt, ist er nicht an 
den Tarif gebunden. (Doch enthält das Dänische Reglement 

— vgl. oben im Kap. XIII. auch hierüber eine Bestimmung.) 

Die Abrechnungen mit Privatleuten, die Auslagen für die- 
selben wegen Privat-Aufträgen oder Besorgungen, die nicht noth- 
wendig aus der Consular -Instruktion folgen, bleiben von den 
Regierungs-Rechnungen getrennt. 

Wo ein Consul den Angehörigen mehrerer Länder dient 

— wie z. B« Oesterreichische Consuln nebenbei auch denUnter- 
thanen mehrerer Italienischer Länder , (Parma , Modena, theil- 
weise Toskana) , hat er, vorbehaltlich entgegenstehender Befehle, 
seinen Tarif auf Alle gleichmässig anzuwenden, jedenfalls aber 
für die verschiedenen Regierungen besondere Rechnungen abzu- 
legen. — 

§. 2. 

In bestimmten Zeitfristen, meistens vierteljährlich, 
hat der Consul seine Ausgaben und Einnahmen bei der ihm 
vorgesetzten Behörde zu verrechnen. Diese Fristen gelten ge- 
wissermassen für Präklusiv-Termine, indem die vergesse- 
nen Posten nicht nachträglich eingefordert werden können. 
Die Niederländischen Consuln müssen im Haag einen Be- 
vollmächtigten für diese Finanz-Angelegenheiten ernennen. Ebenso 
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* 



die Belgischen Consuln und auch die Griechischen Con- 
suln (nach Art. 10 u. 11 der Instructions suppl&nentaires vom 
14./26. Dezbr. 1834. 

Nach anderen Reglements (z. B. von England, Frank- 
reich, Portugal) ist es den Consuln gestattet (aber nicht 
den Vize-Consuln) , Wechsel auf die Staatskasse abzugeben, — 
was wiederum den Sardinischen ausdrücklich verboten ist. 
Eines ausdrücklichen Verbotes bedürfte es übrigens hiefür nicht. 

Zu verrechnen sind alle Auslagen an Unterstützungen, 
Korrespondenz-Kosten, Porto, Fracht u. s. w. und alle Einnah- 
men an Consular-Gebühren. — Besondere Posten für Woh- 
nungsmiethe, Bureaukosten und Repräsentationsgelder — sind in 
der Regel nicht gestattet. — 

§• 3. 9 
In Frankreich, wie in vielen anderen Ländern, variiren 
die Gebühren je nach der Kategorie, zu welcher das Consulat 
gehört; d. h. nicht nach der Rang-Kategorie des Con- 
suls selbst, denn diese ist wohl zu unterscheiden von den Ka- 
tegorien der Consular-Residenzen , vergl. die im vorigen Kapitel 
citt. Ordonn. von 1847: „Sur le personel des Consulats," mit 
der Ordonnance royale vom 0. Novbr. 1842, welche die Tarife 
regulirt. — 

Nach Art. 2. dieser Ordonnance royale von 1842 begreift 
die 1. Kategorie : 

Die Italienischen Staaten, Oesterreich, Griechenland, 
die Türkei und die Barbaresken-Staaten. 

Die 2. Kategorie umfasst: 

Spanien, Portugal, Belgien, Holland, Preussen, den 
deutschen Bund, Schweden, Russland, Malta und die 
Jonischen Inseln. 

Die 3. Kategorie schliesst ein: 

Grossbrittanien , Gibraltar, die Brittischen Besitzun- 
gen in Asien, Afrika und Amerika, Nord- und Süd- 
Amerika, Hayti, China, die Spanischen Besitzungen 
in fremden Welttheilen. 
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Der französische Tarif kann vom Minister des Auswärtigen 
provisorisch, zumal auf Antrag oder Befragen eines Consuls, er- 
gänzt oder modifizirt werden. — 

Jeder Akt, der nicht in den Tarif eingetragen ist, muss 
unentgeltlich geliefert werden. (S. Art. 2. der Ordonn. vom 23. 
August 1833.) — 

Die Oesterreich! sehen Consuln, so wie die vieler 
anderer Staaten haben im Oriente andere Tarife anzuwenden, 
als im Occident — 

Die Britischen Consuln gelten für Rechnungs-Beamte 
(„public aecountants") , sie sind zu jährlicher Abrech- 
nung verpflichtet (nach 5. Geo. IV. c. 87. vom 5. Juni 1825 
und dem Memorandum des Foreign Office von 1846). Die Con- 
sular-Tarife sollen an den Zollämtern ausgehängt sein« Jede 
Uebertretung des Tarifs wird zuerst mit hohen Geldstrafen und 
im Wiederholungsfalle mit Absetzung bestraft. In Kriegszeiten 
kann der Königl. Geheimerath (Queen or King in Council) die 
Gehalte und Gebühren (the allowances) erhöhen. Das Parla- 
ment übt die Controle über die Kosten sämmtlicher Brittischer 
Consulate aus. 



Achtzehntes Kapitel. 



Erklärung mehrerer Begriffe ans dem Seehan- 
delsrecht, znm besseren Verständniss des 

Kap. X. 

§. 1. 

Der Rheder (armateur) ist derjenige, welcher ein ihm 
angehöriges Schiff ausrüstet, um damit Waaren oder Passagiere 
ans einem Lande in das Andere zu transportiren. Der Schif- 
fer (Capitaine, maltre, Master, etc.) ist entweder mit dem 
Rheder ein und dieselbe Person oder sie stehen zu einander in 
einem Kontrakts-Verhältniss , wonach der Rheder die Dienste des 
Schiffers für bestimmte Leistungen gemiethet hat. — Zwischen 
dem ersten Rheder und dem Schiffsbauer wird ein schrift- 
licher Kontrakt errichtet, welcher die Bauart des Schiffes und 
seine Capazität ganz genau angibt. (Aus diesem Kontrakt hat 
der Erbauer besondere Vorrechte wegen des Arbeitslohns, schon 
nach dem alten Consulato del mare, cap. 52.) Darauf wird 
das Schiff von der Obrigkeit untersucht und mit einem Biel- 
brief versehen, d. h. einem spezificirten Zeugniss über die Bau- 
art des Schiffes (Certificat de construetion; dazu Do- 
cument de mesurage). — In Frankreich wird der Biel- 
brief („Acte de francisation") in dem Büreau der Dou- 
ane des Hafenortes erlassen, nachdem die Operation des „J äu- 
ge age" (Messung, wie gross das „Tonnage" des Schiffes) vor- 
genommen. — Nach einigen Gesetzgebungen darf das Schiff 
nun nicht binnen einer gewissen Frist (z. B. 4 Jahre) an einen 
Ausländer verkauft werden. (Nach französ. Gesetzen darf ein 
Ausländer nicht einmal Theilhaber eines französ. Schiffes 
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sein; s. die Dekrets rom 21. September und 18. October 1793). 
Auf dem Schiffe haften manche Forderungen als privil egirte, 
doch ist ein Schiff nicht leicht mit Beschlag zu belegen*). 
S. Code de commerce, art. 215; Preuss. Landrecht, Tom. II. 
Tit. VIII. art. 1409—19.). — Wird ein Schiff verkauft, so 
muss ausdrücklich bestimmt werden, ob Segel, Taue, Anker, 
Boot u. s. w. , als Accessoria dem Principale folgen sollen, oder 
nicht. — Dritten Personen gegenüber haftet der Rheder, als 
Vollmachtgeber, für die Handinngen des Schiffers, soweit die- 
selben mit der Schiflsführung zusammenhängen. (Man hat also 
oft die Wahl, ob man den Rheder oder den Schiffer einklagen 
will). — Wo mehrere Rheder zusammen ein Schiff besitzen, 
entscheidet das Verhältniss ihrer Antheile über ihr Recht, ab- 
zustimmen, sowie über Gewinn und Verlust; es sei denn, dass 
vorher etwas Anderes ausdrücklich bestimmt worden sei. Für 
Ausbesserungen des Schiffes entscheidet die Majorität 
der Personen; nach Code de comm. art. 20, Consulato del 
mare, Cp. 48 — 50, etc. und s. Älartens, Handelsrecht §. 154. 

Jeder Rheder kann sich durch Abtretung seines Antheils 
von der Haftung für das Schiff befreien. Bei Veräusserung ei- 
nes Antheils haben die anderen Socii das Vorkaufsrecht. So 
lange das Schiff unterwegs ist, kann keine Auflösung 
der Sozietät erfolgen. 

§. 2. 

Der Schiffer steht für das Schiff nach bestem Wissen ein. 
Er darf nicht auf eigene Rechnung Waaren laden oder 
Passagiere aufnehmen, nicht ohne Noth Geld aufnehmen oder 
Veränderungen am Schiffe vornehmen, — nicht den vorgeschrie- 
benen Reiseplan verändern. Er muss ein genaues Reisetag e- 



*) Ueber die alte Controverse, ob Schiffe zu den Mobilien oder 
Immobilien gehören, vergl. Oppenheim'» Völkerrecht, Kap. 
Vin. §. 2. u. Kap. XII. §. 7; dazu J. A. Rogron, Code de 
commerce explique*, 1843, pag. 73 (zu Code de comm. 190. 
und Code civ. 531: „Sont me übles." 



buch führen, Rechnung ablegen, sich gleich nach jeder An- 
kunft melden, u. s. w. 

Der Kapitain miethet die Matrosen, welche zu 
ihm in dem entsprechenden Kontraktsverhältnisse stehen, dass 
sie, z. B. für besondere Zumuthungen oder für eine Verände- 
rung der ausbedungenen Fahrt einen höheren Lohn bekommen. 
Sie dürfen das Schiff nicht ohne Erlaubniss verlassen, stehen 
überhaupt unter strenger Disciplin. Für kranke und verwundete 
Matrosen muss von Seiten des Schiffes gesorgt werden; 
ebenso wenn das Schiff über die bedungene Zeit im Hafen lie- 
gen bleibt. — Wird die Reise durch Zufall unterbrochen, 
so erhält der Matrose nur den verhältnissmässigen Theil seines 
Lohnes, aber die ganzen Kosten der Rückreise. (Dafür hat oft 
der Consul Vorschüsse zu machen). — Bei „Force majeure" 
(wenn das Schiff nehmlich untergeht oder im Kriege genommen 
wird), haben die Matrosen Nichts zu fordern. (Diese unbillige 
Bestimmung, welche schon den ältesten Seegesetzen, z. B. de- 
nen v. Wisby, angehört, sollte den Eifer der Matrosen durch 
abschreckende Mittel steigern!) Wird dagegen das Schiffsvolk 
vor oder nach begonnener Fahrt ohne rechtmässige U r s a c h e 
entlassen, so gebührt ihm der halbe oder ganze Lohn. 

Der Kapitain hat ein Strafrecht über seine Untergebenen, 
für welche er aber auch einsteht. 

§. 3. 

Wird ein Schiff anBefrachter (Affröteurs) zum Transport 
gewisser Waaren vermiethet, so wird darüber ein schriftlicher 
Kontrakt abgefasst, welcher Certe, Certepartie*), Cha rte partie, 
Affrdtement oderNotissement, „P o 1 i c e d' a f f r i t e m e n t" oderPo- 



*) Der Namen kommt von Charta partita, weii man früher 
die abgefasste Charta des Kontrakts zwischen den beiden Par- 
teien zu zertheilon pflegte. — S. Kogron, 1. c., ad art. 273, 
pag. 404. Die Vermiether des Schiffes heissen „Frfiteurs". 
Vergl. auch Henry John Stephen, Comment. Vol. IL pag. 
125 u. folg. 
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lice de notissement heisst. Dagegen stellt der Schiffer das Conno s- 
sement (Connaissement, Police de cargaison, de chargement, 
the Bill of Leading) aus, in mehreren Exemplaren, meistens 
in 4, oft sogar in noch mehr. Diese beiden Aktenstücke ent- 
halten die genauesten Bestimmungen. Das Connossement 
hat Beweiskraft, (doch nur für die äusserliche, in die Augen 
fallende Qualität der Waaren). Es kann auch so ausgestellt wer- 
den , dass es au Porteur und auf Ordre lautet , und dem- 
gemäss umgesetzt und verpfändet werden kann. Das Schiff kann 
„en bloc" oder en cueillette (theilweise) vermiethet wer- 
den. Natürlich darf es keinenfalls überladen werden , und haftet 
der Schiffer den späteren Befrachtern aus seinem Vertrag even- 
tuell für rolle Entschädigung. — Wird die Fracht nicht zur 
gehörigen Zeit geliefert, (faut-fret), so kann (resp. muss 
an einigen Orten) derKapitain protestiren lassen. — Force 
majeure löst auch den Fracht-Kontrakt auf; dazu gehört un- 
ter anderem, z. B., wenn der Verkehr mit dem Lande, wohin 
das Schiff bestimmt war, etwa wegen Kriegsgefahr, untersagt 
wird. S. code de comm. 276 und Rogron dazu. In diesem 
Falle kann auch keine Entschädigung verlangt werden, nur die 
Ein- und Ausladungskosteu müssen ersetzt werden. — Unver- 
schuldete Verzögerung, selbst vis major, die nur verzö- 
gert, hebt den Vertrag nicht auf. — Tritt unterwegs ein ver- 
zögerndes Verbot oder hemmender Krieg ein, so muss der Schif- 
fer in den nächsten sicheren Hafen einlaufen und von da aus 
seine Befrachter benachrichtigen. Entschädigung tritt 
nur für verschuldete Nachtheile ein, von welcher Seite es 
auch sei. 

Der Kapitain kann in die Lage kommen, einen Theil der 
Waaren verpfänden oder verkaufen zu müssen. Hat ihn die Noth 
hierzu genöthigt, so muss er den Befrachtern nach deren 
Wahl entweder den Kaufpreis oder den mittleren Marktpreis 
der Güter an dem Bestimmungsorte („lieu de la dlcharge") er- 
statten. Doch kann er den vollen Frachtlohn abziehen. — Aehn- 
lich geht es, wenn die Waaren an einem anderen, als dem Be- 
stimmungsorte gelandet wurden. 



'S 
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Nur im Falle absoluter Unbrauchbarkeit darf das Schiff 
vom Kapitain veräussert werden. — S. das Wisby'sche See- 
recht, art. 13, — und die Jugemens d'Oleron, art. 1. We- 
gen des Frachtlohns hat der Schiffer Vorzugsrechte und 
selbst ein Retentionsrecht. — Er braucht nur auszuliefern 
an Den, der sich durch das Connossement legitimirt. 

Der Befrachter darf nicht die Waaren, (welche etwa ver- 
dorben sein könnten), für den Frachtlohn im Stiche lassen. 
Verweigert der Adressat die Empfangnahme der Waaren, so hat 
der Kapitain sein und des Befrachters Interessen in möglich- 
sten Einklang zu bringen, — zunächst durch sichere Verwah- 
rung der Güter auf der Befrachter Kosten, im Nothfalle durch 
gerichtlichen Verkauf. — Für zufällige Entwerthung der 
Waaren oder auch für völligen Verlust derselben haftet natür- 
lich der Schiffer nicht, wenn keine Schuld gegen ihn zu erwei- 
sen ist. Er steht nur für jede Verschuldung, (culpa levis), 
aber nicht für den Zufall (casus) ein. 

§. 4. 

Die See-Assekuranz (s. die Schriften der Englän- 
der: Bums, Marshai, Parker, Stevens; der Franzo- 
sen: Emerigon,Pardessus, Pothier, Boulay, Paty; des 
Italieners: Baldas s eroni; der Deutschen: Joh. G. 
Büsch, Bencke, Meno Pohls, Thöl u. A* m.) ist ein 
schriftliches Rechtsgeschäft, wodurch Jemand gegen eine 
gewisse Vergütung (eine Prämie, „prime',, in Procenten) die 
Gefahr übernimmt , welche das Schiff oder die Waaren treffen 
könnte. Die darüber abgefasste Urkunde heisst Police. Die Um- 
stände, unter welchen das Schiff fährt, die Reiseroute, die Häfen, 
wo gelandet werden darf, die Bemannung etc., der Werth der 
zu assekurirenden Gegenstände müssen ganz genau angegeben 
sein; ebenso die Art von Unfällen, — (z. B. Seeraub, Feuer, 
j actus maritim us [cfr. u.), Baratrie (unten s.) — Krieg) 
gegen welche versichert wird. Die Policen sind taxirte 
oder offene, je nachdem der Werth darin schon vorher taxirt 
ist, oder nicht. Heut zu Tage ist dieser, seit dem frühen 
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Mittelalter*) schon bekannte, Kontrakt so allgemein verbreitet, 
dass kaum ein unversichertes Schiff mehr in See sticht und an 
allen Hafenorten grosse Assekuranzkompagnien bestehen. Häu- 
fig geben die Assekuradeure wieder ihren möglichen Verlust 
in Assekuranz. Doch gibt diese Rückversicherung**) dem 
ersten Versicherten keine neue Klagrechte. — Die Reasse- 
kuranz uuterliegt im Allgemeinen denselben Regeln, wie die 
Assekuranz). U e b e r den wahren Werth des Gegenstandes hin- 
aus darf nicht versichert werden. Der mögliche Profit, der 
Frachtlohn, und selbst nach einigen Gesetzen (z. B. Code de 
commerce , art. 347) , der Sold der Matrosen , dürfen nicht 
versichert werden. (Man fürchtet, den Eifer der Schiffsleute 
ermatten zu sehen, wenn ihnen der Gewinn schon vorher ga- 
rantirt wäre; auch würde durch die Gestattung von Versiche- 
rungen auf einen möglichen noch nicht liquidirten Gewinn das 
Geschäft einen durchaus aleatorischen Charakter annehmen). 

Nach einigen Gesetzgebungen (z. B. Preuss. Land- 
recht II. Tit. 8. Abschn. 3. Art. 1939) dürfen nur solche 
Leute versichern, welche nicht in Assekuranz-Sachen als Rich- 
ter oder Vermittler auftreten müssen; (dieses Verbot trifft wohl 
auch die Preussischen und in Preusseu angenommenen , Consuln. 
Der Assekuranz-Vertrag ist ein bonae fidei contractus 
und setzt namentlich von Seiten des zu Versichernden guten 
Glauben über die von ihm angegebenen Umstände und Ge- 
fahren voraus. — Der Vertrag wird nicht vernichtet dadurch, 
dass die versicherten Gegenstände zur Zeit der Contrahirung 
schon gefährdet oder selbst schon vernichtet waren, wenn es 
nur der Versicherte damals nicht wusste. Concurs kann den 
Vertrag auflösen, aber muss nicht immer diesen Effekt ha- 
ben. Der Versicherte hat die Pflicht, allen Schaden nach Kr äf- 



*) In England wurde er erst gegen das Ende von Elisabeth's 
Regierung durch Lorabardische Kaufleute eingeführt. — S. Ste- 
phen, Comm. II. S. 115. 

'*) Sie ist in England verboten seit a. 19. George II. cap. 37. 
Sectio 4. (19. Geo. 2. 37. s. 4.) 
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ten abzuwenden, und von jedem bedeutenden Ereigniss den Ver- 
sicherer zu benachrichtigen. — Verändert er oder sein Manda- 
tar frei ▼ illi g die Reiseroute, so verwirkt er sein Vertrags- 
recht. — Die Assekuranz gegen K r i egs gefahr beruht gewöhn- 
lich auf einer besonders stipulirten Erhöhung der Prämie. 

Die Garantie des Versicheres dauert von der Abfahrt des 
Schiffes bis zur Ankunft an dem Bestimmungsorte , (wenn das 
Schiff nicht vorher eine andere Fahrt unternommen hat). Die 
Versicherung des Schiffskörpers (Kasko) beginnt schon 
mit der Ladung und dauert bis zur Ausladung. Der Ver- 
sicherer trägt nur den Schaden, welcher ohneSchuld der Ver- 
sicherten entstand. Die Prozesse, welche über Tracruntr des Scha- 
dens (z. B. beim II e b e r s e g e 1 n) entstehen könnten , fuhrt der Ver- 
sicherte für den Versicherer, auf dessen Rechnung und Gefahr, 
nach bestem Wissen und Gewissen — Wird nur für Se egef ahr 
gehaftet, so ist die Gefahr in Quarantaine-Anstalten nicht einbegrif- 
fen. — Der Versicherte kann den versicherten Gegenstand an den Ver- 
sicherer „abandonnire n", wodurch er den Versicherungspreis 
für die gefährdeten Waaren erhält; der „Abandon" ist gestat- 
tet, wenn Schiffbruch, Strandung oder Ausbleiben von Nachrich- 
ten den Totalverlust wahrscheinlich machen. Manche 
Gesetzgebungen haben für das Abandonniren oder „D e* - 
laissement") verschiedene Termine, je nach den Entfernun- 
gen, z. B. der Code du comm. (art. 373) zwischen % und 2 
Jahren. — Die Berechnung des Schadens geschieht durch Ex- 
perten („Dispacheurs"). 

Wird der Vertrag rückgängig, ehe Gefahr gelaufen wurde, 
so tritt Ri Storno ein, d. h. ein Abzug (von Vi p- (*• Kapital 
gewöhnlich) an der zurückerstatteten Prämie. — Die Klagen 
aus dem Assekuranz-Geschäft verjähren von der Zeit der erhal- 
tenen Nachricht des Schadens in verhältnissmässigen, kürzeren 
Fristen, nach französischem Rechte in 5 Jahren, nach 
Preussischem in 6 Monaten oder 2 Jahren, nach Hambur- 
gischem in 10 Jahren. Wo verschiedene Termine beste- 
hen , richten sie sich nach der Entfernung des assekurirten Schif- 
fes in den verschiedenen Himmelsstrichen. 
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§. 5. 

Der Bo dmerci - Vertrag („Contra t ä la grosse" 
pre*t ä la grosse, „grosse a venture", Englisch: bot- 
tomry*), lat. res ponden tia) ist ein Vertrag, in welchem 
dem Darleiher einer Summe das Schiff oder die Ladung dessel- 
ben verpfändet wird und zugleich höhere, als die landesüblichen 
Zinsen zugesagt werden, wogegen derselbe aber, im Fall des 
Untergehens des Schiffes oder der (verbodmeten) Ladung (Kapi- 
tal und Zinsen verliert, — so dass er sich nur an den Rest 
der verpfändeten Sachen halten kann. — Die höheren Zinsen 
gelten dabei nicht für Wucherzinsen , weil sie zugleich eine 
Prämie für die Betheiligung an der Gefahr darstellen. Dieser 
Vertrag, welcher in seinen Hauptgrundzügen an das Römische 
„Foenus nauticum erinnert, steht in der Mitte zwischen 
Assekuranz und Pfanddarlehn. — Auch dieser Vertrag fordert 
schriftliche Eingehung, nach dem Code du commerce (Art. 
311) des französischen Rechts vor dem Notar, und kann die 
Urkunde (der Seebrief, Seewechsel) wie ein Wechsel auf Ordre 
lauten und indossirt werden. Das Darlehen, Pr6t & la grosse 
(avanture), darf den Werth der verbodmeten Sache nicht 
übersteigen und muss sich wirklich auf eine Seegefahr be- 
liehen. — Verbodmen können die Rheder und Befrachter; der 
Kapitain auf der Reise nur zur Not h. Der Kontrakt wird 
null und nichtig, wenn die verbodmeten Gegenstände ohne Noth 
auf ein anderes Schiff gebracht werden. So wenig als ein Ge- 
genstand 2 mal zum ganzen Werth versichert werden darf, so 
wenig überhaupt über den Werth versichert oder verbodmet 
werden darf, ebensowenig darf dieselbe Sache zugleich versichert 
und verbodmet werden. Diese beiden Geschäfte begegnen sich 
zwar häufig , aber sie exkludiren sich dem Werthe nach. — Nach 
älteren Gesetzen (z. B. Ordonnance von 1681) ging die Bodme- 
rei der Assekuranz ?or, (der Preteur ä la grosse hatte zum 



*) Vergl. Stephen, 1. c. Vol. II. S. 83— 84; —und W.Black- 
stone, Comment. II. 457. 
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Voraus mehr risquirt, und sollte sich desshalb zuerst an die 
geretteten Sachen halten), allein die neueren Gesetze stellen 
beide gleich. — Bei mehreren Bodmereien hat die letzte, 
z. B. die in einem Nothhafen geschlossene, den Vorzug, weil 
diese die früheren zu retten beiträgt. — Auch bei der Bod- 
merei kann Abandonniren und Ristorno eintreten, und gelten 
dieselben Grundsätze der Haftbarkeit und der Verj ährung, 
wie bei der Assekuranz. 

§. 6. 

„Avarie" (von Average, E nglisch, für Durchschnitts- 
berechnung) bezeichnet allen Schaden, Auslagen und Verluste, 
welche auf der Seefahrt eines Schiffes zu verrechnen sind. Man 
nimmt an, dass Schiff und Ladung, das heisst: Eigentü- 
mer (Rheder) und Befrachter , alle Avarie gemeinschaft- 
lich tragen. Doch ist zu unterscheiden zwischen der parti- 
kulairen Havarie, welche einzelne Gegenstände trifft (z. B. 
durch Fäulniss oder Befeuchtung oder durch die Kosten, der- 
gleichen Uebel zu verhindern), und nicht vertheilt wird, 
der kleinen Avarie, welche aus den gewöhnlichen Fahr- und 
Schiffsunkosten besteht und zunächst nur dem Schiffe (Rhe- 
der) zur Last fällt, und der Avarie ex trao rdin aire oder 
commune, welche allerdings von Allen zusammen getragen 
wird. — Sie besteht aus allen durch besondere Unfälle verur- 
sachten Verlusten, allen, zur Rettung des gesummten 
Schiffes gemachten Anlehen, allen, zu diesem Behufe zer- 
störten Gegenständen oder ausgeworfenen Sachen u. s. w.*). — 

*) Vgl. Job. G. Bflsch, Darstellung der Handlung, (Vermischte 
Schriften, 1S13. Tora I). 4. Buch, Kap. II. Büsch zählt zur 
Av. grosse nicht die Verluste, sondern die Opfer, welche 
aus freiem Entschlüsse hervorgingen, und legt. z. B. einen zer- 
brochenen Mast dem Schiff, einen freiwillig (zur Rettung) abge- 
hauenen aber der Gemeinschaft zur Last Darum zählt er alle 
Verluste aus*Seekümpfen (gegen Piraten etwa) zur Av. grosse. 
Die neueren Handelsgesetzbücher, seit dem Code du commerce 
haben diese Theorie sehr vereinfacht ; dagegen vgl. z. B. Mit- 
ter raaier's Deutach. Privatrecht, §. 223—224. 
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Juristisch gibt es also nur eine Unterscheidung «wi- 
schen Avarie grosse oder commune und Ar. simple 
oder particuliere, kleiner oder partikulairer Havarie. — 

Die Havarie grosse (Englisch: „general average") 
wird zwischen Schiff und Ladung h a l b i r t , und auf die ver- 
schiedenen Partieen der Fracht, nach Prozenten ,1 verlheilt. — 
Diese Avarie wird jedenfalls auf den Versicherer zurückge- 
schoben. Ob auf den Bodmeristen, ist kontrovers, und hat 
er, z. B., in Holland und England die kleine Avarie 
(Englisch: „particular average-loss") keinenfalls zu 
tragen. Dies entspricht der Ansicht des älteren Seerechts. 
Ueber die Unterscheidung der Av. commune in grosse und 
kleine, und die verschiedenen Vcrtheilungsarten sind die Parti- 
kulargesetzgebungen nachzulesen. 

Ueber die Avarie wird im nächsten Hafen „Verkla- 
rung" aufgenommen, auch durch Dispacheurs (General-Dis- 
pasche, oft auch particulaire Dispasche) meistens unter Leitung 
der Consuln oder der Ortsbehörden. — (S. Büsch 's vermischte 
Schriften, Tom. L S. 334—336). 

Der Seewurf, Jactus maritimus, „le jet," d. h. das 
Auswerfen von Waaren zur Rettung des Schiffes, welcher zur 
grossen Avarie gehört, darf vom Kapitain nur nach Bera- 
thung mit den Schiffsoffizieren vorgenommen werden. Der Ver- 
lust dabei wird auf das Schiff und sämmtliche Waaren (die ge- 
opferten eingerechnet), vertheilt nach den Grundsätzen 
der Römischen Lex Rhodia de jactu und der altgermanischen 
Seerechte. — 

Bei der grossen oder schweren Havarie hat der 
Kapitain im Nothhafen vor seinem Consul einen ordentlichen See- 
protest (rapport de mer, sea protest) abzustatten, und Ver- 
klarung zu beantragen. 

Bei der leichten Havarie bedarf es nur einer Beschei- 
nigung des Consuls. 

§. 7. 

Zum Schluss dieses Kapitels mag es nützlich erschei- 
nen, die hauptsächlichsten Schiffspapiere, welche dem Britti- 

Oppenheim, Conwlate. |4 
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sehen Consul vorzukommen pflegen, der Reihe nach, unge- 
fähr wie sie in den Englischen Consulartarifen als Objekte der 
Legalisirung oder ähnlicher Funktionen vorkommen, erklä- 
rend aufzuzählen: 

1) Ein Schiffsmanifest („Ship's manifest") enthält die 
genaue Aufrechnung aller Güter an Bord, nebst Empfangs-Da- 
ten, etc., vom Kapitain gezeichnet, Namen und Tonnenzahl des 
Schiffs , Namen des Kapitains , der Rheder und Consignataires, 
ao weit dieselben dem Kapitain bekannt sind, die Reiseroute, 
u. s. w. — Alles das muss der Consul constatiren. 

2) Die „Bill of health" (Patente de Santa*) (vgl. oben 
im XII. Kap. und s. 6 Geo. IV. cap. 78 [27. Juni 1S25] : „An 
Act to repeal the several Laws relating to the Performance of 
Quarantine and to make other Provisions in lieu-thereof.") Die 
Zeit der Quarantainen richtet sich nach diesen Consular-Do- 
kumenten, je nachdem er eine „Clean Bill," „Suspected 
Bill" oder „Foul Bill" ausgestellt hat." (Diese 3 Katego- 
rien entsprechen der patente nette, suspecte und brüte). 
Vergl. unser Kap. XII. §. 3. 

3) Das Ursprungszertifikat enthält Namen, Be- 
schäftigung und Wohnort jedes Eigenthümers , Namen und Ton- 
nenzahl des Schiffes, den Hafenplatz, dem es angehört, den 

.Namen des Kapitains, Zeit und Ort der Erbauung oder Erwer- 
bung, die Zahl der Masten und Decke, Höhe, Breite, u. s. w., 
u. s. w. — 

4) Die Musterrolle*) zählt die gesammte Mann- 
schaft auf, mit genauem Signalement und wird vom Kapitain 
(dem Master) unterzeichnet. 

5) Der Bodmerei- Vertrag (Bottomry und das Akten- 
stück: die „Bittomry-Bill") auf Französisch: „Grosse 
aventure", „emprunt k la grosse" etc. — Dieser 
schriftliche Vertrag kann einseitig ausgestellt werden, 
(ein „Deed poll") ♦♦) oder zweiseitig (ein „Bond") aber er muss 



*) Muster-Boll = Rdle d'gquipage. 
*♦) S. Stephens 1 Commentaries , etc. 1848. Tom. I. p. 457. 
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deutlich alle Bedingungen des Kontraktes enthalten, eine blosse 
Verpfäadungs-Urkunde würde nicht genügen. 

6) Ein Arbitration-bond (s. den Merchant See- 
men 's Act, 7 /a Vict. 112, rom 5. Sept. 1844, vgl. oben im 
Kap. X. §. 8, und Fynn, Cap. XI.; dazu Watson, On Ar- 
bitrations und Awards, 1846) ist eine förmliche und genau de- 
taillirte Vertrags-Urkunde, wie sie die Gesetze zwischen des 
Seeleuten und deren Vorgesetzten vorschreiben. Sie muss gleich 
nach Ankunft des Schiffes — unter Strafe von 20 Lst. — bei 
dam Consul depontrt und jede neue Anwerbung vor ihm legali- 
sirt werdan. 

7) „Protest" ist der Bericht des Kapitains über gehabte 
Reise-Abentheuer, — wichtig für die Assekuranz-Verträge. Doch 
kann der Protest auch rom Kapita in gegen Rheder und Be- 
frachter wegen nicht eingehaltener Ladnngs- Verträge , oder vom 
Eigentümer gegen den Kapitain wegen verletzter Pflicht einge- 
legt werden. — In diesen Fällen, welche dem Consul unter- 
breitet werden müssen, handelt derselbe ganz als Notar. 

8) Order of Survey: Wenn 3 oder mehr Mitglieder 
der Schiffsmannschaft sich über ungesunde Nahrung, schlechtes 
Wasser, schlecht präparirte Medezinen, oder über Mangel an 
solchen Dingen , beklagen , so soll — nach Sect. 57. v. 7 u. 8 
Victoria cap. 112 — der Consul zu einer Untersuchung dersel- 
ben verpflichtet sein, deren Resultat er dem Kapitain schrift- 
lich mitzutheilen hat. Auch hat er die entsprechende Abhülfe 
zu controliren. 

9) Charter-party, Bill of Leading, gleich Connos- 

§. 8. 

Seit der berühmten , unter Cromwell gegebenen und dann 
von K. Karl II. angenommenen, erst kürzlich abrogirten Na- 
vigations-Akte genoss und geniesst noch heute das als 
„Brittisches Schiff" anerkannte Fahrzeug grosse Privi- 
legien, deren Prüfung oft dem Consul obliegt. Es muss na- 
mentlich als ein solches ordnungsmassig registrirt sein; s. 
8 und 9 Victoria cap. 88. Sect. 13. - Dazu aber wird vor- 

14* 
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ausgesetzt, dass es auf einer Werft innerhalb der Brittischen 
Besitzungen gebaut, oder von Brittischen Unterthanen als gute 
Prise erobert sei; — dass es in einem Brittischen Hafen do- 
mizilirt sei, (s. 8 u. 9 Vict. 88 Sect. 11). DasRegistra- 
tions-Certifikat muss alle Details über Eigenthum, Fuhrung 
und Eigenschaften des Schiffes enthalten und muss, bei allen 
wesentlichen Veränderungen dieser Verhältnisse, neu abge- 
fasst werden. Nicht über 32 Personen dürfen sich in das Ei- 
genthum eines Schiffes theilen. (Für die gesetzlichen Ansprüche 
der Eigenthümer liefern die Registrations- Akten , und darunter 
die Indossamente auf den einzelnen Certifikaten, Tollen Be- 
weis). Das Schiff muss ferner von Britten kommandirt, und 
zu % auch von Britten bemannt sein, um seine Privilegien 
nicht zu verlieren. (S. dieselbe Akte Sect. 13). Ja, bei gewis- 
sen Küstenfahrten innerhalb der 3 Königreiche und ihrer 
nächsten Inseln dürfen nur geborene, oder n atura Ii sirte Eng- 
länder dienen. Sonst soll in der Regel das Verhältniss von 
lern Brittischen Seemann auf je 20 Tonnen Ladung genügen, 
wenn das auch nicht ganz % der Mannschaft beträgt. 

Anm. Aach das französische Seerech t enthielt früher strenge 
Bedingungen für den Charakter eines französischen Schiffes ; diese sind 
aber grösstentheils durch ein Gesetz vom 9. Juni 1845 aufgehoben, 
und so richtet sich jetzt in Frankreich, wie bei den meisten 
Kontin ental- Staaten, die Nationalität des Schiffes nur nach der 
Majorität seiner Eigenthümer und der Authentizität seiner Papiere. 
Auch Preussische Schiffe brauchen nicht in Preussen gebaut zu 
sein, müssen aber Preussischen Bürgern gehören und in einem Preus- 
8ischen Hafen mit Schiffspapieren versehen sein. 
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Neunzehntes Kapitel. 

Die Grundsätze des Völkerrechts Uber den neu- 
tralen Seehandel in Kriegszeiten. 

(Zar Erläuterung des Kap. XI.) 
§• 1. 

Dem Prinzip nach war es stets anerkannt, dass die Neu- 
tralen ein Recht hätten, ihren friedlichen Handelsverkehr weiter 
zu betreiben, was für Kriege auch die Welt beunruhigen möch- 
ten. Bei den Landkriegen stellten sich die Verhältnisse an sich 
schon ganz einfach heraus: die kriegführenden Mächte befanden 
sich dabei entweder im eigenen oder in Feindes Land. Und in 
beiden Fällen konnte über die Art und Weise, wie sie requirir- 
ten, plünderten, raubten und zerstörten, keine weiteren interna- 
tionalen Debatten entstehen. Anders aber beim Seekriege. 
Das Meer ist Gemeingut (res communis) aller seefahrenden 
Nationen; man begegnet darauf Freund und Feind, und Jeder 
ist auf seinem Schiffe das Mitglied einer eigenen Gemeinde, ein 
Theil seiner Nation, nach nationalen Gesetzen lebend. Auch 
hier müssen allerdings nach den einfachen Rechtsanschauungen, 
die Neutralen ihren Verkehr unter einander fortsetzen dürfen, 
so lange sie nicht für einen der kriegführenden Theile Partei 
ergreifen, d. h. so lange sie eben wirklich Neutrale sind. 
Aber woran erkennt man, dass sie wirklich ihre Neutralität be- 
wahren, dass ihr Handel nicht indirekt oder heimlicherweise der 
Kriegführung dient? — 

Denn zu dem hum anen Prinzipe, den Handel an und für 
sich, den Handel überhaupt für neutral zu erklären,— was allen 
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Parteien und der ganzen Menschheit gleichviel nützen würde, — 
hat man sich noch nicht erhoben. Was für milde Ansichten 
auch in Friedenszeiten proklamirt werden, sobald ein Krieg 
ausbricht, greifen die betheiligten Regierungen doch immer 
zum Aeussersten. — 

Zunächst — und dies ist die billigste Forderung — verlangt 
man von dem neutralen Handel, dass er die kriegführenden 
Mächte nicht mit Mitteln zur Fortsetzung des Krieges ver- 
sorge. — Aber was gehört nicht Alles zu den Kriegsmitteln? 
Sind nicht oft Getraide und Geld nöthiger zur Kriegsführung, 
als Pulver und Blei? — 

Hieraus ergibt sich , dass der Begriff der Kriegs-Kon- 
trebande so weit ausgedehnt werden kann, dass er den gan- 
zen Seehandel umfasst. Denn je weiter die Vervehmung um 
sich greift, desto weiter geht auch der Argwohn. Wae würde 
es einer übermüthigen Seemacht im Kriege helfen, alle mögli- 
chen Artikel für Kontrebande zu erklären, wenn sie sieh nicht 
zugleich auch das Recht anmasste, die Ladung der fremden Han- 
delsschiffe zu untersuchen 4 ). 

Eine andere illegale Art, denselben illegalen Zweck zu er- 
reichen, besteht darin, dass man, statt einzelner Häfen, ganze 
Küstenstriche in Block ade -Stand erklärt, und dadurch jede 
Schifffahrt an diesen Küsten verbietet. 

Solche Mittel werden von grossen Seemächten häufiger an- 
gewendet, um rivalisirenden Handelsmarinen den Untergang zu 
bereiten, als um wirklich den Ausgang ihrer Kriege su beschleu- 
nigen. — 

In der Zeit der Kontinental-Sperre erreicht« dieses 
Treiben seinen höchsten Gipfel , nachdem man seit 1780 durch die 
Allianzen der „Bewaffneten Neutralität" einen „theil- 



*) Werden doch solche Regierungen von ihren eigenen ünterthanen 
getauscht! So wurde im Britüschen Parlamente des Jahres 1852 
dargetban, dass die Kaffern von Englischen Handelshäusern die 
Munition beziehen, womit sie die Englisehen Soldaten und Kolo- 
nisten niederschiessen ' — 
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weise gelungenen Versuch gemacht hatte, den Seehandel in 

Kriegsseiten durch feste Regulirungen zu retten. — 
Die Literatur zu diesem Kapitel siehe in 

Ompteda's „Liter, des Völkerrechte," Tom. II. $$. 278, 279, 280, 
282, 319, 321. und 

v. Kamptz „Neue Lit. des V. E., <4 SS- 257—259. 

J. L. Kl über, Lehrbuch d. Völkerrechts, §§• 279, 289, 291. (Lit.) 

Besonders vgl. Valin, Traitß des Prises, 1782. 

H ü b n e r , De la saisie des batimens neutres, 1759. 

d'Abreu, Traitß sur les prises maritimes, 2de Edit. (par Bonne- 
mann) 1802. 

Jenkinson's, Discourse, etc. etc. 1757. 

Joh. 6g. Büsch'8 Völkerseerecht, 1801. und Vermischfee Schriften, 
Tom. IV. (Von der Zerrüttung des Seehandels.) 

The od. Ortolau,j Rfegles internationales et Diplomatie de la mer. 
Paris 1845. 

Jouffroy, Droit des gens maritime universel, 1806. 
Oppenheim' s Völkerrecht, Kap. XII. 

H. Wheaton, Elements of international law, Tom. II. chap. 3. 
Frdr. J. Jacobson, Seereeht des Friedens und des Kriegs in Be- 
ziehung auf die Kauffahrteischifffahrt, 1815. — etc. etc. 

§. 2. 
(Kaperei.) 

Der Seekrieg wird nicht bloss mit Staatsschiffen ge- 
führt, sondern auch durch Privat-Unternehmungen, welche die 
Staatsflotte ergänzen und zum Theil rekrutiren. Die modernen 
Kaperer sind die Erben der alten Seeräuber; nur dass sie, 
statt sich selbst zu schützen, unter dem Schutz ihrer Staats- 
Marine stehen. Durch Kaperbriefe („lettres de marques") 
nehmlich erhalten Privatleute, einzelne Rheder oder Kauffahrer, 
ron ihrer kriegführenden Regierung oder deren Agenten (z. B. 
Coneuln*) das Recht, mit selbst ' ausgerüsteten Schiffen gegen 



*) Cfr. z. B. Arreste" des Consuls du 2 Prairial, an XL; 
dagegen dürfen sich die Consular - Agenten nicht bei solchen 
Expeditionen betheiligen. — 8. Art. 122., 1. c und vgl. ob. 
Kap. XI. 
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das Staats- oder Privat - Eigenthum des feindlichen Landes in 
kreuzen. 

(Ueber die Barbarei und Nachtheile dieser Einrichtung s. 
Oppenheim, 1. c. XII. §. 3. und Büsch, 1. c. Tom. IV, 
letztes Kapitel:) 

Die Kaperschiffe stehen unter den Befehlen und Instruk- 
tionen der Admiralität ihres Vaterlandes. Natürlich sind sie auch 
an die allgemeinen Seegesetze gebunden, wie die Staats-Marine. 
Jede Uebertretung ihrer Vollmachten zum Nachtheil befreundeter 
Schiffe kann die kostspieligsten Rtfclame-Prozesse herbei- 
führen. Desshalb müssen die Kreuzer auch hohe Cautionen 
stellen, ehe sie Kaperbriefe empfangen. . 

Die Beute, welche sie machen, gilt erst als „bonne pri- 
se," wenn sie von einem Fris en ge rieht (vergl. unten) als 
solche adjudizirt worden, denn bis dahin ist Reprise, d. h. 
Wiedernahme des Raubes möglich. Die durch die Staatsmarine 
gemachte Reprise kommt dem Privat-Eigenthümer zu Gute, 
und wird ihm sein, durch Reprise gerettetes Eigenthum wie- 
dererstattet, nicht aber, wenn es durch neue Prise wieder 
erworben ist. (Die Reprise gleicht dem Postliminium des Rö- 
mischen Rechts.) Eine andere Eigentümlichkeit der Reprise ist, 
dass sie keiner besonderen Adjudikation vor einem Prisengerichte 
bedarf. — 

Gewöhnlich sind 24 Stunden der gesetzliche Termin der 
Reprise. Die Kaperei-Ordnungen der einzelnen Seemächte 
bestimmen den Maassstab der Vertheilung zwischen den Kapern 
und dem Staate. Eigenmächtige Freilassung, Auslösung oder 
Rücklieferung von Personen, Schiffen oder Gütern ist nicht ge- 
stattet. — 

de Martens, concernant les armateurs, Im prisea et les reprisee, 

etc. Göttingen, 1795. 
Ordonnance de la marine, L. III. Titre IX.: Des Prises. 

§. 3. 

(Kriegs - Co ntrebande.) 
Seit jeher war die Zufuhr von Waffen als eine Unter- 
stützung des Feindes verpönt, und der Begriff der Kriegs-Contre- 



217 



bände kommt nicht nur im späteren Römischen Rechte vor, son- 
dern auch in den ältesten Mittelalterlichen Seegesetzen (dem 
Consulato del mare, welches seit fast 600 Jahren für die 
kultivirteren Anwohner des Mittelländischen Meeres gilt, den Ge- 
setzen yon Oleron und Wisby, der Hanse, sogar in dem ca- 
nonischen Recht). Selten aber ward dieser Begriff exakt, 
und noch seltener ward er in weiteren Kreisen übereinstimmend 
definirt. — Z. B. Edle Metalle sind auch eine Waare; Geld- 
zufuhr, als Subsidien, kann einen Casus belli bedeuten; 
dagegen Geld als Bezahlung für gekaufte Waaren, 
mag zwar der Kriegsführung bedeutend dienen, ist aber doch 
keine Contrebande. 

Bynkershoek nimmt alle Rohprodukte von der Kontre- 
bande aus, Hübner zählt ganze Schiffe zur Contrebande. 
Wo Verträge über den Begriff der Contrebande bestehen (z. B. 
zwischen England und Schweden, ein sehr milder Vertrag 
von 1656, wonach alle Schwedischen Landesprodukte auf 
Schwedischen Schiffen frei sein sollten), gelten diese Ver- 
träge strikt, so lange nicht die beiden Kontrahenten selbst 
mit einander in Krieg gerathen. Wo aber solche Verträge nicht 
maassgebend sind, sollte das Allgemeine Völkerrecht entschei- 
den, entscheidet aber (da das Völkerrecht in dieser Frage sehr 
schwankend ist, obgleich es den Begriff der Kriegs -Contrebande 
im Allgemeinen anerkennt), in der That gewöhnlich das Landes- 
gesetz des entscheidenden Prisengerichtes. Schiffer und Mitrhe- 
der leiden unter der Contrebande nur, wenn sie wissentlich 
ihre Neutralität verletzt haben, sind aber nicht schon dess- 
halb schuldig, weil sich auf ihrem Schiffe Contrebande fand. 

Ausser den Waffen werden überall Kri e gs-Munition, 
Pech undTheer, Segeltuch und Hanf vielfach, — Eisen, wenn 
der Zweck der Sendung in Schmiedung von Waffen bestand, — 
zur Kriegs-Contrebande gerechnet. 

Der Brittische Admiralitäts-Hof pflegt bei vielen, strei- 
tigen Artikeln, einen Unterschied zu machen, je nach dem Be- 
stimmungsorte der Sendung, zwischen Kriegshäfen oder Han- 
delshäfen, so dass man selbst Lebensmittel, die nach 
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Kriegshäfen verschifft waren, für Contrebande erklärte, dage- 
gen Hanf, der nach Handelsplätzen verladen war, frei aus- 
gehen liess. (Doch ist die Distinktion nicht in die Staats- 
Verträge übergegangen.) — 

Die von England abgeschlossenen Verträge zählen das 
Schiffsbauholz gewöhnlich zur Contrebande, andere Verträge 
seltener. — Die Utrechter Kommerzientraktate (1713 u. 1714) 
und die der bewaffneten Neutralität (1780—1800) haben — in 
Uebereinstinunung mit dem milderen Recht der älteren Zeit 
(i. B. s. Busch, 1. c. Tom IV. S. 193. §. 8. über die Verträge 
des 17. Jahrhunderts, besonders von Spanien und Portugal, — 
v. Steck's Handels - und Schifffahrts-Verträge, 1782, S. 190 
— 203. etc.) — - nur Waffen und eigentliche Kriegs-Bedürf- 
nisse als Contrebande erklärt. — Wo indirekte Kriegsmittel 
(z. B. Nahrungsmittel) nicht konfiszirt werden dürfen, ge- 
stattet man wohl zuweilen ein Verkaufsrecht an denselben, 
oder ein solches ergab sich auch -von selbst als Entschädi- 
gung für gewaltsame Wegnahme. — Befand sich das aufbrin- 
gende Schiff im Unrecht, so muss es die Frachtkosten vergüten. 

Vergl. z. B. den Vertrag zwischen England und Nordame- 
rika von 1794, Art. XVHI. 

§• 4. 

(Blockade und Embargo.) 

Die Blockade (Blocus) gleicht der Belagerung einer Fe- 
stung. Doch gibt es Blockade vor der eigentlichen Kriegfüh- 
rung als drohende Maassregel. 

(Vergl. i. B. Martens, Nouveau Recueil de Traite's etc. 
Tom. III. S. 53—56. und Tom. XV. S. 502, über die franzö- 
sische Blockade von Buenos-Ayres, 1838. Dazu s. Martens, 
L c. T. XVI, p. 803 et suiv. und Nouveau Supplement au Re- 
cueil. Tom. III. S. 570.) 

Die blockirende Macht versperrt und untersagt jegliche 
Zufuhr. Allein ganze Küsten kann man nicht durch physische 
Gewalt absperren. Diese allgemeinen Blockaden bedouten 
also hauptsächlich eine Vernichtung des neutralen Handels. Die 



219 



faktischen Maassregeln zu ihrer Herstellung beruhen 1) auf der 

Notifikation an die Gesandten und Consuln der neutralen Han- 
delastaaten; — und 2) auf dem Kreuzen von Kriegsschiffen und 
Kaperern die betreffenden Küsten entlang. — 

Diese Art von Blockade, einmal erklärt, dauert bis sie 
nachdrucklich widerrufen wird. Die eigentliche Blockade dage- 
gen hat nur eine thatsächliche, keine juristische Dauer. Die 
Bundesstaaten der bewaffneten Neutralität erkannten nur fakti- 
sche, d. h. partielle Blockaden an („ou il y a un danger e* Ti- 
den t d'entrer," s. Hartens, Recueil, Tom. VII. S. 516. Art. 
III. der Verträge zwischen Russland und den Scandinavischen 
Lindern). — England dagegen hat sich nicht diese Schranke 
gezogen und in dem letzten grossen Kriege ganze Küsten- 
striche und sogar neutrale Flüsse blockirt, — (z.B. 1803 
die Elbe-Mündung, weil die Franzosen Hannover besetzt hatten) 
— ja endlich eine allgemeine Blockade aller Französischen und 
von Frankreich abhängigen Häfen verkündigt. — 

Ein Schiff, welches der Blockade zuwider, einlaufen will, 
wird angesehen, als diene es zur Unterstützung des Feindes. 
Nur der Fall der Noth, wie Schiffbruch und kriegerische Verfol- 
gung, also erweisliche Unfr eiwil ligkeit bilden die gül- 
tige Einrede des Nothhafens. ■ — Den blockirenden Komman- 
danten wird die Verfolgung des verdächtigen Schiffes gestattet; 
doch müssen sie dabei das neutrale Seegebiet (als „locus p Ga- 
tt itentiae") respektiren, was sogar die Praxis der Brittischen 
Admiralität» -Richter billigt. (Es verdient hierbei erwähnt zu 
werden, dass England, um nicht im Inneren getrennt zu er- 
scheinen, alles Wasser in seinen sogenannten „Narrow-Seas," 
neinlich das Meer, so weit es fingirte Linien zwischen den äus- 
sersten Vorgebirgen der drei Brittischen Königreiche nach jeder 
Seite hin einzuschliessen vermögen, — d. h. die sogenannte 
„King* s Chambers," als zu seinem Territorium gehörig be- 
trachtet, ungefähr wie die anderen Seemächte die Küste auf Ka- 
nonenschussweite, wie Nordamerika die Delaware-Bai, u. s. w. — 
S. Oppenheim, L c. Kap. VIL §. 7. — So nimmt auch Eng- 
land das Waaser seiner Küsten auf 4 Seemeilen Weite, al» 
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Territorial-Gebiet in Anspruch. — Siehe 9 Geo. II. 35. 
[J. 1736].) 

Das neutrale Seegebiet (als locus poenitentiae) muss jeden- 
falls respektirt werden, sogar den Schuldigen gegen- 
über. — S. Henry Wheaton's Elements of International Law, 
Tom. II. pag. 140—141. 

Das Embargo (auch „l'arrlt de prince" genannt) 
ist eine mittelbare Blockade; es erscheint auch oft als eine 
drohende Maassregel vor dem Kriege, oder statt des Krieges. 
Es ist ein vorläufiger Arrest auf den in den Häfen oder Territo- 
rialmeeren eines Staates eben befindlichen Schiffen des bedrohten 
Landes. — Zuerst wurde das Embargo von den Engländern an- 
gewendet. — 

8. Jouffroy, Droit maritime, pag. 31. und Nau, Völkerseerecht, 
(1802) §• 258. 

§. 5. 

Wenn neutrale Schiffe dem Feinde keine Kriegsmittel 
liefern und seine belagerten Städte nicht verproviantiren dürfen, 
so dürfen sie noch viel weniger sich oder ihre Flagge (durch 
wirkliche oder Scheingeschäfte) dem Feinde vermiethen, um sei- 
nen Verkehr zu decken und zu schützen. Daher stellen die 
kriegführenden Mächte die Frage auf: Womit wird die vorge- 
schützte Neutralität eines Schiffes bewiesen? — (Sonst 
könnte ja auch die neutrale Flagge von kriegführenden Mächten 
missbraucht werden.) — 

Vorläufige Nachweisung liefern die Schiffspapiere: 

DerPass oder Seebrief (Conge* oder „Lettre de mer"). 
Der Bielbrief, das „Certificat de construc- 

tion," oder sonstige Eigenthums-Certifikate. 
Die Connossemente (Conaissements , Polices de charge- 

ment, de cargaison, „BiUs of leading"). 
Die Certe-partie, u. s. w. 
Dieser vorläufige Nachweis geschieht laut Aufforde- 
rung eines kriegführenden Schiffes, durch die „Sem o nee" 
oder die „Coup d'assurance." 

Wenn das neutrale Schiff unter Bedeckung (Convoi) 
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segelt, so genügt in der Regel die blosse Versicherung des Kom- 
mandanten des bedeckenden Staatsschiffes für den Beweis, dass 
das Schiff seiner Macht angehört. Denn ein Zweifel in diese Ver- 
sicherung wäre zugleich ein Zweifel in die Neutralität seiner 
Flagge; die Voraussetzung, dass er feindliche Schiffe geschützt, 
wäre die Voraussetzung eines Kriegszustandes zwischen seinem 
und dem Staate des nachfragenden Schiffes. — Bestrittener ist, 
ob seine Versicherung auch dafür genügt, das Schiff jeder Un- 
tersuchung wegen konfiskabeler Waaren zu überheben. — 

Die „Bewaffnete Neutralität" und andere Vertreter 
der neutralen Unabhängigkeit bejahten auch diese Frage ; — s. 
Martens, Recueil etc., T. VII. p. 493. u. 519., Art. III. der 
citirten Verträge, und vgl. damit den Vertrag zwischen Frankreich 
und Nordamerika von 1800, Art. XVIII. u. XIX.; — allein der 
Eng lisch- Russische Vertrag von 1801 enthält einige Mo- 
difikationen. 

(Vgl. auch de Martens, Causes cllebres, T. II. No. 7.: 
Diffe'rend entre les cours d'Espagne et de Danemark, an 1782) etc. 

Wenn das Schiff weder unter Bedeckung reisst, noch die 
Schiffspapiere hinreichend klar sind, um jeden Verdacht ferne zu 
halten, so kann eine Untersuchung des Schiffes erfolgen. — 
Die Engländer Hessen oft das neutrale Eigenthum be- 
schwören. — 

(Vgl. Büsch, 1. c. Tom. IV. pag. 192 und die Hambur- 
ger „Monitorien" desshalb vor Ausbruch des Englischen See- 
krieges. Diese Monitorien sind zum Theil Sache der Consuln.) 
— Aber was ist „neutrales Eigenthum?" Auch hierüber 
sind, je nach den Interessen und Traktaten, gar verschiedene 
Auslegungen in Umlauf gekommen, z. B. ist schon Commis- 
sionsgut, d. h. von feindlichen Kaufleuten den Neutralen in 
Commission gegebenes Gut als neutral beschworen worden, weil 
die Neutralen bei der Konfiskation desselben ihre Vorschüsse, 
Garantieen , Assekuranz-, Bodmerei -Gelder, u. s. w. verlieren 
wurden. — (Vgl. unten die nächsten §§.) 

§. 6. 

Die Visitation eines Schiffes (unter den Voraussetzun- 
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gen de» vorigen Paragraphen) geschieht vielfach auf eine, durch 
Verträge geregelte Weise. Z. B. soll das Kriegsschiff sich 
auf Kanonenschussweite entfernt halten, eine Schaluppe voraus- 
schicken, u. s. w. 

Vgl. die Utrechter Schifffahrts - Verträge zwischen Eng- 
land, Holland und Frankreich; 

Verträge Nordamerikas mit Preussen und mit Frank- 
reich von 1785; 
„ Frankreichs mit England, 1786; 
„ „ mit Nordamerika, 1800; 

„ Russland's mit Schweden, 1800; 
„ „ mit England, 1801, u. a. m. 

In zweifelhaften Fällen rekurrirte man auf den nationalen 
Ursprung der Schiffsmannschaft, von der — z.B. nach 
Brittischen Grundsätzen — über Drei Viertheile mit der Nationa- 
lität des Schiffes übereinstimmen müssen. — 

Vgl. z. B. Art. VII. des Russisch-Englischen Schifffahrts- 
Vertrages von 1801; und s. die Schriften von Franz Grund 
und General Cass, Ueber das Untersuchungsrecht (1842, 
in der Angelegenheit des zu unterdrückenden Sklavenhan- 
dels, vom Nordamerikanischen Standpunkte gegen Eng- 
land gerichtet). 

Erfolgt aus der Visitation Beschlagnahme und Weg- 
führung — sei es nun wegen Widersetzlichkeit, wegen mangeln- 
der Legitimation, oder wegen Verletzung der Neutralität, — so 
muss das Schiff durch einen „Conducteur de la prise" in 
einen befreundeten oder neutralen Hafen abgeführt werden, in 
welchem die Prise der nehmenden Flagge als Eigenthum zu- 
erkannt werden kann. — Wird die verdächtige Waare freiwillig 
abgetreten, so bedarf es keines weiteren Verfahrens, und man 
sollte das Schiff jedenfalls seine Fahrt ungestört vollenden 
lassen. (Das geschah aber nicht immer!) — Keinenfalls hat man 
das Recht, ein neutrales Schiff, selbst gegen Entschädigung, 
wider seinen Willen, zu ihm fremden Diensten zu verwenden, 
und dadurch dem Kriegsrechte auszusetzen. — « 



§. 7- 

Der sogenannte „Rjclame-Prozess" wird vor einem 
Prisengericht geführt, welches mehr als das kompetente Fo- 
rum des Klägers erscheint, als dass es das zuständige Ge- 
richt des Angeklagten, (der ja, als zur feindlichen Flagge 
gehörig Torausgesetzt wird) vorstellen könnte. Nichts destowe- 
niger hat vor diesen Administr ati v-*Gerichten das gefan- 
gene Schiff die Rechtmässigkeit seiner Ladung zu beweisen. 
Es scheint ungerecht, dass der angegriffenen Partei der Beweis 
auferlegt wird, allein ihr Beweis ist nur ein Supplement zu den 
Schiffspapieren, welche ja eigentlich an sich schon ausreichen 
sollten. — 

Vgl. Valin, Commentaire de l'Ordonnance de la marine de 1681., 

Livre III. Titre IX. des Prises, ad Art. 6. (et Art. 12.) 
Nau's Völkerseerecbt, §. 215 u. fg. 

Durch die Adjudikation der Prise als gute Prise über- 
nimmt der Staat die Verantwortlichkeit für die Handlung seiner 
Kreuzer oder Kriegsschiffe. Darum wird er auch umgekehrt, 
wenn die Prise nicht bestätigt wird, für Freisprechung oder 
Schadloshaltung einstehen müssen. — 

Kreuzer oder Kaperer, welche ihre Handlungen nicht vor 
dem Prisengerichte rechtfertigen, stehen den Seeräubern (Pirates, 
Forbans) gleich, und müssen demnach zur See als vogelfrei 
gelten* — 

Das Prisengericht ist weder ein Schiedsgericht, noch ein 
Strafgericht, auch kein völkerrechtliches Institut, sondern nur 
eine — völkerrechtlich mehr oder weniger anerkannte — Ein- 
richtung, wodurch ein Staat seine kriegerischen Maassregeln nach 
den Gesetzen der völkerrechtlichen Billigkeit so viel als möglich 
zu reguliren sucht, wogegen keine Appellation wohl aber Retor- 
sion und Repressalien zulässig sind. — 

(Sie sind nicht zu vergleichen mit den Consular-Gerichten, 
wenn auch die Consuln zuweilen bei ihnen mitwirken. — Ueber 
die juristische Bedeutung der Prisengerichte und die 
Ansichten der älteren Völkerrechtslehrer hierüber vergl. Op-> 
penheim's System des Völkerrechts, Kap. XII. §. 9.; — fer- 
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ner siehe Hein ec eins, De navibus ab vecturam vetitarum mer- 
cium commissis, cap. II. sect. 17. u. 18. und Ch. de Martens, 
Causes cllebres, T. II. No. 1. nnd besonders pag. 50 — 51.) 

In England ist der High-Court of Admiralty, mit 
seinen Unterbehörden, das eigentliche Prisengericht des 
ganzen Staates. Auch hier muss man die Centralisation 
des Instituts nicht für einen regelmässigen Instanzen- 
zug nehmen, wiewohl — zur Erreichung möglichster Harmonie 
in den Urtheilen (nach Precedents) — eine Revision der Ur- 
theile vor dem Obergerichte zulässig ist. — 

Die Fragen, welche vor den Prisengerichten (Prize- 
Courts) entschieden werden, sind folgende: 

1) War die Prise auf neutralem, oder auf feindli- 
chem Seegebiet, oder auf hoher See geschehen? Im ersten 
Falle war sie jedenfalls unberechtigt. 

2) War sie an konfiskabeln Gütern geschehen? 

3) War sie ganz oder nur theilweise befugt? 

4) Wer ist zur Leistung der Prozesskosten, wer zu Scha- 
dens-Ersatz verpflichtet ? 

Ein aufgebrachtes Schiff kann freigelassen werden und den- 
noch in die Kosten verurtheilt werden, wenn nehmlich die vor- 
läufige Wegnahme durch Widersetzlichkeit, durch Vernachlässi- 
gung gewisser Formen oder durch Unordnung in den Papieren 
motivirt werden kann. Der Schadens-Ersatz kann selbst 
die mittelbaren Verluste umfassen. — 

Während der Untersuchung muss drs Prisengericht selbst 
dafür Sorge tragen, dass Waaren und Schiff in Sicherheit 
seien. — 

Für den materiellen Inhalt der Entscheidung gilt das 
allgemeine Völkerrecht erst nach den speziellen Verträ- 
gen. (Zu diesen Quellen gehören: das Consulato del mare, 
die Ordonnance de la marine, die Utrechter Verträge, 
z. B. Art. 29. des Vertrags zwischen Frankreich und England 
von 1719, der Ryswicker Vertrag zwischen Frankreich und 
Holland von 1697, Art. XXX., der Vertrag zwischen England u. 
flolland von 1674, Art. X. und viele andere mehr. Für die 
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Förmlichkeiten des Verfahrens, die Prozesskosten u. dgl. m., 
entscheidet natürlich das Landesgesetz und die speziellen Verord- 
nungen des angegangenen Prisengerichtes. 

Oft werden inFriedensschlüssen alle, bisher zwischen 
den kriegführenden Partien gemachten Prisen bestätigt. Allein 
solche Verträge verbinden selbstredend die Neutralen nicht, 
auch die an ihnen gemachten Prisen ohne Weiteres gut zu heis- 
sen. Denn „Pacta tertiis nec nocent, nec prosunt! — 
Darum wurden zuweilen schon gemischte Commissionen nieder- 
gesetzt, z. B. 1794 zwischen Grossbrittanien und Nordamerika 
wegen der von Brittischen Kreuzern im Französischen 
Kriege an Nordamerikanischen Schiffen gemachten Prisen. — 
S. Wheaton. 1. c. S. 107—108. 

§. 8. 

Nach den bisherigen Auseinandersetzungen war nur die 
erste und augenfällige Bedeutung der Kriegs - Contrebande 
als Grund der Untersuchung und Wegnahme angenommen worden. 

Soweit wären die Reclame- Prozesse noch einfach genug. 
— Aber der Seekrieg ist inhumaner, als der Landkrieg, und be- 
droht feindliches Eigenthum überhaupt, ja, er verfolgt es 
auch noch auf den neutralen Schiffen. Auf diese Weise kann 
aller Handel mit dem Lande und den Kolonien des Feindes un- 
möglich gemacht werden. Eine Reihe schwieriger, juristischer 
Untersuchungen über das Eigenthum an spedirten oder in Com- 
mission genommenen , zu liefernden , bestellten oder zugesagten 
Waaren, welche zwischen neutralen und feindlichen Kaufleuten 
den Verkehr bilden, knüpft sich nothwendig an diese ungemes- 
sene Ausdehnung des „Droit de visite." — (Auch versuchte 
man — freilich unhaltbare — Distinktionen zwischen dem Droit 
de visite, de Visitation oder de perquisition, Right of search oder 
of Visitation*). — Leider stellte schon das Consulato del 



*) Man unterschied so, dass das Droit de visite oder das right 
of search nur die Untersuchung bedeutete, ob das Schiff 
nicht unter falscher Flagge segle, die „Visitation" aber auf 
Oppenheim, Conaolate. 15 
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rnare*) (cap. 276, 230 u. 273, s. Grotius, De jure belli ac 
pacis, Lib. III. cap. 1. §. 1. und Bynkershoek, Quaestiones 
Juris publici I. cap. 13 n. 14) die unpraktische und nur 
scheinbar gerechte Theorie auf, dass Feindes Gut auf Freun- 
des Schiffen verfallen, Freundes Gut auf Feindes Schiffen aber 
frei sei. — Diese Theorie, welche in der Praxis fast allge- 
mein bis in das 17. Jahrhundert galt, hat nicht wenig dazu bei- 
getragen, die freie Entfaltung des Weltverkehrs zu hemmen. 
Nichts ist dem Handel en gros, und besonders der Spedition zur 
See nachtheiliger, als Chikane und Aufenthalt. Freilich waren 
damals noch nicht so sehr, wie jetzt, die Waaren der ver- 
schiedensten Eigenthumer auf demselben Schiff zusammenge- 
bracht; auch begleiteten noch die Kaufleute meistenteils selbst 
ihre Waaren und konnten so mit den feindlichen Schiffen gleich 
verhandeln und sich durch Vergleiche retten. (S. Büsch, 1. c. 
pag. 159, über cap. 273 des Cons. del mare: Das neutrale 
Schiff sollte der Kaperer in einen Hafen führen, wo es die 
feindlichen Guter abladen kann, aber dem Schiffe dafür die 
bis zum Bestimmungsorte bedungene Fracht ausbezahlen. Der 
Eigenthumer der neutralen Ladung sollte über den Ankauf 
des feindlichen Schiffes mit den Kreuzern einen Vergleich 
treffen, es gleichsam auslösen, ranzioniren dürfen, um den Trans- 
port seiner Waaren zu retten, u. s. w. — Das moderne Prisen- 
recht gestattet solche Unterhandlungen nicht; vgl. oben im §.2. 
dieses Kapitels.) 

Unter Feindes Gut kann man solche Waaren verstehen, 
welche entweder des feindlichen Landes Produkte, Fabrikate und 
noch unverkauft, oder welche von dem Feinde — baar oder 
auf Kredit — - gekauft worden sind. Waaren, die dem Feinde 
schon abgekauft worden sind, gehören nicht mehr dem Feinde. 



den Inhalt der Ladung gerichtet sei. Diese diplomatische 
Haarspalterei figurirte in vielen diplomatischen Noten der neue- 
sten Zeit bei den Verträgen gegen den Sklavenhandel. 
*) In Pardessus Collection des lois maritimes antöneures au 
XIX. siegle, vol. IL cap. 12. 
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Geld, welches dem Feinde als Bezahlung einer Schuld zugeführt 
werden soll, ist entschieden nicht Feindesgut , denn der Neu- 
trale müsste es trotz der Konfiskation, also doppelt bezahlen. 
Ebenso sind andere vertretbare (fungible) Waaren, z. B. Ge- 
traide, wie Geld, zu beurtheilen. — Eventuell übt auch die auf- 
bringende Macht eine Art Vorkaufsrecht (vgl. oben §. 3.). 
Neutrale Waaren, welche man vorfand, müssen vorläufig sicher 
deponirt werden, aber auf kosten des neutralen Eigen- 
tümers, der sich nun einmal dieser Gefahr ausgesetzt hat. — 

Eine andere Theorie kam in der französischen Praxis 
des 16. Jahrhunderts (unter den Königen Franz I. und Hein- 
rich III.) auf. Sie ist hirter und übermüthiger , als die vorige 
und schreibt dem feindlichen Theile das Uebergewicht zu, so 
dass die feindlichen Schiffe oder Waaren auch die befreundeten 
Waaren und Schiffe mit in's Verderben ziehen; vielleicht, weil 
das neutrale Schiff, welches feindliche Waaren lud, sich in den 
Dienst des Feindes begeben zu haben scheint, in dem anderen 
Falle aber das Schiff als die Hauptsache zu betrachten ist. „La 
robe de l'ennemi confisque celle de Fami." Dies war auch die 
Alt-Englische Theorie. (Dagegen opponirte energisch 
Zoueh; s. Zouchaei, Juris et Judicis fecialis, Pars II, §. VIII. 
No. 5. u. 6.) — 

Endlich kam um die Mitte des 17. Jahrhunderts die mil- 
dere Praxis dieser Theorie auf, wonach der neutrale Schiffs- 
herr nur dann sein Schiff verlieren sollte, wenn er wissentlich 
feindliche Waaren geladen. Unter solchen Voraussetzungen 
(wie z. B. der, dass die neutralen Handels-Marinen zur Aushun- 
gerung der sich bekriegenden Staaten mit beitragen müssten) 
änderte sich natürlich auch die Jurisprudenz der Beweislast 
in den Prisenprozessen. 

Nach dem Cons. del mare und nach Hugo Grotius war 
die juristische Präsumtion stets für den überwiegenden 
Charakter des Schiffes gewesen. Unter dem späteren Schrek- 
kenssystem aber war auch die juristische Präsumtion stets der 
Neutralität feindselig. — 

Zuletzt, mit dem höher aufblühenden Seeverkehr, enstand 

15* 
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das dritte, das gerechteste, billigste und praktisch anwendbarste, das 
einfachste, nützlichste und liberalste der bisherigen Systeme: „Die 
Flagge deckt das Schiff (und die Ladung), — „Bord 
libre rend marchandise libre," — „FreiSchiff, frei 
Gut; Unfrei Schiff, unfrei Gut." — „Vaisseau libre, 
marchandise libre, vaisseau ennemi, marchandise 
ennemie." — „Le pavill on couvre la marchandise." 

Hierbei wird jedes Durchsuchungsrecht (nach Gut und Men- 
schen) überflüssig. — Diese Theorie wurde zuerst von den Hol- 
ländern, die damals den grössten Commissions- und Spe- 
ditions-Handel betrieben, in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhun- 
derts vertreten; z. B. in den Verträgen mit Frankreich, 1646, 
1662, 1678, 1697, 1713 u. 1739; — mit Spanien 1650; 

— mit England 1674; mit Schweden 1675 u. 1679 etc. 

— (Vgl. Dumont, Corpus diplom. T. VI. P. I., T. VII. P. I., 
T. VIII. P. I. u. II. und Wen ck, Corpus diplom. T. I. p. 424, 
620, etc.) 

Sie war am meisten geeignet, den neutralen Handel zu 
heben und sogar den kriegführenden Mächten, namentlich in Be- 
zug auf ihre Kolonien, die Nachtheile des Krieges möglichst 
zu lindern. Zu Utrecht und Aachen (1748) und dann von der 
„Bewaffneten Neutralität" (1780) wurde diese Theorie 
zum allgemein gültigen Prinzip erhoben. (Nur Spanien behielt 
in einigen Verträgen die mildere Seite des Cons. del mare, 
nehmlich das „Unfrei Schiff, frei Gut," bei. — 

Die Baltischen Mächte haben (in dem Traktate der „Be- 
waffneten Neutralität") noch ausserdem dem Untersu- 
chungsrecht dadurch vorzubeugen gesucht, dass sie sich für Con- 
voyirung der Kauffahrtei-Schiffe ausgesprochen, und überdies das 
Baltische Meer für ein geschlossenes Seegebiet erklärten. — 

Selbst En gl an d konnte (besonders seit dem unglücklichen 
Kriege mit den Nordamerikanischen Vereinsstaaten v. 1812) der 
humaneren Theorie nicht dauernd widerstehen, welcher Frank- 
reich sich schon früher angeschlossen hatte. — 

Vgl. z. B. Frankreichs Verträge mit Russland vom 11. Jan. 
1787 u. a. m. 
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Indessen haben dieselben Verträge der Bewaffneten Neu 
tralität dem allgemeinen Rechtsatze, dass nehmlich die Flagge 
das Schiff und die Waare decke, eine Ausnahme zugefügt, 
welche sich auf die Kriegs-Contreb ande bezieht. Aber 
worin diese bestehe, ist zur Verhütung unbilliger Vorwände, ziem- 
lich genau definirt, so dass nur wirkliche Waffen dafür gelten 
können. Ausserdem ist das Conyoyirungsrecht in die Ver- 
träge aufgenommen, sowie eine genaue Verzeichnung der bei et- 
waigen Visitationen erforderlichen Förmlichkeiten und die stren- 
gere Definition der Blockade. (Vgl. oben §.4. in dies. Kap.) 

§. 9. 

(Skia Yenhandel.) 

Seit einigen 20 Jahren hat Grossbrittanien, gestützt auf 
einen Artikel der Wiener K ongres s- Akte, ein neues Durch- 
und Untersuchungsrecht gegen den Handel mit Negersklaven 
einzuführen gesucht. — 

Vgl. die Verträge England's mit Frankreich yom 30. Nov. 
1831 und vom 22. März 1833, — die, mit den anderen Euro- 
päischen Grossmächten, am 20. Dec. 1841 zu London abge- 
schlossenen, — und viele andere Traktate mit fast allen schwä- 
cheren Staaten (z. B. Spanien, Portugal, Hayti und Brasilien. 
(Nur Nordamerika hat bisher allen Aufforderungen und An- 
fechtungen widerstanden.) — 

In diesen Verträgen sind die Tropengegenden genau 
bezeichnet, innerhalb welcher visitirt und detinirt werden 
darf. (Denn nur aus Südafrika und nur n a c h Westindien, Cen- 
tral - und Südamerika werden Sklaven aus - und eingeführt, auch 
sind die betreffenden Staatsverträge nur gegen den Sklaven h a n- 
del, nicht gegen die, in vielen Staaten und Kolonien gesetz- 
lich statuirte Sklaverei selbst gerichtet.) 

In diesen Gegenden darf auf einen, aus den Schiffspapie- 
ren sich ergebenden Verdacht, das Schiff selbst untersucht und 
eventuell aufgebracht werden. Dazu sind gewisse Geschwader 
von Kriegsschiffen der paziszirenden Mächte, nach genauen Sti- 
pulationen beordert. (Vgl. die Cautelen des Französisch-Eng- 
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tischen Vertrags vom Juni 1845.) Aber die Entscheidung liegt 
keinem Prisengerichte ob, sondern gewissen, in den Ver- 
trägen designirten Landes gerichtshöfen , z. B. zu Genua, 
Livorno, Travemünde, Kuxhaven, Bremerhafen u. b.w. Hier also 
gilt der kompetente 6 er i chts s ta n d des Angeschuldigten. 
Die Voruntersuchung wird freilich meistens in den Tro- 
pengegenden, also nicht immer vor dem zuständigen Ge- 
richte des Beklagten geführt, dort werden denn auch die auf- 
gefundenen Negersklaven gleich wieder abgesetzt. — A eitere 
Stipulationen Englands mit Spanien (1817 u. 1825), mit den 
Niederlanden und anderen maritimen Mächten haben gemischte 
Untersuchungs-Commis sionen aus den Richtern der 
contrahirenden Staaten zusammengesetzt. — 

Vergl. überhaupt die Verträge in Martens Nouveau Re- 
cueil, Tome XIII. pag. 190, 194, 208, 292 et suiv. — T. XV. 
S. 210. und Oppenheim' s Völkerrecht, Kap. XII. §. 13—15. 

In allen Staaten, wo der Sklavenhandel direkt verboten 
ist, haben die Consuln die Aufgabe, die Schiffe ihrer Nation auch 
in dieser Beziehung zu controliren, und bei jedem, ihnen an- 
gezeigten Neger-Transport eine Voruntersuchung einzulei- 
ten, deren Aktenstücke dem ihnen vorgesetzten Ministerium zu 
überliefern sind. Eine wirkliche Kriminal- Juris diktion 
haben die Consuln indessen selbst im Oriente, beim Skla- 
venhandel ebensowenig, als bei der Seeräuberei, seien 
diese Verbrechen von oder an den Unterthanen ihrer Regierun- 
gen begangen. — 

Vgl. DeClercq et de Vallat, 1. c. pag. 484 u. fg. 489 — 492 u. 
pag. 537. 



Zwanzigstes Kapitel 



Vergleichung der wichtigsten Consular-In 

struktionen. 



Um eine leichte und rasche Uebersicht über den unmittel- 
bar praktischen Inhalt dieses Buches zu gewähren, haben wir 
es für angemessen erachtet, zu einer übersichtlichen Verglei- 
ehnng, eine bestimmte Consular-Instruktion zu Grunde zu legen, 
um bei jedem wichtigen Artikel derselben die Abweichungen der 
anderen bedeutenderen Consular-Instruktionen hinzuzufügen. — 
Wir mussten zu diesem Behufe eine der neueren und ausführ- 
licheren legislatorischen Arbeiten wählen. So übermässig reich, 
oder doch jedenfalls zahlreich und angehäuft auch das vor- 
handene Material ist , so war unsere Wahl doch sehr beschränkt. 
Die französischen Regierungen haben die Grundregeln des 
französischen Consularwesens nicht in eine einzige Instruktion 
zusammengedrängt ; das Preussiache Reglement ist theilweise 
veraltet, theilweise nicht ausführlich genug. Die Brittischen 
„General Instructions" sind zu allgemein gehalten, und verwei- 
sen zu sehr auf andere Spezialgesetze, wie es überhaupt nicht 
im Geiste der Englischen Jurisprudenz liegt, durch Codifica- 
tion zu vereinfachen und abzukürzen. Das Brasilianische, 
und noch mehr das H eile ni sehe Reglement enthalten viel 
Vorzügliches, sie sind namentlich mit Sorgfalt ausgearbeitet; 
aber das eine verweist zum Theil auf Zustände, welche uns zu 
ferne liegen; das andere, welches sogar den Vorzug hat, die 
französischen Grundsätze zusammen zu fassen, ist in seinen Be- 
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Zeichnungen oft nicht praecis genug und auch in manchen Be- 
ziehungen nicht recht Tom Hauche der Praxis durchweht. Die 
meisten anderen Staaten haben nichts Erschöpfendes geleistet, 
und so blieb kaum eine andere Wahl übrig, als die des Consu- 
lar-Reglements eines Landes, welches, sich an die einfach- 
sten Normen haltend, sein Consularwesen durch kraftige prak- 
tische. Unterstützung und durch unermüdliche Berücksichtigung 
aller Handels-Interesssen auf eine achtbare Höhe erhoben hat. 
Die Allgemeinen Instruktionen der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika sind noch am besten geeignet, uns als ein Leitfaden 
für den Schematismus dieses Kapitels zu dienen. (Um möglichen 
Irrthümern vorzubeugen, bemerken wir hier noch zum Uebar- 
flusse, dass diese (am 2. März 1833, von Edward Livingston, 
als Staatssekretair des Auswärtigen, unterzeichneten) Instruktio- 
nen zwar eine Reihe früherer Instruktionen zu ersetzen und 
selbst Kongress-Akte (von 1792, 1799, 1803, 1810, 1813 u. 
s. w.) entbehrlich zu machen bestimmt waren, (so dass durch 
mannigfache Rückbeziehungen der klare Zusammenhang und die 
systematische Ordnung des Ganzen etwas gestört werden) , dass 
sie aber desshalb noch lange nicht die einzige Quelle 
der Instruirung für die Nordamerikanischen Consuln und Han- 
dels-Agenten bildet. — Gewisse Materien, wie, z. B. das Ver- 
hältniss zur Staats-Marine, fehlen darum gänzlich in der vorlie- 
genden Instruktion. (Vergl. §. 24 dieses Kap.) 

§. 2. 

Das erste Kapitel der Amerik. Instrukt. handelt von der 
Pflicht eines Consuls vor dem Antritte seines Am- 
tes. — Er hat nehmlich, alsbald nach seiner Ernennung zum 
Amte bei dem General-Prokurator (Attorney) eines Distrikts-Ge- 
richtes der Union, in dessen Nähe er wohnt, gewisse Garantien 
zu unterschreiben , deren Maass , inwieferne sie hinreichend er- 
achtet werden , der Prüfung des Staatssekretairs unterliegt. — 
— — Wohnt der ernannte Consul schon in dem Lande seiner 
Bestimmung, so hat er seine schriftlichen Garantien einzusenden 
und von zwei, innerhalb der Unions-Gränzen wohnenden Bür- 
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gen, caviren zu lassen. — Abreise und Anmeldung soll er mög- 
lichst beschleunigen. — 

Die Ton den Nordamerikanischen Consuln bei ihrer 
Ernennung zu leistende Caution ist den anderen Consular-In- 
struktionen, mit Ausnahme der Portugiesischen, fremd. 
Das Portugies. Reglement verlangt ron den General-Consuln eine 
persönliche, keine pekuniaire, Garantie. — Die anderen In- 
struktionen verlangen einen Amtseid; — das Belgische 
Reglement (art. 4) begnügt sich mit eidlichen Revers, bis 
der Consul sich das erste Mal am Wohnsitze des Ministeriums 
befindet, wo er dann den Eid nachzuleisten hat. Das Olden- 
burgische Reglement (1843) verlangt eidlichen Revers. Das 
Hamburgische (1851) verlangt nur Einsendung eines Rever- 
ses und erlässt den Diensteid. — . (Ferner vgl. oben Kap. XVI. 
in fine über den Amts-Eid der Consuln). 

§♦ 3. 

Kap. II. der Amerik. Instruktion behandelt die Förmlich- 
keiten nach Amts-Antritt der Consuln. Nach Art. 2 des- 
selben hat der Consul, gleich nach Erlangung seines Exequa- 
turs, ein Inventar über die vorgefundenen Kanzlei und Ar- 
chive heimzusenden. Das Belgische und Holländische 
Reglement fordert von den Consuln, dass sie eine Abschrift des 
erlangten Exequaturs an ihre heimischen Ministerien (des 
Auswärtigen) einsenden. — Die Forderung, das Exequatur nach 
der Landessitte zu publiziren , welche in der Amerik. Instr. an- 
gedeutet wird, findet sich nicht in den anderen Instruktionen. 
Gewöhnlich bleibt es der Lokal-Regierung überlassen, davon in 
ihren Amtsblättern die betreffende Anzeige zu machen. — Die 
fr an z ös. Ordonnancen verpflichten den abgehenden Consul im 
Orient, seinen Nachfolger der französ. Orts-Gemeinde zu publizi- 
ren; bei plötzlichen Abberufungen oder Todesfällen würde diese 
Pflicht dem ad interim fungirenden Beamten obliegen. 

Nach den meisten anderen Instruktionen , besonders nach 
den, der französischen Ordonnance nachgebildeten, werden bei 
jedem Amtswechsel neue Kanzlei-Inventare dressirt, für die Re- 
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gierung, wie für den neuen Consul $ doch liegt diese Pflicht dem 
abgehenden Consul ob, und dem neuen Consul gehört nur 
die Controle darüber. — 

Das Exequatur wird in den meisten Ländern unentgelt- 
lich geliefert. Eine Ausnahme machte früher der Orient und 
Nordafrika , wo der neu antretende Consul grosse Geschenke mit- 
bringen musste. In Marokko ist diese Unsitte noch heute 
nicht ganz abgeschafft. In Spanien wird für das Exequatur 
eines Consuls eine Gebühr von 32 Piaster, yon dem Vice-Consul 
16 Piaster entrichtet; in Sardinien 40 Francs, in Brasi- 
lien vom Consul gegen 400 Francs , vom Vize - Consul % ; 
(vgl. oben Kap. IV.). Solche Abgaben sind durchaus unge- 
rechtfertigt, denn 1) Verstössen sie gegen den Grundsatz der 
Reziprozität und 2) lasten sie, wenn auch nur dem Prin- 
zip nach , auf der Freiheit des diplomatischen und des Handels- 
verkehrs. Es ist ein indirektes Schutzgeld! 

§• 4. 

Die Consular-Kasse geht — nach Art. 3 (Kap. II.) der 
Amer. Instr. an den neuen Consul über; aber deponirte Erb- 
schaftsgelder müssen noch von dem abgehenden Consul der 
Staatskasse der Union Übermacht werden. — Nach französ. 
Reglement theilt der Consul mit dem Kanzler die Verant- 
wortlichkeit der Depots. — Nach Griechischem Reglement 
hat der Consul einen Schlüssel zur Depositen-Kasse , einen 2ten 
der Chef der lokalen Zollbehörden. Nach Brasilia- 
nischem Reglement hat der Vi c e-C ons ul, (welcher in den 
Brasil. Consulaten dem General-Consul betgegeben ist) , den 2tcn 
und ein angesehener Kaufmann, wo möglich, ein Brasilianer, 
den 3. Schlüssel. Als ob durch die Mehrheit der Schlüssel die 
Sicherheit auch nur um ein Haarbreit erhöht würde! — 
Der Brittische Consul hat die vacanten Erbschaften, nach eini- 
ger Zeit an die „Lords of the Treasury" einzusenden. 

Zum Art. 3 ist noch zu bemerken, dass die Nordamerika- 
nische Regierung seit jeher viel dafür gethan hat, ihren Con- 
suln in, auf Reziprozität basirten, Staatsverträgen die steuer- 
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freie Verwaltung der Erbschaften ihren Landsleuten zu sichern, 
sowie sie auch in manchen Verträgen für die Gegenseitig- 
keit des freien Landerwerbes zu wirken suchte. — Vgl. 
z. B. den V. mit Frankreich v. März 1853. 

§.5. 

Dringende Nothfälle ausgenommen, darf der Amer. Consul 
— laut Art. 4 der Instr., seinen Posten nur mit Urlaub sei- 
nes Gesandten oder seines Ministeriums verlassen. — Auch nach 
Portugiesischem Reglement (§. 56) ist der Consul dem 
Portugiesischen Gesandten bei dem Lande, in welchem er fun- 
girt , untergeordnet („pour tous les objets , qui ne seront pas 
de nature purement consulaire")- — Die Griechischen Le- 
gationen haben gewöhnlich das General- Consulat über die Con- 
sulate in dem , ihnen angewiesenen Lande. Preussen ver- 
langt , dass seine Consuln mit den Gesandten in stetem Rap- 
port bleiben. Das Verhältniss der Consuln im Oriente zu den 
Gesandten in Konstantinopel, s. oben in Kap. XV. — Das Ver- 
hältniss der Consuln unter einander ist fast nirgends näher 
bestimmt. Wir können, ausser diesem Art. 4, und dem, ihm 
ähnlichen , art. 20 der G r i e c h. Instruktion , nur noch die Hol- 
ländische Instruktion von 1786 für die Consuln am Mittel- 
ländischen Meer (vergl. oben Kap. XV.) anführen. 

§.6. 

Kap. III. der Amer. Instr. bespricht die Kanzleiführung, 
und verlangt, in Art. 5. die Kopie sämmtlicher amtlichen Kor- 
respondenzen in 2 Kopirbüchern , wovon das eine der Abschrift 
aller nach Washington geschickten Berichte ausschliesslich ge- 
widmet ist. — Ueber die Bücher, welche in den Consnlar- 
Kanzleien gehalten werden müssen, vgl. das Nähere oben in 
Kap. VIII. Die meisten anderen Instruktionen bestimmen beson- 
dere Bücher für die Schiffspapiere, die Pässe, Depositen, etc., 
welche alle auf den Amerikanischen Kanzleien in einem dritten 
Buche zusammengestellt werden. — Wo die Consuln Civil- 
Standsbeamte sind (vgl. oben Kap. XII. und XIII.) oder wo 
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sie überhaupt ausgedehnte notarielle Funktionen ausüben, erge 
ben sich natürlich bei der Buchführung etliche Bücher mehr, — 
doch muss , auch für die Nordamerikanischen Consuln , unter- 
schieden werden zwischen den Buchern , welche unbedingt gehal- 
ten werden müssen und denen , welche noch etwa nützlich 
und empfehlenswerth , und auch hier und da eingeführt sind. — 
Art. 6 — 10 der Amer. Instr. behandeln nur Aeusserlichkeiten. 

§• 7. 

Ad Art. 8. Die meisten Consular-Berichte gehen an das 
Ministerium des Auswärtigen oder in kleinen Republi- 
ken, wie die Schweiz oder die Deutschen Freistädte an diejenige 
Behörde, welche die Stelle eines solchen Ministeriums vertritt, 
also Bundesrath, Bürgermeister u. s. w. Die Gesund heits be- 
richte gehen in der Regel an das Marine - Ministerium , nach 
Sardinischem Reglement an den Gouverneur der Grenz-Divi- 
sion , nach Oesterreichischem an das Handelsministerium 
oder an die Central- Seebehörde zu Triest. Wo eigene Han- 
dels-Ministerien sind, korrespondiren die Consuln mit diesen di- 
rekt, oder durch Vermittelung des Ministeriums des Auswärtigen. 
Letzteres in Portugal, wo ausserdem die Consuln ihre Depe- 
schen an den Direktor der Douane couvertiren sollen. 
(Art. 51 und 53). Vergl. auch das Holland. Reglement, Art. 25 
und das Sardin. Circular vom 5. September 1835. Die 
französischen undBrittis eben Consuln berichten über die 
Staatsmarine direkt an das M a r i n e - Ministerium. 

§. 8. 

Ad Art. 11 der A m e r i k a n. Instrukt. (das Amtssiegel 
betreffend): Der Brittische.Consul ist verpflichtet, Duplikate 
seines Amtssiegels und seiner Unterschrift an den Brittischen 
Staatssekretair des Auswärtigen einzusenden, damit dieselben bei 
der Zolldirektion aufgehoben werden, um jedem, durch Fäl- 
schung desselben möglichen, Zollunters chleif vorzubeugen. 

§. 9. 

Ad. Art. 12. Habjährliche Berichte nach vorge- 
legten Formularen über den Stand des Nordanicrikaniachen 
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Handelä und der Schifffahrt an seinem Wohnsitze. — Wohl 
zu unterscheiden yon den allgemeinen Handelsberichten, — 
und auch yon den Preis-Couranten, welche, nach man- 
chen Consular- Instruktionen sehr häufig eingeschickt werden 
müssen. — 

Der Brittische Consul soll alle Semester einen allgemei- 
nen Handelsbericht einsenden, dagegen ist er zu einem solchen 
„Return of trade", wie er hier im Art. 12 gemeint ist, 
(im Gegensatz zu den „Commercial reports" überhaupt) 
nur alle Jahre verpflichtet, aber zu Preis-Couranten von 
Agrikultur-Produkten vierteljährlich. (Für alle diese Be- 
richte sind ihm bestimmte Formulare vorgelegt; ja, für den 
Hauptbericht ist ein Schematismus von Fragen*) aufge- 
stellt). Der Russische Consul soll wöchentlich einen 
Preis-Courant an das „Departement des auswärtigen Han- 
dels" einschicken, der französische Consul monatlich. — 
Preussen, Holland, die Schweiz, Portugal verlangen 
regelmässig nur Jahresbericht e und sonst Berichte nach Be- 
dürfniss und Anlass, 

§. 10. 

Art. 16 (Chap. 4. Sect. I.) lautet folgendermassen : „Eitt 
„Consul, mit Ausnahme der bei den Barbaresken Staaten 
„aecreditirten , ist mit keinem diplom atischen Charakter 
„bekleidet, und hat folglich auch kein Recht, mit der Regie- 
rung seines Wohnortes zu correspondiren , ausser in den spä- 
„ter erwähnten, besonderen Fällen. Jede Forderung an die 
„questl. Regierung soll durch den Amerikanischen Gesandten 
„vermittelt werden, wenn es einen solchen am Orte gibt. Wo 
„nicht, so muss das Gesuch in ehrerbietigen Ausdrücken ge- 
stellt sein und mit Nachweisung, dass das Gesuch an Subal- 
„tern-Beamte nicht gestellt werden konnte, oder von densel- 
ben nicht beachtet wurde." 



*) Diese Fragen s. in R. Fynn, 1. c S. 68 u. folg.; u. vgl. damit 
die, den Preuss. Consuln vorgelegten, im Preuss. Handels- 
archiv £ 1851, H. IL S. 39. 



Ad. Art. 16. Viele Staaten legen ihren Consuln den „öf- 
fentlichen Charakter" bei, ohne diesem Ausdruck einen bestimm- 
ten, juristischen Inhalt zu geben. 

Brasilien gewährt dem Consul den „caractere public," 
in seiner Eigenschaft als „Commissair der Krone." 

Frankreichs Verordnungen (vergl. die Instruction gd- 
närale vom 8. August 1814), bezeichnen die Consuln als 
„agents politiques ," bestreiten ihnen aber den Caractere 
rlprlsentatif, welcher die Gesandten, Minister und Ge- 
schäftsträger unter das „Droit des gens" stellt. Wörtlich 
ebenso Griechenland in Art. 2 der Instr. von 1834. 

Viele Reglements schweigen ganz hierüber, besonders die 
derjenigen Staaten, welche ihre Consulate mit Kaufleuten zu be- 
setzen pflegen. 

§. 11. 

Die zweite Section des 4. Kap. der Amerik. Instr. behan- 
delt die Pflichten der Consuln gegen die Intestat-Erb- 
schaften ihrer Landsleute. — Demzufolge soll der Consul 
sich in Besitz der fälligen Erbschaft zu setzen suchen , und dar- 
aus versteigern lassen, was rasch zu verderben droht, oder 
zur Schulden-Tilgung realisirt werden muss, — vorausgesetzt 
nehmlich, dass die Landesgesetze eine solche Consular-Verwal- 
tung zulassen , und dass der Verstorbene keinen näheren , ge- 
setzlichen Vertreter, Garanten oder Associe hinterlassen habe. 
Einige beiläufige Bemerkungen über das Recht der Consuln, zu 
legalisiren und Proteste aufzunehmen, gehen diesen Anord- 
nungen voran. 

Ad Art. 18 (1. Clausel). Der Amerikan. Consul kann Akte 
legalisiren, Proteste und Erklärungen aufnehmen, welche von 
irgend einem Amerikanischen Bürger, oder zu Gunsten ir- 
gend eines Amerik. Bürgers gemacht werden. 

Der Preussische Consul kann nur solche Erklärungen 
legalisiren, welche von Behörden ausgestellt sind; der Rus- 
sische nur solche, welche sich auf Handel und Schifffahrt be- 
ziehen. Die Consuln der meisten Länder sind nur zur Legalisi- 



rung amtlicher Zeugnisse verpflichtet. — - lieber den 
Consul als Notar und Civilstandsbeamten vergl. Kap. XIII. obeu. 

Art. 18, 2. Clausel (Erbschaften). Die 2. Ausnahme 
dieser 2. Clausel (das Vorhandensein besser berechtigter Admi- 
nistratoren), findet sich in den wenigsten Instruktionen. [ — 
Zur 1. Ausnahme vergL den Vertrag Frankreichs mit Nordame- 
rika Tom 23. Februar bis 11. Mära 1853; u. a. m. 

§. 12. 

Nach Art. 19 hat der Consul zuerst, mit Zuziehung 
zweier Amerik. oder sonst befreundeten und wohl 
bescholtenen Kaufleute ein Inventar abzufassen, mit 
Aufzählung sämmtlicher Forderungen und Werthangabe aller 
Gegenstände der Erbschaft. Auch die Schulden und die Han- 
delsbücher müssen inventarisirt werden. 

Ad Art. 19. Die Französ. Instruktionen erwähnen auch 
der Mise des sc eile's neben dem Inventar. — Ebenso viele 
Verträge Frankreichs und anderer Mächte seit 1713 und 1714 
(zu Utrecht). 

§. 13. 

Art. 25 und 26 bestimmen die Verrichtungen des Consuls 
bei Fahrzeugen ihrer Nation, welche an den Küsten ihres Di- 
striktes Schiffbruch gelitten, oder gescheitert, in ihren Bezirk ge- 
bracht werden. — Hülfe, Unterstützung; Inventarisirung (wie 
bei Nachlässen); Meldung nach Hause; — Betheiligung bei den 
Operationen der Lokalbehörden; möglichste Verhinderung der 
Ausübung des sog. Strandrechts u. s. w. — Doch muss er von 
den Behörden oder den Agenten der Eigenthümer nöthigenfalls 
zurücktreten. 

Ad Section III, Art. 25 und 26. Auch nach Dänischem 
Reglement (Art. 15) muss der Consul dem ad hoc ernannten 
Commissionair der Eigenthümer oder Assekuratoren die Bergung 
gestrandeter Güter überlassen, nachdem er sich für seine bishe- 
rige Mühewaltung hat De*charge geben lassen. 

Nach einem Französ. Circulaire de la marine vom 13. 
August 1848 können die Consular-Agenten 2 Procent des Wer- 
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thes der von ihnen geretteten Güter als ,,B e r gelohn" bean- 
spruchen. In den meisten Instruktionen ist auch der Protokolle 
erwähnt, welche die Consuln hierbei aufzunehmen haben. — 

Vergl. das Schreiben der Triester Seebehörde vom 8. Ok- 
tober 1833. 

Nirgends ist den Consuln das Recht zu dieser Thätigkeit 
bestritten, dagegen sichern ihnen viele Verträge die Mitwirkung 
der Lokalbehörden, wenn sie dieselbe requiriren sollten. — 

Yergl. den früher sehr wichtigen, nun durch bessere Ver- 
träge ersetzten, Vertrag zwischen Frankreich und Nordamerika 
vom 14. November 1788; — die Verträge von 

Frankreich und Russland vom 11. Januar 1787; 
„ ,, Spanien vom 24. Dezember 1786; 

Dänemark und Neapel vom 6. April 1748; 

Frankreich und Meiiko vom 8. Mai 1837. 

§. 14. 

Section IV der Amerik. Instr. Von den Beziehungen 
der Consuln zu den Kapitainen ihrer Handels-Ma- 
rine. — Art. 27 enthält die Verpflichtung der Schiffs- 
führer, unter Busse von 500 Dollars, sich gleich nach Ankunft 
im Hafen bei ihrem Consul zu melden, und ihm das Schiffsre- 
gister und den Seebrief, eventuell auch ihren Pass für das Mit- 
telmeer, vorzulegen. Die Geldstrafe kann der Consul selbst erhe- 
ben, und die Schiffspapiere theilt er, gegen Quittung, den, da- 
zu bestellten Hafenbehörden mit; u. s. w. 

Ad Section IV. Art. 27. Nach Preuss. Reglement ist 
die Strafe des Schiffsführers, der sich nicht beim Consul mel- 
det, 5 Rthlr. 

nach Oldenburgischem — 25 Rthlr. 

nach Dänischem — 50 Rthlr. (Dänisch). 

nach Schwedischem — 100 Rthlr. (Schwedisch). 

nach Sardinischem — 25 Livres. 

nach Brasilianischem — 10,000 Reis. 
Das Russische Reglement verfügt keine bestimmte 
Strafe. — 
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Nach den meisten Reglements muss sich der Kapitain bin- 
nen 24 Stunden melden, nach dem Pre us si sehen und eini- 
gen anderen erst binnen 3 und 4 Tagen. Die Fluss schiff- 
fahrt ist von dieser Verfügung ganz befreit, nach Preussischem 
und Oldenburgischem Reglement auch die Küstenschifffahrt. 

Nach Russischem Reglement und nach Preussis ehern 
(s. die Circular-Vcrfüguug der K. Preuss. Regierung vom 18. 
Februar 1S46) braucht sich der Kapitain nicht persönlich, 
sondern nur schriftlich anzumelden, wenn sein Landungs- 
platz zwar zu dem Consularbezirk gehört, aber nicht die Resi- 
denz des Consuls ist. 

Das Hamburger Reglement verlangt überhaupt nur ei- 
nen Bericht über die Einfuhr. 

Nothlandungen, welche nicht über 24 Stunden dauern, 
brauchen nicht notifizirt zu werden. S. z. B. Oldenburg. Reglement. 

Was den Seepass für das Mittelländische Meer 
anbelangt, so verlangt auch Schweden ausdrücklich den 
Passeport Türe für alle Schwedischen Schiffe, welche über 
das Cap. Finisterre hinaussegeln. 

Die meisten Instruktionen, besonders die Französi- 
sch e n verlangen noch einen G esun dh eitspass *), einige we- 
nige die Connossemente. (Letztere werden im Preuss. Reglement 
dem Prinzip der Handelsfreiheit zu Liebe, ausdrücklich aus- 
genommen). 

Das Portugiesische Reglement verlangt das Journal 
— den Seebrief — Gesundheitspass — die Schiffsregister von 
Mannschaft und Ladung. 

*) Ein französisches Dekret vom 24. Dezember 1850, (u. a. m.) 
befreite von der Verpflichtung zur Patente de santl: 1) alle 
Schiffe aus dem Norden Europa'», England und die Nieder- 
lande einbegriffen; — 2) Die Stockfisch- und Wallfisch- 
Fänger , um Island , Doggersbank , Terra-nova herum , u. a. m. 
3) Die Fahrzeuge, welche aus Corsika und Sardinien Vieh, 
einführen ; — 4) Die Küstenfahrer, auch des sogenannten 
„Grand cabotago", d. h. der Fahrt zwischen den französ. 
Küsten des Mittelmeeres und des Atlantischen Ozeans. 

Oppenheim, Consulate. 15 
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§. 15. 

Beim Verkauf eines Schiffes und bei Verabschiedung von 
Matrosen hat — nach Art 28 — der Consul die Interessen der 
Seelente zu wahren, ihre gerechten Forderungen einzukassiren 
und ihre Ruckkehr zu befördern. 

Ad Art. 28. In den meisten anderen (Französischen, 
Prcussischen, Belgischen, Russischen, Dänischen, 
Portugiesischen, Griechischen, Brasilianischen u. 
a. m.) Consular-Instruktionen ist bestimmt, dass kein Schiff 
ohne Billigung des Consuls veräussert werden darf, 
dass dieser dabei die Berechtigung der Veräussernden und die 
Motive derselben zu untersuchen hat, — ferner, dass er die al- 
ten Schiffspapiere reklamiren soll, zumal, wenn das Schiff 
in das Eigenthum von Ausländern übergeht. Die Schiffspa- 
piere werden dann an die Regierung gesandt. Dänemark ver- 
langt, beim Verkauf eines Schiffes an Ausländer, dass das dem 
Schiff eingebrannte Zeichen „Dansk Eiendom" vertilgt werde 
u. dergl. m. — 

Die Regel, wie viel in solchen Fällen an die Matrosen 
auszubezahlen ist, gehört eigentlich nicht in die Consular-Regle- 
ments, sondern in das Seerecht; (vcrgl. oben Kap. XVIII.) 

Die Amerik. Instr. nimmt als Minimum für Matrosen, wel- 
che Amerikanische Bürger sind, den Gehalt für % 
Jahr über den fälligen Gehalt an. 

Auch nach dem Brittischen „Merchant-Seamen's Act 
(s. oben Kap. X.) haben die Consuln oder Vize-Consuln bei ei- 
nem Schiffsverkauf nur die Befriedigung der Seeleute , die Schiffs- 
offiziere einbegriffen, zu überwachen, jedoch ohne dass darin 
(wie in diesem Art. 28) für alle Fälle vorausbestimmt wäre, 
wie viel dem Einzelnen gebührt. 

§. 16. 

Art. 29 der Amerikan. Instr. wahrt, in den eben angege- 
benen Fällen, die Interessen der Schiffs Offiziere, gleich 
denen der Matrosen. — Art. 34. Nr. 2. enthält die Verpflich- 
tung der Schiffsführer, hi lflo se Matrosen, je 2 auf 100 Ton- 



Digitized by Google 



'243 



nen Last, aufzunehmen, wenn das Schiff nehmlich heimwärts 
segelt. — Nr. 3. desselben Art. tarifirt einige geringe Certifi- 
kat-Sporteln, für welche der Consul ein Pfandrecht an den 
Schiffspapieren hat. 

Ad Art. 31. Auch das Preussischc, wie das Nord- 
amerik. Reglement, spricht nur von der Rücksendung der See- 
leute. Andere Reglements, z.B. das B e lgis che, Russi s che^ 
Sardinische, Holländische, Brasilianische drucken 
diese Pflicht der Rücksendung (das „Rapatriement") ganz allge- 
mein aus, so dass es alle notbleidenden Nationalen trifft. Die 
Weigerung eines Kapitains, solche Landsleute mitzunehmen, 
wird in den meisten Reglements oder Verordnungen (den P reu s- 
sischen, Hannoverischen, Französischen, Griechi- 
schen, Portugiesischen u. a. m.) strafbar erachtet und 
auch meistenteils mit Geldstrafen belegt. Doch sind die Kapi- 
taine nur im Verhältniss der Ladungsfähigkeit ihres Schif- 
fes verpflichtet z. B. nach Französ. , wie Nordamerikanischem 
Reglement, zu 2 Mann auf je 100 Tonnen Ladungsfähig- 
keit, nach Brasilianischem zu 4 Mann auf je 100 — 200 Tonnen 
— und 1er mehr für jede 50 Tonnen Ladungsfähigkeit mehr. 
Das Portugiesische Reglement will, dass die Mitzunehmen- 
den V 3 der Mannschaft nicht übersteigen. Die Preuss. 
Verordnungen (besonders die von 1833, cf. oben) stellen die 
Verpflichtung der Schiffskapitaine so auf, dass aus der ITcber- 
ladung des Schiffes, (das wenigstens 50 Last = 100 
Tonnen, geladen haben muss) , und auch aus dem physi- 
schen oder moralischen Zustand der Mitzunehmenden Ein- 
reden abgeleitet werden können. Die Spanische Instruktion 
(1834) besagt sogar, dass man berechtigt sei, fremde Matro- 
sen, die auf Span. Schiffen Dienste genommen, zu entlassen, 
um heimkehrenden Spaniern Platz zu machen. 

§. 17. 

Ad Art. 35 (Sect. V.): Der Consul muss jeden Seemann 
als Amerikaner unterstützen, der als Solcher gedient hat, 
ohne die Echtheit seiner Nationalität einer neuen Prüfung unter- 

16 * 
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werfen zu dürfen. — Vollständige Pflege in Krankheitsfällen, 
n. 8. — 

Das zu bewilligende Reisegeld und die sonstigen Unter- 
stützungen sind in vielen Reglements normirt, z. B. in dem 
Preussischen bis 2% Silbergroschen für die Preuss. Meile 
oder 10 Sgr. per Tag, im Belgischen 1 Franc täglich, im 
Russischen 25 Kopeken, im Sardinischen 80 Centimes 
per Tag, und zu Lande 10 Centimes per Lieue (Wegestunde) 
etc. etc. Der Hannoverische Consul darf nicht über 6 Tha- 
ler preuss. per Mann bewilligen, u. s. w. Die Unterstützungs- 
summe muss auf dem Passe angemerkt werden. 

§. 18. 

Ad Art. 36. Ist ein Verbrechen auf einem Amerik. Schiffe 
geschehen, so möge der Consul dafür Sorge tragen, dass die 
Angeschuldigten nebst zwei Hauptzeugen mit erster Gelegenheit 
den Gerichten ihrer Heimath überliefert werden. 

Ad Art. 36. Das Brasilianische Reglement überlässt 
die Verbrechen , welche an Bord Brasilianischer Handelsschiffe 
begangen wurden, nach der Landung in einem fremden Hafen 
der Entscheidung der Landesgerichte. Doch für die schwereren 
Verbrechen bestimmt Brasilien dieselben Maassregeln, die hier 
Art. 36 enthält. Die meisten anderen Instruktionen, z. B. 
Französische, Sardinische, Griechische etc., unterschei- 
den mit juristischer Genauigkeit zwischen den eichteren und 
schwereren Verbrechen, dtSlits und crimes, und haben für diese 
die Heimsendung, für jene die Consular- Jurisdiktion. (Vgl. oben 
Kap. TO und XV.) 

Was den Kordamerik. Consuln von Jurisdiktion zugemessen 
ist , kann nur aus den betreffenden Staatsverträgen ersehen wer- 
den. Die allgemeine Instruktion ist hierin entschieden mangel- 
haft; die richterlichen Funktionen der Consuln sind ausserdem 
sehr beschränkt. 

§. 19. 

Die Consuln der Nordamerik. Staaten können — gemäss 
Art. 38 und 39 — Pässe und Certifikate nur, nach ge- 
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nauer Erforschung der zu bezeugenden Thatsachen ausstellen, 
Pässe nur an Amerikaner. Bei Ursprungs-Certifika- 
ten, welche bestimmt sind, einen Rückzoll zu sichern, wird 
ihm besondere Vorsicht anempfohlen. Hat er fremdes Eigen- 
thum als Amerikanisches anerkannt, so läuft er Gefahr, einer 
Strafe von 1 0,000 Dollars und 3 Jahren Gefängniss zu verfallen. 

Ad Art. 38. Hiernach, wie nach französ. Reglement, 
concurriren die Consuln mit den Gesandten in der Paffs-Er- 
theilung, nur mit der Ausnahme, dass nach Nordamerik. 
Instr. , die Consuln Ausländern (auch nach Nordamerika) 
keinen Pass ertheilen können. Anders Preussen, Frank- 
reich, Sardinien. Sardinien untersagt seinen Consuln 
Pass- und Yisa-Ertheilung bei Reisen nach der Levante, nach 
den Barbaresken Staaten und nach Amerika. Oesterreichische 
Consuln dürfen Fremden die Pässe nicht visiren, Oesterreichi- 
sche Vize-Consuln überhaupt nicht. — Die Englischen 
Consuln ertheilen gar keine Pässe, aber sie können im Nothfall 
Visa's oder entsprechende Beglaubigungen geben. Andere Con- 
suln (z. B. die Oldenburgischen) können passlosen Lands- 
leuten nur nach der Heimath Pässe ertheilen. Ein Preus- 
sisch-Ru ssis eher Vertrag vom 19. November 1818 gestat- 
tet (Art. III.) den Consuln, Kaufleuten ihrer Nation Pässe ins 
Innere ihres Residenzlandes zu ertheilen. 

Ad. Art. 39 und 40 (Sect. VI. über Certificate v. 1833). 
Auch die französ. Ordonnance schreibt den Consuln be- 
stimmte Vorsichtsmaassregeln vor, unter welchen sie sich, bevor 
sie bescheinigen oder legalisiren, von der Wahrheit und Richtig- 
keit des zu Bescheinigenden überzeugen müssen. Andere Regle- 
ments verweisen dafür auf die N o t a r i a t s Ordnungen, — z.B. 
die Brittische General-Instr. 

§. 20. 

Sect. VII. Art. 41 und 42 gewähren den Amerik. Con- 
suln das Recht, an untergeordneten Häfen ihres Bezirkes Con- 
sular-Agenten zu ernennen, und zwar mit 1 Bevorzugung ihrer 
etwa daselbst ansässigen Landsleute. Die Agenten korrespondi- 



ren in Amtsgeschäften nur mit dem Consul, sie stehen unter 
seiner Controle und Verantwortung. 

Ad Art. 41 und 42. In den anderen Reglements, welche 
den Consuln die Ernennung von Vize-Consuln gestatten, steht 
nicht, wie hier, die Einschränkung auf Hafenplätze. — Also 
dürfen von den Consuln keine Amerikan. Consular-Agenten für 
Landstädte ernannt werden, wenn es nicht wenigstens Fluss- 
häfen sind, gross genug für Amerikanische Schiffe. (Heut zu 
Tage bilden doch die Eisenbahnen, auch ohne Flüsse, manchen 
ansehnlichen Stapelplatz !) 

Ueber die Ernennung der Vize-Consuln in anderen Län- 
dern vergl. Kap. III. und Kap. XVI. 

Nach Franz ös. und Belgischen Einrichtungen wird 
dem einzelnen Consul speziell die Erlaubniss ertheilt , Con- 
sular-Agenten zu ernennen. — Die Spanischen und 
Mexikanischen Consuln können es ohne vorgängige Geneh- 
migung thun. — In England, Preussen, Hannover, Olden- 
burg, Mecklenburg-Schwerin haben die Consuln nur das Vor- 
schlagsrecht. — Die nachträgliche Bestätigung wird 
überall verlangt. — Manche Reglements, z. B. von England, 
Brasilien, Schweden, Sardinien, Uruguay, habenden 
Consuln auch ein mehr oder minder bedingtes Absetzungsrecht 
eingeräumt (sie suspendiren und berichten darüber). Die 
Respon s ab i Ii tat der Consnln für ihre Agenten richtet sich 
überall nach der Art der Ernennung. 

§. 21. 

Art. 43 und 44 enthalten die Regeln der regelmässigen 
und ausserordentlichen Berichterstattung. 

Art. 45 und 46 schärfen dazu ein möglichst neutra- 
les Benehmen ein; sie sollen sogar ihre Landsleutc in deren 
Streitigkeiten nur unterstützen, wenn diese im Rechte sind. 

Diese Regeln finden sich, so oder anders ausgedrückt in 
fast allen Reglements, welche überhaupt fast alle weniger der 
allgemeinen Normen, als der speziellen Ausführungen erman- 
geln. — 
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Ad Art. 48. (Verhältniss der Consuln zu den Offizieren 
der Kriegs-Marine). Vergl. Kap. XI. 

8. 22. 

Ad Chap. VIIL (Sporteltarif). Hier ist in Nr. 1. eine schon oben 
erwähnte Ausnahme von der Regel, dass Consuln nur für ihre Lands- 
leute notarielle Akte vollziehen können , zugelassen. (Vgl. Kap. XII. 
u. XIII.) Zwar ist es selten direkt verboten, dies auch für 
Fremde zu thun , aber die Jurisprudenz keines Landes legt sol- 
chen Akten fremder Consuln einen besonderen Werth bei. 

Ad Nr. 2. 5 Procent für die Verwaltung einer Erbschaft 
oder anderer Vermögens-Complexe. 2 V» Procent für die blosse 
Antretung derselben. Dieser Artikel wird wohl in der Regel 
durch die Clausel 2. des Art. IS umgangen werden. — Nirgends 
sonst sind so hohe Gebühren eingeführt. Vergl. unten die 
Tarife. — 

Ad. Nr. S. Für alle Notariats -Handlungen, welche im 
Consular-Tarif ausgelassen sind, soll sich der Amerikanische 
Consul, der Sportein wegen, nach den Taxen der Notare seines 
Residenz-Landes richten. Nach Französischen und anderen 
Verordnungen müssen die, im Tarif nicht aufgeführten Akte, 
umsonst vollzogen werden, wie darum nach anderen zu dem ge- 
ringsten Tarif ansatze. (Vgl. oben Kap. XVII.) 

§. 23. 24. 25. 

Um aus anderen Instruktionen nachzuholen, was in der 
Nordamerikanischen mit Recht vermisst wird, lassen wir 
hier aus der Griechischen vom l / 13 Jan. 1834 (signirt. A. 
Maurocordatos) die Art. 28 und 29 (über die Consular-Ju- 
stiz auf den Schiff en) , und aus den Griechisc hen Instr. 
additionelles vom 30. Jan. bis 11. Febr. 1835. die Kapt IV. u. 
V. (über die Befugnisse der Kanzler) folgen. 

Ueber die Consular- Justiz auf den Schiffen. 

28. Les navires grecs entres dans un port ttranger, ne 
peuvent etre inde"finiment consideres comme lieux etrangers, et 
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la protection qui leur y est accordee , ne saurait dessaisir la 
juridiction territoriale pour tout ce qui touche l'interlt de l'Etat, 
dans les ports duquel ils se trouvent. 

Admis dans un port Oranger, ces navires sont donc sou- 
mis aux lois de police», qui r^gissent le lieu oü ils snnt recus, 
et les gens de leurs Iquipages sont e*galement justiciables des 
tribunaux du pays, pour les delits qu'ils 7 commettraient, meme 
k bord, envers des personnes ärangeres ä Xiquipage, ainsi que 
pour les Conventions civiles, qu'ils pourraient faire envers elles. 

Cependant il est de droit commun, inde'pendamment des 
traites particuliers , et sans qu'ils soient necessaires, que toutes 
les discussions relatives aux salaires et conditions d'engagements 
de gens de mer, et toutes les contestations entre les gens de 
Nquipage, ou entre eux et leurs capitaines, ou entre les capi- 
taines de divers bätiments nationaux, soient terminees par les 
consuls. 

II est Igalement reconnu, que la juridiction territoriale n'a 
pas lieu a l'e'gard des delits qui se commettent ä bord entre 
hommes de Viquipage, et que dans ce cas, s'agissant de la 
discipline interieure du vaisseau, l'Autorite' locale ne doit pas 
s'inge>er, toutes les fois que son secours n'est pas räclame, ou 
que la tranquillite' du port n'est pas compromise. 

Les consuls connaissent donc de tous les differends surve- 
nus dans le ressort de leur departement , entre les capitaines, 
matelots, et autres individus embarques sur les navires de com- 
merce, sauf aux consuls ä permettre aux plaignants a recourir 
ä qui il appartiendra, suivant les circonstances , dans le cas oü 
ils ne pourraient rendre justice par eux-m£mes. 

Cette juridiction s'etend m^me sur les matelots d'une na- 
tion difftrente qui feraient partie de l'öquipage, et se trouver- 
aient inscrits au role, vu que se trouvant ainsi engagls dans le 
navire, ils sont soumis au capitaine et aux lois de son pavillon. 

29. Les consuls ne peuveut juger definitivement en ma- 
ttere criminelle, que les affaires, oü il n'y a pas lieu de pro- 
noncer des peines afflictives. 

Les peines de simple correction seront prononce*es par eux, 
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conformement aux lois sur la police de la navigation. Mais s'il 
s'agissait d'nn crime ou delit commis par quelques gens de mer, 
oü il peut echoir des peines, qui suivant les lois sur la police 
de la navigation, sont censces afflictives, les coupables seraient 
arrätea, et envoyls en Grece par le premier bätiment grec, soit 
a une destination directe pour la Grece, soit pour un port inter- 
me'diaire, oü le consul pourroirait au compleracnt du voyage. 
Le coupable serait accompagne* d'une exp^dition des pieces de la 
procldure, adress£e soit k l'Autorite grecque du lieu de la desti- 
nation, soit au consul dans le port intermldiaire. 

Si le pre>enu s'est enfui du navire, son arrestation defi- 
nitive et sa dltention sont des actes exterieurs de pouvoir, qui 
ne peuvent Stre executes que par les agents de l'Autorite* locale. 
Dans cette circonstance le consul transmet sa de man de par lerit 
aux officiers competents , qui apres en a?oir reconnu la justice, 
lui donneront aide, pour faire les recherches nlcessaires , mime 
l'arrestation de l'inculpe, d'apres les formes etablies dans le lieu, 
ou prescrites par les traitds. 

Ueber die Befugnisse der Kanzler. 

Chapitre IV. 
Des chanceliers. 

Art. 1. II sera place' des chanceliers nomme's et brevetls 
par le Roi, ä Constantinoplc , Smyrne, au Consulat glnlral des 
pays soumis au vice-Roi d'Egypte, et par tout oü le besoin du 
service de S. M. en aura d^montre* la nlcessite*. 

Art. 2. Ces officiers deyront 6tre äge*s de 25 ans ac- 
complis, ils ne pourront 6tre parents du chef de la mission di- 
plomatique ou du consul sous lequel ils sont placös jusqu'au degre* 
d'issu de coussin-germain exclusivement. 

Art. 3. Les chanceliers prÄteront, entre les mains de leur 
chef, le serraent de remplir avec fid^lit* les obligations de leur 
poste. • 

Fonctions du chancelier. 

Art. 4. Les chanceliers ne sont rien autre que des no- 
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taires; ils sont, par conslquent, antoris<g a rldiger tous les 
actes et conctrats , ei sont en tous points en possession des 
fonctions notariales. 

Art. 5. Lorsque des grecs , resident ou yoyageant en 
pays Oranger , voudront passer des actes ou contrats authen- 
tiques, en assurer la date, en faire conserrer le de'pdt, et s'en 
faire dllivrer des explditions exlcutoires on des copies, ils adres- 
seront dans ce bat aux chancelleries des consulats. 

Art. 6. Les actes et contrats seront rec,us et delivres par 
le chancelier, sous l'assistance du consul, 

Art. 7. Les chanceliers pourront aussi 6tre autorise's par 
les consuls, suivant les circonstances que ces derniers appre'cie'- 
ront, ä recevoir les actes et contrats dont des e'trangers vou- 
draient assurer l'authenticite' en Grece. Dans tous les cas d'ail- 
leurs, les actes et contrats devront ßtre vises et legalises par 
les consuls. 

Les chanceliers ne pourront exercer les fonctions de no- 
taires hors de Parrondissement du consulat auquel ils sont atta- 
ches, sous peine de destitution et sous prejudice de tous dom- 
mages et interlts envers les parties. 

Art. 9. Les chanceliers ne pourront recevoir des actes 
dans lesquels leurs parents ou allies , en ligne directe ä tous 
les degrls, et en ligne collatlrale jusqu'a celui d'issu de cousin- 
germain, excIusiTement , seraient parties , ou qui contiendraient 
quelque disposition en leur faveur. 

Art. 10. Les chanceliers ne recevront d'actes que pour 
les personues dont l'identite* leur sera suffisamment connue. Lors- 
quMls ne les connattront pas , ils devront la faire attester par 
deux hellenes majeurs, ou, en cas d'impossibilite' , par deux su- 
jets etrangers domicilies, ägcs de 25 ans, qui leur seront con- 
nus, lesquels attesteront ridentite" de la personne qui se pr6- 
sentera. 

Art. 11. Les actes seront toujours regus cn prlscnce de 
deux temoins qui signeront. Les temoins devront autant que 
possible, ätre hellenes immatricule's au consulat, conformement ä 
la disposition contenue dans les präsentes Instructions. 
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Art. 12. Les parents ou allifo des chanceliers ou des 
parties contractantes au degre" ci-dcssus prohibl, leurs commis 
ou serviteurs, ne pourront ctre temoins. 

Art. 13. Lea actes seront inscrits en minnte sur des re- 
gistres doubles, et seront ä la suite les uns des autres sans au- 
cun blanc. Ces registres seront cdtes et paraphes par le con- 
sul, et revätus, tous les trois mois, de son visa, ä la suite de 
l'acte de la date la plus recente. 

Art. 14. Les chanceliers pourront ne*anmoins dresser des 
minutes, sur feuilles isoldes, des actes dont la rldaction ne 
pourrait etre faite en chancellicrie , mais ces minutes devront 
Ätre transcrites, ou, dans tous les cas, enregistrles sommaire- 
ment, ä la requisition des parties ou par les soins du chan- 
celier. 

Art. 15. II ne pourra ätre inse>e" dans les actes et con- 
trats passes dans les chancelleries aueune Convention, clause ni 
euonciation interdite par les lois. 

Art. 16. Les actes seront exrits en un seul et merae 
contexte librement, sans abreviation, blanc, surcharge, ni inter- 
ligne. Iis enonceront le jour, l'annee et le lieu oü ils seront 
payes, les noms et pr^noms, qualitea et residences du chancelier 
qui les recevra, du consul qui y assisUra (s'il y a lieu) ainsi 
que les noms, prlnoms. qualitäs et demeures des parties et des 
temoins, exprimeront en toutes lettres les sommes et les dates. 
Si des parties sont reprlsentles par des fondels de pouvoir, les 
procurations seront transcrites a la suite de l'acte, et Poriginal 
sera annexe a celui de deux registres qui derra demeurer en 
chancellerie. 

Le chancelier signera les actes avec les parties et les te- 
moins, aprßs leur en avoir donne lecture; ce dont il sera fait 
mention. 

Art. 17. Lorsque des parties ne sauront ou ne pourront 
signer, il sera fait mention k la fin de l'acte de leur d^claration 
ä cet igard. 

Art. IS. Les renvois et apostilles ne pourront, sauf l'ex- 
ception ci-apres indiquee, 6tre ecrits qu'en marge. 
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Iis seront signes ou paraphea tant par les chaneeliers qua 
par les autres signataires; si la longueur du renvoi exige qu'il 
soit porte k la fin de l'acte, il devra ätre non seulement eigne 
ou paraphl, comme les renvois Berits en marge, mais encore 
expressement approuve par les parties. 

Art. 19. Les mots qui devront Ätre raye's le seront de 
maniere que le nombre puisse en etre constate" k la marge de la 
page qui les contient, ou k la fin de l'acte, et approuves de la 
mime maniere que les renvois en marge. 

Art. 20. L'un des doubles du registre des actes demeu- 
rera dans la chancellerie du consulat; l'autre sera clos tous les 
ans par le chancelier ainsi que par le consu), et le dernier 
l'adressera immediatement au departement des relations exte*- 
rieures. 

II demeurera d^pose dans les archives de ce departement, 
d'oü il pourra en 6tre ddivre des explditions ou extraits, aux 
personnes intlressles en nom direct, leurs he'ritiers ou ayant 
droit, en vertu d'une autorisation speciale du ministre des rela- 
tions exte'rieures. 

Art. 21. Les chaneeliers delivreront des grosses et des 
explditions des actes recus par eux; elles devront £tre visdes et 
legalisöes par les consuls. 

Art. 22. II ne sera delivre' ni donne* connaissance des 
actes refus par le chancelier a d'autres qu'aui personnes intlr- 
esse'es en nom direct, leurs heritiers, ou ayant droit, k moins 
d'une ordonnance speciale du consul, ou de tout autre juge 
compötent, qui sera mentionnee en marge de l'acte et inscrite 
sur le registre k ce destinl, sauf toutefois l'exexution des lois 
relatives aux actes qui doivent Ätre publies dans les tribunaux. 

Art. 23. Lorsque des grosses seront demandees elles se- 
ront deliTre'es en forme, intitulles, et porteront le sceau du 
consul. II sera fait mention sur la minute de la delivrance 
d'une premiere grosse faite k chacune des parties interess^es. 

II ne pourra en Ätre deUivre' d'autre sans une ordonnance 
du consul ou autre juge compe'tent qui sera inscrite sur le re- 
gistre k ce destine, et dont mention sera fait en marge de l'acte. 
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Art. 24. Les chanceliers pourront, ayec l'autorisation des 
consuls, receroir en chancclleric le ddpöt, et ddliyrer des copies 
collationndes des originaux ou expdditions d'actes re$us ailleurs 
par les officiers publics compdtents, ils pourront dgalement rece- 
yoir le ddpöt d'actes sous seing priyd, afin d'en assurer la date 
et la conyersation, et ils pourront en ddliyrer des copies. Dans 
Tun et Pautre cas, il devra 6tre dressd un acte de depdt conte- 
nant la description des pieces ddposdes. Mention du ddpdt sera 
faite sur les pieces ddposdes qui seront transcrites en entier a 
la suite de l'acte, lorsqu'elles seront sous seing prive* ou que la 
minute n'en sera point consignde dans un autre depdt public. 
Aucune copie des actes consignds ne sera ddliyrde sans la copie 
textuelle de l'acte du depdt. ' 

Art. 25. Les parties intdressdes, leurs hdritiers ou ayant 
cause, pourront retirer les actes ainsi ddposes, en donnant une 
ddcharge, dont il sera dressd acte et fait mention tant en marge 
des pieces que des actes de depdt. Dans se cas il ne leur sera 
delivre aucune expddition des actes de ddpdt , ni des pieces 
transcrites ä la suite , sans la copie textuelle de l'acte de dd- 
ekarge. 

Art. 26. Les grecs sont autorisds ä ddposer leurs testa- 
ments olograghes & la chancellerie du consulat pour en assurer 
la conservation. II sera dressd acte de depöt, dont expedition 
sera remis e a la partie pour lui tenir Heu de rdedpissd. Si le 
ddposant veut retirer son testament , il lui sera restitud apres 
signature d'un acte de ddcharge, dont mention devra itre faite 
en marge de l'acte de ddpdt; cette remis e ne pourra 8tre effec- 
tude entre les mains d'un fondd de pouvoir qu'autant qu'il sera 
muni d'une procuration authentique et spdciale. 

Art. 27. Les chanceliers pourront reedvoir aussi le testa- 
ment de ceux qui les appeleraient, en se conformant aux rfcgles 
prescrites par les lois. 
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Chapitre V. 

Sur Pimmatriculation, dans les chanccllcries con- 
sulaires, des grecs residant k l'dtranger. 

Art. 1. Les grecs residant a lYtranger, qui youdront s'as- 
surcr la protection du consul dans l'arrondissemcnt duquel ils 
sont etablis, ainsi qu'un moyen de justiner de leur esprit de 
retour, et la jouissance des droits et privileges dejk attribuds 
ou qui pourraient l'clre ä l'avenir, par les traitös, les lois ou 
ordonnances, aux seuls grecs immatricnle's , devront se faire in- 
scrire, apres la justification de leur nationalitf, sur un registre 
matricute tenu a cet eflFet dans la chanccllerie de chaque con- 
sul at. 

Art. 2. Ce registre devra indiquer les noms, prlnoms, 
l'Äge et qualitö de celui qui sera inscrit, Ic Heu de sa naissance, 
le nom de la commune ä laquelle il appartient, et faire mention 
du document en vertu duquel il justifie de sa nationale. 

Art. 3. La nationalite" sc prouvera par la Präsentation 
de l'acte constatant l'inscription sur lc registre d'une des com- 
munes du royaume. 

Art. 4. II ne sera per?u aueun droit pour l'inscription 
sur le registre matricule. 

Art 5. Des certificats d'immatriculation pourront ttre dd- 
livre's aux personnes inscrites pui en feront la demande. Trois 
drachmes scront paytfs pour chaque certificat. 

Art. 6. Ne pourront ätre admis k Timmatriculation et 
seront rayds du registre, s'ils y ont ete inscrits, les grecs qui, 
d'apres les lois du royaume, auraient encouru la perte de leur 
nationalite". 

Art. 7. Les grecs de passage dans les re*sidcnces consu- 
laires sont dispenses de se faire inscrire au registre. 

Schliesslich theilen wir die Französische Ordonnance 
?om 7.Nov. 1833 über das Verhältniss der Consul n zur 
Kriegs-Marine mit. 
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Ordonnance sur les fonctions des Consuls dans leurs 
rapporls avec la marine railitaire. 
Du 7. Novembre 1833. 

Titre. I. 

Dispositions generale«. 

Art. 1. Lc passagc sur des batiments de gnerre ne sera 
accorde 1 aux Consuls qui se rendront d'nn port du royaume k 
leur destinaüon que d'apres une demande adressee par le Mi- 
niatre des affaires etrangerea au Ministre de la marine et deg 
colonics. 

II en gera de meme, autant que possible, lorsque lea Con- 
suls auront ä demander pasaage sur lea batiments de guerre, 
goit pour satigfaire a dea ordres de permutation, soit pour reve- 
nir en France. 

La correspondance constatant le fait de cette demande of- 
ficielle gera exhibee aux officiers commandants. 

Toutefois, en cas de dlces des Consuls a l'ltranger, au- 
cune justifieation analogue en sera exigle pour assurer, all y 
a Heu, le retour de leur famille dans un port de France ou dana 
une colonie franyaise. 

2. Les Consuls glneraux et Consuls admis ä prendre pas- 
sage sur les batiments de guerre y seront traites selon leur rang 
d'assimilation avec les officiers de la marine royale, qui est 
HgU ainsi qu'il suit: 

Le Consul g£ne>al aura rang de contre-amiral ; 
Le Consul de premiere classe, rang de capitaine de 
vaisseau ; 

Et le Consul de geeonde classe, rang de capitaine de 
frlgate. 

Les allocations pour le passage des ces agents continue- 
ront d'etre payees aux officiers commandants sur les fonds de 
la marine , k Charge de remboursement par le Departement deg 
affaires etrangereg imraidiatement apres verification. 

3. Lea Consulg qui croiraient deyoir re"clamer, an favenr 
de tiercea pergonneg , les paasage aur les batiments de gnerre, 
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pour rerenir en France ou pour se rendre d'un point k un 
autre hors du royaume, derront toujours faire ces demandes 

par icrit. 

Toute depense de cette nature qui ne serait pas justfiöe 
par une demande ecrite des Consuls demeurera au compte de 
l'officier commandant. 

Les frais de passage düment justinls seront supportls 
par le Departement de la marine, s'ils concernent des hommes 
de mer, et, pour tous autres individus, ils seront rembourses 
par le Ministere des affaires etrangeres, sauf recours contre qui 
de droit. 

4. Lorsqnun passage annonce 1 n'aura pas eu lieu, il sera 
paye" k l'officier commandant, ou, selon le cas, k l'Etat-major du 
batiment, une indemnite egale k la moitie de l'allocation qui au- 
rait iii due d'apres les tarifs si le fait du passage se füt ac- 
compli. 

Cette depense sera supportee par le Departement des affai- 
res Etrangeres, dans le cas oü l'incident serait rEsultc' soit d une 
revocation de ses ordres , soit de ce que le passager annonce 
n'aurait pas e*te rendu k bord k TEpoque indiquee pour le de*- 
partj eile demeurera k la Charge du Departement de la marine 
si le bätiment a mis k la voile arant cette epoque ou si la 
destination a ili changee. 

5. Les Consuls ne pourront obtenir aucune allocation di- 
recte ou indirecte, sur le budget de la marine, pour le service 
dont ils sont chargls en ce qui concerne les bätiments du Roi. 

Cependant notre Ministre des affaires etrangeres , apres 
s'6tre concerte* avec notre Ministre de la marine, pourra nous 
presenter les propositlons qu'il estimerait justes et conyenables 
k 1'effet d'indemniser les Consuls que le sejour prolonge des es- 
cadres ou divisions aurait pü constituer en dlpenses extraordinaires. 

6. Les visites officielles entre les Consuls et les officiers 
de la marine royale seront rigUts ainsi quil suit: 

Le Consuls g4ne>aux et Consuls feront la premiere visite 
aux commandants en chef de stations, escadres ou divisions, 
pourvus de commissions. 
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Cette visite sera faite aux Consuls generaux et Consuls 
par tout officier commandant un bätiment isole" ou dltacht*. Si 
le commandant est capitaine de vaisseau les officiers du consulat 
le recevront au dlbarcadere. 

La visite officielle n'aura lieu de part et d'autre qu'a la 
premiere arrivee des bAtiments du Roi dans la rade ou le port 
de la reeidence des Consuls. 

Elle sera rendue dans les vingt - quartre heures, toutes 
les fois que le temps le permettra. 

Les dispositions de l'ordonnance du 31. octobre 1827 sur 
les honneurs k rendre aux Consuls en fonctions lorsquils yien- 
dront ä bord des bätiments de guerre pour la Tisite, continue- 
ront d'ätre obsenrees. 

Titre n. 

De l'arrivöe et du sejour des bätiments. 

7. Lorsque les bätimcnts du Roi se disposeront a entrer 
dans une rade ou dans un port Oranger, le Consul, s'il y regne 
quelque maladie epidlmique ou contagieuse, en donnera prompte- 
ment ayis aux officiers commandants. 

II fera, d'ailleurs, toutes les demarches nlcessaires pour 
preparer et maintenir le bon accord entre les officiers comman- 
dants et les autoritls locales. 

II eclairera les commandants sur les honneurs qui seraient 
ä rendre k la place d'apres les reglements ou les usages, et il 
les instruira de ce que font aussi, ä cet egard, les principaux pa- 
villons Prangers. 

8. Si, malgre' ces explications officieuses, le salut n a pas 
iti fait ou rendu a la commune satisfaction , les officiers com- 
mandants et les Consuls en informeront nos Ministres de la ma- 
rine et des affaires etrangeres. 

9. Les Consuls et les officiers commandants auront soin 
de se communiquer reciproquement tous les renseignements qui 
pourraient interesser le serrice de l'Etat et le commerce maritime. 

10. Conformement ä i'article 19 de notre ordonnance du 
29. octobre dernier, les Consuls derront remettre le droit de 

Opp«uheim, ContnUt«. U 
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poHct sur les navires de commerce franc.ais en rade aux officiers 
commandants des bätiments du Roi qui apparattront dans leur 
re^idence. 

Toutefoia, si l'officier commandant, ayant k reprendre la 
mer dans nn delai de moins de huit jours, s'abstient de reven- 
diquer l'excrcice de cette attribution, les Consuls en demeureront 
investis, ä moins que, dans l'intörßt de la disciplfne et du bon 
ordre , ils ne croient indispensable que le commandant en soit 
charge", auquel cas ils devront lui en faire la demande ofllcielle. 

II en serait de mime si les Consuls croyaient devoir, pour 
des motifs analogues, inTiter le commandant ä les seconderdans 
l'exercice de leur droit de police sur les narires du commerce 
stationne's dans le port. 

11. Dans le cas de relache, ainsi que dans les cas oü les 
bätiments de guerre yiendraient en mission ou en Station, le 
Consul , comme suppleant l'administration de la marine , fera 
pourvoir a leurs besoins de toute nature. 

12. Le Consul ne precldera k ce service que sur des etats 
de demandes dress^s , soit par le Conseil d'administration de bord 
pour les bätiments armfo avec des Iqnipages de ligne, soit par 
l'agent chargö de la comptabilite - et par l'officier en second pour 
les bätiments qui ne seraient pas arme's de cette maniere. Les 
demandes devront ätre approuvles par l'officier commandant. 

13. Apres avoir examine* les demandes des bätiments, le 
Consul se mettra en mesure d'y satisfaire dans les limites fixe*es 
par les reglements de la marine. 

II passera tous marche's ne'cessaires en presence de l'agent 
Charge* de la comptabilitä , et des officiers designls par le com- 
mandant pour assister a cette Operation. Les marchös devront 
Gtre visfo par le commandant. Le Consul se conformera et veil- 
lera ä ce que l'on se conforme pour le nombre, la nature et la 
forme des pieces justificatives de la defense, aux reglement et 
Instructions sur la comptabilite" de la marine. 

14. A la fin de chaque trimestre, le Consul dressera un 
compte qu'il transmettra , par les voies les plus promptes , au 
ministre de la marine, avec les pieces justificatives ä Pappui. 
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A la meme epoque, et pour payer les fouraisseurs ou pour 
se rembourser des payements directs qu'il leur aurait faits, le 
Consul emettra, jusqu'a concurrence da montant de la depense 
constatöe , des traites sur le Tresor public a viser pour accep- 
tation par le Ministre de la marine. II se conformera ponctuel- 
lement, quant a cette Emission de valeurs, aux instructions qui 
lui seront adresses par ce möme Ministre. 

15. Si des hommes dcsertent des batiments de guerre, le 
Co.sul, sur la denonciation qui lui en sera faite dans les for- 
mes prescrites par les lois et reglements, interriendra aupres de 
l'autorite locale pour qu'ils puissent ätre poursuivis et arrßtes. 

En cas d'arrestation , la prime sera ünmldiatement payee 
aux capteurs, s'ils la reclament, par les soins du Consul. 

Le dfoerteur sera reconduit ä son bord, si le batiment 
auquel il appartient n'a pas repris la mer. Si ce bätiment est 
parti et qu'il y ait sur rade d'autres batiments de guerre, le 
deserteur sera mis ä la disposition de Fofficier commandant en 
chef. A delaut de batiment de guerre, le Consul renverra le 
deserteur en France sur un navire du commerce, avec ordre 
<crit au capitaine de le remettre en arrivant k la disposition de 
Fadministration de la marine, et il en rendra compte au Ministre. 

Les frais de passage seront reales, dans ce cas, comme 
il est dit aux articles 36 et 37 «e notre ordonnance du 29 oc- 
tobre dernier. 

Titre III. 

Du cas d'appel aux forces navales. 

16. Lorsque, d' apres la Situation politique du pays, le 
Consul le croira n^cessaire dans Fintärit de l'Etat, ou parsuite 
de danger manifeste, soit pour la sürete" des personnes, soit 
pour la conservation des propriells francaises, il pourra faire 
appel aux forces navales qui se trouyeraient en rade ou dans 
des parages peu eloignls. 

17. Si les batiments sont rdunis en escadre ou division, 
cet appel, toujours appuye" d'une communication en forme de 
note, sera adresse* a Fofficier general ou superieur commandant 
en chef. 

17 * 
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18. Si Pappel est adresse ä un bätiment d^tacnc" d'une 
escadre ou division, l'officier commandant devra en reftrer a 
l'officier gcnlral ou superieur commandant en chef, ä moins 
d'obstacles causes par Peloignement ou par l'urgence. 

19. Lorsque, par l'effet de ces obstacles, le commandant 
d'un bätiment dltache' sera force" de prendre sous sa responsabi- 
lite" personnelle une determination immediate, cet officier aura 
soin d'en informer, par lea yoies les plus promptes, l'officier 
general ou suplrieur commandant en chef l'escadre ou division, 
et le Ministre de la marine. 

20. L'officier commandant un bätimeut isoll, qui se trou- 
verait dans une Situation analogue, rendra compte promptement 
des faits au Ministre de la marine. 

21. Dans les Communications qui seront öchangees entre 
les agents des deux Ministercs, pour les cas d'appel aux forces 
navales, les officiers de la marine devront avoir soin de faire 
connaltre officiellement et par 6crit aux Consuls si des ordres 
anterieurs leur avaient ou non assigne" des missions que cet ap- 
pel serait de nature ä retarder ou a compromettre. 

22. Si les bätiments doivent $tre retenus dans les pays 
au delä des epoques qui avaient 6tt fixöes par les ordres et In- 
structions du Ministre de la marine, l'officier gdnöral ou superieur 
commandant en chef, et, selon le cas, l'officier commandant un 
bätiment isote, se hätera d'en rendre compte h. cc Ministre, afin 
qu'il se mette en mesure d'assurer par d'autres combinaisons 
l'enscmble du service, et qu'il avise, s'il y a lieu, de concert 
ayec le Ministre des affaires längeres , aux moyens de subve- 
nir ä l'exce"dant de dfyenses. 

Le Consul rendra compte, de son cote% au Ministre des 
affaires längeres de toutes les circonstances qui l'auront oblige* 
ä provoquer cette Prolongation de sejour. 

Titre IV. 

Des dispositions Eventuelles a prendre apres le 
depart des Bätiments. 

23. Lorsque des marins appartenant aux bätiments du Roi 
auront 6t6 laissls ä terre pour cause de maladie, le Consul 
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pourvoira a l'acquittement de la depense qn'ils auront occasion- 
ne*e. A defaut d'autres bätiments de guerre ou presents ou an- 
noncea pour une epoque rapprochce, le Consul assurera le retour 
de ces marins en France par la voie des navires du commerce. 

II se remboursera de toutes ses avences sur le Ministere 
de la marine. 

24. Si un bätiment de guerre a iii contraint par un ap- 
pareillage subit, ou par toute autre cause, d' abandonner des 
ancrcs , des chaines, des embarcations, ou de laisser a terre des 
effets et munitions quelconques, le Consul prendra sur-le-champ 
telles mesures que lui indiqueront les Instructions qui lui au- 
raient ete adresses, soit pour le cas particulier, soit pour les 
faits de Pespece en general , et , ä defaut d'instructions , il se 
guidera d'apres ce que la prudence lui sugge'rerait pour le bien 
du serrice. II devra rendre compte des faits et des resultats 
au Ministre de la marine. 

25. Si, d'apres les Instructions qui auront e'te' donne*es au 
Consul , ou d'apres la determination qu'il aura cm devoir prendre 
lui-meme en raison, soit de Petat de de'p^rissement , soit de la 
cherte* ou de la diftlculte du transport, les objets provenant 
des bätiments du Roi doivent 6tre vendus sur les lieux en tout 
ou en partie, la vente ne pourra se faire que par voie d'adju- 
dication publique. 

26. En cas de vente, il sera fait un proces-verbal detaille" 
que le Consul adresscra, avec toutes les pieces justificatives , ä 
notre Ministre de la marine. 

II transmettra aussitot le produit de la vente au meme 
Ministre, qui en fera effectuer le versement au Tresor (recettes 
diverses), conformement aux prescriptions de Pordonnance du 14. 
septembre 1822 sur la comptabilite publique. 

27. Les dispositions mentionne'es dans les articles 24, 25 
et 26 sont applicables aux objets provenant d'un bätiment de 
guerre qui aurait fait naufrage ou qui aurait ete condamne 
pour cause d'innavigabilite\ 
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Tittre V. 
Prise«. 

28. Lorsque des navires arrStes, d'appres les lois du 11. 
Avril 1825 et du 4. mars 1831, par les bätiments de guerre 
francais. sous la prevention de piraterie ou de traite des noirs, 
relacheront dans un port Oranger, le Consul pourvoi™ aux be- 
soins de ces navires, sur la demande de rofficier condueteur, 
dans les formes prescrites ä l'egard des bätiments du Roi. 

29. Si ces navires sont hors d'etat de reprendre la mer, 
le Consul fera constater, suivant les formes legales, le fait 
d'innavigabilite' , et il fera proceder ä la Tente desdits navires, 
ainsi qu'au debarquement de la cargaison. 

II en rendra compte au minist™ de la marine, et lui trans- 
mettra les piecs de bord et les pieces relatives a l'instruction 
preparatoire. 

30. Jusqu'i ce qu'il ait ete statue par les tribunaux com- 
petents sur la validite" de la prise, les fonds provenant de la 
vente du navire seront conserves, ä titre de depot, dans la caisse 
de la Chancelleric. II en sera de meine du produit des mar- 
chandises dans le cas oü leur etat de deterioration obligerait a 
en faire la vente. 

31. Quant aux prises faites et conduites, en temps de 
guerre, dans les ports Prangers par les bätiments du Roi, les 
Consuls se conformeront , si les traMs le permettent, aux dis- 
positions de l'arrtt« du germinal an VIII (27 mars 1800), qui 
leur conferent les attributions exereees, en pareil cas, par Pad- 
ministration de la marine. 

32. Nos Ministres secr&aires d'Etat au Departement des 
affaires ötrangercs et de la marine et des colonies sont chargfo, 
chacun en ce qui le concernc , de l'execution de la presente or- 
donnance. 
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Einundzwanzigstes Kapitel. 

Modelle von Aktenstücken, Tarifen and anderen 

Beilagen. 

Mo. L 

üebersicht der Bestimmungen , welche in Absicht auf das 
österreichische Consular-Wesen bestehen, und den 
österreichischen Consulaten zur Richtschnur zu dienen 

haben. 

■ 

Die österreichischen Consularämter sind in Beziehung anf 
ihre Stellung und das Verhältniss ihrer Unterordnung entweder 
selbstständige, d. h. solche Aemter, welche dem k. k. Cen- 
tral-Seegubernium unmittelbar unterstehen, und mit diesem Gu- 
bernium als der aufgestellten Central-Consularbehörde, dann mit 
den ihm gleichgestellten Behörden oder den Hofstellen in be- 
stimmten Fällen sich in einem unmittelbaren Geschäftsverkehr 
befinden, oder sie sind abhängige Aemter, die den Consular- 
ämtern der ersten Klasse unmittelbar untergeordnet sind, und 
in der Regel den letzteren Berichte erstatten und von ihnen 
Weisungen erhalten. 

Dem Range nach sind die Vorsteher der österreichischen 
Consularämter entweder General- Consuln, Consuln oder Viee- 
Consuln. 

Alle diese Consuln verschiedenen Ringes werden von Sr. 
Majestät ernannt und erhalten ein Diplom. Die Conaular-Agen- 
ten sind bloss von den letzteren in einzelnen Orten des Consu- 
lar-Bezirkes mit Dekret aufgestellte Organe. 

Alle Österreichischen Genoral -Consuln, die meisten Con- 
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suln, und nur einige wenige Vize - Consuln sind Vorsteher der 
Consularämter der ersten Klasse. 

Die Consular-Agenten, die meisten Vize-Consuln und einige 
Consuln sind Ton höher gestellten Consuln abhängig. 

Jedem Consular-Amte ist ein bestimmtes Gebiet in dem 
Staate, wo er accreditirt ist, zugewiesen, auf welches sich sein 
Geschäftskreis erstreckt. 

Die Consular-Aemter der ersten Klasse sind in sämmtli- 
chen Schifffahrts - und Handels -Angelegenheiten, dann in den 
Personal-Sachen und überhaupt in allen Dingen, in deren Betreff 
nicht andere Weisungen bestehen, dem Central-Seegubcrnium in 
Triest untergeordnet und haben an dasselbe Bericht zu erstatten, 
wie auch von ihm Aufträge zu empfangen. In den nämlichen 
Beziehungen unterstehen sie in höherer Linie, der k. k. Hof- 
kammer, an welche, oder an deren Präsidium, der Vorsteher 
auch direkt zu berichten befugt und selbst verpflichtet ist, wenn 
Vorfälle von höherem Interesse sich ereignen, oder sonst wich- 
tige und dringende Veranlassungen dazu die Aufforderung geben. 

In den Gegenständen der äusseren Politik sind diese Con- 
sular-Aemter zunächst der k. k. Gesandtschaft in dem Staate, 
in dessen Gebiet sie fungiren und in höherer Linie der k. k. 
geheimen Haus-, Hof- und Staatskanzlei untergeordnet. 

In sämmtlichen Ländern des ottomanischen Reiches haben 
sie in Bezug auf die Verwaltung des Polizei- und Richteramtes 
den Anleitungen und Weisungen der k. k. Internuntiatur als der 
zunächst vorgesetzten Instanz Folge zu leisten. 

Die vorzüglichste Obliegenheit aller österreichischen Con- 
sular-Aemter ist, das Handels- und Schifffahrts - Interesse der 
österreichischen Monarchie und ihrer Unterthanen soviel als 
möglich thätig zu befördern. 

Sie haben darüber zu wachen, dass der österreichischen 
Flagge jederzeit die gebührende Achtung erwiesen werde. 

Wenn der Staat, in dessen Gebiete sie accreditirt sind, 
mit dem Oesterreichischen Hofe Handels- oder Schifffahrts- Ver- 
träge oder sonst in dieser Hinsicht Konventionen geschlossen 
hat, haben sie auf die Befolgung derselben zu dringen, die Rechte 
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der im Consular-Bezirke sich aufhaltenden österreichischen Unter- 
thanen (in der Levante auch der Schutzbefohlenen) bei den Lan- 
des-Autoritäten auf dem Grunde jener Stipulationen zu vertreten 
und ihnen in Handels- und anderen Angelegenheiten auf ihr 
Ansuchen mit Rath und That an die Hand zu gehen. 

Die Oesterreichischen Consulate haben weiters die Bewe- 
gungen der Oesterreichischen Schifffahrt und der fremden Flag- 
gen, so wie des durch dieselben vermittelten Verkehrs, dann 
den Gang des Nationalhandels in den Häfen ihres Consular-Be- 
zirkes ins Auge zu fassen und über die Ergebnisse ihrer Wahr- 
nehmungen in dieser Hinsicht Bericht zu erstatten. Solche Be- 
richte sind periodische und ausserordentliche. 

Periodische sind a) die nach einem eigenen Formulare ab- 
zufassenden und halbjährig einzusendenden Uebersichten über alle 
im Bezirke des Consulates ein- und ausgelaufenen Oesterreichi- 
'schen Schiffe und über die Bewegungen anderer Flaggen da- 
selbst, und 

b) die raisonnirenden Jahresberichte über den Handel und 
die Schifffahrt im Consular-Bezirke überhaupt. 

Ausserordentliche Eingaben haben die Oesterreichischen 
Consulate über die Erscheinungen und Ereignisse im Schifffahrts- 
betriebe und Waarenverkehre ihres Bezirkes dann zu erstatten, 
wenn sie sich als einflussreich auf den Verkehr Oesterreichs 
darstellen, und wenn ihre Anzeige bis zur Erstattung des näch- 
sten raisonnirenden Jahresberichtes nicht verschoben werden kann. 

Die Oesterreichischen Consular-Aemter sind verpflichtet, 
sich mit den in ihrem Bezirke bestehenden und neu erlassenen 
Gesetzen und Verfügungen, die auf den Handel, die Schifffahrt, 
die Industrie, das Zoll- und Sanitätswesen Bezug haben, be- 
kannt zu machen, und dieselben, sofern sie für den Oesterrei- 
chischen Handel von Interesse sind, der höheren Behörde, wie 
auch den Oesterreichischen Handelsleuten und Unterthanen im 
Consulats-Bezirke zur Kenntniss zu bringen. Zu einer gleichen 
Mittheilung sind die Oesterreichischen Consulate in Beziehung auf 
die Beobachtungen über den öffentlichen Gesundheits-Zustand im 
Consular-Bezirke gehalten und es liegt ihnen auch ob, die in- 
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ländischen ihnen bekannt gemachten Verordnungen nicht minder 
den Oesterreichischen Unterthanen im Consular- Bezirke mitzu- 
theilen. 

Sollte zur Beschützung der Oesterreichischen Handels-In- 
teressen und Aufrechthaltung der Rechte Oesterreichischer Unter- 
thanen ein Einschreiten im diplomatischen Wege erforder- 
lich sein, so ist sich, wenn die unmittelbaren Schritte bei den 
berufenen Behörden des Landes erfolglos geblieben sind, an die 
k. k. Gesandtschaften zu wenden, und es ist darüber gleichzei- 
tig Bericht an das Central-Seegubernium zu erstatten. 

In Betreff der den Consular -Aemtern zustehenden Amts- 
* handlungen der in ihrem Bezirke vorkommenden Oesterreichi- 

schen Handels-Fahrzeuge und deren Mannschaft, dann in Betreff 
der Rechte und Pflichten der letzteren, sind die Consulate auf 
die Bestimmungen des Marine-Ediktes, des Patentirungs -Regle- 
ments und der einschlägigen Instruktion, ferner auf die Vor- 
schriften für die Oesterreichischen Küstenfahrer gewiesen, die 
sämmtlich in der neuen Auflage des Navigations-Edikts vom J. 
1843 enthalten sind. Insbesondere gehört es zu den Pflichten 
der Consulate, die Bordurkunden aller nach den Häfen des Con- 
sularortes gelangenden Oesterreichischen Seeschiffe zu unter- 
suchen und den Schiffskapitainen bei der Abfahrt ein Certifikat 
über ihre Ankunft und Abfahrt, sowie über die verzeichnete La- 
dung ihrer Schiffe in dem Augenblicke ihrer Ankunft sowohl als 
ihres Absegeins auszufertigen. 

So oft der Fall eintritt, dass ein Schiff entweder verkauft 
oder untauglich wird, oder scheitert, hat das Consularamt Sorge 
zu tragen, dass es die dem Schiffe angehörigen Bordurkunden 
an sich ziehe, und dem Central-Seegubernium einsende, damit 
jeder Missbrauch mit denselben verhütet werde. In Absicht auf 
die Ausfertigung der Pässe für fremde Schiffe, die von Oester- 
reichischen Unterthanen im Auslande erworben werden, hat sich 
das Consularamt an die Bestimmungen der der neuen Auflage des 
Marine-Edikts (S. 257.) beigedruckten Circular-Verordnung vom 
10. September 1827 zu halten. 

Wenn verfallene oder dem Verfalle nahe Seeurkunden vor- 
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gewiesen werden, so ist nicht nur der Schiffsführer mit der schrift- 
lichen Ordre auf dem Flaggenpatente oder auf dem Gubernial- 
Seepasse in einem Oesterreichischen Hafen zurückzuweisen, son- 
dern davon auch die Anzeige an das Central-Seegubernium zu 
erstatten. 

Das Consulat ist aber ermächtigt, dem Kapitain noch die 
Unternehmung einer Zwischenreise zu gestatten, und ihn mit einem 
Seepasse zu diesem Behufe zu versehen, wenn nicht Umstände 
hervorkommen, welche die unmittelbare Rückkehr des Schiffes in 
den betreffenden Oesterreichischen Hafen erheischen. 

Auf gleiche Weise ist, wenn bei Ausbesserung des Schif- 
fes eine wes entliche Veränderung an demselben inBezug auf 
die Bemastung etc. vorgenommen wurde, dieser Umstand von 
dem Consularamte auf der Rückseite des Flaggenpatentes oder 
des Gubernial - Seepasses anzumerken, damit die Identität des 
Fahrzeuges nicht in Zweifel gezogen werden kann. 

Wenn aus was immer für einem Grunde Jemand an die 
Stelle des Schiffsführers gesetzt werden müsste, so hat das Con- 
sularamt darauf zu sehen, dass der Stellvertreter ein Oesterrei- 
chischer Unterthan ist, und die Bestätigung über diese Verfü- 
gung mit der Anzeige des eingetretenen Nothfalles dem Ministe- 
rial-Scontrin oder dem Gubernial - Passe anzuheften, zugleich 
aber die Anzeige an das Central-Seegubernium zu erstatten. 

In Ansehung der übrigen Mannschaft und der Reisenden 
ist jede eingetretene Veränderung in den Personen sammt der 
Ursache derselben auf der Rückseite der Mannschaftsrolle an- 
zumerken. Kein Consularamt darf zugeben, dass Oesterreichi- 
sche Matrosen ohne erwiesene Nothwendigkeit entlassen wer- 
den, oder eigenmächtig aus dem Dienste treten, und es hat dar- 
über zu wachen, dass ausländische Matrosen nur im Nothfalle 
und nicht in grösserer, als der durch das politische Marine- 
Edikt beschränkten Zahl aufgenommen werden. 

Wenn dem Consulate Anzeigen von Seite der Oesterreichi- 
schen Schiffsführer vorkommen, dass Jemand aus der Schiffs- 
mannschaft den Bord des Schiffes unter unzulässigen Vorwänden 
verlassen will, oder wirklich bereits entwichen ist, so hat es 
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sich angelegen sein zu lassen, dergleichen Seelente mit Anwen- 
dung aller ihm zu Gebote stehenden gesetzlichen Mittel zu ihrer 
Pflicht zurückzuführen, wobei das Consulat yerpflichtet ist, in 
Fällen, wenn Matrosen dennoch ihr Schiff eigenmächtig verlassen 
haben, und es nicht gelänge, sie auf dasselbe zurückzubringen, 
den Thatbestand zu erheben und darüber unter Namhaftmachung 
des Flüchtlings und seines Vaterlandes Bericht an das Guber- 
nium in Triest zu erstatten, damit derselbe bei seiner allfälligen 
Zurückkunft in die k. k. Staaten der gebührenden Strafe unter- 
zogen werden könne. 

Oesterreichische Matrosen, welche im Consular-Bezirke aus 
was immer für Ursachen zurückgeblieben sind, sollen, sobald es 
die Umstände erlauben, als Verstärkungs-Matrosen auf Oesterrei- 
chischen Fahrzeugen untergebracht und in die Mannschaftsrolle 
gehörig eingeschrieben werden. Ist dieses nicht zulässig, so ist 
für die Unterbringung solcher Matrosen auf fremden in die k. k. 
Küstenländer fahrenden Schiffen Sorge zu tragen. 

Wenn es sich darum handelt, den Matrosen, welche Oester- 
reichische Unterthanen sind, und welchen die zur Rückkehr in 
die k. k. Staaten erforderlichen Mittel fehlen, Unterstützungen 
zu gewähren, hat sich das k. k. Consulat vor Allem auf das 
Genaueste zu überzeugen, dass das Individuum nicht nur Oester- 
reichischer Unterthan ist, sondern dass demselben auch wirklich 
die zur Heimkehr erforderlichen Geldmittel fehlen. Geldunter- 
stützungen dürfen Oesterreichischen Unterthanen nur in mässi- 
gen Beträgen, bloss zur Heimkehr in die k. k. Staaten und nur 
dann verabfolgt werden, wenn sich keine Gelegenheit findet, sie 
mittelst Oesterreichischen Schiffen in die k. k. Staaten zurück- 
zusenden. 

Die Consuln sind verpflichtet, die Oesterreichischen See- 
leute, Handelsleute und überhaupt die Oesterreichischen Unter- 
thanen auf ihr Verlangen im Zollhause und allenthalben im 
Consular-Bezirke in ihren commerciellen Angelegenheiten in der 
durch die Landesgesetze und die Traktate begründeten Art und 
Webe thunlichst zu vertreten und zu vertheidigen , und ihnen 
auch sonst mit Rath und That beizustehen. 
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Ausser dem Falle, dass entweder der Schiffsfahrer an den 
Consul gewiesen wäre, oder sich selbst an ihn wendete, hat 
dieser (abgesehen yon der Regelmässigkeit, worauf von Amts- 
wegen zu sehen ist) weder auf das Laden und Löschen der 
Schiffe, noch auf die Fracht und Rückfracht einen Privat-Einfluss 
zu nehmen. 

Gewöhnlich können nur drei Fälle eintreten, in welchen 
der Schiffsführer sich bei dem Consulate meldet und vor dem 
Einlaufen in den Löschungsort seine Fahrt als vollendet zu er- 
klären wünscht; 

1) wenn ein Theil der Schiffsmannschaft krank oder in 
anderer Art dienstuntauglich ist ; , 

2) weil das schadhafte Schiff nicht weiter fahren kann; 

3) weil die Ladung auB was immer für einem Grunde 
schon zu sehr gelitten hat. 

Das Consulat hat das Anbringen des Kapitains oder Schiffs- 
führers genau zu untersuchen, und wenn es nur an der nöthi- 
gen Mannschaft fehlt, diesem Mangel auf die bestmögliche Art 
abzuhelfen, damit das Schiff an seinen Bestimmungsort gelangen 
könne, weil diessfalls keine Entschuldigung angenommen wird. 
Wenn es in den andern zwei Fällen möglich ist, entweder das 
Schiff hinlänglich auszubessern , oder die Ladung vor dem Gäh- 
ren, Ausrinnen, Verderben, etc. auf die bis zum Eintreffen an 
dem Bestimmungsorte erforderliche Zeit noch zu bewahren und 
ordentlich zu stauen, so ist der Schiffsführer thätigst zu unter- 
stützen, damit er seine Fahrt mit möglichster Eile bis dahin 
fortsetzen könne. 

Wenn ein Theil der Waare am Borde beschädigt worden 
wäre, und nach der Absonderung der grössere Theil unverletzt 
befunden würde , so ist der Kapitain , dessen Schiff noch see- 
tauglich ist, zur Fortsetzung der Fahrt bis an den Löschungs- 
ort mit dem unversehrten Theile der Ladung zu unterstützen, r- 
Wenn aber das Schiff so beschädigt ist, dass es nur erst in 
langer Zeit und mit beträchtlichen Kosten hergestellt werden 
kann, so ist dem Kapitain oder Schiffsführer aller mögliche Bei- 
stand zu leisten, damit die noch unversehrte Ladung auf ein 
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anderes Oesterreichisches oder wenigstens befreundetes Schiff 
überladen oder an den Löschungsort versendet werden könne. 
. In allen diesen Fällen muss, es mag sich um Absonderung und 
Ueberladung der unversehrten Waaren, oder um Ausbesserung 
des schadhaften Schiffes, oder um Veräusserung der zur Beför- 
derung an den Löschungsort nicht geeigneten Artikel handeln, ein 
ausführliches mit dem Befunde der Sachverständigen zu belegendes 
Protokoll aufgenommen werden. In Absicht auf Havcreien und 
Bergungen und die Aufnahme der Seeproteste (Prove di fortuna) 
hat sich das Consulat an die davon handelnden Bestimmungen 
des politischen Marine -Ediktes und den Inhalt der Gubernial- 
Circularverordnung vom 20. November 1834. Z. 21435. (S. 282 
der neuen Auflage des genannten Edikts) zu halten. 

So viel es die Ausübung der Gerichtsbarkeit der Consulate 
in den Gegenständen des streitigen und adeligen Richteramtes 
und die Polizei - Aufsicht über die im Consular-Bezirke befindli- 
chen Oesterreichischen Unterthanen betrifft, so ist der Wirkungs- 
kreis der Oesterreichischen Consularämter in der Levante und 
im Ponente in dieser Hinsicht verschieden. 

Den Consulaten in der Levante liegt in ihren Amtsbezir- 
ken bezüglich auf die Oesterreichischen Unterthanen und Schutz- 
befohlenen, den mit der Pforte geschlossenen Traktaten gemäss, 
die Civil-Rechtspflege ob. In Betreff der diessfälligen Amtshand- 
lungen unterstehen die levantischen Consulate zunächst der k. k. 
Internuntiatur in Konstantinopel und sie sind dieserwegen auf 
die besonderen Belehningen der letzteren gewiesen. Es wurde 
ihnen aber die Andeutung gegeben, dass in den unter der Ober- 
herrschaft der Pforte befindlichen Ländern die besonderen nach 
und nach entstandenen durch langjährige Ausübung geheiligten 
Gebräuche, besonders die sogenannten Handelsgebräuche eines je- 
den Orts und die Handelsgcbräuche einer jeden Provinz als Ge- 
setze zu betrachten seien, welchen sich dort alle Nationen ge- 
wissermassen stillschweigend unterziehen, und denen daher in 
Rechtsfällen eine vorzügliche Berücksichtigung gebührt, ferner 
dass das nachstehende einfache Rechtsverfahren in Streitsachen 
zu beobachten sei. 
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So wie eine Streitsache anhängig wird, ist immer zuerst 
eine gütliche Ausgleichung zu versuchen. Lässt diese sich nicht 
bewirken , so sind beide Parteien zur Auswahl von zwei oder 
mehreren Schiedsrichtern aus Handelsleuten des Ortes, in deren 
Kenntnisse und Rechtschaffenheit sie Vertrauen setzen, zu vermögen. 

Nach geschehener Wahl ist in der Consularkanzlei ein or- 
dentlicher compromissorischer Akt unter ausdrücklicher Verzicht- 
leistung auf alle weitere Appellation mit oder ohne Bestimmung 
eines Superarbiters auszufertigen. Sobald dieser Akt von dem 
Consulats - Vorsteher bestätiget ist, hat derselbe den von den 
Parteien selbst dazu ersuchten Schiedsrichtern im Sinne des Com- 
promisses die Entscheidung der Sache mittelst Dekrets zu über- 
tragen und den hierauf von diesen geschöpften peremptorischen 
Spruch in Vollzug zu bringen. Sollten beide Theile während 
der Verhandlung statt der selbst gewählten Schiedsrichter aus 
was immer für einem Grunde andere in Vorschlag bringen und 
um deren consularamtliche Bestätigung ansuchen, so sind sie 
darin nicht zu beirren, sondern der Consulats-Vorsteher hat das 
der beabsichtigten Aenderung Entsprechende vorzukehren. 

Den Oesterreichischen Consulaten im Ponente steht keine 
eigentliche Gerichtsbarkeit hinsichtlich der Rechtspflege zu. Bei 
Streitigkeiten zwischen Oesterreichischen Unterthanen wegen Han- 
dels- oder Schifffahrts-Angelegenheiten haben die gedachten Con- 
sulate einen Vergleich zu versuchen, und wenn dieser Versuch 
erfolglos bliebe, den streitenden Theilen den gesetzlichen Weg 
freizulassen. Es ist ihnen aber auf Anlangen der Parteien, und 
sofern die Landesgesetze es gestatten, erlaubt, zu einer Com- 
promissverhandlung zu schreiten, zu diesem Behufe, wenn es 
möglich ist, aus Oesterreichischen Unterthanen Schiedsrichter zu 
erwählen, in deren Kenntnisse und Rechtschaffenheit die strei- 
tenden Theile Vertrauen setzen, und dergestalt die Rechtsstrei- 
tigkeit im Kompromisswege nach Recht und Billigkeit zum Ziele 
zu bringen. Die Cousularämter im Ponente haben bei solchen 
Rechtsstreitigkeiten ihr Augenmerk auf die Bestimmungen des 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches zu richten. 

In der Levante erstreckt sich die Wirksamkeit der Oester- 
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reichischen Consularämter nach den Staatsverträgen mit der Pforte 
auch auf polizeiliche Uebertretungen und Verbrechen, welche von 
Oesterreichischen Unterthanen und Schutzbefohlenen im Amtsbe- 
zirke des Consulates begangen werden. In beiden Beziehungen 
sind sie der k. k. Internuntiatur untergeordnet, und haben von 
dieser die erforderlichen Weisungen zu empfangen. Es be- 
steht hinsichtlich solcher Straffälle die allgemeine Norm für 
die Consularämter in der Levante, dass, insoferne dem Vorste- 
her des Consularamtes die Bestrafung der Schuldigen überlas- 
sen ist, gegen diese mit Gefängniss oder Züchtigung nach Ver- 
hältniss des Vergehens und der Person vorzugehen ist, und dass 
die Voruntersuchungen bei Verbrechen, welche er mit Oesterrei- 
chischen Unterthanen zu pflegen in den Fall kommt, soweit die 
Localumstände diess zulassen, nach den Vorschriften des Oester- 
reichischen Strafgesetzbuches zu führen , und wenn nach der 
Voruntersuchung die Inquisiten zur Aburtheilung nach dem In- 
lande geschickt werden, die Original-Untersuchungsacten mitzu- 
senden sind. 

Die Oesterreichischen Consularämter im Ponente sind nicht 
in der Lage irgend eine Gerichtsbarkeit über Verbrechen und Po- 
lizei-Vergehen , welche im Consularbezirke begangen werden, 
ausüben zu können. Wohl aber sind sie zur Untersuchung und 
zum Verfahren bei solchen Vergehungen berufen, deren sich 
Seeleute gegen die Disciplin auf Oesterreichischen Schiffen schul- 
dig machen und ihr Wirkungskreis ergibt sich in der letzter- 
wähnten Hinsicht aus den Vorschriften des Marine-Ediktes. Sollte 
jedoch ein in einem Hafen des Ponente aufgestelltes Oesterrei- 
chisches Consulat in die Kenntniss eines auf einem Oesterreichi- 
schen Schiffe begangenen Verbrechens kommen, worüber sich die 
Landesbehörden das Verfahren nicht zueignen, namentlich wenn 
ein Verbrechen am Borde eines Oesterreichischen Schiffes auf 
offener See begangen worden wäre, so ist das Consulat verpflich- 
tet, die summarische Voruntersuchung zu pflegen, den Thatbe- 
stand gehörig zu erheben, den Inculpaten wie auch die allfällsi- 
gen Zeugen bei Zeiten zu vernehmen, und den Untersuchungs- 
befund einzusenden. Alle Oesterreichischen Consularämter haben 
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eine besondsre Weisung erhalten, über die Art und Weise wie 
eine solche Voruntersuchung im Geiste des Oesterreichischen 
Strafgesetzbuches vorgenommen werden muss. Bei Vergehungen, 
welche Österreichische Seeleute oder Unterthanen in den aus- 
ländischen Hafen des Ponente begehen, und die so geartet sind, 
dass die Consulate nicht selbst mit der Strafe vorgehen können, 
sind sie verpflichtet, die Anzeige darüber an das küstenländische 
Gubernium zu erstatten , damit der Schuldige bei seiner Rück- 
kehr in die k. k. Staaten der gesetzlichen Strafe unterzogen 
werden könne. Den Vorstehern aller Consularämter liegt ob, 
alle in dem Consularbezirke ausgestellten Notariats-Urkunden, als : 
Contrakte, Wechselproteste, Testamente etc., wenn sie vor Oe- 
sterreichischen Behörden geltend gemacht werden wollen , gehö- 
rig zu legalisiren. Jene Notariatsurkunden aber, wobei Oester- 
reichische Unterthanen interessirt sind, können auf Verlangen 
der Parteien in der Consularkanzlei errichtet und ausgefertigt 
werden. 

Es ist des Amtsvorstehers eines jeden Consulates Pflicht) 
über die Verlassenschaft eines in dem Consularbezirke verstor- 
benen Untcrthans, wenn nicht die' örtliche Entlegenheit der un- 
mittelbaren Einwirkung unverhältnissmässige Schwierigkeiten ent- 
gegenstellt, das Inventar entweder selbst aufzunehmen, oder 
durch einen Bevollmächtigten aufnehmen zu lassen, und von Fall 
zu Fall dem k. k. küstenländischen Gubernium, und nach Um- 
ständen , wo es sich um Verlassenschaften von Oesterreichischen 
Unterthanen handelt, die einer dem Consulate nahen Oesterrei- 
chischen Provinz angehören, dem Gubernium dieser Provinz und 
selbst dem berufenen Jurisdictionsgerichte unmittelbar die Mit- 
theilung zu machen. 

Die Vorsteher der Consulate sind nur in höchst dringen- 
den Fällen und zwar nur den k. k. Unterthanen, und auch die- 
sen bloss zur Rückreise in die k. k. Staaten Pässe auszustellen 
befugt; sonst haben sie die Pässe Oesterreichischer Unterthanen 
bloss zur Rückreise in die k. k. Staaten zu vidiren. Es steht 
ihnen ebenfalls die Vidirung der, legal ausgefertigten Pässe der 
Unterthanen des Staates, in welchem sie aecreditirt sind, zu 

Oppenheim, Cooeoitte. |g 



274 



Reisen in die Oesterreichischen Staaten, falls dagegen kein An- 
stand obwaltet, und sofern das Reciprocum von Seite jenes 
Staates beobachtet wird, zu. 

An jenen Orten allein, wo sich k. k. Gesandtschaften be- 
finden, sind die Consulate jeder Ingerenz im Passwesen entho- 
ben, da diese allein den Gesandtschaften vorbehalten ist. 

Die Consulate müssen über alle ausgefertigte Pässe und 
vidirte Pässe regelmässige Verzeichnisse dem küstenländischen 
Landespräsidium zusenden. 

Alle Consularämter haben von den Parteien, welche ihre 
Amtsverhandlungen in Anspruch nehmen die in dem Tarife für 
die Levante und den Ponente festgesetzten Consulargebühren und 
Kanzleitaxen einzuheben. Diese Tarife und die darüber erlasse- 
nen Bestimmungen sind der neuen Auflage des Marine-Ediktes 
beigedruckt. — Der Consular-Gebühren-Tarif ist in der Consu- 
larkanzlei an einem in die Augen fallenden Orte für Jedermann 
ersichtlich anzuheften. 

Für die Ordnung und Sicherheit in der Gebahrung und 
Aufbewahrung der Depositen ist der Vorsteher des Consulats per- 
sönlich verantwortlich, und er ist in dieser Hinsicht an eine 
besondere Instruction gebunden, welche sämmtlichen Consulaten 
unterm 19. Dezember hinausgegeben wurde. 

Jeder Consul ist berechtigt , die Vergütung der Post- und 
anderer ausserordentlichen Auslagen anzusprechen, und er hat 
darüber nach den Bestimmungen einer eigenen Instruction vom 
9. Oktober 1824 halbjährig die vorschriftsmäßig verfasste Rech- 
nung dem Central-Seegubernium einzusenden. 

Jedem Consulatsvorsteher dem nicht etwa ein eigener mit 
dem Rechte eines Oesterreichischen Staatsbeamten ernannter 
Kanzler an die Seite gestellt ist , ist es unbenommen , sich einen 
Kanzler zu wählen, er ist jedoch verpflichtet, das hierzu ge- 
wählte Individuum dem Central-Seegubernium unter Machweis sei- 
ner Eigenschaften namhaft zu machen und dessen Genehmigung 
einzuholen. 

Dem Consulatsvorsteher, der nicht von einem Consul hö- 
heren Ranges abhängig ist, steht das Recht zu, unbesoldete 
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Consular-Agenten an jenen Orten seines Consularbezirkes, wo es. 
dem Oesterreichischen Verkehre suträglich ist, mit Wissen und 
Zustimmung der dortigen Regierung so wie des küstenländischen 
Guberniums aufzustellen. 

Ueberhaupt haben die Consulatsvorsteher höheren Ranges 
wachsam zu beobachten, ob und wo das Fortbestehen oder die 
Auflassung untergeordneter Consularagentien in ihrem Bezirke 
füp die Oesterreichischen Handelsinteressen nothwendig oder nütz- 
lich sei, oder welche von derlei bestehenden Consularämtern im 
Gegentheile als entbehrlich erscheinen , und hiernach das Zweck- 
mässige theils in Vorschlag zu bringen, theils mit Genehmigung 
des küstenländischen Guberniums unmittelbar zu verfügen. 

Für seine Vorschläge zur Besetzung von Consular-Dienst- 
posten und seine diessfälligen Ernennungen ist der Consulats- 
vorsteher verantwortlich. 

Dem Consulatsvorsteher liegt es ob, den ihm untergeord- 
neten Consularagentien die zur Besorgung der Consulargeschäfte 
erforderlichen Instructionen zu ertheilen und ihnen darin die 
Rechte und Pflichten ihres Amtes nach Maassgabe des eigenen 
Wirkungskreises vorzuzeichnen. Dabei hat ihm zur Richtschnur 
zu dienen, dass den erwähnten Consularbeamten jene an den 
Orten oder in dem Bezirke , für welche sie aufgestellt sind, sich 
ergebenden consularamtlichen Geschäfte übertragen werden dür- 
fen, welche im Orte verrichtet werden müssen, welche die un- 
mittelbare Amtspflege des Consulates nicht erheischen, und 
nicht ausdrücklich dem Vorsteher des letzteren persönlich vorbe- 
halten sind. 

Die untergeordneten Consularagenten dürfen nur zur Ein- 
hebung der im Consulartarife vorgeschriebenen Gebühren für ihre 
Rechnung, insoweit jener auf ihre Amtshandlungen Anwendung 
findet, als Entgelt für ihre Mühewaltung und Kanzlei- Auslagen 
berechtigt werden. 

Die Consularvorsteher höheren Ranges sind verpflichtet, 
über die Geschäftsverwaltung der untergeordneten Aemter die 
strengste Aufsicht zu führen, und dafür zu sorgen, dass sie 
genau den bestehenden Gesetzen und Vorschriften gemäss ge- 1 
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schehe. Insbesondere haben dieselben mit Aufmerksamkeit dar- 
über zu wachen, dass bei der Einhebung der Gebühren sich 
nicht zum Nachtheile der Parteien 'von den Bestimmungen des 
Tarifs und der Einhebungs-Vorschriften entfernt werde. 

Soweit der Vorsteher des Consulates zur Aufnahme von 
Consularagenten ermächtigt ist, ist er auch nach Erfordernis s 
des Dienstes zur Entlassung derselben mit Wissen und Geneh- 
migung des Central-Seeguberniums ermächtigt. 

Ueber alle bei einem jeden Consulate vorkommenden Ge- 
schäftsgegenstände ist ein umständliches Vormerkbuch oder Ge- 
schäftsprotocoll zu führen, in welches die Geschäftsstücke ein- 
zutragen sind , um den Vorsteher in deren Uebersicht und im 
Stande zu erhalten, über jeden Gegenstand immer die genaue- 
ste Auskunft geben zu können. 

Jedes Consulat hat sämmtliche Consularakten in gehöriger 
Ordnung wohl aufzubewahren und sohin ein eigenes Amts-Ar- 
chiv zu halten. 

Da der Vorsteher eines jeden Consulats zur genauen Be- 
obachtung aller über die Amtsgegenstände desselben von Zeit zu 
Zeit erfassenden Verordnungen und gesetzlichen Vorschriften 
verbunden ist, so hat derselbe die Einleitung zu treffen, dass 
er sich durch sorgfältige Sammlung solcher Normal-Verordnun- 
gen in einem eigenen Buche (Normalienbuch) in steter und voll- 
ständiger Evidenz derselben erhalte. 

Jedes Consulat hat ein mit dem k. k. Oesterreichischen 
Wappen und mit der das Amt anzeigenden Umschrift versehenes 
Amtssiegel zu führen, welches allen consularämtlichen Ausferti- 
gungen aufzudrücken ist. 

Wenn der Vorsteher des Consulates im Falle eines erhal- 
tenen Urlaubes oder aus einem anderen unvermeidlichen Grunde 
genöthigt wäre, die Amtsverwaltung Jemanden zu übergeben, so 
hat derselbe von diesem Umstände dem Central-Seegubernium 
die Anzeige zu erstatten. Er bleibt jedoch, solange nicht eine 
andere Verfügung erlassen wird , für das Benehmen seines Stell- 
vertreters verantwortlich. Im Allgemeinen ist jedes Consulat zur 
genauen Befolgung aller Gesetze und Vorschriften verpflichtet, 
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welche demselben über die Gegenstände seines Wirkungskreises 
ron den vorgesetzten Behörden mitgetheilt worden sind, oder 
noch zukommen sollten. — Insbesondere haben den Oesterrei- 
chischen Consularämtern auch die Bestimmungen des Oesterrei- 
chischen Patents vom 24. März 1832 über die Auswanderung 
und unbefugte Abwesenheit Oesterreichsicher Unterthanen zur 
Richtschnur zu dienen. 

Triest am 14. September 1843. 



No. 2. 

Oesterreichischer Tarif. 

Seine k. k. Majestät haben mit allerhöchster Entschlies- 
sung vom 30. Juni 1846 die Einfuhrung eines neuen, ein an- 
gemesseneres Gebühren-Ausmass mit mehreren Erleichterungen 
begründenden allgemeinen Consular-Gebühren-Reglement zu ge- 
nehmigen, und demgemäss folgenden Bestimmungen die aller- 
höchste Sanction zu ertheilen geruhet. 

Artikel L 

Der angeschlossene Tarif wird als allgemeine Vorschrift 
erklärt, welche bei sämmtlichen, wo immer bestellten, zur Ein- 
hebung Yon Consular-Gebühren ermächtigten k. k. Consular-Aem- 
tern jedweder Rangs-Kathegorie mit Inbegriff der zu Consular- 
Amtshandlungen berufenen k. k. Agentien und andern Regie- 
rungs-Organe zur Richtschnur und Darnachachtung zu dienen 
hat} wogegen gleichzeitig mit dem Eintritte der Wirksamkeit 
dieses Tarifes alle älteren Consular-Gebühren-Tarife ohne Aus- 
nahme, sammt den bei einigen Consular-Aemtern der Levante 
für fromme Zwecke eingeführten Gebühren-Bestimmungen, Kraft 
zu haben aufhören. 

Artikel II. 

Ausser den in dem gegenwärtigen Tarife festgesetzten Ein- 
hebungsfällen und den dafür bestimmten Gebühren darf keine 
andere, wie immer genannte Gebühr oder Belohnung für irgend 
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eine Amtshandlung' oder Dienstleistung von einem Consular- 
Amte in Anspruch genommen Verden , indem die diesen Aemtern 
obliegenden Verpflichtungen gegen Niemanden ein Recht auf 
eine weitere Gebuhren-Forderung oder eine besondere Belohnung 
begründen. 

Diese Anordnung unterliegt nur in Betreff der Aufenthalts- 
oder Schutzscheine in der Levante, wo deren Ausfertigung vor- 
geschrieben oder eingeführt ist, einer beschränkenden Ausnahme, 
indem es vor der Hand, insofern diese Ausfertigung mit einer 
besonderen Gebühren- Abstattung in Verbindung steht, dieserwe- 
gen bei der bisherigen Uebung zu verbleiben hat. 

Artikel III. 

Die festgesetzten Gebühren sind nach den Bestimmungen 
des Tarifes von Jedermann, und zwar, so weit es sich um 
Schiffsgebühren handelt , zunächst von den Schiffs- Capitänen und 
Schiffs -Führern der bezüglichen österreichischen Handelsfahrzeuge 
an die im Artikel I. bezeichneten Consular-Aemter gegen ämtli- 
che, die Beschaffenheit und den Betrag der Gebühr genau aus- 
drückende Empfangsbestätigung unweigerlich zu entrichten. 

Artikel IV. 

Die auf die Verweigerung der vorschriftsmässigen Gebüh- 
ren-Entrichtung festgesetzten Strafen bleiben in Wirksamkeit. 

Artikel V. 

Die Gebühren sind im Tarife in Gulden und Kreuzern der 
österreichischen Conv.-Münze angesetzt, und es sind die nach- 
stehenden, bei Abstattung derselben häufig gebrauchten Münz- 
sorten von den Consular- Aemtern zu dem beigesetzten Werthe 
in Conv.-Münze anzunehmen: 

a) der kaiserliche Thaler zu 2 fl. — kr. 

b) der spanische Colonato ,, 2 „ 3 „ 

c) der kaiserliche Dukaten ,, 4 „ 30 „ 

d) der venetianische Dukaten „ 4 „ 32 „ 
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Artikel VI. 

Das gegenwärtige Reglement sammt dem Tarife soll in den 
Amtsorten der Consular-Aemter zur bequemen Einsicht für Jeder- 
mann, dem es zusteht, davon Kenntniss zu nehmen, angeheftet 
sich befinden. 



Allgemeiner Co n sular-Gebühr en -Tarif. 
I. Abtheilung. 



Gebühren, welche sich auf den Schifffahrtsbetrieb der Oesterrei- 





chischen Handels-1 


arin 


e beziehen. 


»ten- Zahl. 


Bezeichnung 
der Gebühren und der 
Amtshandlungen, wofür 
sie zu entrichten sind. 


Gebüh- 
ren- 
Betrag 


Erläuterungen. 

* 




fl. 


kr. 


• 


1 


Allgemeine Tonnenge- 
bühr für die Zulassung und 
Abfertigung eines SchiiTes, 
wenn die Besorgung eines 
Transportgeschäftes damit 
in Verbindung steht, in den 
mit k. k. Consular-Aemtern 
bestellten Stapelorten, u. z. 
von jeder SchifTstonne : 

a) bei den Consular-Aem- 
tern im adriatischen 
Meere, in türkisch Al- 
banien und auf den 
jonischen Inseln . . 

b) bei den Consular-Aem- 
tern in anderen Häfen 

mit der Beschränkung auf 
den Maximal - Gebühren- 
betrag für jedes Schiff 
in den Häfen zu a) von 
in den Häfen zu b) von 


12 
24 


3 

6 


Zu Post 1. 
a) Die Zulassung und 
Abfertigung eines Schiffes 
umfasst alle damit verbun- 
denen gewöhnlichen Amts- 
handlungen , wornach das 
mit dem Schiffs -Kapitän 
oder Schiffs - Führer auf- 
genommene Constitut, die 
Prüfung , Protokollirung 
und Verificirung oder Vi- 
dirung der Sanitätsfeden, 
Mannschaftsrollen , Mani- 
fest , Ladungsscheine und 
andern Schiffsurkunden, so 
wie alle bezüglichen ämtli- 
chen Ausfertigungen, die 
nicht gemäss besonderer 
Bestimmungen einer eige- 
nen Gebühr unterliegen, 
darunter begriffen sind. 
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Posten-Zahljj 


Bezeichnung 
der Gebühren und der 
Amtshandlungen, wofür 
sie zu entrichten sind. 


Gebüb- 
ren- 
Betrag 


Erläuterungen. 
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; 


Zusatzbestimmun- 
gen. 

§. L 

Bei periodischen Fahr- 
ten , wodurch zwischen 
bestimmten Häfen eine be- 
ständige förmlich geregelte 
Verbindung erhalten wird, 
ist die Tonnengebühr in 
den Bestimmungshäfen mit 
der Hälfte der allgemeinen 
Gebühr zu entrichten. 

§. 2. 

Wird das Einlaufen des 
Schiffes durch ein zwingen- 
des widerwärtiges Ereig- 
niss veranlasst, und findet 
aus dieser Ursache kein an- 
deres als das Transports- 
geschäft der Ausschif- 
fung von Waaren vor 
Erreichung des Bestim- 
mungsortes statt, so ent- 
fällt die Tonnengebühr mit 
der Hälfte der allgemeinen 
Tonnengebühr. 

§• 3. 

Findet ein freiwilliges 
Einlaufen und Verweilen 
im Hafenorte im freien 
Verkehre ohne Vornahme 
eines Transportsgeschäftes 
statt, so tritt die Ver- 
pflichtung zur Abstattung 
jiner Tonnengebühr im 
Betrage des vierten Thei- 


i 




b) Unter Transportsge- 
schäft wird die Waaren- 
einschiffung auf das Schiff 
oder die Waarenausschif- 
fung von demselben ver- 
standen. 

Die Bevorräthigung des 
Schiffes mit Lebensmitteln 
oder andern Erfordernissen 
auf die Reise, die Aus- 
besserung des Schiffes und 
seiner Einrichtung, sowie 
die bloss aus diesem An- 
lasse stattfindende Aus- und 
Wiedereinschiffung von La- 
dungsgegenständen , die 
Ein- oder Ausschiffung von 
Reisenden und deren Gc- 
päcke, ferner von Briefen, 
Geldgruppi und Pakotille 
sind Handlungen, welche 
den mit einer Tonnenge- 
bühr belegten Transports- 
geschäften nicht zugezählt 
werden, und daher die 
Einhebung einer solchen 
Gebühr nicht begründen. 

c) Die Schiffstonnen- 
Anzahl ist aus derAichungs- 
urkunde zu erheben, in de- 
ren Ermanglung der aus 
anderen Bord-Urkunden er- 
sichtliche, oder durch ein 
sonst glaubwürdiges Zeug- 
niss bestätigte Tonnenge- 
halt zum Anhaltspunkte 
zu dienen hat. 
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Bezeichnung 
der Gebühren und der 
Amtshandlungen, wofür 
sie zu entrichten sind. 



Gebüh- 
ren- 
Betrag 

flTTkr. 



Erläut erungen. 



les der allgemeinen Ton- 
ncngebfihr ein. 

§. 4. 

Das unfreiwillige, durch 
ein zwingendes Ereigniss 
verursachte Einlaufen ohne 
Vornahme eines Trans- 
portsgeschäftes ist auf die 
Dauer der Zwangsursache 
frei von jeder Tonnenge- 
bühr; wird aber der Auf- 
enthalt im Hafenorte nach 
dem Aufhören der Zwangs- 
ursache forlgesetzt, so ent- 
springt daraus die aus der 
Bestimmung des vorstehen- 
den §. 3 hervorgehende 
Gebührenschuldigkeit. 

§. 5. 

Wenn Kapitäne oder 
Führer von Schiffen in 
Ermanglung eines k. k. 
Consular- Amtes an den 
Stapelortcn, wo sie ein- 
gelaufen, ein anderwärts 
aufgestelltes, zur Ingerenz 
berufenes k. k. Consular- 
Amt zu Amtshandlungen 
in Anspruch nehmen, welche 
nach den vorstehenden Be- 
stimmungen dieEntrichtung 
.einer Tonnengebühr bedin- 
gen, so hat in derlei Fällen 
die diesen Bestimmungen 
entsprechende Gebührenbe- 
ihandlung in Anwendung 
[zu kommen. 
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B ezeichnnng 
der Gebühren und der 
Amtshandlungen, wofür 
sie zu entrichten sind. 



Gebüh- 
ren- 
Betrag 



fl. kr. 



Erläuterungen. 



3 
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§. 6. 

Insofern die als Post- 
schilfe verwendeten Schiffe 
in Folge besonderer Anord- 
nungen für die Zulassung 
und Abfertigung keiner 
Tonnengebühr unterliegen, 
wird darin durch den gc 
genwärtigen Tarif nichts 
geändert, wornach folglich 
die zugestandene Gebüh- 
renfreiheit ungeschmälert 
belassen wird. 



Taxe, wenn nach gesche- 
hener Abfertigung eines 
Schiffes nochmals eine, zur 
consularämtlichen Schiffs 
abfertigung gehörige Amts 
handlung der Erneuerung, 
Berichtigung oder Certiori 
rung von Schiffspapieren 
vorzunehmen ist . . 

Taxe für die Substitu 
tion eines Kapitäns oder 
Schiffsführers . . . 

Taxe für jede Berichti 
gung der Mannschaftsrolle 



Taxe für jeden Passa- 
vanti 

a) zu Fahrten von und 
nach Häfen oder Rhe- 
den im adriatischen 
Meere , in türkisch 



30 



15 



Zu Post 2. 

Diese Taxe findet keine 
Anwendung, insofern ge- 
mäss den vorstehenden Be- 
stimmungen eine gebüh- 
renfreie Abfertigung statt- 
findet , oder die neuerliche 
Amtshandlung auf einer 
bloss ämtlichen Veranlas- 
sung beruht, in welchem 
Falle sie ohne weitere Ge- 
bühren-Entrichtung zu ge- 
schehen hat, oder inso- 
fern der Fall einer vorher 
nicht vorhandenen Tonnen- 
gcbühren-Schuldigkeit ein- 
tritt, wo lediglich diese 
einzuheben ist. 

Zu Post 5. 
Wenn entweder der Ha- 
fen , von welchem das 
Schiff auslauft, oder der 
Bestimmungsort, nach wel- 
chem es sich begibt, nicht 
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Fahrten 
Taxe 



»Ja I 



Albanien und auf den 
jonischen Inseln . 
b) zu allen anderen un- 
ter a) nicht begriffenen 



für die Aufnahme 
einer Seererklarung oder 
eines Haverei - Vorfalles 
— prova di fortuna — 

a) Wenn darin umständlich 
der Sachbestand sammt 
dem Ergebnisse der 
Untersuchung über des 
sen Veranlassung an 
gegeben ist — mit 
Inbegriff des Zeugen- 
verhörs .... 

b) wenn sie bloss in sum- 
marischer Aufnahme des 
Sachbestandes und der 
angegebenen Veranlas- 
sung besteht . . 



iu wji!'f!.,vr 



10 



8 



zu den unter a) bezeich- 
neten Häfen oder Rheden 
gehört, so ist für .den 
ausgefertigten Passavanti 
die höhere Gebühr von 
10 fl. zu erlegen. 
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II. Abtheilung. 
Gebühren für die Consular-Amtshandlungen , die nicht unter die 
erste Tarifs-Abtheilung fallen. 



I 



Bezeichnung 
der Amtshandlung, für welche die 
Gebühr zu entrichten ist. 



QJ CD 



fl. kr 



Erläuterungen. 



6 



lediglich 



Für die Ausfertigung eines Reise- 
passes auf eine oder mehrere Per- 
sonen 

Für einen Reiscpass, ausgefertigt 
für einen oder mehrere 
Matrosen und andere zu den niedern 
Dienstklassen gehörige Schiffsleute 
oder für Lehrlinge und Dienstboten 
Für die Vidirung eines zu diesem 
Behufe vorgewiesenen oder zum Amte 
gebrachten Passes 

Zusatzbestimmung a) zu den 
vorstehenden drei Posten- 
zahlen. 

Dürftigen Personen, den die Tag- 
löhner überhaupt zugezählt werden, 
sind die vorerwähnten Amtshandlun- 
gen gebührenfrei zu leisten. 

Für jede Dekretation oder Zwi- 
schenverfügung an die Parteien in 
einem Civil -Rechtsstreite mit Ein- 
schluss der Compromiss-Fälle . . 

Für jedes über einen solchen 
Rechtstreit ausgefertigte Urtheil: 

a) wenn der streitige Gegenstand 
den Werth von 500 Fl. in Conv.- 
Münze nicht übersteigt . . 

b) wenn dessen Werth höher ist 
Für jeden Sequestrations-Akt und 

für jede Anlegung der amtlichen 
Sperre, die Protokolls-Aufnahme und 



30 



30 



Zur Zusatzbe- 
stimmung a. 

Alle gedungenen 
Hüter von Weide- 
vieh aus Sieben- 
bürgen, das in der 
benachbarten Tür- 
kei weidet, sind als 
Taglöhner zu be- 
trachten. 



6 
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S3 

I 



Bezeichnung* 
der Amtshandlung, für welche die 
Gebühr zu entrichten ist. 



I ä 

3 s 

_o » 



n. |kr, 



Erläuterungen. 



8 



die Decretation an die Parteien dar- 
über inbegriffen ...... 

Bei amtlicher Verwahrung eines 
Depositums : 

a) für den Akt der Uebernahme 
sammt Empfangsschein . . 

b) vor der Ausfolgung von Geld 
oder Geld vertretenden Urkun- 
den oder Sachen von Werth 
für die stattgefundene Venrah 
rung und sämmtliche mit der 
Ausfolgung verbundene Amts- 
handlungen 

Für die Aufnahme eines Inven 
tars sammt Protokoll und Decreta- 
tion, und zwar als tägliche Gebühr 
wenn zum Inventiren oder Aufzeich- 
nen mehrere Tage erforderlich sind 

Für jede durch einen oder meh 
rere Sachverständige vorgenommene 
Schätzung oder einen auf ähnliche 
Weise aufgenommenen Sach- oder 
Urtheilsbefund, dann für die Erfor- 
schung und Feststellung von See- 
und Flussschäden, jederzeit die amt- 
lichen Erlasse und Ausfertigungen 
inbegriffen, und zwar : 

a) die fixe Gebühr von . . • 

b) vom Gesammtwerthe der inven 
tirten und geschätzten Gegen 
stände . 

Zusatzbestimmungen zu den 
Posten 8. u. 9. 

1. Ausser den hier bezeichneten 
Amtsgebühren sind noch den vom 
Consular- Amte zugezogenen Sach- 
verständigen und Schätzleuten an 
gemessene Entgeltbeträge für ihre 



1 Perc 
d. Wer 
thes. 
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Posten-Zahl. II 


Bezeichnung 1 
der Amtshandlung, für welche die 
Gebühr zu entrichten ist. 


§ S 

§ a 

cr> < 
fl.,kr. 


Erläuterungen. 


10 


Bemühungen zu entrichten, die ins- 
gesammt, ohne dass wegen deren 
grösserer Anzahl eine höhere Anfor- 
derung gestellt werden darf, für je- 
den der in den Posten 8 u. 9 be- 
zeichneten Akte mit der fixen Ge- 
bühr von 2 Fl. und mit einer % % 
nicht übersteigenden Percentual-Ge- 
bühr vom Werthe der inventirten, 
beurtheilten oder geschätzten Gegen- 
stände ein für allemal bemessen wer- 
den können. 

2. Sollte die Aufnahme der In- 
ventur oder des Sachbestandes oder 
die Schätzung an Orten geschehen, 
oder auf Gegenstände Bezug neh- 
men, die wegen der Gefahr eines 
vorhandenen Pest- oder andern an- 
steckenden Krankheitsstoffes die Ge- 
sundheit bedrohen können, so wird 
es in derlei ausserordentlichen Fäl- 
len dem Amtsvorsteher gestattet, 
zur augemessenen Vertheilung unter 
alle dabei verwendeten Individuen 
mit Einschluss der Consular-Bedien- 
steten noch eine besondere Retribu- 
tion bis zum Belaufe der zweifa- 
chen (Post 8) mit 5 Fl. festgesetz- 
ten fixen Gebühr einzuheben. 

Für die Vornahme einer gericht- 
lichen oder freiwilligen Feilbietung 
sammt Protokoll 

a) die fixe Gebühr und zwar bei 
längerer Dauer der Feilbietung 

b) von dem durch die Feilbietung 
eingegangenen Betrage . . 


3 

Ei 
Pei 


n 

•c. 
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Bezeichnung 
der Amtshandlung, für welche die 
Gebühr zu entrichten ist. 



E 2 

ja 5 

C3 3 

CD < 



fl. kr. 



Erläuterungen. 



11 



12 



13 



14 
15 



16 



17 



Für die Abfassung eines Ehever- 
trages, einer letztwilligen Erklärung 
(Testamentes) oder einer Sehen 
kungsurkunde 

Für die Abfassung der (Post 11) 
eben genannten Urkunden, wenn die 
Personen, in deren Namen dieselben 
verfasst werden, dem Stande der Ma- 
trosen oder anderer niederer Dienst- 
Classen oder Taglöhner angehören 

Für die amtliche Eröffnung und 
Publicirung oder Ablesung, auch 
Protokollirung eines Testamentes 
oder einer leztwilligen Erklärung 

Für die Abfassung eines Vertrages, 
ausser den zu Post 11 genannten 

Für die Aufnahme eines Protestes, 
Gegen - Protestes , Abfassung einer 
Vollmacht, Verzichtleistung, Cession, 
Eigenthums - Uebertragung , eines 
Compromisses u. dgl 

Für eine Tagsatzung, Aufnahme 
einer Aussage, oder Eröffnung in 
protokollarischer Form, für ein Zeu- 
genverhör oder einen andern Akt 
amtlicher Untersuchung, sämmtlich 
in Parteisachen, dann für die ange 
suchte amtliche Registrirung einer 
Urkunde, in so fern die hier bezeich- 
neten Amtshandlungen nicht unter 
eine andere Bestimmung dieses Ta- 
rifes fallen 

Die erste authentische Abschrift 
die Legalisirung inbegriffen, von 
Original-Urkunden , Entscheidungen 
und andern Erlässen des Consular- 
Amtes, wenn jene Abschrift bestimmt 
ist, das beim Amte zurüchbehaltene 
Original, für welches bereits eine 
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Bezeichnung 
der Amtshandlung, für welche die 
Gebühr zu entrichten ist. 



I 1 

- in 

ö < 



. V 



Erläuterungen. 



18 



19 



20 



21 



22 



23 



Consular-Gebühr gemäss dem Tarife 
abgestattet wurde, zu ersetzen . 

Für jede Legalisirung von Urkun 
den und Unterschriften, die nicht 
(Post 17) gebührenfrei zu gesche- 
hen hat 

Für jedes Zeugniss oder Certifi- 
kat in Parteisachen , auf welches 
nicht eine andere Bestimmung die 
ses Tarifes anzuwenden ist . . 

Für jede amtliche Verlautbarung 
auf Ansuchen einer Partei, insofern 
nichts anderes in diesem Tarife be 
stimmt ist 

Für die Abfassung eines Gesu- 
ches, Promemoria, Recurses oder ei- 
ner andern Schrift, die nicht von 
Amtswegen stattfindet, und nicht in 
einer andern Tarifsbestimmung be- 
rücksichtigt ist 

Für jeden halben Bogen einer 
Abschrift 

Bei Dienstreisen in Parteisachen 

a) die Vergütung der aufgewende- 
ten, den Verhältnissen ange 
messenen Reisekosten; 

b) besonderes Taggeld auf die 
Dauer der erforderlichen Ab- 
wesenheit, und zwar: 

aa) dem General-Consul, General- 
Agenten und Consul . . 

bb) dem Vice-Gonsul .... 

cc) dem Kanzler, Dollmetsch oder 
Consular-Agenten . . . . 

dd) einem Consular-Beamten min 
derer Kathegorie .... 

ee) einem beim Consular-Amte an- 
gestellten Diener .... 



gebüh- 
renfrei 



30 



12 



30 



Zu Post 20. 

a) Wenn die Ver- 
lautbarung in meh- 
reren Sprachen ge- 
schieht, zählt jede 
Sprache einzeln bei 
der Gebühren-Be- 
messung. 

b) Die Druckko- 
sten der Verlaut- 
barungsind von der 
Partei zu tragen. 
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Bezeichnung 
der Amtshandlung, für welche die 
Gebühr zu entrichten ist. 
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Erläuterungen. 




Zusatzbestimmungen. 

1. Dem Amtsverweser eines Ge- 
neral - Consulates, einer General- 
Agentie, eines Consulates oder eines 
Vice-Consulates gebührt das Tag- 
gcld nach der Kathegorie des Po- 
stens, den er versieht. 

2. Die Partei in deren Angelegen- 
heit die Reise unternommen wird, 
Kann zur tiiiricntung uer iveiseKO- 
sten und Taggelder für mehr als 
einen Beamten, ohne ihre vor dem 
Reise-Antritte erklärte Einwilligung 
nicht verhalten werden; auch hat 
sie die Vergütung derartiger Ausla- 
gen für Diener des Amtes nur in- 
sofern zu leisten, als selbe zu den 
Commissions-Verrichtungcn erforder- 
lich gewesen sind. 









Oppenheim, Contulate. 
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No. 3. 

Französischer Tarif. 

Tarif des droits ä percevoir dans les chancelleries 

consulaires. 

N. B. Les droits ä perccvoir dans la premiere catggorie sont imprimfis 
en petits chiffres; ceux ä percevoir dans la devxieme en chiffres 
maigrcs, et ceux u percevoir dans la troisiime en ehiffrcs gras. 
Les observations g(?nerales placfies en tete et les observations 
particulieres inupriiuees ä la suite sont officielles*). 

Observations gcnerales. 

I. Tont acte non porte au tarif sera delivre gratnitement, con- 
formement a l'article 2 de l'ordonnance du 23. aoüt 1833. 

II. Aucun acte taxe ne scra delivre gratis sans l'autorisation 
du consul. 

III. Les röles taxes dans lc tarif sont de vingt-cinq lignes ä 
la page de douze syllabes ä la ügne, ou evalues sur ce pied. 

Le droit entier est du pour tout role commence. 

IV. Les vacations sont de trois heures. Le droit entier est 
dd pour toute vacation commeneee. 

V. II n'est pas du de droit pour la minute des proces-verbaux 
uresses dans Ics vacations. 

VI. Pour tous les actes taxes en minute ä un droit fixe, au 
role ou ä la vacation, le droit d'expedition est du sur toute 
expedition delivree. 

Pour les actes taxes au droit proportionnel, le droit d'ex- 
pedition n'est pas du sur la grosse ou la premiere expe- 
dition. 

Actes de l'etat civil (1)**). 
1. Expedition d un acte de naissance, de ddees, par acte, 
2 fr., 3 fr., 4 fr. 



') Cfr. oben Kap. XVII. §. 3. 

**) Les reuvois s appliquent aux observations particuliÄrea imprimees 
ä la suite du Tarif. 
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2. Expedition d un acte de mariage, — d'un acte de re- 
connaissance d'enfant naturel, — dun acte de naissance avec 
mention de reconnaisance d'enfant naturel fait par acte de ma- 
riage, — d'un acte dadoption, par acte, 4 fr., 6 fr., 8 fr. 

3. Expedition d'un acte de mariage comprenant reconnais- 
sance d'enfant naturel, par acte, 6 fr., 9 fr„ 12 fr. 

4. Affiche d'acte de publication de mariage, — Certificat de 
publicatiou et de non-opposition, par acte, 1 fr., 1 fr. 50 c, 2 fr. 

Actes de la Jurldiction civile et eommcr ciale. 

5. Actes de consentement d adoption, — d'eraancipation. — 
Citations. — Signffications. — Sommations. — Offres reelles. 
-— Oppositions. — Declarations. — Requfites. — Actes de re- 
connaissance d'dcritures. — Dfyöts de proces-yerbaux d'experts, 
de rapports d'arbitres ou interpretes. — R^cusations des juges, 
arbitres ou experts. — Acceptation ou repudiation de successions. 

— Proces-verbaux de conciliation. — Certificate de non-concilia- 
tion. — Proces-yerbaux de non - comparution des parties ou de 
refus de repondre. — Reception de cautions. — Depots de te- 
staments et proces-yerbaux de leur ouverture. — Depot et affir- 
matiou de sentences arbitrales. — Prestation de serment. — 
CWules ou d<5crets du consul (3). — Ordonnances et jugements 
consulaires. — Ex^cutoires de frais. — Actes d'appel. — Et 
tous autres actes non denomm^s de la juridiction civile et com- 
merciale. Minute ou original (2): premier röle, 4 fr., 6 fr., 
8 fr. Chaque roh en sus, 2 fr. 50 c, 3 fr. 50 c, 4 fr. 50 c. 
Expeditions ou cxlraits des tnemes actes, par röle (Texpedi- 
tion, 2 fr. 50 c, 3 fr. 50 c, 4 fr. 50 c, Notiflcation, signi- 
fication, remise ou affiche des memes actes, premier röle de 
copie, 4 fr., 6 fr., 8 fr. Chaque röle de copie en sus, 2 fr. 
50 c, 3 fr. 50 c, 4 fr. 50 c. 

6. Enquetes, expertises ou interrogatoires faits hors l'au- 
dience. — Visites de lieux. — Descente de justice. — Apposi- 
tion, leye*e ou reconnaissance de sellecs. — Ouvertures de portes. 

— Saisies-exexutions. — Assemblers de famille, par vacation, 
8 fr., 12 fr., 16 fr. 

19* 
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Actes de 1« Jorldlctlon criminelle. 

7. Plains d^pos^es par lcs parties. — Denonciations. — 
Citations. — Significations. — Sommations. — Enquetes. — Pro- 
ces-?erbaux d'audition de temoins. — Cedulcs ou decrets (3). — 
Ordonnanccs. — Jugemcnts. — Proces -verbaux de visites de 
lieux. — Actes de depöt de pieces. — Actes de cautionncmcnt. 

— Depdt de sommes versfos a ce titre ou du montant des con- 
damnations pexuniaires. — Döcharges et qnittances. — Ex^cu- 
toires de frais. « — Actes d'appel. — Et tous autres actes non 
denommtfs de la juridiction criminelle. Minute ou original (2), 
premier role, 1 fr. 50 c, 1 fr. 50 c, 1 fr. 50 c. Chaque 
role en 8U8, 1 fr., 1 fr. , 1 fr. Expeditions ou extraits des 
mtmes actes, par role dexpidiiXon, 1 fr., 1 fr., 1 fr. Notifi- 
cation, signification, remise aux parties ou afßche des mimes 
actes, premier role de copie, 1 fr. 50 c, 1 fr. 50 C, 1 fr. 50 c. 

. Chaque role en sus, 1 fr., 1 fr., 1 fr. 

8. Transport sur les lieux, expertises et enquetes faites 
hors Vaudience, dans la r^sidence, par vacation, 5 fr., 5 fr., 5 fr. 

Actes notaries. 

9. Compromis. — Reyocation d'arbitres, par acte, 6 fr., 
7 fr. 50 c, 12 fr. 50 c. 

10. Retabüsscment de communaute. — Donation entre 
epoux. — Dissolution de societe sans liquidation. — Se'questre 
conventionnel. — Et tous autres actes bilateraux ou collectifa 
non denommes du ministere du notariat, par acte, 10 fr., 15 fr., 
20 fr. 

11. Procura tion generale. Par acte en minute ou en 
brevet, 9 fr, 10 fr., 20 fr. 

12. Procuration speciale. — Rerocation de mandat. — Pro- 
rogation. — Rectification. — Dccharge. — Averation. — Con- 
sentement k mariage. — Desistement ou mainlev^e. — Protei (6). 

— Aval. — Notoriete. — Et generalement tous autres actes 
unilateraux non denomraes du ministere du notariat. Par acte 
en minute ou en brevet, 6 fr., 7 fr., 50 c, 12 f. 50 c. 

13. Bail. — Cession, resiliation et Prolongation de bail. 
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Contrat de louage. Sur la valeur de la location pendant une 
annie (7), 2%, 2%, 2%. 

14. Vente d'immenbles (8) et de meubles (9) aux enche- 
res. Sur le prix. jusqu'ä 20,000 fr., 2%, 2%, 2%. Sur le 
surplus, 1%, 1%, 1%. 

15. Acte de sociM (10). — Modification (10). — Con- 
tümation (10).— Liquidation et partage de socie"te (10) et (11). 

— Compte de gestion, do tutclle. — Redition de comptes par 
le chancelier. — Liquidation et partage de communaut^, de suc- 
cession (11). — Donation entrevifg. — Constitution de renle. 

— Marche. — Contrat de vente.' — Contrat d'^change (12). 
Obligation. — Transport. Jusqu'ä 20,000 fr. (8), 1%, 1%, 1%. 
Sur le surplus, %%. 

16. Prorogation d'obligation. — Cession de bicns ä des cre"- 
anciers. — Cautionnement. — Garantie. — Nantissement. — 
Quitlance. — Transaction. — Contrat de mariage (13). Jus- 
qu'ä 20,000 fr. (8), %%, »/„%, >/*%■ Sur le surplus, 
7i%, v 4 %, »/«%. 

17. Ccrtiflcat de propriete. Jusqu'ä 20,000 fr. (7), 
V4% •/*% 74%. Sur le surphis, xf^ 

18. Testament. — Inventaire. — Acte respectueux. — 
Concordat. — Contrat dunion. — Compulsoire. — Et tous 
autres proces - verbaux ou ministere du notariat, par vacation, 
9 fr., 12 fr., 18 fr. 

19. Expedition ou grosse de tout acte du ministere du 
notariat, par role, 2 fr., 4 fr., 50 c, 6 fr. 

Aetes rclatifs « 1« ntvigatlon (14). 

20. Expedition (15) d un batiment qui a operö son de"- 

chargement ou son chargement coraplet et particl. Droit fixe 

par navire, 4 fr., 4 fr., 4 fr. Droit proportionnel par ton- 

neau jusqu'ä 300 tonneaux (16), 20 fr., 20 fr., 20 fr. 
» 

21. Expe'ditions (15) d'un batiment faisant Ichelle avec 
Operation de commerce, s'il a de'jk paye les droits entiers ä une 
chancellerie consulaire, dans chacun des ports subslquents. Droit 
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fixe par navire, 4 fr., 4 fr., 4 fr. Droit proportionnel par 
tonntau jusqu'ä 300 tonneaux (16), 10 fr., 10 fr., 10 c. 

22. Expeditions (15) dun paquebot ä vapeur faisant un 
Service regulier dans chaque port de la ligne. Droit fixe par 
navire, 10 fr., 10 fr., 10 fr. Droit proportionnel par ton- 
neau (\6bis\ 10 fr., 10 fr., 10 fr. 

23. Exp*ditions (15) d'un bätiment ä voilc ou a vapeur en 
rellche forcec ou volontaire qui n'a debarque ou embarque' ni mar- 
chandiscs ni passagers, si la reächc a durö plus de vingt-quatre 
heures. Droit fixe par navire au-dessous de 100 tonneaux, 
5 fr., 5 fr., 5 fr; de 100 ä 200 tonneaux, 10 fr., 10 fr., 
10 fr.; au-dessus de 200 tonneaux, 15 fr., 15 fr., 15 fr. 

Expeditions (15) dun bÄtiment ä voile ou ä vapeur en re- 
Uche force*e ou volontaire qui ,n'a debarque* ou embarque ni 
marchandises ni passagers, si la reläche a dure moins de vingt- 
quatre heures (17). Demi-droit, demi-droit, demi-droit. 

24. Courtage et interpritation dans les cas pre\us par les 
traue's et lorsqu'il sont requis. Droit proportionnel par ton- 
neau (18), 10 c, 10 c. 10 c. 

25. Redaction du manifeste de sortie lorsqu'il est deman- 
de. Droit fixe par navire au-dessous de 20 tonneaux 5 fr., 
7 fr. 50 c, 10 fr.; de 20 ä 100 tonneaux, 10 fr., 15 fr., 20 
fr.; au-dessus de 100 tonneaux, 15 fr., -22 fr. 50 c. 30. 

26. Consulat ou rapport extraordinaire avec ou sans au- 
dition de P^quipage et des passagers. Premier role, 5 fr. 7 fr. 
50 c, 10 fr. Chaque röle en aus, 3 fr., 4 fr. 50 c, 6 fr. 

27. Mouvement sur le röle Mquipage (19) et (20). Par 
marin debarque ou embarque, 1 fr., 1 fr., 1 fr. 

28. Mention sur le role d'embarquement ou de döbarque- 
ment de passagers (20) et (21), par passager, 2 fr., Of r> 2 fr. 

29. Certificat de visite d'un bAtiment, par certificat, 3 fr., 
4 fr. 50 c, 6 fr. 

30. Addition de feuilles au journal de navigation ou au 
röle d'cpiquage. — Remplacement (22), en cas de perte, d'un 
röle d'equipage, par feuillc, 2 fr., 3 fr., 4 fr. 

31. Remplacement (22), en cas de perte, d'un jour- 
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nal de narigation, d'nn conge*; par püce däivrte, 5 fr., 7 fr. 
50 c. 10 fr. 

32. Reraplarement (32), en cas de perte, d'une patente 
de sante, par piece delivree, 5 fr., 5 fr., 5 fr. 

33. Dcliyrance (22) d'un passayant avec röle d'dqnipage 
dans le meme cas, par picce delivree, 10 fr., 15 fr., 20 fr. 

34. Visa de la patente de santö et des autres picces de 
bord s'il devient ndeessaire appres la delivrance des expeditions, 
par visa, 2 fr., 2 fr-, 2 fr. 

35. Desarmement (23), armement ou rfarmement (24) d'un 
bAtiment. Droit fixe par navire, 10 fr., 10 fr., 10 fr. Droit 
proportionnel par tonneau jusquä 300 tonncaux (15), 30 c, 
HO c, 30 c. 

3G.0rdonnance du consul en matiere maritime. — Homo- 
logation d'un reglemcnt d'avaries. — Prorcs-verbal de prestation 
de serment d'experts (25). — Rapport d'experts dresse" par le 
chancelier, — Dcpöt de rapport d'experts dressö par ceux-ci. — 
Acte de de'laissemcnt d'un navire ou de marchandises. Premier 
röle, 3 fr., 4 fr. 50 c, 6 fr. Chaque rn{e en sus, 2 fr., 3 fr., 

4 fr. 

37. Contrat d'affritement ou charte -partie. Sur le prix 
convenu, V 4 %, V 4 %, V 4 %. 

38. Police de chargement (rldaction de) ou connaissement, 
par exemplaire, 50 c, l fr., 1 fr. 50 c. 

39. Police ou contrat d'assurances maritimes , par acte, 
10 fr., 15 fr., 20 fr. 

40. Rfoiliation. — Modification dudit contrat, par acte, 

5 fr., 7 fr. 50 c, 10 fr. 

4t. Contrat de prfit a la grosse aventure ou de pr£t sur 
marchandises prlvu par l'article 234 du Code de commerce. Sur 
la valeur du pret, jusqu'ä 20,000 francs (7), V»%, V»%, 
V a %. Sur le surplus, >/ 4 % V 4 %, V 4 %• 

42. Vente aux encheres de marchandises dans les cas 
preru par le meme article (9), d'un batiment (8) ou d'une por- 
tion de batiment, d'embarcation , d'agres et autres articles din- 
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rentaire (9), jusqu'ä 1,000 fr., 1V»%, lV a %,l %%. Sur 
U surplus, 1 %, 1 %, 1 %• 

43. Vcnte par contrat d un bätiment (8) ou d'une portion 
de batiment, d'embarcation , d'agres et autres articles d'inven- 
tairc (9), jusqu'ä 1,000 fr., 1%, 1%, 1%. Sur Je surplus, 

V s %, %%. 

44. Droit de depöt sur les sommes prorenant de bris, nau- 
frages et prises, par 100 fr., 15 c, J ") c, 15 c. 

45. Enregistrement litte'ral (26), copie collationnce, expö- 
dition , extrait litte'ral ou analytique, publication par affiches de 
proces-vcrbaux et autros pieces conccrnant Ia navigation, par 
r6le, 2 fr., 2 fr. 30 c, 4 fr. 

Actes administrativ. 

46. Passe-ports aux Francais, par acte, 5 fr., 6 fr., 10 fr. 
Passe-ports aux Prangers, par acte, 8 fr., 10 fr., 12 fr. 50 c 

47. Patente de sante* pour un navire ötranger, par acte, 
6 fr., 8 fr., 10 fr. 50 r 

48. Certificate (27) dlmmatriculation , de nationale. — 
Patente de protection (27), par acte, 4 fr., 6 fr., 8 fr. 

49. Certificate de vie pour pereeption de rentes, pensions 
annuelles ou sommes quelconques. Au-dessus de 1,000 fr., 
5 fr.., 6 fr., 12 fr. 50 c. De 300 fr. ä 1,000 fr., 3 fr., 4 fr. 
50 c., 6 fr. 25 c. Au-dessous de 300 fr., 2 fr., 3 fr-, 4 fr. 

50. Certificate de Tie pour motifs non enonces, par cer- 
tificat, 5 fr., 6 fr., 12 fr. 50 c. 

51. Visa de passe-ports (27) de Francais, par visa, 2fr., 
2 fr. 50 c, 5 fr. 

Visa de passe-ports (27) d'etrangers, par visa, 3 fr., 
5 fr., 10 fr. 50 c. 

52. Visa de patente de sante' dun navire Oranger, par 
Visa, 5 fr., 5 fr., 10 fr. 50 c. 

23. Visa de manifeste d'un narire Oranger (lorsqu'il est 
requis), par visa, 5 fr., 8 fr., 10 fr. 50 c. 

54. Visa (27) de certificat dimmatriculation , de nationa- 
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litö, de patente de protection, — et tont autre yisa non sp^ci- 
fie 1 (27), par visa, 2 fr., 3 fr., 4 fr. 

55. Certificat quelconque rcquis par l'autorite locale, par 
certificat, 2 fr. 50 c, 3 fr. 50 c, 5 fr. 

56. Certificat d'origine, de destination, de debarquement, 
par certificat, 5 fr., 10 fr., 12 fr. 50 c. 

57. Decharge d'acquit-ä-caution, par acte, 4fr., 5 fr., 6 fr. 

58. Legalisation (28 et 28 Mf), par legalisation , 5 fr., 
6 fr., 12 fr. 50 c. 

Actes divers. 

59. Deklaration, — certificat, proces - verbal quelconqne, 
dans tons les cas, non sperifiös, Premier röle, 5fr., 7 fr. 50 c, 
10 fr. Chaque röle en sus, 3 fr., 4 fr. 50 c, 6 fr. 

60. Depot (29) de sommes d'argent, valeurs, marchandises 
ou effets mobiliers, par acte de dcpöt, 5 fr., 7 fr. 50 c. 10 fr. 
Droit de depöt sur le montant de la somme ou de la valeur 
estimee, 2%, 9%, 2%. 

61. Depöt, remise, retrait de pieces ou registres. Corarau- 
nication de pieces ou registres en chancellerie. — Remise de 
pieces aux interesse's, par acte, 3 fr., 4 fr. 50 c, 6 fr. 

62. Actes cnonccs dans Tarticle 61, s'll y a inventaire de 
pieces, par röle, 3 fr., 4 fr. 50 c. 6 fr. 

63. Enregistrement litteral (26) copie collationnie , ex- 
pödition, extrait litteral ou analytiquc, publication par affiches 
de pieces ou actcs quelconques, dans tous les cas non spe'cifie's. 
Premier röle , 4 fr. , 6 fr. , 8 fr. Chaque röle en sus, 3 fr., 
4 fr. 50 c, 6 fr. 

64. Copie en languc ötrangere. Premier röle, 5 fr., 7 fr. 
50 c, 10 fr. Chaque röle en sus, 3 fr., 4 fr. 50 c, 6 fr. 

65. Traduction certifie"e conformc. Premier röle, 6 fr., 
9 fr., 12 fr. Chaque röle en sus, 4 fr, 6 fr., 8 fr. 

66. Tenne d'un comptc courant de recettes et depenses 
en chancellerie, par article de compte. 50 c, 50 c, 50 c. 

67. Vacations du chanceliier dans tous les cas non spe'ci- 
fie's, par vacation, 8 fr., 10 fr., 12 fr. 
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68. Frais de voyage du consul, de l'eleve consul ou da 
chancelier. Le monfant des dttourses (30). 

69. Frais de scjour du consul, par journee dabsence, 
18 fr., 24 fr., 30 fr. 

Frais de sejour de Niere consul ou du chancelier, par 
journee cTabsence, 12 fr., 15 fr., 18 fr. 

Obscrrttions partleulieres. 

(1) La minute des actes de Fe* tat civil ne donne lieu a au- 
cune perception. 

(2) Le droit de minute ou original ne sera pas pcrcu pour 
tous les actes que la partie depose ou rcdigc elle-m6me, quand 
eile y est autorisce. 

(3) Les decrets qiii nont pour objet que la significatton 
ou la transmission de requßtes ou de tous autres actes ne don- 
nent lieu ä aucune perception. 

(4) Si le meme acte contient plusieurs contrats, il n est dü 
de droits que sur lc contrat principal. 

(5) La taxe proportionnelle sur tout acte accessoire d'un 
acte prcccdemment reyu en chancellerie ne sera percue que pour 
la partie du capital ajoute'e au capital primitif, et, s'il n'y est 
rien ajoute*, il sera per$u un droit fixe de 15 francs. 

(6) Si le protzt est fait pour plusieurs lettrcs de change 
tire'es sur la m£me personne, il sera per£u 1 fr. 50 c. par cha- 
que lettre en sus de la prcinierc. 

Pour chaque Präsentation aux indications au besoin, ou 
interrenants quelconqucs, il sera aussi perfu un droit de 3 fr. 

(7) Le droit proportionnel sera remplace par une taxe fixe 
de 10 fr., 15 fr., 25 fr., quand il ne donnera qu'une perception 
inferieure k cette taxe combinee avec le droit d'expödition. 

(8) Le droit proportionnel sera remplace par une taxe fixe 
de 20 fr., 30 fr., 50 fr., quand il ne donnera qu'une perception 
inferieure ä cette taxe combinee avec cclle de l'expcdition. 

(9) Le droit proportionnel sera remplace par une taxe fixe 
de 6 fr., 7 fr> 50 c, 12 fr. 50 c, quand il ne donnera qu'une 
perception inferieure ä cette taxe combinee avec celle de l'expe- 
dition. 

(10) Sur le capital social. La partie de ce capital excl- 
dant 100,000 fr. ne donne lieu ä aurune perception. 

(11) Sur la masse brüte, dans laquellc ne sont pas com- 
prises les valeurs fictives. 

(12) Sur la valeur de l'immeuble le plus important. 

(13) Sur l'apport dotal le plus fort. 
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(14) Les actes concernant la navigation non denommes 
dans le present chapitre payeront les droits specitics dans lea 
autres chapitres du tarif. — Dans les Operations relatives h un 
naufrage, tout acte fait par le consul ou rhancelicr, comme 
remplissant k Petranger les fonetions dont les commissaires des 
classes sont charges en France, ne donne Heu ä aueune pereep- 
tion (art. 76 de l'ordonnance du 29 octobre 1833). 

(15) Comprcnant Pensemble des formaliter et actes ordi- 
naires qui peuvent £tre requis du consulat k Parrivie et au de- 
part, savoir: 1. consulat simple ou rapport ä Parrivee; 2. certi- 
ficats darrivee et de depart; 3. rapport concernant la sante; 
4. visa du journal ou registre de bord, du conge, du röle d'e- 
quipagc; 5. visa et enregistrement de manifestes d'entree et de 
sortie ; 6. declaration de simple rclAche ; 7. drpöt et proces- 
verbaux de döpöt de tout acte dresse par le capitaine, pour cause 
de desertion, a Poccasion d un crime, d un delit, d'une naissance, 
d'un depöt ; depöt de testament, d'inventaircs faits en mer, ainsi 
que des objets invontori^s; 8. delivrance ou visa d'une patente 
de sante; 9. acte de depöt ou de cautionnement de sommes 
destinees aux frais de rapatriement, de maladie, d'enterrcment 
de marins laissea k terre; 10. certificat quelconque, exige par 
Pautoritc locale pour prrmrttre la sortie du navire. 

(Ifi) Le droit proportionncl n'es£ pas du sur les tonueaux 
qui excedent 300. 

(16 bis.) Une ordonnance du 31 aoüt 1846 a eHendu la 
disposition qui precede aux paquebots k vapeur employes k un 
Service regulier et plriodique dans la Mediterranle. 

(17) Toute rcläche ayant pour objet l'acquittement d'une 
taxe ou Paccomplisscment d'une formalitc quelconque imposle 
par l'aulorite' ctrange>e, et necessitant l'intcrvention de la chan- 
celleric; sera considerrfe comme ayant durc plus de vingt-quatre 
heures. 

(18) Sont comprises dans ce droit la rldaction du mani- 
feste, ainsi que les traduetiona et copies de cette piexe exigles 
par les autorit^s locales. 

(19) Les mentions excedant le tiers du nombre des hommes 
de Pequipage ne donncront Heu k aueune pereeption. 

(20) Pour les marins disgracies ou autres personnes embar- 
quees ou debarquees , soit en vertu d'ordrcs des consuls, soit 
gratuitement et par humanite de la part du capitaine, le droit 
n'est pas du. 

(21) Le droit n'est pas applicable aux paquebota ni aux 
navires n'ayant k bord que des passagers. 

Le consul aura la facultö de faire reduire k demi le droit 
pour les personnes peu fortunee*, et de ne faire payer qu'un 
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scul droit pour tous les mcmbrcs d'unc mSme famille qui scraicnt 
dans le m6me cas. 

Au delk de six (ayant pay6 le droit entier) les mentions 
de dlbarquemcnt ou d'etnbarquement sur le mdme navire seront 
gratuitcs. 

(22) Sur la declaration affirmee et signee du capitaine, en 
töte de la piece donnee en rcmplacement. 

(23) Comprenant Pensemble de formaliter et actes neces- 
saires pour le desarmcment, savoir: 1. declaration de dcsarme- 
ment; 2. röle de dcsarmement; 3. arte de depöt et visa de 
lade de francisation, du conge, du röle d'equipage; 4. apostiüe 
et visa du journal de navigation et de l'acte de proprietc; 5. ei- 
peditions des actes-ci-dessus qui doivcnt etrc remises au capitaine. 

Nota. Le droit dit d'expedition (articles 20,21, 22 et 23) n'est 
pas dü par le navire qui dSsarme, lorsque le desarmement a lieu ioinifi- 
diatement apres Paccouiplisseiuent des formalites d'arrivee; il est dü 
lorsque le desariueuient a lieu apres laccomplissement des formalites 
de depart. 

(24) Comprenant l'ensemblc des formalites et actes nlcessai- 
rcs pour l'armement ou le rearmement, savoir: 1. declaration 
d'armement ou de rearmement; 2. delivranco et enregistrement 
d un röle d'equipage, d'un conge" provisoire, d'un passavant, d'un 
journal de navigation cote et paraphe; 3. tous actes ou forma- 
lites quelconques comprises dans les expeditions (note 15). 

(25) Si Pintervcntion des experts est suivie de la reeeption 
d'un acte cn chancelleric , la mention de prestation de serment 
sera inseree en töte de cet acte et ne donnera lieu ä aueun 
droit special. 

(26) Cet enregistrement ne s'entend que des actes qui n'ont 
pas cte recus en chanccllerie. 

(27) Les consuls ont la facultß de faire dölivrer les actes 
dont il s'agit a demi droit, lorsque lctat de fortune du rede- 
▼able lui rendrait trop onereux le payement du droit entier, et 
qu'il ne serait cependant pas dans le cas de les recevoir gratis. 

(28) La lögalisation par le consul d'un acte rec,u par le 
chancelier, de mime que celle d'un acte fait ou Icgalise par un 
agent du consulat, ne donne lieu ä aueune pereeption. 

Lorsque le droit de legalisation d'un acte delivre" par l'au- 
toritö etrangere excedera le chiffre du droit qui aurait H6 exi- 
gible sur le mtme acte, s'il eüt 6tt passö en ehancellerie , ce 
dernier droit sera per$u. 

Si le m£me acte est presente, en meme temps, ä la lega- 
lisation en plusieurs expeditions, la premiere seulement donne 
lieu au payement du droit entier, et les suivantes au demi-droit. 
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(28 bis) L'article 58 du prdsent Tarif a iti modifie" par 
ordonnance royale dn 27 avril 1847, qni permet la Ugalisation 
a demi-droit des actes destincs ä 6tre transmis au siige des 
compagnies d'assurances maritimes ou sur la Tie Itablies en 
France, et lcgalement autorisles. 

(2U) Le droit proportionnel ne se pergoit que lors du re- 
trait du depöt, et l'acte de retrait ne donne lieu ä aucun droit. 

(30) Le compte de ces frais, que les agents s'cfforceront, 
d'ailleurs, de renfermer dans les limites les plus etroites, sera 
affirme par le consul , pour les depenses qui le conccrnent , et 
vise* par lui, pour Celles qui concernent l'eleve ou le chancelier. 



!Vo. 4. 

. Modules d'actes relatifs a la navigation. 

(Aus DeClerq.) 

Modele d'actc d' af f r e t ement. 

(Voir Cbarte-partie. ). 

Entre les soussignes : 1° le sieur . . . , proprie*taire du na- 
vire le..., etc., d'une part; et 2° le sieur..., d'autre part; 
A ete fait et arrilte ce qui suit: 

Art. 1. Le sieur... donne, par le präsent acte, en affrl- 
tement au sieur..., le navire le..., jusqu'ä coneurrence de... 
tonneaux de charge pour le voyage de ... , et jusqu'ä coneurrence 
de... tonneaux pour le retour. 

2. Le sieur... devra operer le chargement des marchan- 
dises ä partir du..., et l'avoir effectue le..., jour oü le na- 
vire sera prSt a faire Toile au premier vent favorable pour le 
depart. 

3. Dans le cas oü le sieur... n'aurait pas effectue' ledit 
chargement dans les delais ci-dessus fixes, soit pour le voyage 
d'aller, soit pour le retour, le navire ne se mettra pas moins 
en route, et ledit sieur... n'en sera pas moins tenu au paye- 
ment de la somme ci-dessus determinee, sauf les cas de force 
majeure. 

4. Dans le cas oü le ddpart ou le retour du navire n'au- 
rait pas lieu dans le delai et a Pepoque convenus entre les par- 
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ties, le sieur..., proprie'taire du navire et freteur, a'engage 
k paycr au sicur..., affreteur, la somme de..., ä titre d'in- 
demnites. 

5. Le present traitd d'affretement est fait moyennant la 
somme de... (par tonneau ou total), laquelle sera payee par 
le sieur... dans les termes suivants... 

0. En cas de contestation sur les präsentes Conventions, 
les parties consentent a Stre jugis par des arbitres nommls par 
elles, ou, k leur defaut, par le Tribunal de commerce de la ib- 
sidence du proprie'taire du navire. 

Fait double a..., le... 

(Signatures). 

N* d'ordre . . . 
N° du Tarif: 37. 
Sohlt. 

Modeies d'Apostilles inscrites sur le role d'äqui- 
page d'un navire pour constater un mouvement 

fait ä Pätranger. 

Älatelot provenant du..., de..., embarque' comme matelot, 
ä raison de... par mois, a ou n'a pas refu d'avances, ses frais 
de conduite dans son quartier d'inscription restant ä sa charge. 

(En cas de stipulation contraire, il riest besoin d'aucunemen- 
Uon . la conduite etant prtsumee due de plein droit) *). 

Autre : 

Matelot, deserteur du... de..., arrSte par les soins du 
Consulat, ou s'etant rendu volontairement au Consulat (art. 54, 
Ordonn. royale du 29 octobre 1833), embarque ä..., le..., 
pour «tre rapatriä; ses frais de passage devant ßtre regle's et 
rembourses au capitaine par Pautorite maritime du port d'arrivee 
en France, selon les reglements du departement de la marine. 
(Ordonnance royale du 29 octobre 1833 et 12 mai 1836.) 

Le Consul, 

. % (Signatare.) 

') Pour ce qui 'est des stipulations convenues ä 1'eHranger entre 
un capitaine et tout matelot embarque ä son bord, voir les ar- 
ticlea 40 et 41 de l'ordonn. royale du 29 octobre 1837. 
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Modille d'un Certificat d'arriy^e et de derart. 
Nous, Consut de France ä... 

Certifions que le navire (nom dunavire), jaugeant (nom- 
frr«) tonneaux, arme a (W«u cfe Varmement) , par (rowon cfe 
maison qui a expidii le navire) , commande par le capitaine 
(nom et prdnoms), venant de (/i«u de Vexpiditiori), ou (parti 
primitivement de ... , et venant en dcrnier lieu d . . .) (dernier 
port de reldche, s'il y a eu reläehe), est arrive* le (date de 
Varrivie) au port de (lieu de Varrive'e), avec im chargement 
compose" de XJnoncer ici sommairement la nature et la quan- 
tüe des marchandises formant la cargaison) , et qu'il part du- 
dit port de (nom du port) le (date du depart) avec un char- 
gement compose" de (enoncer pareillement la nature et la quan- 
titf des marcliandises , en ayant soin dindiquer distinctement 
ceües qui pourraient rester de la cargaison primitive, et Celles 
qui auront ite nouvcllement prises en retour) pour se rendre 
a (lieu de destination). 

Deli?re* a..., le... 

Le Consul, 
(Signatur«) 

N° d'ordre... 
K° du Tarif. . . 
Solvit. 

Modele de Contrat d'assurance*). 

(Code de commerce, art. 339.) 

Connilat de France ö . • • 

Par-devant nous, etc., 

Furent prescnts le sieur A . . . (nom. prinoms et domicile 
de Vassuri), et le sieur B... (nom, prenoms et domicile de 
Vassureur) ; 

Lesqueis sont convenus de ce qui suit, saroir: 



*) Voir ci-apres, page 409, le Modele deapolices d'i 
teea on France. 
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Art. 1. Le sienr A... dexlare avoir charge - quatre pieces 
de vin, montant ensemble a... hectolitres, etevaluees, de com- 
mun accord, a... fr. ia piece, ce qui fait au total la somme 
de... fr., sur le navire le..., capitaine X..., partant de ce 
port pour celui de..., oü il fera son döchargemcnt , ne dcvant 
faire aucune escale intermldiaire , sauf les cas de force majeure, 
duquel chargemcnt ledit sieur A... a justifie par un double cer- 
tifie du connaisscment ä lui delivre le . . . , par ledit capitaine 
X..., et qu'il a remis au sieur B 

2. Le sieur B... assure äu sieur A... la somme de..., 
montant dudit chargemcnt, jnstifie" comme il est e^abli a l'art. 
1., et dont il se contente, et ce, en cas d'accidents et risques 
de mer, ä raison desquels les lois maritimes obligent l'assureur 
a garantir et indemniser Tassure. 

3. Les risques ä Charge du sieur B..., assurcur, cour- 
ront ä partir du moment oü le pilote quittera ledit navire apres 
l'avoir mis en mer, et finiront seulement au moment oüle navire 
sera mouille dans le port de sa dcstination. 

4. Les parties ont fixe la prime d'assurance ä payer par 
le sieur A... au sieur B..., ä la somme de..., soit a raison 
de... pour 100, lequel paycment sera effectue dans les quinze 
jours de l'arrivee du navire ä sa destination. 

5. En cas de perte du navire, ou de la chosc assurle, le 
sieur B... payera au sieur A..., dans les... jours de la si- 
gnitication de la perte, le montant de l'assurance, la prime 
deduite. 

6. La prime ci-dessus stipule'e ne pourra ßtre ni augmen- 
tee, ni diminue'e, quels que soient les evenements de paix ou 
de guerre, qui surviendraient entre la France et les autres puis- 
sances pendant la duree dudit voyage. 

7. Les parties se soumettent respectivement, quant ä 
l'ex^cution du präsent contrat, ä tout ce qui est prescrit par les 
lois maritimes et le Code de commerce en matiere d'assurances; 
et, en cas de contestation, elles declarent s'en rapporter en der- 
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Bier ressort aux arbitres et amiables compositeurs que pourre 
nommer ä cet effet M. le Congnl de France. 

Dont acte fait et passe en Ja ChanceUerie , etc. 

A . . . , le . . . < 

(L. S.) (Signatures). 

N° d'ordre... 
N° du Tarif: 39. 
Solvit. 

Modele d'une Police d'assurance sur navires. 

La compagnie d'assurances maritimes Itablie a.... et dü- 
ment representee parN..., suivant pleins pouvoirs en date du..., 
enrcgistres ä..., assure äM..., agissant (pour son campte ou 
pour le compte de qui il appartiendra) , la somme d... (en 
toutes lettres) , valeur taxee et convenue du corps et de rentiere 
mise hors avec toutes ses dependänces , du navire..., nomme\.., 
d'environ... tonneaux, actuellement (au port de..., en rade 
de...) Bous le commandement du capitaine... ou de tout autre 
recu ou non recu qui pourra le remplacer pour entreprendre ou 
continuer le voyage (sur lest ou avec marchandises) , en desti- 
nation de..., avec faculte" de faire escale ä... 

La presente assurance sur le navire sus-denomme ou sur 
celui ou ceux que des circonstances de force majeure obligeraient 
d'y substituer sous le meme pavillon ou tout autre, est faite 
moyennant la prime de... pour 100, et aux conditions suivantes: 

Art. 1. La Compagnie prend a ses risques toutes pertes 
ou dommages provenant de tempere, naufrage, echouement, 
abordage fortuit, reUches et changement forcds de route, de 
voyage ou de vaisseau, jet, feu, pillage, tous arrSts ou captures 
de pirates, ou de sujets des puissances barbaresques , baraterie 
de patron, et genlralement tous accidents et fortunes de mer. 

2. Son* exceptes: tous risques de guerre, hostilitfo, [re- 
pnkailles, arrets de princes, ainsi que toutes confiscations pour 
cause de contrebande ou de commerce clandestin. 

3. Dans les caa d'avaries communes sur le navire et 
sur les marchandises, la Compagnie ne payera que l'excedant de 
3 pour 100. 

Oppenheim, Contalate. 20 
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4. Dans les cas d'avaries particulieres sur le navire, la 
Compagnie ne payera que l'exc^dant de 3 pour 100. 

5. Les avarics communes et les avaries particulieres seront 
rigUea separe'mentj les retenues seront faites sur chaque espece 
d'avarie. 

6. II ne sera admis dans les comptes anxquels les avaries 
particulieres au navire donneront lieu, que les objets remplacant 
ceux briset, ou endommagis pendant le voyage assmi; et de 
tous les ouvrages de cette nature (/es ancres exceptees) , il sera 
deduit le tiers, pour compenser la difförence entre le neuf et 
le vieui. 

7. Dans les cas d'avaries particulieres sur les marchandi- 
ses, la Compagnie ne payera que l'excedant de: 



Trois pour 
cent sur les 


Cinq pour 
cent sur les 


Dix pour cent 
sur les 


Ouinze pour 

cent sur les 


Bois de teinture. 
Cafe*s en barriques. 
Etc. 


Aluns. 

AHzaris. 

Etc. 


Amidons. 

Cafes en grenier. 

Etc. 

■ 


BUi. 

Beurres. 

Etc. 



8. En cas d'avaries sur les liquides et autres marchandi- 
ses sujettes au coulage, la Compagnie ne payera que l'excedant 
de 5 pour 100 en sus du coulage ordinaire qui n'est point ä 
sa Charge. 



9. Seront francs d'avaries , le sei , les fruits verts et secs, 
les laines en suint, les glaces , les verreries, les porcelaines, 
et les marchandises fragiles et sujettes a la rouille, s'il n'y a 
exception formelle dans la presente. 

10. Le delaisscment ne poarra elre fait que dans les cas 
de naufrage, echouement avec bris, innaYigabilite" par fortunc 
de mer, detenoration ou perte des objets assures , si la dtteno- 
ration ou la perte excede les trois quarts de leur valeur. 

Le delaissement pourra «trefait, s'il n'y a aueune nouvelle : 
Apres sixmois revolus, pour les voyages des mers d'Europe j 
Apres dorne mois revolus, pour les voyages dans les In- 
des occidentales , jusqu'au cap Horn; 
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Apreg dix-huit mois reVolug, pour leg voyagcs k Fest du 
cap. de Bonne-Espe>ance , et a l'ouest du cap Horn; 

A compter du jour des dernieres nouvellcs rejueg. 

11. Lea avarieg ä la charge de la Compagnie geront payeeg, 
aous leg d^ductione ci-dessus mentionneg, immediatement apres 
qu'elleg auront 6U justifiew. 

12. Les perteg k la charge de la Compagnie geront pay^ea 
ä bureaux ouvert8 , et sang retenue, des qu'elleg geront justinees. 

Dans le cas oü la nouvelle des pertes precädera ParriY^e 
des preuveg, le payement en sera provisoirement effectue sous 
caution agreee par les Directeurs de la Compagnie. 

Le payement provisoire des perteg sera passible d'int<re% 
k raison de 6 pour 100 Tan, juaqu'au jour oü les pertes seront 
justifiees, et s'il y a lieu ä restitution de tout ou partie du 
payement anticipe* de la perte, il sera bonine k la Compagnie 
une prime de 5 pour 100 sur la somme k restituer. 

13. La Compagnie et les aasurls, chacun en ce qui les 
concerne, s'engagent en outre a se conformer aux lois et regle- 
ments maritimes, en ce qui n'y est pas de>og<5 par la präsente. 

14. Les contestations entre la Compagnie et les aasures, 
pour l'execution de la presente police, seront juge*es par deux 
arbitres, nomme's Tun par la Compagnie, l'autre par les assu- 
res; lesquels arbitres, en cas de partage, choisiront un tiers 
arbitre. 

Ainai fait et passe" double entre les goussignes , a..., 
le.., par le ministere d... 

(Signatures). 

N° d'ordre... 
N° du Tarif: 39. 
Solvit. 

Modele de Protzt du capitaine en caa d'avaries. 

Cejourd'hui (Jour, mois et an, en toutes lettre*), 
Par-devant nous , Consul de France k . . . , 
Est comparu le sieur... (nom et prenoms'), capitaine au 
long courg , commandant le . . . (espece et nom du bätiment), 

20 * 
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du port de... (nombre) tonneaux, appartenant k... (nom du 
proprietäre), et arme" ä... (port de Varmement); 

Lequel, voulant satisfaire k la loi et mettre a l'abri les 
interSts de ses armateurs et affreteurs, affirme, sous serment, 
qu'ä son depart de... (Heu du dtpari)), son navire <tait Man- 
che et eh bon 4tat de ses agres etapparaux; qu'il 4tait pour?u 
de tont ce qui est necessaire pour se rendre ä... (Heu de de- 
stination), et que, durant le de'sastre qui lui est arrive le... 
(date du sinistre), et dont les circonstances sont de"tailles dans 
le rapport qu'il nous a fait cejourd'hui sur les övenements de 
sa navigation, les gens de Mquipage et lui ont fait tout ce 
qui ftait en leur pouroir pour sauver le nayire. En consequence 
il declarc protester, comme par ces präsentes il proteste, de la 
maniere la plus solennelle, envers et contre tous ceux qu'il ap- 
partiendra, de tous dlpens, dommages et idUtUs sur tous les 
accidents qui sont surrenus a son navire et k sa cargaison, le 
tout ayant eu lieu comme il est dit ci-dessus, ainsi que dans 
le rapport sus-raentionne" , et non par la faute dudit comparant, 
de ses officiers, ni de toute autre personne se trouvant k bord 
et formant son equipage. 

Desquels Prottt et dlclaration le comparant nous a requis 
acte k lui octroyö, pour servir et yaloir ce que de droit et de 
raison. 

Fait et passe en la Chancellerie du Consulat de France 
k... (lieu de la re'tidence), les jour, mois et an que dessus, 
en presence *) des sieurs (noms et prenoms) , temoins requis 
ad hoc, tous deux majeurs et demeurant en cette Tille ; lesquels, 
apres lecture faite , ont signe* avec ledit sieur comparant et nous 
Consul sus-qualifie\ 

(Signatures des tlinoius.) (L. S.~) (Signatare du Capitaine.) 
Par le Consul: (Signatare du Consul.) 

Le Chancelier, 
(Signatare.) 



*) La presence de temoins ä la declaration de protet n'est pas in- 
dispensable. 
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Modele d'un Reglement d'avaries et Formule d'ho- 

mologation. 

Navire le..., Capitaine... 

Par police en date du..., MM... out fait assurer: 

... (monlant du sinistre couvert) ... par la Compagnie . . . 

. . . ( id. id. ) . . . id. 

Total . . . , valeur agr££e du corps , quille , agres, apparaux, 
etc., du navire le..., capitaine..., pour le voyage de... a..., 
et retour a... 

(Historique du voyage, circonstance du sinistre, particularites de 
la reläche, form es dans lesquelles il a €t£ proc6d6 k la constatation et 
ä la reparation des avaries.) 

Les depenses g£ne>ales, y compris tous les frais, s'e'le- 
vent a... (reis 10,896,984), que le capitaine emprunte a la 
grosse, k la prime de 30 pour 100, apres s'ltre fait autoriser 
rlgulierement par son Consul, et apres que la demande d'em- 
prunt fut ennoncle par les publications d'usage. 

En conslqucnce de ce qui precede, et tu les pieces par- 
faitement en regle produites par les sieurs . . . , assure*s , il y a 
lieu d'ltablir comme suit le compte de l'indemnite' qui leur 
revient : 
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Compte de l'avarie. 




♦ Reis. 



319.280 
475;iOO 

56,100 
483^SÖ 

10.000 



899, MO 



1.K27/Z&7 



58,620 
1.011,780 
88.000 
60,000 
4,913,316 



7,400 



178.568 



R. 


lü,.i90,461 




519,523 


R. 


10,909,984 




13,000 


R. 


10.896.98-4 




3,269,095 


R. 


14,166,079 






Pia». 7 012 Ifi 


Fr. 


36.815 60 


Fr. 


11,263 15. 




'2A & 




11,377 ., 




2.430 „ 


9,947 „ 



Remplacement de* volle«. 
Memoire «In forgeron. 
Frais divers. 
Memoire du calfat. 
Fournitures diverse«. 
Memoire du charpentler. 

de M. X..., diverse« four- 

nitur. 

da ponlieur. 

Vivres liquides par IVvenement. 
Fourniture» d'eau et vivre«. 
Frai» d'expertlse. 
Gage« d'eqnipuge, dont 
R. 290,880, iurnees de & mateloU 
Oranger« pour activer 
les travaux. 
4,622,366, gages rejete» (art lfi. 

de la police. 
Legalisation« du Consul damals. 
Compte du Consul espagnol. 

Commlssion ä 5 p. %• 

A deduire 

prodnit net de quelques debris. 

Prime de grosse a 3J) p. o/o. 

qui au change de reis 2,020 p. 1 
piastre. 

Soit au change de 5 fr. 2h. c. la 
piastre. 



Ii 
|/| 

n 



212,853 
316,734 
56,200 
323,840 
6.667 



599,480 
1,218,191 



39,080 



60,000 



v., 



193,920 



*7,400 
178.568 



3,212.934 
160,647 



3,373,581 
13,000 



R. 



3,360.581 
1,008.174 



104.426 
1 5fl T 36»S 

16t',9?0 
3,333 
290,740 

19,540 
1,011,780 
88,000 



96.960 
4,622,366 



7,177,527 
358,876 



7,536,403 



4,368.755 



i'. 



2.162 LI 



Fr. 



11.353 15 



7,536,403 
2,260,921 



9,797,314 



Fr. 



4.850 DJ 
"2M62A5 



Ainsi l'avarie materielle ä la charge de« a««nreur« »'cleve a 
a quoi il faut ajouter 
port de» picces. 

Le total est de 
dout, deduisant 

franchise de 3. p- % *»r fr. 81 ,(KK). 
Reste net. 

du» et payables, savoir: 

Par la Cnmpagnie ,, f. „ c. 



M 



A . . . , le . . . (Signaturen.) 

Homologation. 
Nous , Consul de France & . . . , 

Ayant tu et examine le reglement d'avaries qui preefrde 
pour le navire le..., capitaine . . . , ainsi que l'ensemble des 
titres et pieces justificatives sur lesquels il repose 



I 



311 

ArrÄtons ledit reglement d'avaries a la somme d..., ä 
repartir ainsi qu'U j est ttabli; 

Ordonnons ä tous huissicrs sur ce requis d'en pourBuivre 
l'execution par les voies de droit: 

(Ou bien.) 

Condamnons, en consequence, X. ., h payer a Z..., 
dans le delai de..., la susdite somme de..., et ordonnons, au 
besoin, a tous huissiers sur ce requis de l'y contraindre partes 
voies de droit. 

Fait a..., le... 

Le Consul, 

S.) (8igDatures.) 

N° d'ordre... 
K° du Tarif: 36. 
Solvit. 

Modele d'un Compte de Chancelleric pour un n a - 

virc francais. 

Coiuulat de France d . . . 

Compte de Chancellerie. 
M. Joseph Piron, capitaine du brick fran$ais le Courrier, 
du Havre, jaugeant 117 31 /ioo> allant de Nantes ä Marseille, 
entre en reläche forctfe ä..., pour cause d'avaries, doit ä cette 
Chancellerie, pour les droits et perceptions resultant du tarif 
en vigueur, savoir: 

Nr. du Tarif. Motifs de la perception. Montant da droit 

23. Expedition, reläche ayant dure plus de vingt- 

quatre heurcs- 10 „ 

24. Courtage, interprftation et redaction de mani- 

feste 117 tonneaux ä 10 cent . ... 11 70 

26. Rapport au Consulat (extraordinuire), 1. röle . 7 50 

26. — — 2 roles en sus ä 4 fr. 50 c. 9 „ 

36. Ordonnance du Consul, 8 premiers röles . . 36 „ 

36. Depots de rapports d'experts, 5 premiers röles 22 50 

65. Traduction de rapports d'experts, 1. role . . 9 „ 

65. Traduction de rapports d'experts, 3 röles en sus 18 ,, 

67. Vacation du Chancelier pour jet a la mer . . 10 „ 

45. Expedition de la proce'dure d'avaries, 17 röles 42 50 

Total 176 20 
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Je sottssigne", Chancelier da Consnlat de France a..., re- 

connals avoir recu de M. Joseph Piron, capitaine du brick le 

Courrier, du Havre, la somme de cent soixante-seize francs 

vingt Centimes, pour le payement des droits ci-desns sp^cifies. 
A . . • , le • • • 

Vu et certifie\- (£. S.) (Signature.) 
(Signatare.) 

Modele de Charte partie. 

Entre les soussignes : 1 ° le sieur (nom, pre'noms, qualite 
et demeure) , propriltaire du nayire le . . . , de la contenance 
de... tonneaux, mouille presentement auport de..., d'unepart; 

Et 2° le sieur..., d'autre part; 

A öte* fait et arrÄte" ce qui suit: 

Srt. 1. Le sieur... donne, par le present, en affretement 
en totalite* au sieur . . . le navire le . . . , pour le voyage de ... , 
a partir du port oü il est presentement mouille et pour son re- 
tour, moyennant la somme totale de..., dans laquelle le voyage 
d' aller entre pour celle de . . . et le rltour pour celle de . . . La- 
dite somme sera payee par le sieur... (Vaffreteuf) , dans les 
termes suivants (mentionner ici les conditions). 

2. Le chargement dudit navire commencera ä\ partir de ... , 
et devra Ätre acheve au plus tard le..., ä peine de... pour in- 
demnite' de retard du depart dudit navire. 

3. Le chargement pour le retour devra etre effectue" dans 
le delai de..., ä peine de... pour indemnite. 

4. Les voyages d'aller et de retour devront s'ope>e> en 
ligne directe (ou avec escah ä...) } et ätre terminls, a moins 
de force majeure, dans le delai de..., sous peine de la somme 
de... pour indemnitl. 

5. A. partir de..., ledit navire, completement arme, e'qui- 
p£, pret ä prendre la mer, est mis a la disposition du sieur... 
(Vaffräeur). 

6. Les reparations, salaires, gages d'^quipage, avitaille- 
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mcnt, frais de port, etc., seront ä la Charge de (suivant les 
Conventions). 

7. Les parties se conformeront, chacune en ce qui la con- 
cerne, aux reglements et usages du commerce et de la marine. 

8. Les contestations relatives au present acte seront ju- 
g£es par arbitres. 

Fait double entre les parties, ä..., le... 

(Signatures.) 

N* d'ordre . . . 
K* du Tarif: 37. 
Solvit. 

Modele de Dekret qui coudamne un narire. 

Coiuulat de Fronte ä... 

Nous Consul de France a... 

Vu la requete en date du... du capitaine N..., comman- 
dant le navire francais le... 

Vu le rapport des experts nommes par nous, le (datt) de 
ce mois; 

Attendu 1'innavigabiliU bien constat^e par eux du (espece 
et nom du Ifätiment) pourles causes e'nonce'es dans leur susdit 
rapport ; 

Avons ordonne et ordonnons ee qui suit: 

Le (espece et nom du bätimeni) (ou ses dlbris) sera ex- 
pose en Tente publique le (designier le jour et Vheure), et ad- 
juge" au plus offrant et dernier encherisseur. pour le compte et 
au profit de qui de droit. 

Fait a..., le... 

(L. S.) (Signatare de Consul.) 

N° d'ordre . . . 
N° du Tarif: 36. 
Solvit. 
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No. 5. 

Modele de Jugement en matieres de prises. 

Nous . . . (prcnoms et nom) , Consul de France I . . . ; 

Assiste de MM... (prcnoms, noms et professions), Fran- 
cis iminatricules , faisant fonctions d'Assesseurs , aux termes de 
notre arr£te cn date du..., et en pr^sence du sieur..., Chan- 
celier de ce Consulat; 

Etant reunis en Commission des prises, en vertu de la loi 
du 3 brumaire an IV, de farräte du 6 germinal an VIII, et de 
l'ordonnance royale du 23 aoüt 1815; 

Oui' le rapport fait par N... (l'un des Astesteurs) ; 

Vu le Proces-verbal fait en mer le . . . , par . . . {le capteur), 
duquel il r^sulte, etc. (enoncerles circonstanees dela eapture); 

Vu la d^claration faite en Chaneellerie 1«..., par..., et 
par laquelle il conste que, etc. 

(SpScifier de nouveau les faits principaux de la dtclaration Ca- 
pitaine capteur, de ses officiers et des marins de son Equipage, s'Us 
out €te* entendus). 

Vu... (par exemph) la contre-declaration du Capitaine 
conducteur de prise et du Capitaine eapture; 

Vu les diverses pieces trouvees ä bord du..., et qui de- 
raontrent, etc. (le fait de la proprUte ennemie); 

Attendu, d'une part, etc., 

Attcndu, d'autre part, etc.; 

Considerant : 

1 ^ • . • , 2^ . . * , 3^ • • « ; 

(Enoncer ici les conside* ratio ns legales qui peuvent raotiver la 
validite" ou la nullite de la prise.) 
4° enfin . . . 

Apres im ezamen reüechi des pieces, et sur les conclu- 
sions conformes du sieur N...; 

Nous avons declare et declarons la prise de. (nom es- 
pece et pauillon du navire eapture) bonne et valable; 

Ordonnons, en conse'quence , que ledit batiment, ses agres, 
apparaux et d^pendances, ainsi que sa cargaison en entier, 
soient adjuge's au profit de... (capteur), sous la rfoerve des 
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droits de la Caisse des Invalides et autres, pour le tont fitre 
vendu dans la forme et de la maniere prescrites par les lois et 
usages du pays, et le produit en #tre verse ä titre de depöt, 
et ponr compte de qui de droit, dans la caisse de la Chancei- 
lerie; ä quoi faire tous gardiens, sequestres et depositaires 
seront contraint s par les voies de droit , et moyennant la re- 
miae, Ua en demeureront bien et valablement qnittes et ii- 
chargls. 

Ainsi fait, juge" et eigne" eeance tenante au Consulat 
de France ä..., le... 

(Signatures des Assesseurs, du Consul et du Chancelier.) 

N° d'ordre... 
N° du Tarif: 5. 

Solvit. _____ 

m. 6. 

Modele de Compromis simple. 

L'an . . : et le . . . , par-devant nous . . . , sont comparus : 
d'une part le sieur . . . , capitaine du navire . . . $ d'autre part MM . . ., 
nlgoriants etablis en cette Tille; 

Lesqueis Itant diyisls de pretentions et d'interets au su- 
jet de ... , le capitaine N . . . pretendant que . . . , et MM . . . pr<- 
tendant au contraire . . . , ont respectiyement choisi et nomrae 
pour arbitres , k reffet de statuer sur la contestation ci-dessus, 
ainsi que sur toutes autres demandea incidentes et connexes, 
sayoir : le capitaine, etc., M..., et le aieurs. .., M..., 

Promettant et s'obligeant riciproquement de leur remettre 
toutes lea pieces, titres et memoires dont ils entendent se ser- 
rir , d'ici ä . . . au plus tard , et de les mettre a portee de ren- 
dre leur dlcision döfinitire dana le de*lai de... k compter de ce 
jour; 

Nommant en outre pour aurarbitre, en cas de partage, 
M... (ou bien : Autoriaant en outre leadita arbitres, en caa de 
partage, a se choisir tel surarbitre quil leur plaira); 

Et reaonfant expressement ä toute reservc et facultö 
d'appeler de leur d^cision, quils promettent au contraire de 
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suivre et executer de bonne foi et de point en point, comme 
jugement irreVocable et en dernier ressort... (ou bien : De*cla- 
rant express^ment se r^server Tun et les autres la facult^ d'in- 
terjeter appel de la decision qui interviendra , au eas oü Tun 
d'eux- le jugerait a propos, mais alors et au plus dans le delai 
de . . . mois ä partir de la date de la decision ; et pour l'execu- 
tion du präsent compromis les comparants font respectiyement 
election de domicile a... (speeifier). 

Dont acte fait et passe* en Chancellerie. 

(L. S.) (Signatares.) 

N° d'ordre... 
N° du Tarif: 9. 
Solvit 



No. 7. 

4 andere juristische Modeies aus DeClercq, Banqueroute 

betreffend. 

MODELE d'Assignat ion ä la requSte d'un crean cie r 

pour faire de'clarer la faillite du de'biteur. 

L'an... et le..., ä la requßte de..., 

Je..., Chancelier du Consulat de France ä..., y demeu- 
rant et soussigne*, ai donne* assignation au sieur A. B... (pro- 
fession et domicile), en parlant ä..., 

A comparattre , d'aujonrdhui a... jours francs, ä Tau- 
dience du Tribunal consulaire de France, 

Pour s'y voir condamner, et par corps, a payer au reque*- 
rant la somme de..., contenue en un billet souscrit par ledit 
sieur A. B . . . , ou profit du requlrant , le . . . , echu le . . . , et 
dont le proWt a Ü6 fait par exploit en date du..., et dont 
copie est donnde en tete du präsent, avec intfrets et frais; 

Et encore, attendu que depuis plusieurs jours on a, chez 
ledit sieur A. B. .., refuse 1 le payement de tous les effets qui 
lui ont e'te* pre'sente's, et que depuis huit jours ledit sieur A. 
B. .. ne paratt plus ni dans sa maison, ni dans ses bureaux; 

Attendu que c'est au... de ce mois que le sieur A. B... 
a refuse' le payement de ses effets; 
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Voir diclarer par le Tribunal quil est en etat de faiUite; 
que la cessation des payements date du... de ce mois; 

Voir en consequence ordonner quil sera procdde" k l'appo- 
sition des scelles au domicile de lassigne* declare' en faillite, et 
dans ses bureaux ainsi que sur ses meubles, effets, marchan- 
dises, liyres, titres et papiers; 

Voir nommer par le Tribunal un ou plusieurs syndics et 
conunissaires de la faillite; voir entin sur le tout proce*der ainsi 
qu il est prescrit par le Code de commerce au titre des banque- 
routes et faillites; 

Jai audit sieur A. B..., en son domicile et parlant comme 
il yient dltre dit, laisse* copie tant du billet ä ordre que du 
present exploit, dont le coüt est de... (art.... du Tarif). 

(Signature.) 

N° d'ordre... 
No du Tarif: 5. 
Solvit. 

Modele de Proc es-v erb al d'une assemblle de cre- 

anciers reconnus. 

(Code de commerce, art. 506). 

Cejourdnui..., ä... heures du... en la Chancellerie du 
Consulat de France ä..., par-devant nous... (Consul ou Com- 
missaire) deUgue k la faillite de..., 

Sont comparus les sieurs... {noms, pre'noms, professions 
et doniicile8 de tous les crcanciers preserds ä Vassemblee, ou 
de leurs fonde's de pouvoirs) , 

Tous crcanciers dudit sieur B..., et dont les crlances ont 
ete' Yirifiees et admises par proces - verbaux en date des... 

Lesqueis ont dit que, conformement ä notre convocation, 
ils se reunissent sous notre prlsidence pour entendre le rapport 
qui doit leur etre fait par le syndic de la faillite. 

Est aussitöt comparu le sieur F..., syndic de ladite fail- 
lite, lequel a dit etre pret ä rendre compte de sa gestion. 

Est enfin comparu le sieur B..., failli, lequel a dit com- 
paraltre pour oulr le rapport qui ya «tre fait, et y fournir ses 
Observation et debats sll y a lieu. 
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Desquels comparutions , dires et requisitions nous avons 

donne acte aux parties. 

Et aussitöt le syndic a expose" que, depuis son entrte en 

fonctions, il a reyu pour la masse de la faillite, savoir: 

Des sieurs..., dtfbiteurs, la somme de. . . . „ „ 

De la Tente du mobilier, celle de „ „ 

De la yente dun immeuble sis..., a celle d e . „ „ 

Total „ „ 

Qu'il a paye" la somme de . „ „ 

Qu'il a verse" en d«fpot dans la caisse de la 

Chancellerie ....„„ 

• 

Total „ „ 

Qu'il reste ä recouvrer {indiquer Us sommes), ä vendre 
(indiquer les objets); 

Que par suite des renseignements qu'il a pu se procurer 
et des examens qu'il a faits, il estime que l'actif s'llerera ä la 
somme de..., et au moyen de ce que le passif s'lleye, en 
cr^ances admises, ä la somme de..., la balance de la faillite 
sera en perte de... pour cent. 

Fait a..., les jour, mois et an que dessus, et ont tous 
les comparants signe avec nous et le Cancelier du Consulat, 
apres lecture faite. 

(Signaturoß). 

N° d'ordre... 
N° du Tarif: 5. 
Solvit. 

Module de Proces- verbal de reddition de comptes. 
(CoHe de commerce, art. 519). 

Cejourd'hui . . . , par - devant nous (Conml ou Commissaire). 
delegue" ad hoc pour la faillite du sieur A. B. .., demeuraut 
a . . . et en la Chancellerie du Consulat de France de cette rille, 
heure de ... , 

Est comparu le sieur A. B . . . , ancien negociant , demeu- 
raut a..., lequel a dit: 

Que par jugement en date du..., le Tribunal consulaire 
a homologue" le concordat passl et signe* le..., entre lui et ses 
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crlaneierg , reunissant la majorite en norabre et les trois quarts 
en somme; 

Que cejugement, enregistre* le..., a iti y k la repulte du 
comparant, signifie par eiploit en date du..., au sieur D..., 
syndic k la faillite da comparant, avee assignation k com- 
paraltre devant nous a ces jour, lieu et heure, pour y rendre 
au comparant le compte definitif de sa gestion, k laquelle red- 
dition il conclut sous la re"serve de tous ses droits; et a signe 
avec nous apre» lecture faite. 

(Signatur es.) 

Est aussi comparu le sieur D. . . , syndic k ladite faillite, 
lequel a dit qu il comparaissait en conformite' de l'assignation 
qu'il a recue le . . . , et demande qu il nous plaise lui donner acte 
de la remisc qu'il nous fait, 

1° Du compte definitif quil rend devant nous de sa ges- 
tion audit sieur B . . . ; 

2° De... Hasses de pieces justificatives dudit compte, co- 
t6es depuis la lettre a jusques et y compris la lettre . . . j 

3° De la somme de... fr., qu'il prltend 6tre le solde du 
compte par lui rendu; et a signä apres lecture faite. 

(Sigoatares.) 

Le sieur A. B . . . , apres avoir eiamine" le compte rendu 
par le sieur D . . . , a observe" . . . j. c'est pourquoi il a demande 
que cette somme de... soit rejetle du compte, et que le syn- 
dic rendant compte soit declare" reliquataire de cette somme 
de..., en sus de Celle de..., par lui presentement depose>; 

Le sieur D... a repondu que.... 

Le sieur A. B... ayant declare n'avoir plus de dlbats k 
proposer contre ledit compte, nous l'avons, du consentement 
des parties, dos et arrM, savoir: en recettes k la somme 
de „ fr. „ c. 

En depense k la somme de „ „ 

Declarona en consequence ledit sieur D... 
reliquataire de la somme de „ „ 

Lui donnons acte de ce quil a k l'instant remis et compte" 
devant nous, en deniers au cours du jour, la somme de... 

H 
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Lui donnons acte de ce que ledit sieur B... a pris et 
retire" par-devers lui ladite somme de..., ainsi que le compte 
et les pieces ä l'appui; 

Declarons , du consentement dudit sieur B . . . , que le 
sieur D... est entierement ddcharge et liMre" de la mission qui 
lui a 6U confiee; 

Declarons que ses fonctions cessent des cet instant, et 
que le sieur B... est, a partir de ce jour, remis en libre pos- 
session de tous ses Mens, meubles et immeubles, titres et pa- 
piers , de tout quoi il quitte et dexharge le sieur D 

Fait, clos et arrtte* les jour, mois et an que dessus, et 
ont les parties signe" avec nous, apres lecture faite. 

(Signaiures.) 

N° d'ordr... 
No du Tarif: 5. 
Solvit. 

» 

Modele de Jugement d'homo logation d'un Con- 
cor dat. 
(Code de commerce, art 513.) 

Louis - Philippe , etc. 

Le Tribunal consulaire de France ä . . . , compose" de ... , a 
rendu le jugement suivant: 

Entre le sieur A. B . . . , ancien nlgociant , demeurant ä . . ., 
nie..., n°..., et le sieur C..., syndic ä la faillite dudit sieur 
B . . . , demeurant k . . . , rue . . . , n° . . . , demandeurs en homologa- 
tion du concordat arrete le . . . , d une part ; 

Et les sieurs . . . , tous creanciers dudit concordat , defen- 
deurs, d'autre part. 

Point de Fait. 

Le sieur B... a itt, par jugement du..., declare* en etat 
de faillite ourerte; il a iti sur cette faillite procede% conforme- 
ment aux dispositions du Code de commerce; 

A rassemblle de creanciers düment convoquee le... der- 
nier , il a iii propose" par ledit sieur B . . . un concordat qui a 
iti accepte par les creanciers prlsents, faisant la inajoritc en 
nombre et les trois quarta en somme $ ce toncordat a ete* dresse 



Digitized by Google 



321 



par... (Je Contul ou U Commissaire deltgui adhoe), et signe 
•iance tcnante; 

Lea demandeurs ont assigne* les defendeurs par exploit 
du..., pour Toir homologuer ledit concordat, et ä l'audience 
de ce jour, ils ont conclu a ce qu'il plaise an Tribunal donner 
defaut contre les defendeurs non comparants, quoique düment 
cite*s; et, pour le profit, homologuer le concordat susenonc^; 
ordonner, en consequence, qu'il scra cilcntl avec les erfanden 
refusants comme avec ceux qui Tont signe"; condamner les defen- 
deurs aux frais. 

Les defendeurs n'ont pas comparu. 

Point de Droit. 

1° Doit-il «tre donn£ döfaut contre les non comparants? 

2° Le concordat du... doit-il fitre homologue par le Tri- 
bunal? 

Le Tribunal, tu l'exploit du..., donne defaut contre les 
sieurs — non comparants; et, pour le profit, apres avoir en- 
tendu les demandeurs en leurs conclusions et les observations 
de M...., Commissaire Migui ad hoc; 

Attendu qu'il a ete" procede re"gulierement ä toutes les 
Operations prescrites par le Code de commerce; 

Attendu que le concordat est regulier, et qu'il a Üi si- 
gne" par un nombre de creanciers prösents et reunissant la ma- 
joritc" en nombre et les trois quarts en somme; 

Attendu, d'ailleurs, que la majorite* n'est pas contestee; 

Vu enfin... (citer les articles du Code de commerce); 

Homologue ledit concordat; ordonne qu'il sera ex^cute* Se- 
lon sa forme et teneur, avec les creanciers refusants comme 
avec les creanciers signataires, dc'pens compensls. 

Fait et signe, etc., etc. 

Mandons es ordonnons, etc. 

(Signatures du Consul et du Chancelier.) 

N° d'ordre... 
K° du Tarif: 5. 
Solvit. 
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Zwei belgische Circulare über Consular-Berichte. 

1. 

Indieateur. Nr. 669. 

Bruxellcs, le 15 juin 183$. 

Messieurs, 

Une circulaire emanle de mon departement, sous la date 
du 4 mai 1836, rappeile que Part. 8 de Tarnte royal du 27 
septembre 1831 ddtermine les renseignements que las Consuls 
sont tenus de transmettre au Gouvernement. Cet article porte 
notamment que chaque Consul enverra tous les six mois une 
liste detaillöe des navires beiges qui auront visite" les ports ou 
rades de son arrondissement. II importe de remarquer que le 
defaut de tout arrivage beige ne doit pas dispenser du rapport 
semestriel qui, dans ee cas, doit constater l'etat n^ant de la 
navigation et indiquer, autant que possible, les causes de cet 
6tat de choses. 

En rous entretenant de cette disposition, j'ai principale- 
ment en vue de complöter les resultats que Ton s'en est promis. 

En exigeant des Consuls de tenir une liste exaete des na- 
vires beiges qui entrent dans les ports de leur re'sidence, le Gou- 
vernement a voulu pouvoir apprecier Pimportance de la naviga- 
tion beige a l'ctranger. Mais, pour avoir la mesure exaete de 
nos importations , ces donnöcs ont cte" jugees insuffisantes. II 
faut, pour connattre a fond l'etat de notre commerce exterieur, 
que lc gouvernement ait, non-seulement la liste des navirea 
beiges arrivant ä l'etranger, mais encore celle des navirea 
Prangers venant de Belgique avec un chargement beige, 
ou du moins pris en Belgique. J'appelle specialement votre 
attention sur ce point: quelqucs-uns de nos Consuls ont deja 
adopte cette marche, et je leur en sais gre" ; mais il im- 
porte que la mesure que j'indique devienne une regle generale. 
Ainsi, Messieurs les Consuls auront, ä l'avenir, ä designer l'ar- 
rivöe et la provenance, non-seulement en ce qui concerne les 
navires beiges, mais encore en ce qui concerne les navires etran- 
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gcrs renant de Belgique; ils indiqucront de meme le depart de 
tout nayire Oranger en destination de la Belgique. Messieurs 
les Consuls veilleront a ce que dans leurs bureaux on traite cet 
objet avec soin et mfthode, et que Ton classe d'une maniere 
separte et distincte: 

1. La reaidence du Consul; v 

2. La date de l'arrive> du navire; 

3. Le nom du navire; 

4. Le nom du capitaine; 

5. Le nombre d'hommes d'iquipage; 

6. Le tonnage fietif et reel( Voir les explicationscidessous)', 

7. Le chargement d^taille" d'apres la nature et la quantite ; 

8. La provenance (ou la destination); 

9. Les observations particulieres. 

L'indication relative au tonnage donne lieu Ii une recom- 
mandation nouvelle, dont Messieurs les Consuls reconnaitront la 
neceasiU et l'importance. II ne faut pas se contenter de d6- 
■igner le tonnage g^neral d'un navire, c'est a-dire sa c.apacüS 
totale; ce renseignement est vague et peut induire en erreur. 
II faut deeigner, en outre, d'une maniere particuliere, la partie 
de ce tonnage qui se trouve occupee par le chargement. II ar- 
rive que des officiers des ports annoncent le depart d'un navire 
de 100 tonneaui, par exemple; on peut croire que ce navire a 
un chargement complet de 100 tonneaux, tandis que co n'est 
que la mesure de sa capacite" et qu'en realitf il peut n'avoir que 
la moitie de son chargement 

Je profiterai de cette occasion pour engager Messieurs les 
Consuls pres desquels il ne se trouve ni vice-Consul, ni autre 
agent secondaire, de s'occiiper du choix d'une personne digne 
a tous egards de remplir l'une ou l'autre de ces eharges avec 
la sanetion du Gouvernement du Roi. Cette mesure est dictea 
dans Unterst des affaires qui sont exposees a souffrir des inter- 
ruptiona, que l'absence ou des maladies peuvent apporter dans 
les fonetions des Consuls. 

Le Ministre des Affaires Etrangeres et de lTnteneur. 

De Theux. 

21* 
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2. 

Indicateur. B. Nr . 443. 

Bruxelles, le 28 fevrier 1840. 

Plusieurs circulaires £man£es de mon dlpartement ont eu 
pour but d'engagcr les Consuls et les agents commerciaux du 
gouvernement cn pays «Stranger, ä m'adresser des rapports sur 
tous les objets, dont la communication peut avoir de l'intirSt 
pour le commerce du royaumc. 

C'est ainsi que par ma circulaire du 15 juin 1838, Indi- 
cateur No. 669, modifiße, pour autant que de besoin, par celle 
du 4 janrier suivant, Indicateur No. 3, j'ai demandö aux Con- 
suls de m'envoyer tous les semestrcs une liste dötaillee des na- 
navires beiges qui auront visite" les ports ou rades de leur ar- 
rondissement, et que j'ai indique la nature des renseignements 
ä fournir ä cet egard. Je recommande de nouveau la transmission 
reguliere de ces listes, qui mcritent l'attention speciale des Consuls. 

Par une autre circulaire du 15 juin 1838, No. 392, j'ai 
invitö les consuls ä me faire connaitre quels sont les droits de 
navigation perc^is dans leur r^sidencc, et dans les autres porta 
qui se trouvent dans le cercle de leur juridiction consulaire. J'ai 
preise* avec soin tous (es d^tails que je dösirc obtenir, en ce 
qui concerne ces droits, quelle que soit leur espece. Un bon 
moyen d'cn donncr une idee exaete et complete, c'est de les ap- 
pliquer fictivement ä un navire de cent ou de deux cents ton- 
neaux, par exemple. II importe dans ce cas de bien pariser la 
difference qui peut existcr entre le regime auquel sont soumis: 
1. les na vires nationaux, 2. les navires ctrangers favorisfa, et 
3. les navires ärangers, non favorisc's, et de veiller ä ce que 
les navires beiges nc soient pas indüment assujettis a un trai- 
tement exceptionellcment defavorable, surtout quand ceux du port 
ou de l'Etat, oü des Consuls beiges sont accrädiHs, ne sont pas 
soumis en Belgique ä un pareil regime. L'on peut consulter a 
cet egard de Tablcau g£ne>al du commerce de la Belgique avec 
les pays, pendant l'annle 1837, qui indigne a la pageXIX de l'intro- 
duetion, les royaumes, Etats et ports, dont les navires sont assimi- 
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les aux nationaux cn ce qui concernc les droits de navigation. 
Quand il pese sur nos navires quelqae taxe exceptionnelle et 
non fondee, an profit, soit de l'Etat, soit de la localitl, il con- 
vient de faire des demarches pour la faire cesser. La mSme 
Observation s'applique aux dispositions de toute especc, qui peu- 
rent User notre commerce. 

En consequence, les Consuls qui n'ont pas fourni toua ces 
renseignements, voudront bien me les faire parrenir «ans retard, 
et ceux qui ont satisfait ä ma demande me mettre au courant 
des changements qui pourraient 6tre survenus. 

J'ai demande aussi des dltails exacts sur les frais qui pe- 
sent sur la marchandise, depuis le moment oü eile quitte le na- 
rire jusqu'ä celui oü eile est deposee en magasin. 

Je dösire que les Consuls ne perdent aucune de ces re- 
commandations de Tue, et qu'ils aient en meme temps egards 
aux suivantes , destinles a serrir de complement aux premieres, 
et a remplir les lacunes que j'ai remarques dans plusieurs rap- 
ports commerciaux qui m'ont iti adressds. 

Voici ces recommandations nouvelles: 

§. 1. En temps ordinaire, un rapport semestriel sur le 
commerce du pays oü reside un Consul, peut suffire pour assu- 
rer la marche reguliere des affaires; mais si une mesure est 
prise, ou si une circonstance quelconque, qui est de nature ä 
exercer de Hnfluence sur le commerce, suryient, il importe que 
le Consul m'en informe imm^diatement, par la voie la plus süre 
et la plus directe. 

§. 2. Pour Stre rcellement utiles, les renseignements com- 
merciaux doiyent se rapporter a une date recente. Ceux qui se- 
raient emprunt^s ä une publication periodique, ou au travail d'un 
agent Oranger, perdent beaucoup de leur utilite\ de leur a-pro- 
pos, s'ils remontent ä une epoque deja ancienne, et que le pays, 
pour lequel le trayaif primitif a e*te" fait, en a dej'a profite*. II 
convient que les Consuls ne se contentent pas de prendre con- 
naissance des documents publies sur la Situation, le commerce, 
les ressources, les besoins du pays qu'ils habitent, et de les 
transmettre ensuite ; ils doiyent encore traveiller par eux-memes, 
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en recueillant des informations positives et detaillees, en obser- 
vant cc qui se passe soas leurs yeux, et en communiquant des 
renseignements qui se rapportcnt toujours a une date aussi 
fralche que possible. 

§. 3. La necessite" davoir des informations recentes se 
fait surtout sentir pour tout cc qui se rapporte aux mesures de 
douane et aux tarifs. A cet e*gard je d6sire receroir un travail 
noureau et complet, qui puisse dtre publie et livre au commerce 
en toute confiance. Je le demande aussi aux Consuls qui m'ont 
ddjä envoyö des docnments de cette naturc, et tous voudront 
bien y ajouter deux exemplaires du tarif actuellement en vigueur 
et des principales dispositions en matiere de douane. Si ces 
documents sont en langue etrangerc, il est indispensable de les 
accompagner dune traduction fran;aise faite avec soin, a cause 
des difticultes que Ton cprouve pour rendre exactement le sens 
des expressions techniques et particulierea au pays, qui y abon- 
dent d'ordinaire. Cette recommandation de joindre une traduction 
est applicable ä toute piece redigte en langue Prangere, que 
Ton sera dans le cas d'envoyer. 

Le travail dont il s'agit sera, sans contredit, un des plus 
utiles que les Consuls puissent transmettre, et lorsqull aura ete* 
bien fait des le principe, il nen coütera que peu de peine pour 
le tenir au courant, si des modifications surriennent. II est bien 
entendu que les frais dachat des divers documents annexes aux 
rapports seront rembourses. 

Ce paragraphe est surtout applicable, en ce qui concerne 
Tenroi des tarifs, aux Consuls qui habitent des contre*es <loignees 
de la Belgique. 

§. 4. Les rapports commerciaux perdent beaueoup de leur 
intest, meme de leur utilite', si I on n'y trouve pas certaines no- 
tions indispensables au ntfgoeiant, qui cherche a asseoir les cal- 
culs d'une Operation de vente ou d achat. L'on nc devrait pas 
perdre de Tue que des details memc minutieux, meme insignifi- 
aots en apparence, sont nteessaires pour empechcr les erreurs 
et les mlcomptes. 

Ainsi, le rappert des monnaies, poids et mesures dun 
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pay» eJoigne' avec les monnaies, poids et mesures en usage cn 
Belgique, doit fitre clairement Itabli. II faut eviter d'y employer 
des signes d'abreviation ou des chiffres, qui indüiseut facilement 
en crreur. C'est un point essen tiel et qui cependant Isiase, en 
geniral, le plus a desirer dans les documents qui me parviennent. 

Ob pourrait, une foia pour toutes, envoyer un tableau 
complet du Systeme monitaire et mötrique etranger, compare au 
Systeme legal en Belgique, en sysnt soin de s'asaurer de son 
exactitude, plutöt que de s'en reposer sur les indtcations que 
Ton trouve dans les ouvrages imprimes, lesquels ne tiennent sou- 
vent pas compte des changements introduits en dcrnier lieu. 

§. 5. L'envoi des comptes simules de Tentes et d'achaU 
est d une tres-grande utilite, en ce qu'ils permettent d'embraser 
d'un seul coup d'oeil le rcsultat d une Operation. II en est de 
möme de l indication, aussi positive que possible, des beseins 
annuels de la lecalite ou du pays, oü resident les Constüs, afia 
de donner aux armateurs et aux nSgociants une idee juste de 
limportance lies envois qu'ils peuvent faire. 

§. 6. Dans le mtSme but, la designation des prix de vente 
sur les lieux des divers produits importes de letranger, qui 
sont cgalement fabrique's en Belgique et que par conslquent le 
commerce pourrait tenter d'exp^dier en coneurrence; l'envoi d* 
echantillons etiquetes soigneusement et de manicre k fitre con- 
sultes avec fruit pour faire mieux connaftre ces produits, en 
mime temps que le goüt, la mode des pays ; l'indication des prix 
d'aehat des marchandises, qui pourraient 6tre rapportöcs en re- 
tour, avec espoir de benßfice, cellc des epoques les plus favo- 
rables pour les ventes et achats et de leurs conditions ordinai- 
res; Tenvoi de prix courants aussi r6cents que possible, au 
nombre de dix ou douze exemplaires, an moins; la designation 
des maisons de commerce de la place le plus solides et les 
mieux famees avec celle de leurs conditions ordinaires pour les 
diverses Operations auxquelles elles se livrent; la communication 
du prix de fret pour Anvers et Ostende , ainsi que pour les 
prineipaux ports de Hollande, d'Angleterre , de France, et d'Ita- 
lie; des conditions l'assurance, de commission, etc.; toutes ces 
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sortes de renseignements sont d'un haut intördt pour le commerce 
et doivent trou?er leur place dans de bon rapports. 

§. 7. Une chose que l'on neblige d'indiquer parce qu'elle 
paratt peu importante, c'est le mode d'emballage et I'assortiment 
qui doit composer une balle de marchandise, pour trouver un 
6coulement facile, suivant les usages ou lcs besoins du com- 
merce. II importe cependant de savoir comment les balles doi- 
vent Ätre composees et assorties pour ne pas deyoir Ätre ouver- 
tcs et divisces au moment de la Tente, qui ne peut manquer 
d'en eprouver quelque prejudice. 

§. 8. Les agents, qui representent le gouyernement en 
pays etranger, deyraient toujours avoir soin qu'il füt le premier 
instruit du mouyemeut des affaires politiques et commerciales ; 
ils devraient, ä cet e"gard, deployer beauconp de vigilance et 
d'activite, afin de signaler en temps opportun tout ce qui est 
de nature ä interesser le commerce et de lui fournir sans retard, 
soit directement, soit par la voie de France ou d'Angleterre, tous 
les renseignements que Ton sait d'avance pouvoir lui Hre utiles. 

§. 9. Je saisis cette occasion pour inviter les Consuls a 
me faire paryenir un excmplaire des r^glements sanitaires adop- 
ted dans le pays oü ils resident, en joignant a ce document les 
obseryations que son contenu pourrait leur sugge>cr et l'indica- 
tion des droits per^us de ce chef. Iis recevront un excmplaire 
du Recueil des lois, arrßtes et Instructions relatifs au service 
sanitaire des ports de mer de Belgique. 

§. 10. Je me suis attachc ä cnumerer divers points es- 
sentiels , que PexpcVience m'a indique's comme souvent omis ou 
imparfaitement traites dans les rapports commerciaux qui me 
parviennent, et j'engagc les Consuls ä y faire d'autant plus d'at- 
tention a l'avenir, que j'ai, depuis peu, adoptc la mesure de repro- 
duire k un grand nombre d'exemplaircs les rapports qui offrcnt 
une utilite reelle pour le commerce et l'industrie du pays. Je les 
adresse aux chambrcs de commerce, en les invitant ä les porter 
ä la connaissance des negociants et des industriels de leur res- 
§ort, et & me faire part des observations que leur examen aura 
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ßuggMts. De cette maniere, les rcnseignements reQoiyent une 
grande publicitö; les errenrs, les lacunes ne tardent pas a se 
dfcourrir et les Consuls ont un puissant motif pour s'appliquer 
a rldiger des rapports dignes de la destination qui leur est 
r^serre>. 

Le Ministre des Affaires Etrangferes et de 1' Interieur. 

De Theux. 
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Mo. 10, 

Vier Hannovrische Verordnungen über das Seewesen. 

1. Bekanntmachung der K. Landdrostei zu Aurich 
to m 31. Hai 1833, die von den Seeschiffen zu füh- 
rende Nummer-Flagge betreffend. 

Durch die Bekanntmachung der vormaligen Königl. Pro- 
vinzial - Regierung vom 19. September 1822 ist das Handlung 
und Schifffahrt treibende Publikum hiesiger Provinz von der Ein- 
führung der bei anderen Nationen bereits in Anwendung gekom- 
menen Nummer- Flagge in Kenntniss gesetzt, und mit Ausfüh- 
rung dieser Maasregel die kaufmännische Deputation zu Emden 
beauftragt worden. 

Da die Erfahrung gezeigt hat, dass auf solche Weise der 
Zweck nicht vollständig hat erreicht werden können, so haben 
Wir beschlossen, das Register der Nummer-Flaggen von jetzt 
an bei Unserm Collegio führen zu lassen. Wir finden Uns da- 
her veranlasst, die in der obengedachten Bekanntmachung ent- 
haltenen Bestimmungen in folgender Hasse hierdurch zu erneuern. 

1. 

Alle Seeschiffe der hiesigen Provinz und der Herrlichkeit 
Papenburg sind verpflichtet, die Nummer-Flagge zu führen, wel- 
che in der Art zusammengesetzt ist, dass das Hanptfeld aus 
zwei Kleiden dunkelblauem, und die Randstreifen oben und unten 
ans halben Kleiden rothem wollenen Flaggentuch, mit der auf- 
genäheten weissen Nummer in der Hitte besteht. 

Des bessern Auswehens halber darf diese Flagge nicht 
länger sein, als unumgänglich nöthig ist. 

2. 

Die von einem jedem Seeschiffe der Provinz mit Einschluss 
von .Papenburg zu führende Nummer wird durchlaufend nach 
einer registermässigen Folgeordnung bestimmt, mit Ausachlieasung 
aller und jeder Buchstaben. 

3. 

Bei Nachsuchung eines Seepasses hat der Extrahent bei 
der Obrigkeit behuf Eintragung in das Certiücat nachzuweisen, 
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welche Nummer-Flagge sein Schiff bereits führe, oder wenn die- 
ses noch nicht damit versehen sein sollte, solches ausdrücklich 
zu bemerken. Letztern Falls wird das Schiff mit einer Num- 
mer bezeichnet, diese nach der Folge-Reihe in das Register ein- 
getragen, und darüber eine Bescheinigung ausgefertigt. 

4. 

Die Schiffe, denen neue Nummern beigelegt werden, sol- 
len von Zeit zu Zeit in dem Amtsblatte angezeigt werden, da- 
mit die erhaltene Nummer -Flagge zur öffentlichen Kcnntniss 
gelange. 

5. 

Jedem Rheder oder Schiffer, welcher zu seiner Belehrung 
eine vollständige Abschrift des Registers zu haben wünscht, 
soll diese gegen die Copialien ertheilt werden. 

2. Verordnung vom 24. März 1817, die Anmeldung 
der Schiffer bei den Consulaten betreffend. 

Nachdem von Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Regenten, 
zur Beförderung und Sicherung der Handlung und der Schiff- 
fahrt in mehreren fremden Handelsplätzen und Seehäfen, beson- 
dere Königlich -Hannoversche Consulate bestellt worden und es . 
erforderlich ist, dass solche von allen dorthin kommenden und 
ausgehenden Hannoverschen Schiffen genaue Kenntniss erhalten 
und die Papiere derselben verificiren ; so wird allen schifffahren- 
renden Untcrthanen hiemit zur ausdrücklichen Pflicht gemacht, 
sich sogleich, spätestens aber binnen vier Tagen nach ihrer An- 
kunft in dem Hafen oder Bezirk, wo der Consul residirt, im 
Consulat zu stellen, um daselbst ihre Freipässe und Schiffsrollen 
vorzuzeigen, den Inhalt ihrer Ladungen der Wahrheit gemäss 
anzugeben , von ihrer gemachten Reise , dem Orte , woher sie 
kommen, der Zeit ihrer Abfahrt und den Häfen, in welche sie 
während der Reise eingelaufen, getreuliche Anzeige zu machen. 
Desgleichen haben die Schiffer bei ihrer Abreise sich wiederum 
im Consulat zu melden, um daselbst ihren neuen Bestimmungs- 
ort und ihre Rückladung anzugeben und um die Richtigkeit der 
Pässe und der Rechnungen von den daselbst an Hafen- und 



Digitized by Google 



337 



Schiffsumgeldern, Mäcklergebühren u. s. f. gehabten, die Rheder 
und Befrachter angehenden Ausgaben von dem Consul attestirt 
zu erhalten. 

Jeder Schiffer, welcher ganz unterlägst, sich bei seiner An- 
kunft oder Abreise bei dem Consul zu melden, verfällt in eine 
Geldstrafe von Zehn Thalern, und sind von obiger Verordnung 
aHein die nach Holland und Hamburg gehenden Ostfriesischen 
Torfschiffe, so wie die nach Hamburg und Bremen gehenden, 
mit Torf und Yictualien beladenen Elb- und Weserschiffe, aus- 
genommen. 

Hannover, den 24. März 1817. 

3. Verordnung vom 21. Julius 1840, die von den 
Hannoverschen Schiffen zu führenden Schiffs- 
papiere betreffend. 

Ernst August, von Gottes Gnaden König von Hannover, Kö- 
niglicher Prinz von Grossbritannien und Irland, Herzog von 
Cumberland, Herzog zu Braunschweig und Lüneburg etc. etc. 
Da Wir zur Sicherung und Beförderung des Handels und 
der Schifffahrt Unserer getreuen Unterthanen es nothwendig er- 
achten, dass die zur Hannoverschen National -Schifffahrt gehö- 
rigen Seeschiffe mit den erforderlichen Dokumenten auf auswär- 
tigen Reisen versehen werden, die dieserhalb in den verschiede- 
nen Landestheilen Unseres Königreichs befolgten Grundsätze aber 
theils abweichend, theils mangelhaft befunden worden sind; so 
haben Wir Uns bewogen gefunden, dieserhalb folgende allge- 
meine Vorschriften zu erlassen: 

§. L 

Alle zur Hannoverschen National-Schifffahrt gehörigen See- 
schiffe sollen, um als solche unter Unserer Flagge fahren zu 
dürfen, mit folgenden Dokumenten versehen sein, als : 

1) mit dem Beilbriefe und ausserdem, falls das Schiff 
nicht mehr Eigenthum des ersten Erbauers ist, mit 
den betreffenden Kaufbriefen oder Erwerbungs- Doku- 
menten ; 

2) mit einem Messbriefe ; 

Oppenheim, CoiuuUte. 22 



\ 



338 

3) mit einer Musterrolle und 

4) mit einem Seebriefe. 

§. 2. 

Von dieser Verpflichtung werden allein die Watt- und Kü- 
stenfahrer ausgenommen, welche nur den Messbrief zu fähren 
brauchen. 

Wünschen dieselben aber zu ihrer grössern Sicherheit einen 
Seepass zu erhalten, so soll ihnen solcher gegen den geringsten 
Gebührensatz, ohne Beschränkung auf gewisse Zeit oder Reise, 
für die ganze Dauer des Eigenthums des Schiffes ausgefertigt 
werden. 

§. 3. 

Unter Watt- oder Küstenfahrer werden solche verstanden, 
welche nicht auf überseeische Länder ihre Fahrten auszudehnen 
pflegen, sondern dieselben auf die Häfen von der Eider bis zur 
Scheide, mit Einschluss dieser beiden Flüsse beschränken. 

§. 4. 

Vorstehende Verordnung soll in der ersten Abtheilung der 
Gesetzsammlung publicirt werden. 

Gegeben Hannover, den 21. Julius 1840. 

4. Bekanntmachung der K. Pro vinzial-Regi e rung 
zu Stade vom 30. April 1822, den Zeitraum betref- 
fend, für welchen Seepässe ertheilt werden. 

Das Königliche Kabinets-Ministerium hat sich bewogen 
gefunden, die der hiesigen Regierung bereits im Jahre 1819 er- 
theilte Erlaubniss, den gewöhnlichen Seepässen für solche Schiffe, 
welche sich zur Erlangung Mittelländischer Seepässe eignen, eine 
zweijährige Gültigkeit zu geben , ganz allgemein auf alle 
Fälle auszudehnen, wo sich das Schiff nur überhaupt zur Erlangung 
eines Seepasses qualificirt, so dass nunmehr von jedem inländischen 
Seeschiffer dergleichen Pässe für Ein oder Zwei Jahre nachge- 
sucht werden können. Es sind daher die erforderlichen Cautions- 
Bestellungen künftig nach demjenigen Zeiträume, auf welchen 
ein gewöhnlicher Seepass nachgesucht wird, einzurichten, wenn 
nicht anders (was jedem Schiffer zu seiner Bequemlichkeit frei 
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steht) die beschaffte Caution ausdrücklich für die ganze Zeit, als 
derselbe von hieraus mit einem gewöhnlichen Seepasse versehen 
werden wird, oder auf eine längere Reihe von Jahren übernom- 
men ist. Die nach dem bekannten Tarif zu erlegenden Gebüh- 
ren betragen — in ähnlicher Masse wie nach Unserer Bekannt- 
machung vom 21. Junius 1819 bei Mittelländischen Seepässen 
— für zweijährige Pässe das Doppelte der einjährigen Taxe. 

Bei dieser Veranlassung wird denn noch bemerklich ge- 
macht, dass eine Verlängerung von Pässen, nach Ablauf der 
Zeit, wofür sie ausgegeben worden, auch durch die Königlich- 
Hannoverschen Konsulate nicht Statt findet, und dass die den 
Schifffahrttreibenden bekannten Nachtheile sofort eintreten, wenn 
die Pässe nicht zur rechten Zeit zunickgeliefert werden. 

Stade, den 30. April 1S22. 



Pto. U. 

Oldenburgische Consular - Gebühren. 

Für die Aufnahme oder Ausstellung von Urkunden, Be- 
glaubigungen und anderen Akten hat derConsul von demjenigen, 
welcher solche verlangt, folgende Gebühren zu beziehen: 

1) Für einen Gesundheitspas s , imgleichen für ein Ur- 
sprungs-Certifikat : 

a) in deutschen Häfen 2Rthlr. in der an dem Hafenplatze 
geltenden Währung; 

b) in den Russischen Häfen 2 Rubel Silber; 

c) in den Dänischen, Schwedischen und Norwegischen Hä- 
fen 3 Rthlr.; 

d) in den Niederländischen Häfen 4 fl.; 

e) in den Französischen und Belgischen Häfen 8 Fr.; 

f) in den Brittischen Häfen 7 Sh. Sterl. ; 

g) in den Spanischen, Portugiesischen und Amerikanischen 
Häfen 1% Doli. 

2) Für die Attestation oder Legalisation einer Unterschrift, 
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für die Aufnahme eines Protestes, für die Visirung eines See- 
passes die Hälfte des obigen Betrages (1 Rthlr. oder im Ver- 
hältniss). 

3) Für die Ertheilung oder Visirung eines andern Passes 
ein Viertel des obigen Betrages (*/ % Rthlr. oder im Verhältniss). 

4) Für umständliche Proteste (Verklarungen), für Verglei- 
che und Entscheidungen von Streitigkeiten, nach billigem Er- 
messen und unter Berücksichtigung der Weitläufigkeit und Wich- 
tigkeit des Gegenstandes, 1 bis 5 Rthlr., oder im Verhältniss 
(ad 1, b-g). 

5) Für jeden sonstigen Akt, wobei das Siegel und die 
Unterschrift des Consuls erfordert wird, l Rthlr., oder im Ver- 
hältniss (ad 1, b — g). 

Auf jeder Urkunde ist der Betrag der dafür bezahlten Ge- 
bühren zu bemerken. 
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